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Akademifche Veriagsbuchhandlung von 3. &. 8. Mohr (Yaul Siebe) 
in Freiburg i. 8. und Leipzig. 


Soeben wurde volljtändig: 


Oommentar 


Berfallungs-Hrkunde 


für das 


Dentihe Neid 


von 


Dr. Mar von Geydel, 


Brofeffor des Staatsrecht8 an der Univerfität München. 
Aweife, ungearbeifefe Auflage. 
Groß 8. M. 10.—. Gebunden M. 11.—. 


Profeffor M.v. Seydel’3 Sommentar zur Berfaffungsurtunde 
für das Deutfche Reich, der im Jahre 1873 in 1. Auflage erfchienen ift, 
ift nunmehr in 2., nahezu vollftändig umgearbeiteter Auflage ausgegeben. 
Nicht als ob der Verfajjer jeine Grundanfchauungen geändert hätte; aber Ges 
feßgebung und Litteratur find im Laufe von faft einem Bierteljahrhundert jo 
gewaltig angewachfen, daß nichtS anderes übrig blieb, al3 aus dem Gommens 
tar ein neues Werk zu machen. Der Commentar ift in feinem Umfange 
gegen früher erweitert und alle in der Zwifchenzeit aufgetretenen Zweifel und 
Streitfragen, deren Zahl eine beträchtliche ift, find forgfältig erörtert, auch 
manche anderwärt3 nicht berührten Fragen in Betracht gezogen. Andem 
der Gommentar. jo nicht bloß auf die großen wijjenfchaftlichen Probleme, 
fondern au) auf die Einzelheiten eingeht, ift er bejtrebt, nicht nur Die 
theoretische Forfchung zu fördern, jondern auch den Bedürfnifien der Praris 
zu dienen. Cbendeswegen tft auch der praftijche Werth de3 Commentars 
unabhängig von dem Standpunkte, den man zu den RATEN 
Grundfragen des NReichsitaatsrecht3 einnimmt. | 


Bus Britiken: 

Seydel vertritt bekanntlich im Gegenjag zu anderen Schriftitellern 
die föderative Auffafjung des Reichs. 

Darüber äußerte fi) unlängft die Münchener „Allg. Zeitung‘ in 
folgender bemerfenswerther Weife: 

„Seydel verharrt unentwegt auf feiner Auffaffung, daß dag Reich 
nur ein Staatenbund, die volle Souveränetät auf Seite der Einzelitaaten 
fei. &r bat für fih, daß er, um zu feinem Ergebniß zu fommen, Teinen 
der überbrachten und miljenfchaftlich anerfannten Begriffe umzubilden 
braucht, daß feine Darftellung der gefchichtlichen Entwicdlung genau ent- 
fpricht und daß endlich die verbündeten Regierungen, deren übereinftimmender 
Wille das eich gegründet hat und aus deren Willen daher zu bemejjen 
ift, wa8 das Reich fei, mit Entfchiedenheit auf feinem Standpunkt ftehen. 
Die Zahl feiner Anhänger mehrt fid) denn auch; er ift nicht mehr einfam, 
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Akademifche Nerlagsbudhandiung von 3. &. 8. Mohr (Yaul Siebe) 
in Freiburg i. 8. und Leipzig. 


wie in den fiebziger Kahren, wo nıan ihn geradezu als wiffenfchaftlichen 
Hochverräther bezeichnete. AInsbefondere feine Schüler find auf die Aus: 
führungen, die er mit zwingender Schärfe und Folgerichtigkeit vorzutragen 
weiß, wohl eingefeltet.” 

Seydel felbft äußert fih am Schluffe der Einleitung feine Commen: 
tar3 über die Frage folgendernagen: 

„Aus diefer kurzen Vorführung der hauptfächlichen Theorien erhellt, 
daß die Staatsrechtswifjenfchaft über das Problem des Bundesftaates noch 
zu feiner Einigung gelangt ift. Sch perfönlich halte das Problem für un- 
lösbar, weil falfch geftellt. Doch wie dem fein mag, da3 Eine ift vor- 
läufig ficher, daß, gleich wie meine Theorie, fo jede andere nicht viel 
mehr Vorfämpfer zählt als ihren Urheber. Man muß eine Art calculus 
Minervae anmenden, um eine Mehrheit herauszubelommten. 

Aber wenn auch in diefer Beziehung Einigkeit nicht zu erwarten 
fteht,, über ein Anderes ift die Wiffenfchaft wohl, nachdem die erjte Hiße 
des Streites verraucht ift, einig geworden. E3 ift, um mit Baullaband 
(Staatsrecht des Deutfchen Neiches, 3. Aufl., I, S. 86 Anm. 3) zu reden, 
„nroiffenfchaftlich unzuläfiig”", eine Theorie „„damit anzugreifen, daß man 
fie al3 politifch gefährlich, unpatriotifch und reichsfeindlich”"" bezeichnet. 
Der Gebrauch vergifteter Waffen ift nicht nur vom Völkerrecht unterjfagt.” 

„Die joeben erfolgte neue, ungearbeitete Ausgabe des Kommentars 
zur NReichSverfaflung von Brofefjor Dr. Wear v. Seydel bildet in Verbindung 
mit dem groß angelegten Staatsrecht von Hänel und von Laband einen 
Abichluß für die wiffenfchaftliche Behandlung des deutfchen Staatsrecht3; 
aud) weitere KRreife außerhalb der Fachgenofjjen werden fich für deren Ergeb: 
niffe und namentlich für die legten Erörterungen des bayerifchen Staat3- 
rechtslehrers interejfiren. Und das nicht allein wegen ihrer wiffenfchaft- 
lichen Bedeutung! Denn feine Theorie entfpricht miehr den Auffaffungen 
und Thaten der praftifchen Politik als die Seydel’fche, wenn fie auch jene 
Beitrebungen, welche den Einheitsjtaat begehren, nicht fördert wie die Lehre 
Hänel3 und anderer.” Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1896, Ar. 263. 


„Die zweite Auflage präfentirt fich al3 eine vollftändige Umarbeitung 
der eriten, 1873 erfchienenen Auflage. Sie tft ein umfafjendes Handbuch 
des Staatsrecht8 de3 Deutfchen Reiches, in welchem nicht nur die ver: 
Tchiedenen jtaatSrechtlichen Theorien eingehend gewürdigt, fondern in3- 
befondere auch daS ganze reiche einfchlägige Material überfichtlich und 
forgfältigft zufammengejtellt ift, jo daß das Buch aud) für den Praktiker 
auf diefem Gebiete ein gemwijjenhafter unentbehrlicher Führer ift. Nicht 
nur ift allenthalben die betreffende Literatur verzeichnet und find die fämmt: 
liche in der Sache ergangenen Reichsgefege, Verordnungen zc. angeführt, 
e3 wird auch auf die betr. Reichstags: und Bundesrathsverhandlungen, 
auf bemerfenswerthe Borgänge in den Kommiffionsfigungen 2c. verwiefen. 
Dem praftifchen Suriften wie dem PBolitifer ift ein reiches Duellenmaterial 
in der objeftivften Weife erfchlojjen. Alle die Streit: und Zmeifelsfragen, 
die fich in den 25 Jahren der Entwicklung unferer NReichsgefeßgebung er- 
geben haben, find eingehend behandelt. Seydel hält an feiner befannten 
Theorie, daß das Deutfche Reich nicht ein Bundesftaat, fondern ein Ton- 
ftitutioneller Staatenbund fei, auch heute unverändert fet; er geftaltet fie 
noch weiter au& und begründet fie noch tiefer. In feiner geiftvollen präg- 
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nannten, ab und zu auch fatyrifchen Weije, unternimmt er den Nachweis, 
daß alle anderen Theorien vom Bundezftaat theoretifeh unhaltbar und mit 
der Entwiclung und dem Wortlaut der Reichöverfaffung unvereinbar feien. 
Der Bundesgewalt fehle zu einer Staatsgewalt das wefentlichite Merkmal, 
die Unbegrenztheit; die einzelnen Souveränetätsrechte, die dem Bund über- 
tragen find, bilden feine Souveränetät; die Bundesgewalt wirft innerhalb 
jedes Staates al3 Landesgewalt; die Bundesgefebgebung wirft innerhalb 
jedes Staates als Landesgefebgebung. In meifterhafter Weife führt Seydel 
in Bezug auf das Zuftandefommen und die Einführung der Neichsver- 
fafjung, dann in Bezug auf eine Reihe von Fragen, die in der Reichspolitif 
feither auftauchten, 3. B. der Frage der ReichSminifterien, ReichSaufficht2c. 2c., 
den Beweis, wie hierauf nur feine Theorie paffe. Er Tann fich dabei auch 
auf das feitherige Zonftante Verhalten der Bundesregierungen und in3- 
bejondere auf die Erklärung der preußifchen Regierung vom 5. April 1884 
berufen, deren Bedeutung dadurch erhöht wird, daß fie auch den perfün- 
lichen Meinungsausdrudf des geiftigen Schöpfers des Deutfchen Reiches, 
des Fürften Bismard, darftellt, an welcher Erklärung allerdings bisher 
die ftaatsrechtliche Literatur vorbeizugehen vorzog. Hier ift daS Vertrags- 
verbältniß, auf dem die deutfche NReichöverfaffung beruht, ausdrüdlich an- 
erfannt und mit aller Schärfe betont. Diefer Standpunkt wird in Bezug 
auf alle Fragen mit unverrücdter Konfequenz feitgehalten und als die einzig 
Tonfludente Theorie nachgewiefen. Auf dem Gebiete des Reichsitaatsrechtz 
it demnach das neuefte Werk v. Seydel’3 — fo darf man es wohl be- 
zeichnen, weil die erfte Auflage vollftändig umgearbeitet worden tft — jeden- 
fal3 von epochemachender Bedeutung.” Augsburger Hbendzeitung 1896, Ar. 355. 


Beitellungen nehmen alle mit mir in Berbindung ftehenden Eorti- 
ment2buhhhandlungen entgegen. 


Akademifcde Verlagsbuchhandlung von 3. @. 8. Mohr 


(Paul Siebed) 


in Freiburg i. 8. und Leipzig. 
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Sn meinem Verlage ift erfchienen: 


Baperildes Staatsrecht. 


Bon 
Dr. Wax von Sepdel, 


Profeffor des Staatsrechts an der Univerfität München. 
(Sog. großer Eeydel.) 
Zweite, durchgefehene Auflage 
in 8 Bänden und 1 Negifterband. 

Ler. 8. 1896. M. 70.—. Gebunden in Halbfranz M. 80.—. 


= (Einzelne Bände des Werkes werden niht abgegeben, —— 


SeHdel’s großes bayerifches Staatsret ift als ein Merk von 
monumentaler Bedeutung anerkannt. 

Die zweite Auflage umfaßt mit Hilfe einer veränderten Sapeinrich- 
tung ohne Kürzung des Inhalt3 nur 3 XTertbände und 1 Regifter: 
band in Ler. 89 gegen 6 Tertbände und 1 NRegifterband der 
erften Auflage in 8° und ift in Folge deffen um rund 20 bezw. 283 Mlart 
billiger, als die erfte (M.90.80 brofhirt, M.108.30 gebunden) Auflage. 

Die neue Auflage weift eine für den praftiihen Bebraud) nicht 
unmwidhtige Berbefierung auf. Es ift eine fortlaufende Beziffe: 
rung der Paragraphen dur da3 ganze Werk durchgeführt und 
die Ziffern der Anmerkungen laufen nit nad Seiten, jondern 
nah Paragraphen. Dabdburdh ift e3 ermögliht worden, genaue 
Berweifungen au auf fpätere Erörterungen Überall, two e8 nöthig 
erjhien, zu geben, und die Benäbung des Werkes zum Nahichlagen ift 
dadurch erheblich erleichtert. 

Bei der erften Auflage ergab fih, da der erfte Band 1884, ber 
lebte 1893 erihien, unvermeidlih das Mipkliche, daß der Rectsftand 
A bis zum Abfchluffe des Merkes vielfah veränderte. ft aud) die 
bayerische Gefeßgebung in diejer Zeit nicht übermäßig fruchtbar gex 
weien, jo war do die Veraltung einzelner Parthien annerhal) 
eines Zeitraumes von fat 10 Jahren unausbleiblid. 


1897. Nr. 60. 
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Ptunmehr ift in ber zweiten Auflage, joweit dies überhaupt mög«- 
Yih ift, der Nehtöftand eines beftimmten Zeitpunftes firirt 
und damit aud die Evidenthaltung bes Werkes dur Nadträge, die je 
nad Bebürfniß erjcheinen werden, ermöglicht. 


Der Aufbau ift nirgends verändert. Einzelne Parthien, wo dies 
nöthig erihien, find mehr oder minder umgearbeitet oder burd= 
gefehen, insbefondere im Abichnitte, der von der Regentfehaft hanbelt, 
dann bei der Darftellung des PVereheligungsrechtes, des Arbeiterver- 
fiherungsredhtes u. j.w. Was aber für den Praltiter am werthoollften 
fein wird, ift die jorgfältige Detailarbeit, die daran gewendet 
ift, die Anmerfungen in dem Stande zu erhalten, wie er für die 
Verwendung ded Buches im Gejhäftsleben erforderlich ift. 

Die neuere einfhlägige Literatur ift durchweg forgfältig 
berüdfichtigt, ebenfo find die ergangenen Minifterialerlaffe, ge: 
rihtlihen Ertenntniffe zc. genau verzeichnet und, two dies erforder- 
ih eriien, näher gewürdigt. 


Profeffor Dr. PB. Laband in Straßburg i. €. fehreibt über das 
Werk in Nr. 6 der „Deutichen AJuriften-Zeitung” IL. Jahrg.: 

„Das bayerifhe Staatsreht von Mar von Seybel ift bie befte, 
eingehendite und gründlichfte Darftelung, welche irgend ein Deutjches 
Lanbesftaatsrecht gefunden hat. Sie wäre in fo vollendeter Art wohl 
überhaupt nicht möglich gewejen, wenn nicht Die bayerifche Staats- 
regierung dem Berf. die Benubung der Akten der Minifterien und des 
Staatsrats geftattet hätte, ohne ihm in der Verwertung des Materials, 
foweit dafjelbe überhaupt zur Veröffentlihung geeignet erfhien, Be- 
Ihränfungen aufzuerlegen. Der Verf. ftand, wie er in dem Vorwort 
zur erften Auflage hervorgehoben hat, diefem Stoffe mit wiffenjchaftlicher 
Unabhängigfeit und mit der vollen Tyreiheit der perfönlicden Weber- 
zeugung gegenüber. Die bayeriihe Staatsregierung bat hierdurd ein 
Merk ermöglicht, welches der deutfhen Staatsrechtswifienihaft zur Zierbe 
und dem bayerifhden Staate fiherlich nit zum Schaden gereicht, welches 
die hiftorifche Entwidelung und praftifche Ausgeftaltung des bayerifchen 
Verfaflungs- und Berwaltungsredht3 Har und anfhaulih vor Augen 
führt, der jchöpferifchen T’hätigfeit der bayerifchen Staatsmänner, Aıt« 
riften und Verwaltungsbeamten ein Denfmal jebt, den bayerijchen Be- 
hörden bei Erledigung ihrer Amtsgejhäfte eine zuverläffige Anleitung 
und Belehrung giebt und au außerhalb Bayerns für jeden, der fich 
mit dem pofitiven BÖffentliden Recht der Gegenwart beihäftigt, eine 
Yundgrube und ein Schaf des MWiflens ift. ft die ftaunenswerte 
Reichhaltigfeit des Materials, tvelches das Werk bietet, zum teil auf 
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biefe wertuollen Hülfsmittel zurfcizuführen, jo ift die Art und WMWeife 
der Behandlung da8 ausschließliche Verdienst bes VBerf., und gerade 
biefe ift muftergiltig. Gewöhnlich find Werke, bie „mit Benuhung 
amtlider Quellen” bearbeitet find, geiftlofe und trocdene Zufammen- 
flelungen von Verordnungen, Refkripten, Entfheidungen, Dienftanwei- 
fungen oder Auszüge aus Motiven, Kommijfionsberichten, parlamen- 
tarifchen Berhandlungen u. dal.; der Verf. Dagegen belebt feinen, in 
einzelnen Bartien dbod ziemlich jpröden, Stoff mit eindringenber Ge- 
danfenarbeit; er weiß das vielverzmweigte Detail unter bie beherrichen- 
den Prinzipien zu bringen und wieder aus den maßgebenden Grund: 
Jäßen die Entjheidung der Einzelfragen abzuleiten; er ift ein Meifter 
in der Erörterung ber zahlreiden Kontroverfen, in ber interpretation 
der Gefee, in der logifhen Schlußfolgerung. Das Werk ift feine bloße 
Anfammlung von ftaatsrehtlidem Material, fondern eine wiljenfhaft- 
Yihe Durdarbeitung, ein fhyftematifcher Aufbau. Andererjeits weiß ber 
Berf., daB juriftiihe Konftruftionen und Theorien gebunden find an 
ben pofitiven Inhalt der Gejebe; feine ruhigen und maßvollen Debuf: 
tionen halten fih fern von willfürlihden Spekulationen und dialeftifhen 
Kunftftüden, durch welche die wiljenfchaftliche Erkenntnis nicht gefördert 
fondern verwirrt wird, jowie feine einfache, nücdhterne, dem Stoff an« 
gemefjene Darftellungsweife in wohlthätigem Gegenfaß fteht zu dem 
pathetifhen, phrafenreiden Wortgeklingel, mit weldem Redtsromantifer 
die Unflarheit ihrer Gedanken jo gern verhüllen. 

Da das Wert Seydel’3 das ganze bayerifhe Staatsreht be» 
handelt, jo find aud diejenigen Partien, welche der Reichögejeßgebung 
unterliegen, fowie da8 Verhältnis Bayerns zum Reich in den Kreis der 
Erdrterungen gezogen, und es ift bejonders interefjant, in der Dar- 
ftelung eines jo wichtigen Bandesftantsrecht3 die Einwirkung der Reichs» 
gejeßgebung auf die Bejebgebung und Berwaltung der Einzelftaaten 
veranfhauficht zu jehen. Der Schwerpunft und Hauptinhalt des Werks 
Tiegt ja freilich in denjenigen Materien, auf welde fi die Zuftändig- 
feit des Neicha nicht erftrect, und fomweit die Einzelftaaten au) ihre 
Berwaltungs-Befugnifie an das Reich abgetreten haben, beichränft fich 
der Berf. mit Recht auf eine furze Erwähnung und Verweifungen auf 
die Bitteratur bes Reihsftaatsrehts. Der Verf. verhält fi befanntlich 
gegen den Bundesftaatäbegriff ablehnend; er hält Die Einzelftaaten für 
fouverän und das Reich für einen völferrehtlichen Verein. Diefe Theorie 
mat fih natürlih au in dem vorliegenden Werke geltend und be= 
herricht vielfach die juriftifhen Konftruftionen; wenn man aber den 
Verf. wegen diefer wifjenfchaftlichen Meberzeugung einer partifularifti- 
Then oder gar reihsfendlichen Tendenz beiehuldigt hat, fo ift Diefer 
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Borwurf völlig unbegründet; feine Ausführungen find burcdhiveg rein 
Tahlih und objeltiv. DMander Lönnte aus der Darftellung Seydel’s 
Yernen, daß e3 nicht zu den Aufgaben der Rehtswillenichaft gehört, da 
wo die Neichsverfaflung vom Standpunft der Partei aus mangehaft 
eriheint, wie 3. B. in der Regelung des Heerwejens, fie dur will: 
fürlihe Theorien verbeflern zu wollen.” 


- Beftellungen Tanıı jede Sortimentöbughandlung des In: und 
Auslandes entgegennehmen. 


Akademifce Verlagsburhandlung von 3. C. 8. Mohr 
(Paul Siebed) 
in Freiburg i. 8. und Leipzig. 


Beitellzettel. 


er mM. vo. Seydel, Bayerifches Stantsreht. (Sog. großer 
Seydel.) Zweite, dDurchgefehene Auflage. 4 Bünde, 
*), Broidirt M. 70.—. *) Gebunden M. 80.—. 
und wünjdt Zufendung der vorausfihtlih von 5 zu 5 Sahren 
eriheinenden Nadhträge. 


(Verlag von %. E. B. Mohr in Freiburg i. 8. und Bit) 


Ort, Wohnung und Datum: | Name: 


Kerne LE re ernennt teen ne 


*) Das Nichtgewünfchte tft zu Durchftreichen. 


Drud von ©. A. Wagner in Freiburg i.®. 


I. Abhandlungen. 


—_ 


Die Dienstvergehen der evangelischen Geistlichen und 
deren Bestrafung im Grossherzogtum Sachsen-Weimar- 
Eisenach. 

Von 
Dr. Hermann Ortloff, 


Landgerichtsrath a. D. in Weimar. 


Einleitung. 

Infolge der auf fast allen Gebieten des Staatslebens seit 
1848 erstrebten und zum grossen Teil auch erlangten Neugestal- 
tungen wurden im Grossherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach die 
Verwaltungsmittelbehörden durch die landesherrliche Verordnung 
vom 25. Sept. 1849 aufgehoben und das Staatsministerium neu 
organisiert. 

Unter jene Mittelbehörden gehörte für Kirchen- und Schul- 
sachen das Oberkonsistorium in zwei Abteilungen; an dessen 
Stelle trat durch landesherrliche Verordnung von demselben Tage 
für Angelegenheiten der protestantisch-evangelischen Landeskirche 
„bis zur Neugestaltung der Verfassung“ dieser ein kollegialisch 
besetzter Kirchenrat als Teil der damaligen Abteilung des 
Staatsministeriums für Justiz und Kultus (Departement II der 
damals neuen Abteilung) zur Mitwirkung in rein kirchlichen und 


geistlichen Angelegenheiten. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 1. 1 
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Zu Mitgliedern berief das Staatsoberhaupt eine Anzahl von 
Geistlichen zu dem Ehrenamt des gewöhnlich zu Anfang eines 
jeden Monats zusammentretenden Kollegiums unter dem Vorsitz 
des Departementschefs.. Auf dieses waren die eigentlich kirch- 
lichen und geistlichen Funktionen des bisherigen Oberkonsistoriums, 
wie solche in der Oberkonsistorial-Ordnung vom 27. Jan. 1804 
8 II A, B, C genauer bezeichnet waren, jedoch mit Ausschluss 
der Schulangelegenheiten, übergegangen. Zu ihm traten die unter- 
geordneten Kircheninspektionen inbezug auf rein geistliche An- 
gelegenheiten in dasselbe Verhältnis, in welchem sie bisher zum 
Oberkonsistorium gestanden, während sie, bezüglich die Super- 
intendenten als Schulephoren, in anderen, namentlich auch in 
Schulangelegenheiten, welche bisher zu dem Wirkungskreise des 
Oberkonsistoriums gehörten, unmittelbar unter das Staatsministe- 
rıum zu stehen kamen. 

Zur Beschlussfassung sollte die Anwesenheit von drei Mit- 
gliedern genügen; bei den Konsistorialsachen konnten auch vor- 
tragende weltliche Räte zu den Beratungen des Kirchenrates zu- 
gezogen werden und umgekehrt die in Weimar wohnenden geist- 
lichen Räte zu den kollegialischen Beratungen des Ministeriums 
in den sog. gemischt-geistlichen Angelegenheiten. Der Kirchen- 
rat sollte namentlich thätig sein bei Prüfungen der Kandidaten 
der Theologie, der anzustellenden und zu befördernden Geist- 
lichen, bei der Ordination, wie bei der Oberaufsicht über die 
Geistlichen und bei Besetzung geistlicher Stellen, wobei er ein 
Vorschlagsrecht hatte, mit Ausnahme der Stellen der Kirchen- 
diener, die er, soweit dies dem Oberkonsistorium zustand, definitiv 
zu besetzen hatte; auch die Beratungen über Ehedispensationen 
in verbotenen Graden gehörten vor den Kirchenrat. In rein geist- 
lichen Angelegenheiten verblieb dem Landesfürsten als summus 
episcopus nach der bisherigen Kirchenverfassung die Bestätigung 
der Kollegialbeschlüsse; ebenso wo demselben eine selbständige, 
von der Schlussfassung des Oberkonsistoriums abweichende Ent- 
scheidung zustand, sollte es in Zukunft bis zur Einführung einer 
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neuen Kirchenverfassung bewenden und der Departementschef die 
Sachen nach der Schlussfassung des Kirchenrats dem Landes- 
fürsten vortragen. 

Hiermit war vorerst die reine Konsistorialverfassung im 
Kirchenregiment unter der Herrschaft des Landesherrn als 
„Landesbischofs“, dem die oberste Kirchengewalt zustand, mit 
dem sog. Territorial- und Episkopalsystem vereinigt, im wesent- 
lichen beibehalten worden, nur ward das Kollegium verändert dem 
„Kultusdepartement“, nach Beseitigung aller Mittelbehörden be- 
hufs durchgreifender Vereinfachung der Verwaltung, einverleibt. 
Bald danach erfolgte aber auf Antrag des Kirchenrats auch eine 
teilweise Einführung der Selbstverwaltung, wie nach der Ge- 
meindeordnung vom 22. Febr. 1850 in den politischen Ge- 
meinden, auch in den sich diesen anschliessenden Kirchen- 
gemeinden, also einer Presbyterialverfassung mit dem Er- 
lass einer provisorischen Kirchengemeindeordnung vom 24. Juni 
1851, unter der im Eingang ersichtlichen Begründung: „um dem 
in der evangelischen Landeskirche hervorgetretenen Bedürfnisse 
der Aufstellung besonderer Organe für die Leitung des kirchlichen 
Gemeindelebens durch Einführung einer Kirchengemeindeordnung 
Grenüge zu leisten und damit zugleich eine Grundlage für weitere 
Verbesserungen in der Verfassung dieser Kirche herzustellen“. 
Hiernach bildete die erste Stufe in der evangelischen Landes- 
kirche die Ortsgemeinde mit den Rechten einer juristischen 
Person, die zu vertreten war durch einen von der Gemeinde aus 
ihren Mitgliedern zu wählenden Kirchengemeindevorstand (Kol- 
legium, sog. Presbyterium), welcher die unterste Stufe in der Ein- 
richtung der kirchlichen Behörden zur Beratung und Beschluss- 
fassung in den wichtigsten Angelegenheiten der Kirchengemeinde 
bildete. 

Auf weiteren Antrag des Kirchenrats wurde unter Sanktio- 
nierung des Grossherzogs Karl Alexander als Landesbischofs 
eine Synodalordnung vom 29. März 1873 nach gutachtlicher 
Vernehmung sämtlicher evangelischer Kirchengemeindevorstände 

1* 
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erlassen, „um den verheissenen Weiterbau der Verfassung der 
evangelischen Landeskirche auf dem durch die Kirchengemeinde- 
ordnung vom 24. Juni 1851 gelegten Grunde in Ausführung zu 
bringen“. Nach $ 1 derselben ist die Errichtung der Landes- 
synode dazu bestimmt, sämtlichen evangelischen Kirchengemeinden 
des (srossherzogtums eine geordnete Vertretung bei der 
Kirchenregierung zu gewähren; doch solle an dem Bekenntnis- 
stande in der evangelischen Landeskirche durch die Synodalord- 
nung nichts geändert werden und auch jeder einzelnen Kirchen- 
gemeinde ihr bisheriger Bekenntnisstand ausdrücklich gewahrt 
bleiben dergestalt, dass sie zu einer Aenderung derselben nicht 
genötigt werden könne. 

Nachdem der durch die oben erwähnte Verordnung vom 
25. Sept. 1849 bis zur Neugestaltung der Verfassung der evan- 
gelischen Landeskirche für rein kirchliche und geistliche 
Angelegenheiten derselben errichtete Kirchenrat in der 
Synodalordnung als fortbestehend anerkannt worden und da 
zur Ausführung dieser neuen Kirchenverfassung, insoweit sie die 
Teilnahme des „ständigen Synodalausschusses“ an der 
Beratung und Beschlussfassung des Kirchenrats in ge- 
wissen Angelegenheiten anordnet, sich eine entsprechende ander- 
weite Ordnung der bestehenden organisatorischen Bestimmungen 
nötig gemacht hatte, erliess unter Aufhebung jener Verordnung 
von 1849 der Grossherzog unter Gegenzeichnung des Gesamt- 
ministeriums eine neue Verordnung betr. den Kirchenrat der 
evangelischen Landeskirche unter dem 25. Nov. 1874, die alsbald 
hier näher zu besprechen sein wird. 

Die Landessynode trat dem konstitutionellen System der 
staatlichen Ordnung entsprechend in Parallele mit dem seit 1816 
bereits bestehenden Landtag, und es handelte sich dort wie hier 
nicht um die Vertretung bei der Gesetzgebung etwa nur ständi- 
scher oder Parteiinteressen, sondern nach $ 15 der S.-O. ist jedes 
Mitglied der Synode als solches berufen, die ganze evangelische 
Landeskirche zu vertreten, und an Aufträge nicht gebunden. Die 
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Synode hat den Zustand der evangelischen Landeskirche nament- 
lich inbezug auf Kultus, Verfassung, Zucht und kirchliches Leben 
zu beobachten und die inbezug hierauf ihr nötig scheinenden 
Anträge bei der Kirchenregierung zu stellen, während diese jener 
bei den regelmässig alle 4 Jahre stattfindenden Versammlungen 
der „ordentlichen Synode“ umfassenden Bericht über den Zu- 
stand der Landeskirche und die Vorkommnisse in derselben zu- 
gehen zu lassen hat; sie hat ferner aus dem Gebiete des kirch- 
lichen Lebens der Kirchenregierung auf Erfordern Gutachten zu 
erstatten. Kann auch das Bekenntnis einen Gegenstand weder 
der Beschlussfassung der Synode noch der kirchlichen Gesetz- 
gebung überhaupt bilden, so können unter dieser Voraussetzung 
doch mit Zustimmung der Synode neue kirchengesetzliche Normen 
inbezug auf Kirchenverfassung und Kirchenzucht, Gottesdienst 
und Lehrordnung, namentlich auch neue Katechismen, biblische 
Geschichten, Gesangbücher und Agenden eingeführt werden, in 
welcher letzteren formellen Beziehung jedoch den einzelnen Ge- 
meinden ihre freie Selbstbestimmung vorbehalten worden ist (8 19 
S.-O.). Der Verkehr zwischen der Synode und dem die Kirchen- 
regierung vertretenden Departement des Kultus im Staatsministe- 
rium ist schriftlich. Alle die Gesetzgebung und Verwaltung der 
Landeskirche betreffenden Beschlüsse der Synode, mit Ausnahme 
der Beschwerden und Anträge, können nur nach erhaltener Sank- 
tion des Landesbischofs ausgeführt werden. Die mit der Kirchen- 
regierung von der Synode getroffenen Vereinbarungen werden am 
Schlusse einer ordentlichen oder ausserordentlichen Sitzungsperiode 
in einen Synodalbescheid zusammengefasst, verkündet und aus- 
geführt, die verabschiedeten Gesetze vom Landesbischof publiziert: 
und dazu die erforderlichen Verordnungen von diesem erlassen. 

Die Landessynode ist aus 15 ‚geistlichen und ebensoviel welt- 
lichen Abgeordneten (30) von fünfzehn ‘Wahlbezirken, in denen 
die sämtlichen evangelischen Kirchengemeindevorstände des Be- 
zirks die Wahl ausüben, aus vier von dem Landesbischof nach 
Grehör des Kirchenrats gewählten Mitgliedern und aus einem Ab- 
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geordneten der theologischen Fakultät der Universität Jena zu- 
sammengesetzt. Jede ordentliche Synode bestellt vor ihrem 
Schlusse einen ständigen Ausschuss für die Zwischenzeit bis 
zum Beginne der nächsten ordentlichen Synode; derselbe besteht 
aus dem Präsidenten der Landessynode als dem Vorsitzenden auch 
dieses Ausschusses und aus vier von der Synode aus ihrer Mitte 
gewählten Gliedern, zwei geistlichen und zwei weltlichen, eventuell 
aus den entsprechend zu wählenden Stellvertretern. Dieser Aus- 
schuss hat umfangreiche Vertretungsbefugnisse, namentlich auch 
rücksichtlich der Teilnahme an der Aufsicht und Verwaltung; be- 
sonders nach & 35 der S.-O. an der Beratung und Beschlussfas- 
sung des Kirchenrats hat dieser ständige Ausschuss durch seine 
stimmberechtigten Mitglieder als ausserordentliche Mitglieder des 
„verstärkten Kirchenrats“ teilzunehmen, wenn es sich handelt um 
Besetzung geistlicher Stellen, um Enturlaubung eines ordi- 
nierten Geistlichen, Streichung aus der Kandidatenliste, Unter- 
suchung gegen Geistliche wegen der Lehre, um Entschei- 
dung über die Bedenken einer Gemeinde gegen Gabe, Lehre oder 
Wandel des für sie bestimmten Geistlichen, ferner über das Vor- 
handensein der kanonischen Eigenschaften eines von einem Kirchen- 
patron präsentierten Geistlichen, gegen dessen Bestätigung Zweifel 
erhoben werden, um Zwangsmassregeln gegen eine Gemeinde, 
welche sich der Uebernahme oder Erfüllung gesetzlicher Lei- 
stungspflichten entziehen will, um Aenderungen in den Parochial- 
verbänden bezw. Bezirken und um solche Angelegenheiten, über 
welche sonst noch um ihrer Wichtigkeit willen, namentlich auch 
zur Vorbereitung der Vorlagen für die Synode (88 31—33 8.-O.) 
der Kirchenrath selbst eine gemeinsame Beratung und Ver- 
ständigung wünscht. 

Um die Zuständigkeit des „verstärkten Kirchenrats“ 
im Disziplinarverfahren gegen evangelische Geistliche handelt 
es sich namentlich in der nachfolgenden Besprechung, weshalb 
auf die Organisation der kirchlichen Behörden im Grossherzog- 
tum Sachsen zurückgegangen werden musste — des Verständ- 
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nisses der damit nicht vertrauten Leser wegen —, und hier 
greifen die für die Gegenwart und weitere Zukunft giltigen organi- 
satorischen Bestimmungen der landesbischöflichen bezw. landes- 
herrlichen Verordnung vom 25. Nov. 1874 Platz, aus der noch 
folgendes hervorzuheben ist. 

Das Fortbestehen des Kirchenrats mit den neben durch 
die neue Kirchenverfassung hervorgerufenen Geschäftsobliegen- 
heiten ferner verbleibenden rein kirchlichen und geistlichen Be- 
fugnissen laut der früheren Verordnung vom 25. Sept. 1849 ist 
ausdrücklich unter Bezugnahme auf dessen Anerkennung seitens 
der Landessynode an die Spitze gestellt und ist darauf der Ge- 
schäftskreis des Kirchenrats unter acht Ziffern gruppiert, wovon 
unter 2 die Aufsicht über die Lehre und den Kultus, ... . die 
Aufrechterhaltung der Kirchenzucht in den bestehenden Grenzen, 
die Kirchenvisitationen, unter 7 die Aufsicht und Disziplin über 
die Geistlichen, insbesondere auch aus Anlass von Beschwerden 
über den Missbrauch der geistlichen Gewalt, wobei zu Mass- 
regeln der Versetzung, Suspension oder Entlassung die landes- 
fürstliche Genehmigung einzuholen ist, zu nachfolgender Darstel- 
lung hervorzuheben ist. Nach 8 3 der V.-O. stehen in den vor- 
her in $& 2 bezeichneten rein kirchlichen und geistlichen An- 
gelegenheiten dem Kirchenrat das Recht der Anordnung und die 
Befugnisse der höheren Instanz innerhalb der bestehenden Ge- 
setze und Verordnungen zu. Wo nach der bestehenden Kirchen- 
verfassung ein Beschluss des Kirchenrats (in rein kirchlichen und 
geistlichen Angelegenheiten) der Bestätigung des Landesfürsten 
bedarf, oder wo dem letzteren eine selbständige, von der Be- 
schlussfassung des Kirchenrats abweichende Entscheidung zusteht, 
hat der Chef des Kultusdepartements über die Beschlussfassung 
des Kirchenrats dem Landesherrn Vortrag zu erstatten und dessen 
Entschliessung einzuholen. Geht die Sache an den Kirchenrat 
zur Ausführung des Beschlossenen zurück, so ist in der Aus- 
fertigung besonders der höchsten Ortes gefassten Entschliessung 
Erwähnung zu thun, desgl. neben letzterer auch der Mitwirkung 
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des Kirchenrats, wenn die Ausfertigung unmittelbar durch das 
Staatsministerium erfolgt. Der Kirchenrat besteht aus dem Chef 
des Kultusdepartements, einem weltlichen rechtsverständigen Mit- 
gliede, das der Landesfürst ernennt, und einer von diesem be- 
rufenen Anzahl von Geistlichen der evangelischen Landeskirche 
(„Kirchenräte“) als: „ordentlichen Gliedern“. Die Mitglieder 
des ständigen Synodalausschusses nehmen an der Beratung 
und Beschlussfassung des Kirchenrats in den gesetzlich bestimmten 
Angelegenheiten als stimmberechtigte „ausserordentliche Mit- 
glieder“ teil. Den Vorsitz führt der Chef des Kultusdeparte- 
ments, in dessen Abwesenheit das nächste ordentliche Mitglied 
des Kirchenrats (S$ 3—5 der V.-O.). Ausserdem können nach 
8 10 der V.-O. die vortragenden Räte des Kultusdepartements 
zu den Beratungen des Kirchenrats mit beratender Stimme zu- 
gezogen werden, und umgekehrt werden regelmässig auch noch, 
wie früher, die in Weimar wohnenden ordentlichen Mitglieder des 
Kirchenrats zu den Beratungen des Kultusdepartements in den 
sog. gemischt-geistlichen Angelegenheiten zugezogen. Die 
Akten- und Protokollführung in den Kirchenratssitzungen liegt 
dem im Departement angestellten Sekretär ob, welcher die Pro- 
tokolle zu den Akten des letzteren zu bringen hat. 

Schliesslich ist noch zu erwähnen, dass nach 8 4 der V.-O. die 
Kircheninspektionen und Superintendenturen in den zum Geschäfts- 
kreis des Kirchenrats gehörigen rein kirchlichen und geistlichen 
Angelegenheiten unter dem Kirchenrat, in anderen Angelegen- 
heiten unmittelbar unter dem Staatsministerium, Departement des 
Kultus, stehen. Die Kircheninspektionen sind die örtlichen 
Aufsichtsorgane, welche von einem Amtsrichter und einem Super- 
intendenten innerhalb eines gewöhnlich mit dem Diözesanbezirke 
zusammenfallenden Amtsgerichtsbezirks gebildet werden, für die 
äusseren kirchlichen Angelegenheiten; die Superintendenten 
sind hingegen solche für ihre Diözese in rein kirchlichen An- 
gelegenheiten (V.-O. vom 31. Mai und 21. Juni 1856 und vom 
22. Sept. 1879). Es bestehen zur Zeit 21 Kircheninspektions- 
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und Diözesanbezirke im Grossherzogtum. Den Superintendenten 
stehen vom Kirchenrat ernannte „Adjunkten“ als stellvertre- 
tende Amtsgehilfen zur Seite. Unter diesen Behörden stehen die 
Kirchengemeindevorstände und Pfarrämter als unterste 
Verwaltungs- und Kirchenbehörden. 

So vollzieht sich auf dem Wege der kirchlichen und kirchen- 
staatsrechtlichen Gesetzgebung im Geiste eines konstitutionellen 
und Repräsentativsystems gleichlaufend mit der staatsrechtlichen 
Verfassungsentwickelung auch der Weiterbau des kirchlichen 
 Verfassungslebens „auf dem reformatorischen Grundsatz, gegen 
einen geschlossenen Klerus die heutigen Rechte und Pflichten 
des christlichen Volkes zur Geltung zu bringen, den gebundenen 
Lebensgeist der Gemeinde anzuregen durch Entwickelung des 
Gremeindelebens zum allgemeinen Priestertum, durch eine freiere 
Bewegung der Gemeinde mittels einer erweiterten Vertretung 
und Erweiterung der Grenzen der Selbstverwaltung in ver- 
mögensrechtlicher Beziehung“ (Nr. 9 S. 76 der Schriftstücke für 
die Landessynode von 1895). In diesem Sinne des Fortschrittes 
zu dem Ziele, eine lebendige evangelische Gremeinde zu erziehen, 
ist namentlich die neue Kirchengemeindeordnung vom 24. Juli 
1895 aus den Beratungen ihres Entwurfes in der Landessynode 
hervorgegangen, welche mit der Synodalordnung zusammen die 
wichtigsten Grundlagen der Kirchenverfassung bildet. Eine wirk- 
liche Verfassungsurkunde, worin die sog. Grundrechte und 
die Verfassungsgrundsätze formuliert und kodifiziert sind, bleibt 
im Grossherzogtum, wie für den Staat, so auch für die Landes- 
kirche als Krönung des Verfassungsausbaues zu erwünschen. und 
zu erhoffen. 

Der drei hervorragenden Baumeister an demselben mag noch 
mit Dankesspendung gedacht werden, des vor einigen Jahren ver- 
storbenen weimarischen Staatsministers Dr. G. Th, Stichling (vgl. 
dessen Erinnerungen aus dreiundfünfzig Dienstjahren, Weimar, 
C. Böhlau, 1891) und der beiden Geheimen Kirchenräte Dr. theol. 
Nikolai (der Vater zu Mellingen als Superintendent und Schul- 
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ephorus verstorben und der Sohn in gleicher Eigenschaft zu All- 
stedt, letzterer ausgezeichnet durch seine kirchlich-praktischen 


Schriftwerke). 
T. 


Die Dienstvergehen der evanglischen Geistlichen 
und deren Bestrafung. 


Ein dem Gesetz über den Zivil-Staatsdienst vom 8. März 
1850 entsprechendes Gesetz über den Kirchendienst giebt es im 
Grossherzogtum Sachsen nicht. Jenes hat sich vermöge seiner 
Vollständigkeit und Angemessenheit bis auf den heutigen Tag, 
mit nur wenig Abänderungen im Laufe der Jahrzehnte, erhalten. 
„Als Staatsdiener (Staatsbeamte) im Sinne jenes Gesetzes gelten 
diejenigen Personen, welchen vom Landesfürsten oder durch eine 
von ihm beauftragte Behörde ein für Zwecke des Staates er- 
richtetes, beständiges, öffentliches Amt gegen ein aus der Staats- 
kasse fliessendes oder vom Staate gewährleistetes Einkommen 
übertragen worden ist. In dem Rechtsverhältnisse der Staats- 
diener stehen auch die Öffentlichen Lehrer“. Die Kirchen- 
beamten fielen sonach nicht unter die Bestimmungen jenes Ge- 
setzes, und nur einzelnen Partieen desselben entsprachen besondere 
einzelne Kirchengesetze bezw. Verordnungen aus älterer und neue- 
rer Zeit; in 8 3 jenes Gesetzes war die Ordnung der „rechtlichen 
Verhältnisse der Geistlichen und Kirchendiener besonderer 
Feststellung vorbehalten“. Es fehlte aber bis jetzt ein dem gegen 
Staatsdiener dort geordneten Disziplinarverfahren entsprechen- 
des für die Geistlichen der evangelischen Landeskirche. Daher 
wurde der sechsten Landessynode (1895) nächst den Entwürfen 
einer neuen Kirchengemeindeordnung und eines Gesetzes betreffend 
die Versetzung der evangelischen Geistlichen in den Ruhestand 
und die Beiordnung eines Amtsgehilfen auch ein Entwurf eines 
Gesetzes betreffend die Dienstvergehen der evangelischen 
Geistlichen vorgelegt, wozu die Erklärungsschrift der Synode 
an das Kultusdepartement nur wenig unerhebliche Aenderungs- 
vorschläge ausser zu $8S 24 und 25 enthielt. Auf den Bericht 
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des Ausschusses der Synode für kirchliche Gesetzgebung wird 
bei den einzelnen Gesetzesparagraphen zurückgekommen werden. 

Wir geben hier dieselben ihrem Inhalt nach fast durchweg 
auch in der nämlichen Form wieder, wie sie als „Synodalbescheid“ 
in Gesetzesform unter dem 5. September 1895 veröffentlicht 
worden sind. 

Vom Regierungsvertreter wurde der Entwurf des Ge- 
setzes über die fraglichen Dienstvergehen mit der Bemerkung in 
der Synode eingeführt, dass er auf Antrag des Kirchenrats, der 
denselben mit dem Wunsche vieler Geistlicher und dem thatsäch- 
lichen Bedürfnis nach festen gesetzlichen Bestimmungen be- 
gründet habe, ausgearbeitet worden sei und sich im wesentlichen 
den diesbezüglichen Gesetzen anderer deutscher Länder anschliesse, 
welche wesentlich gleichlautende Bestimmungen enihielten; 
neu für Sachsen-Weimar sei u. a. die Einrichtung der Amts- 
enthebung, deren Einführung zur Vermeidung der Härte, Jie 
bisher in der unmittelbaren Straffolge der Dienstentlassung auf 
verhängte Ordnungsstrafen bestanden habe, getroffen. Hierauf 
ward nach Kundgebung einzelner namentlich die Stellung des 
Angeschuldigten im Disziplinarverfahren betrefiender Vorschläge 
der Entwurf dem Ausschuss für kirchliche Gesetzgebung über- 
wiesen, aus welchem er zur Sonderberatung mittels Berichtes des 
Ausschusses an die Vollversammlung der Synode gelangte (Nr. 11 
S. 98ff. der Schriftstücke). 

Der Berichterstatter gab die Freude des Ausschusses 
über die Regierungsvorlage zu erkennen: es sei damit ein Gebiet 
betreten, das bisher noch .unbetreten gewesen, und es sei damit 
einem sowohl von der Geistlichkeit wie von der Kirchenregierung 
gefühlten Bedürfnisse abgeholfen worden; wenn auch der Wunsch 
der ersteren, dass diese Angelegenheit gesetzlich geregelt werde, 
nicht etwa als Ausdruck des Misstrauens und der Unzufrieden- 
heit mit dem gegenwärtigen Zustand anzusehen sei, so habe 
andererseits doch auch keine Sicherung für die Zukunft bestan- 
den, dass alles so, wie jetzt, bleiben werde; andererseits müsse 
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es auch der Disziplinarbehörde erwünscht sein, feste Normen 
hierüber zu besitzen. Die Lage des Geistlichen sei ja eine be- 
sondere, da an ihn inbezug auf Wandel und Diensterfüllung so 
hohe Anforderungen gestellt würden, was aber notwendig sei, da 
auf die Persönlichkeit des Geistlichen so ausserordeutlich viel 
ankomme. Vielleicht werde das vorliegende Gesetz im Vergleich 
zu anderen Disziplinargesetzen als zu hart erscheinen; gleichwohl 
habe man, soweit möglich, eine gewisse Milde walten lassen, in- 
dem der Bestrafte nicht sofort aller Subsistenzmittel entblösst 
werde und auch seinen Angehörigen eventuell Unterstützungen ge- 
währt würden. Es habe sich die Notwendigkeit ergeben, sich hier- 
bei an die Gesetze anderer Staaten anzuschliessen, und es sei nur 
mit Freuden zu begrüssen, wenn auf diesem Gebiete in der evan- 
gelischen Kirche Deutschlands im wesentlichen Uebereinstimmung 
herrsche. Neu eingeführt sei unter Wegfall der Strafversetzung 
und Strafpensionierung, welche beide nicht als Strafmittel zu be- 
trachten gewesen, die Strafe der Amtsenthebung. Was das Ver- 
hältnis der Ausschussvorlage zum Regierungsentwurf betreffe, so 
seien neben redaktionellen Aenderungen solche sachlicher Natur, 
namentlich rücksichtlich der Berufung und einer wesentlichen 
Verschiebung der Stellung des Kirchenrats als Disziplinar- 
Behörde, vorgenommen worden. Aus der Einzelberatung gingen 
nun in folgender Fassung die einzelnen Paragraphen hervor: 
„l. Anwendbarkeit des Gesetzes. 


8 1. Die Vorschriften dieses Gesetzes sind anwendbar auf alle 
ordinierten Geistlichen der evangelischen Landeskirche, mit Einschluss 
der in den Ruhestand Versetzten. Dagegen erleidet das Gesetz keine 
Anwendung auf die geistlichen Mitglieder der evangelischen Landes- 
synode wegen ihrer Aeusserungen in den Versammlungen derselben.“ 


Eine Strafgewalt wie der Staat hat die Kirche nicht; der 
Staat darf sowohl kriminell als auch disziplinär strafen; seine 
Disziplinargesetze sind keine eigentlichen „Strafgesetze“ im ge- 
wöhnlichen Sinn, denn es können Disziplinarvorschriften auch in 
anderer Form als der eines Gesetzes erlassen werden; dazu ist der 
Staat nur kraft des Aufsichtsrechts berechtigt, dessen Voll- 
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ziehung sich in der Disziplinargewalt äussert. Der Kirche 
steht aber nur die letztere zu, und ihre Ausübung an gesetzliche 
Grenzen zu binden liegt entsprechend dem Rechtsstaat in der 
kirchenrechtlichen Ordnung begründet, an deren Erhaltung der 
Staat mittelbar interessiert ist. Die Disziplinierung der ordi- 
nierten Geistlichen gehört zu den Grundlagen der kirchlichen 
Autorität. Die Mittel der Disziplinierung sind teils Zwangsmittel, 
teils Strafen, die bis zur Aufhebung des rechtlich geordneten Ge- 
walt- und Dienstverhältnisses reichen. Die Geistlichen in protestan- 
tischen Ländern haben vermöge des den Landesherren zustehenden 
jus in sacris (Kirchengewalt) eine den Staatsbeamten ganz nahe 
kommende Stellung; wie diese treten die ordinierten Geistlichen 
in ein besonderes, rechtlich geordnetes Verhältnis zu dem Inhaber 
der Kirchengewalt, vermöge deren die Unterwerfung unter die 
Disziplin der Kirchenordnung geboten ist — neben der unter die 
allgemeinen staatlichen Strafgesetzee. Dem Ermessen der Dis- 
ziplinarbehörde ist die Beurteilung überlassen, inwiefern eine 
Handlung eines Beamten eine Verletzung der Dienstpflicht, 
um die es sich nur fragt, enthalte, da im allgemeinen kein einzelnes 
Disziplinarvergehen thatbestandlich festgestellt ist. 


„II. Von den Dienstvergehen und deren Bestrafung. 


8 2. Jeder Geistliche ist verpflichtet, das ihm übertragene Amt 
in Gemässheit der allgemeinen und besonderen kirchlichen Ordnungen 
gewissenhaft wahrzunehmen und sich durch sein Verhalten in und 
ausser dem Amte der Achtung, des Ansehens und des Vertrauens 
würdig zu erzeigen, welche sein Beruf erfordert. Ein Geistlicher, 
welcher diese Pflichten verletzt, begeht ein Dienstvergehen. 

8 3. Ist gegen einen Geistlichen ausser dem Dienstunter- 
suchungsverfahren eine gerichtliche Untersuchung eingeleitet oder 
einzuleiten, so kann das erstere bis zur Erledigung der letzteren 
ausgesetzt oder vorläufig eingestellt werden. 

8 4. Ist im gerichtlichen Strafverfahren auf Freisprechung 
erkannt, so findet wegen derjenigen Thatsachen, die in ihm zur 
Erörterung gekommen sind, ein Dienstuntersuchungsverfahren nur 
insofern statt, als diese Thatsachen an sich und unabhängig vom 
Thatbestande einer im Strafgesetz vorgesehenen Handlung oder 
Unterlassung eine dienstliche Bestrafung begründen. 
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85. Ist in dem gerichtlichen Strafverfahren eine Verurtei- 
lung erfolgt, welche die Entfernung aus dem Kirchenamte nicht 
zur Folge hat, so bleibt die Entschliessung darüber vorbehalten, 
ob ausserdem ein Dienstuntersuchungsverfahren einzuleiten oder 
fortzusetzen sei.“ 


Es konnte sich fragen, ob 8$ 3—5 nicht systematisch 
richtiger erst nach den in 88 6—12 enthaltenen Bestimmungen 
über die Disziplinarstrafen (das sog. materielle Disziplinarstraf- 
recht) als Voraussetzung des Eintrittes des Verfahrens bei Dienst- 
untersuchungen, das in 88 13ff. in dem so überschriebenen Ab- 
schnitt geordnet worden ist, zu stehen kam? Allerdings will dies 
richtiger erscheinen, jedoch mag: der Entwurfsverfasser von jenen 
formalen Bestimmungen als Voraussetzungen des Eintritts 
der Disziplinarstrafen ausgegangen sein, auch um das Verhältnis 
dieser zu den Kriminalstrafen festzusetzen; allein es war das 
Verhältnis zwischen den beiden Verfahrensarten festzustellen, und 
dessen Begrenzung würde an die Spitze des Abschnittes III zu 
stellen gewesen sein. 

Die Rechtsregel: ne bis in idem findet nur Anwendung für 
Entscheidungen in weltlichen Strafsachen, sie ist nicht auf die 
von Disziplinargerichten ergangenen dort zu erstrecken, aber sie 
gilt analog auch für die Disziplinargerichte, nur ohne Rücksicht 
auf die von den ordentlichen Strafgerichten geführten Strafver- 
fahren, so dass, wenn einmal über einen Disziplinarthatbestand 
entschieden worden ist, dieser nicht noch einmal, wenn auch 
unter einem anderen disziplinären Gesichtspunkt, Gegenstand einer 
anderweiten Bestrafung sein kann!. Das bedeutet im Einzelfall, 


! Die bei Stenglein, Kommentar zur St.-P.-O. (Aufl. 2) S. 303 auf- 
geführte Entscheidung des Reichsgerichts als Ehrengerichtshofs vom 
18. Nov. 1880 (Rechtsprechung II, 535), wonach eine doppelte disziplinäre 
Bestrafung derselben Person, einmal unter dem Gesichtspunkt der Pflicht- 
verletzung als Notar, das andere Mal unter dem einer Pflichtverletzung als 
Rechtsanwalt gerechtfertigt wurde, könnte auch bei einem Geistlichen, der 
zugleich ein Schulamt verwaltet, analog angewendet werden. Damit war der 
Satz anerkannt, dass mehrere Disziplinargewalten nebeneinander bestehen 
können (quot qualitates, tot personae), d. h. die Disziplinarbestrafung kraft 
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dass, wenn wegen des einen Dienstvergehens eine blosse Ordnungs- 
strafe erkannt worden ist, wegen des dieses ausschliesslich bildenden 
Thatbestandes nicht noch ein förmliches Dienstuntersuchungs- 
verfahren behufs Anwendung einer schwereren Strafe eröffnet 
werden darf, da die Strafklage mit jener Ordnungsstrafe als er- 
loschen zu gelten hat, wenn auch die sie erkennende Dienstbe- 
hörde ihre Zuständigkeit mit Verkennung der Strafbarkeit des 
Falles überschätzt hatte; umgekehrt gilt dasselbe: wenn wegen 
eines Thatbestandes die Untersuchung eingestellt war, so deckt 
das gegen Verhängung einer Ördnungsstrafe. Darüber, dass 
wegen eines von einem Geistlichen verübten und vom Strafgericht 
auch bestraften Amtsvergehens auch noch seitens der kirchlichen 
Disziplinarbehörde eine Bestrafung verhängt werden kann auf 
Grund des Disziplinargesetzes, darf kein Zweifel gehegt werden; 
denn es sind hier zwei getrennte, von einander unabhängige Ge- 
biete betreten, wenn auch durch ein und dieselbe Handlung; 
sie verletzt das weltliche Strafrechtsgebiet und gleichzeitig das 
Kirchengebiet, infolgedessen dort die weltliche Strafgewalt, hier 
die geistliche Aufsichts- und Disziplinargewalt eingreifen muss 
mit den ihr zu Gebote stehenden, gesetzlichen Mitteln. Es kon- 
kurrieren also hinsichtlich desselben Thatbestandes zwei getrennte 
Gewalten, ebenso wie zwei Disziplinargewalten mehrerer Staaten 
und zwei verschiedene ungleichartige im Staate (Kirchen- und 
Schul-Disziplinarbehörde) rücksichtlich des einen Thatbestandes 
mit ihrer Gewalt neben einander bestehen können. 
Präjudizierlich wäre eine strafgerichtliche Verurteilung 
eines Geistlichen nur dann, wenn vom Thatbestande nichts mehr 
übrig blieb für eine Disziplinarbestrafung, also auch im Falle des 
& 5, wenn nach $ 33 St.-G.-B. die bürgerlichen Ehrenrechte im 
Strafurtel einem Geistlichen aberkannt sind, womit ja der 
dauernde Verlust der öffentlichen Aemter und Würden verbun- 


der einen Gewalt hindert nicht, dass dieselbe Handlung kraft der anderen 
nochmals disziplinarisch gestraft werden kann. Daher wird der Satz: ne bis 
in idem nur auf dieselbe Strafgewalt zu beschränken sein. 
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den ist; denn dieser $ 5 behält das Disziplinaruntersuchungs- 
Verfahren als Verwaltungsverfahren der Entschliessung der zu- 
ständigen Behörde nur für den Fall vor, dass die Entfernung des 
zu weltlicher Strafe Verurteilten aus dem Amte nicht eine gesetz- 
lich notwendige Folge der Verurteilung des Geistlichen war. 

Die Aussetzung oder vorläufige Einstellung des Diszi- 
plinarverfahrens bis zur Erledigung eines strafgerichtlichen Verfah- 
rens ist fakultativ, also in das Ermessen der Behörde gestellt, und 
empfiehlt sich in den meisten Fällen fast als Regel, soweit nicht 
etwa eine schleunige, vorläufige Dienstenthebung begründet werden 
soll. 

Dass im Fall einer vom Strafgericht verkündeten Frei- 
sprechung, der wohl, obschon $ 4 nichts davon erwähnt, auch 
die Setzung eines Angeschuldigten ausser Verfolgung und die 
Einstellung des staatsanwaltlichen Ermittelungsverfahrens, gleich 
zu stellen sein dürfte, der fragliche Thatbestand noch Gegen- 
stand eines Disziplinarverfahrens sein darf, ist selbstverständlich 
auch hier, wie in anderen Gebieten der Verwaltung anzunehmen. 
Dass die kirchliche Gesetzgebung auch das Verhältnis der der 
Kirchenhoheit zustehenden Disziplinargewalt zur Kriminalstraf- 
gewalt des Staates und des Kriminalverfahrens regeln darf durch 
Begrenzung des Disziplinarverfahrens, steht ausser Zweifel. Es 
hätte wohl aus Billigkeitsrücksichten, dass die Lage des Be- 
schuldigten nicht durch zwei gleichzeitige Untersuchungen er- 
schwert werde, wie im Reichsbeamtengesetz 8 77, auch bereits im 
weimarischen Gesetz über den Zivil-Staatsdienst vom 8. März 
1850 8 21 a. E. geordnet ist, in & 4 bestimmt werden können, 
es solle das Disziplinarverfahren während eines Kriminalverfahrens 
ruhen, weil diesem der Vorrang wegen des grösseren Öffentlichen 
Interesses gebührt und es möglicherweise das Kirchendienstver- 
hältnis ohne Weiteres beendigt!. Das Staats- wie das Kirchen- 


! Es wird unbedenklich sein, bei der Kritik wegen der prinzipiellen 
Gleichheit des weltlichen und geistlichen oder staatlichen und kirchlichen 
Disziplinarrechts in den Grundlagen Vergleichungen mit dem Disziplinar- 
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dienstverhältnis wird ohne Dienstentlassung von Rechtswegen 
durch strafrechtliche Verurteilung eines Beamten zu Zuchthaus- 
strafe ($ 31 Str.-G.-B.), zum Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
($ 33 das.), zur Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
($ 35 das.) aufgehoben. 

Zu 82 mag noch bemerkt werden, dass an der gesetzlichen, 
nicht blos verwaltungsgemässen Regelung des Disziplinarstrafrechts 
der konstitutionelle Rechtsstaat das lebhafteste Interesse 
hat; den Staatsangehörigen muss an der Gestaltung des Beamten- 
verhältnisses zu ihnen als eines durchaus lauteren und pflicht- 
treuen nicht minder gelegen sein als der Staatsregierung; es kann 
ihnen auch nicht gleich sein, ob sie von Beamten regiert und ihre 
Angelegenheiten und die der Allgemeinheit von solchen verwaltet 
werden, welche sich nur von der Willkür und Eigenmacht ihrer 
Vorgesetzten leiten lassen müssen, oder gar von solchen, die durch 
ihr Amt trotz dessen Pflichtverletzung Deckung finden können und 
trotzdem Wahrung des Ansehens ihrer Amtsführung beanspruchen. 
Aber auch in seinem Interesse liegt es, dass das geistliche Amt 
in der neben ihm stehenden Kirche vor Pflichtverletzungen seitens 
seiner Träger und Verwalter geschützt werde und dass dafür die 
Kirchengesetzgebung möglichst Sorge trage. Diese hat ent- 
sprechend den Grundsätzen des Konstitutionalismus dahin zu wir- 
ken, dass blosse Machtverhältnisse in Rechtsverhältnisse durch Be- 
grenzung der Machtsphären verwandelt und, wie im Rechtsstaate 
die Verwaltung unter eine Rechtskontrolle zu stellen ist(v. Gneist), 
auch im Gebiete der Kirchenregierung und kirchlichen Verwaltung 


strafrecht der Staatsbeamten und besonders nach dem Reichsbeamtengesetz, 
das auf den neueren Grundsätzen beruht, anzustellen. Von älteren Dar- 
stellungen sei besonders auf die Heffters im Archiv des Kriminalrechts, 
1833, S. 78ff. und 1853, S. 434, sonst sei auf Hecker, Ueber die Grenzen 
des Kriminal- und Disziplinarstrafrechts im Gerichtssaal, 1879 (31) S. 48 ff. 
und die zahlreichen Litteraturangaben bei P. Labes, Die Disziplinargewalt 
des Staates über seine Beamten (Dissertation), München 1889, verwiesen. 

1 Vgl. Dr. Verus jr, Macht und Recht im konstitutionellen Staate. 
Heusers Verlag, Neuwied 1893. 
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die Rechtsgrenzen festgestellt werden und ihre Einhaltung kontrol- 
liert werden kann. 

Auf dem Gebiete des Disziplinarrechts ist es freilich ein 
Ding der Unmöglichkeit, alle die vorkommenden Pflichtverletz- 
ungen des geistlichen Amtes nach Thatbeständen gesetzlich zu 
begrenzen, wie dies im Strafrecht des Staates geschehen muss in 
Verboten und Geboten unter bestimmten Strafandrohungen, also 
die einzelnen Disziplinarvergehen aufzustellen und für sie um- 
fassende allgemeine Regeln (in einem sog. allgemeinen Teil) zu 
geben; es entfällt daher der Satz: nullum crimen sine lege und 
nulla poena sine lege poenali hier so gut wie für jegliches Dis- 
ziplinarstrafrecht. „Wenn der Staat aber die Formen der all- 
gemeinen staatlichen Gesetzgebung benutzt, um Disziplinarverhält- 
nisse seiner Beamten zu regeln, so ist dafür nur das Öffent- 
liche Interesse massgebend, welches an der Art und Weise der 
Gestaltung des Staatsdienstverhältnisses besteht“!; es kommt der 
Rechtsgüterschutz hier weniger in Frage als die Autorität der 
Aemter und der sie beherrschenden Staatsgewalt. Die besondere 
Verantwortlichkeit der Kirchen- wie der Staatsbeamten erfordert 
inbezug auf ihre Amtsführung und auf ihr ausseramtliches Ver- 
halten zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung wie des Ansehens 
und der Würde des Amtes selbst eine mit Besserungs-, Zwangs- 
und Strafmitteln versehene Aufsichts- und Vollzugsgewalt.e. Das- 
selbe gilt auch auf dem Kirchengebiete. „Die Disziplinarbestim- 
mungen stellen keine Thatbestände auf, in denen die Gesetzgebung 
die Verletzung einer Rechtspflicht als verwirklicht ansieht und die 
es deshalb mit Strafe bedroht, sondern die Disziplinarbestrafung 
ist verwirkt, wenn ein Beamter die ihm durch Eintritt in den 
Staatsdienst auferlegten Pflichten verletzt: in welchen Hand- 
lungen eine solche Pflichtverletzung zu finden ist, hat 
die Dienstbehörde nach ihrem Ermessen zu entschei- 
den?. Einige ältere Staatsdienstgesetze, wie z. B. das badische 


ı P. Labes a. a. OÖ. S. 47. 
®2 Hälschner, Das gemeine deutsche Strafrecht, II, 8. 1020 ff. be- 
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(von 1819), königlich sächsische (von 1835) haben allerdings ver- 
sucht, die Dienstvergehen zu spezialisieren und einen Katalog 
derselben aufzustellen, aber diese Versuche sind als missglückt 
anzusehen; jene Gesetze mussten sich mit beispielsweisen Auf- 
zählungen begnügen und in Fällen, welche nicht ausdrücklich vor- 
gesehen waren, musste es doch wieder dem Ermessen der Dis- 
ziplinarbehörde überlassen bleiben, nach Analogie der im Gesetze 
genannten Fälle zu entscheiden.“ Dabei kommt allerdings, wie 
& 10 des Reichsbeamtengesetzes erwähnt, in Betracht, dass die 
Pflicht des öffentlichen Dienstes sich auch darauf erstreckt, der 
Beamte habe sich durch sein Verhalten in und ausserhalb der 
Amtsführung der Achtung, die sein Beruf erfordert, würdig zu 
zeigen, und dass dabei nicht bloss die einzelne Dienstpflichtverletz- 
ung, sondern die ganze Dienstführung und das sittliche, 
dienstgemässe Verhalten des Beamten mit in Berechnung zu 
ziehen sein wird, das sich eben nicht exemplifizieren lässt. Der 
Kriminalist Heffter hatte in seiner Abhandlung von 1833 die 
Uebertretungen der bestimmten Instruktionen oder durch die Natur 
des Dienstverhältnisses vorgezeichneten Amtspflichten, deren sich 
ein Beamter ausser der Begehung bestimmter, in den Gesetzen 
aufgestellter Verbrechen in unendlich vielen Beziehungen schuldig 
machen könne, als „Disziplinarvergehen“ („Irregularitäten und Ex- 
zesse“) bezeichnet und sie klassifiziert: 1. Nichtbeobachtung all- 
gemeiner Pflichten, die sich auf den Stand des Beamten über- 
haupt beziehen, besonders eine der Würde des Dienstes angemes- 


merkt zutreffend: „Soweit es sich um die Pflicht eines ordnungsmässigen 
Verbaltens im Dienste, einer den erhaltenen Instruktionen entsprechenden 
Wahrnehmung der Amtsgeschäfte handelt, werden sich diese Pflichten noch 
annähernd im einzelnen bestimmen und rechtlich feststellen lassen, wogegen 
es unmöglich ist, im einzelnen alles das zu bestimmen und rechtlich festzu- 
stellen, was Treue und Gehorsam, was ein der Würde des Amtes ent- 
sprechendes Verhalten in und ausser dem Amte erfordert. Bei der dis- 
ziplinären Bestrafung der Dienstvergehen wird darum unvermeidlich dem 
richterlichen Ermessen in Beantwortung der Frage, ob ein bestimmtes Ver- 
halten des Beamten als Dienstvergehen zu betrachten sei, ein sehr weiter 
Spielraum gelassen werden müssen.“ | 


9* 
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sene Lebensart; 2. Nichtbeobachtung besonderer Dienstpflichten, 
welche aus der Instruktion oder der Natur des einzelnen Dienst- 
verhältnisses fliessen; 3. Ueberschreitung der Grenzen der amt- 
lichen Dienstbefugnisse; 4. Wahl und Gebrauch ungeeigneter, un- 
zulässiger Mittel in der Amtsausübung. Diesen gegenüber sind 
„Dienstverbrechen“ einzelne bestimmte Verletzungen der Dienst- 
pflicht, welche im Staate mit öffentlicher Strafe durch Gesetz be- 
droht sind. | 

Auch Schwenken!, welcher die Disziplinargewalt aus dem 
Aufsichtsrecht über die Beamten, die sich in ein Öffentliches 
Dienstverhältnis begeben haben, ableitet, hat die Dienstvergehen 
nach den den Aufsichtsbehörden zustehenden Befugnissen grup- 
piert: „l. Die Befugnis, die untergeordneten Diener durch An- 
wendung von Zwangs- (Koerzitiv- oder Exekutions-) Mitteln zur 
Befolgung der ihnen erteilten Weisungen anzuhalten; 2. die Be- 
fugnis, zum Zwecke der Besserung der Diener a) Vernachlässigung 
von Dienstpflichten und sonstige Dienstwidrigkeiten zu ahnden 
(Ordnungs- oder Korrektionsstrafen) und b) durch stufenweise Ver- 
hängung von Strafen auf die Besserung nachlässiger Diener metho- 
disch hinzuwirken (Besserungsverfahren) ?. 

Der 8 2 des Gesetzes hat sich auch begnügt, den Begriff des 
Dienstvergehens als Verletzung derjenigen Pflichten, welche dem 
Geistlichen mit dem ihm übertragenen Amt in Gemässheit der 
allgemeinen und besonderen kirchlichen Ordnungen ge- 
wissenhaft wahrzunehmen obliegen, und derjenigen, welche durch 


ı Die Amtsvergehen, 1848; s. auch Dollmann, Amtsverbrechen und 
Amtsvergehen, im Staats-Lexikon von Bluntschli und Brater, I, S. 219 fi. 
Die Theoretiker haben verschiedene Meinungen über die Begründung der 
Disziplinargewalt aufgestellt; vgl. die ausführliche Zusammenstellung bei 
P. Labes a. a. O. S. 12 bis 32. 

?2 Ein Beispiel davon vgl. in dem weimarischen Staatsdienergesetz 
vom 8. März 1850, wo in $ 20 die Pflichten, Ordnungsstrafen, Zwangsmittel 
aufgestellt und in $S 21ff. das Besserungsverfahren und die Strafarten auf- 
geführt sind, mit zehn Rubriken der Begründung des ersteren, das indessen 
in Fällen, welche der richterlichen Strafgewalt unterliegen, erst nach Er- 
ledigung des gerichtlichen Verfahrens eintreten darf. 
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ein der Achtung, des Ansehens und des Vertrauens würdiges Ver- 
halten in und ausser dem Amte, wie es der Beruf erfordert, ge- 
boten sind, festzustellen!. In letzterer Beziehung ist das Ermessen 
der Disziplinarbehörde ein unbegrenztes, in ersterer aber sollen 
die kirchlichen Ordnungen einen Massstab für die Beurteilung 
des Vorhandenseins eines Dienstvergehens bilden, so dass hiermit 
auch im einzelnen Fall der Dienstbehörde die Pflicht auferlegt 
wird, ihr Urteil auf eine solche Ordnung zu gründen und darnach 
die obliegende Amtspflicht daraus festzustellen und dann erst, ob 
und inwiefern diese im Sinne jener Ordnung verletzt erscheint. 
(Gegenüber der Unmöglichkeit, die einzelnen Dienstvergehen zu 
kodifizieren, erscheint es um so notwendiger, Garantien im Dis- 
ziplinarverfahren zu schaffen, welche den Angeschuldigten mög- 
lichsten Schutz gegen ein einseitiges und willkürliches Ermessen 
der Disziplinarbehörden bieten können, wovon in dem weiteren 
‘Abschnitt III zu reden sein wird. | | 

Gehen wir nunmehr zu den Disziplinarmitteln über, 
welche das hier den Gegenstand der Betrachtung bildende Landes- 
gesetz aufgestellt hat, so sind dieselben nicht unterschieden als 
Besserungs-, Zucht- und Zwangsmittel und als wirkliche Strafen, 
sondern bezeichnet als „Dienststrafen“, welche im allgemeinen 
übersichtlich aufgestellt sind, wie folgt: 


! Die preussischen Gesetze vom 7. Mai 1851 und 21. Juli 1852 mit 
‚der Novelle vom 26. März 1856 und 9. April 1879 für die richterlichen 
Beamten haben den Satz des französischen Disziplinarrechts von dem selb- 
ständigen Nebeneinanderbestehen der Straf- und der Disziplinargewalt auf- 
genommen, dann aber auch von der Aufstellung einzelner Dienstvergehen 
abgesehen und als solche jede Verletzung der Pflichten, die dem Staats- 
diener durch sein Amt aufgelegt werden, bezeichnet und die ganze Kategorie 
mit eingeschlossen, dass der Beamte „sich durch sein Verhalten in 
oder ausser dem Amte der Achtung, des Ansehens oder des 
Vertrauens, die sein Beruf erfordert, unwürdig zeigt.“ Diesen 
Gesetzen folgte im wesentlichen das Reichsbeamtengesetz vom 31. März 
1873, welches für eine Reihe von Aenderungen der Landesgesetze mass- 
gebend wurde; vgl. G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, 2. Aufl. 
S. 403 fi. 


29 Abhandlungen. 


86. „Die Dienststrafen bestehen in: 1. Ordnungsstrafen, 
2. Entfernung aus dem Kirchenamte, 3. Entziehung der Rechte des 
geistlichen Standes. 
1. Ordnungsstrafen sind: a) Verwarnung, b) Verweis, c) Geld- 
strafe. 
2. Die Entfernung aus dem Kirchenamte kann bestehen in: 
a) Amtsenthebung, b) Dienstentlassung. 
3. Die Entziehung der Rechte des geistlichen Standes ist von 
Rechtswegen Folge der Dienstentlassung — 8 10 —. 
Auf die Entziehung dieser Rechte kann gegen nicht fest an- 
gestellte, aus dem Dienst ausgeschiedene, oder in den Ruhe- 
stand versetzte Geistliche an Stelle der Dienstentlassung und be- 
züglich mit den Wirkungen der letzteren besonders erkannt 
werden.“ 


Die „Ordnungsstrafen“ stellen sich als Disziplinarzwangsmittel 
dar zum Unterschied von den Disziplinarstrafen, der übrigens in 
der Theorie ebenso bestritten ist inbezug auf die Voraussetzungen 
und Grenzen, wie der Unterschied von Kriminal- und Ordnungs- 
strafen z. B. in Verwaltungsgebieten zur Erhaltung individueller 
Normengeltung. 

Disziplinarstrafen unterscheiden sich von den Disziplinar- 
zwangsmitteln, wohin die „Ordnungsstrafen“ gehören, überhaupt 
wie Strafen von Zwangsmitteln; jene werden und sollen verhängt 
werden, nachdem und weil eine Pflichtverletzung begangen ist, 
mag man einen oder mehrere Strafzwecke als Strafbegründung in 
thesi und auch im Einzelfall annehmen (Vergeltung, Ausgleichung 
oder Sühnung des ideellen Schadens, Erhaltung des Amtsansehens 
in der Gesellschaft, Abschreckung anderer vor Begehung eines 
Deliktes u. a. m.), diese hingegen müssen, wenn sie als Strafen 
erscheinen sollen, vorher für den Fall, dass eine Pflichtverletzung 
(wiederholt) begangen werde, dem Beamten besonders von der mit 
der Disziplinargewalt versehenen Behörde angedroht worden sein, 
und diese Androhung hat einen präventiv-polizeilichen Charakter 
der Abhaltung von der Pflichtverletzung, welche die Erhaltung 
der Ordnung und des Amtsansehens zum Endzwecke hat; hierbei 
macht es einen Unterschied, ob die Pflichtverletzung in der Unter- 
lassung einer gebotenen Handlung oder im Vornehmen einer ver- 
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botenen Handlung oder in einem blossen amtspflichtwidrigen Ver- 
halten besteht. War für den Fall der Pflichtverletzung vorher 
dem Beamten eine Strafe besonders angedroht, dann stellt sich 
die Strafverhängung als Anwendung einer mittelbaren Zwangsmass- 
regel dar; ohne solche Androhung ist letztere wirkliche Disziplinar- 
strafe!. Es erscheint aber nicht notwendig, dass die Verwarnung 
ein bestimmtes Vergehen oder Verhalten im Sinne des & 2 be- 
nenne, sondern es genügt, wenn dieselbe überhaupt erteilt war, 
um dann die weitere stufenmässige Ordnungsstrafe bezw. Diszi- 
plinarstrafe verhängen zu können. Die „Verwarnung“ ist selbst 
als erste Stufe der Strafen bezw. Ordnungsstrafe bezeichnet, ob- 
schon der Begriff der „Strafe“ darauf nicht recht passen will; 
vielleicht hätte die Fassung besser gepasst: 1. Ordnungsstrafen 
sind nach vorgängiger Verwarnung: a) Verweis, b) Geldstrafe. 

Das Gesetz hat sich veranlasst gesehen, diejenigen Dienst- 
pflichtverletzungen, wegen deren Ordnungsstrafen eintreten können, 
sog. „Ordnungswidrigkeiten“, beispielsweise zu begrenzen in: 


8 11. „Ordnungsstrafen finden statt bei leichteren Ver- 
fehlungen gegen die Amtspflichten — Ordnungswidrigkeiten —, ins- 
besondere bei Nachlässigkeit, Ungehorsam und Unfleiss, ungebühr- 
licher Verzögerung obliegender dienstlicher Handlungen, ferner bei 
Uebertretung der den Urlaub betreffenden Bestimmungen, bei 
minder wichtiger Verletzung des Dienstgeheimnisses, sowie bei an- 
deren ähnlichen Dienstwidrigkeiten geringeren Grades, auch bei 
tadelnswertem ausserdienstlichen Verhalten, das mit den besonderen 
Standespflichten des Geistlichen unvereinbar und geeignet ist, das 
Ansehen und das Vertrauen, die sein Beruf erfordert, zu beein- 
trächtigen.* 


Ungeachtet dieser Beispiele: „insbesondere“ u. s. w. bleibt 


1 Sehr treffend von P. Labes a. a. O. S. 37 ausgeführt. Das Diszi- 
plinarstrafrecht enthält nur ausnahmsweise bei der Amtsenthebung und 
Dienstentlassung das Zwangsgebot, es müsse in den begrenzten Fällen 
Strafverfolgung und Strafe eintreten (Legalitätsprinzip für die Disziplinar- 
behörden); im ührigen herrscht die Opportunität für die Strafanwendung 
mit dem Ermessen der Disziplinarbehörde, ob eine Strafanwendung und even- 
tuell welche einzutreten habe. Aber sie hat es überall in der Hand, solche 
erst allgemein öder in bestimmter Richtung im Verwaltungswege anzu- 
drohen, wo nicht jenes absolute Gebot der Gesetzesanwendung besteht. 
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vermöge der angehängten Erweiterungsklausel dem Ermessen der 
Disziplinarbehörde für die Beurteilung der „ähnlichen Dienst- 
widrigkeiten geringeren Grades“ und „des ausserdienstlichen Ver- 
haltens“ innerhalb der dem Geistlichen ziemenden Grenzen ein 
sehr weiter Spielraum, den ein übergeordneter Disziplinar- 
Gerichtshof, von dem auch die Kompetenzen zu regeln wären, 
zu begrenzen öfter Gelegenheit haben dürfte, um die Disziplinar- 
‚verwaltung der Unterbehörden einer Rechtskontrolle zu unter- 
werfen, die einen verfassungsmässigen Schutz bilden soll! 


7. „Verwarnung und Verweis können schriftlich oder 
mündlich erteilt werden. Die Geldstrafe kann entweder in der 
Auferlegung einmaliger Zahlungen bis zu je 100 Mk. oder in der 
Entziehung einer oder mehrerer Dienstalterszulagen bestehen.“ 


Hierzu ward vom Regierungskommissar erklärt, dass die 
jedesmalige Entscheidung über den Zeitraum der fraglichen Ent- 
ziehung dem verstärkten Kirchenrat zustehe. 


8 8. „Die Strafe des Verweises und die Geldstrafe dürfen 
miteinander verbunden werden. Geldstrafen, die nicht in Ent- 
ziehung der Alterszulagen bestehen, fliessen in die Kasse der Pen- 
sionsanstalt für die Witwen und Waisen der evangelischen Landes- 
kirche.* 


Nun ordnet das Gesetz weiter die eigentlichen Dis- 
ziplinarstrafen in folgendem: 


89. „Die Amtsenthebung bewirkt den Verlust des Kirchen- 
amtes; der Verurteilte bleibt jedoch anstellungsfähig, behält die 
Rechte des geistlichen Standes und erhält bis zu seiner etwaigen 
Wiederanstellung ein Wartegeld. 

Dieses Wartegeld, welches nach Massgabe der für die Ruhe- 
gehälter bestehenden Bestimmungen aus dem Stelleinkommen, der 
Kultuskasse und bezüglich aus dem Pensionsfonds für die evange- 
lischen Geistlichen zu entnehmen ist, wird alsbald bei der Ent- 
scheidung über die Amtsenthebung je nach Massgabe der Umstände 
des Falles festgesetzt, darf jedoch nicht niedriger sein als 900 Mk. 
und die Hälfte desjenigen Betrages nicht übersteigen, welchen der 
Verurteilte als Ruhegehalt erhalten haben würde, wenn er im Zeit- 
punkte der Amtsenthebung in den Ruhestand versetzt worden wäre. 

Der Mitgliedschaft in der Pensionsanstalt für die Witwen und 
Waisen der evangelischen Geistlichen wird der Geistliche durch die 
Amtsenthebung nicht verlustig. 
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Das Wartegeld ist zu entziehen, falls der Geistliche gerichtlich 
zu Zuchthausstrafe, Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder Un- 
fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter verurteilt worden ist, 
ingleichen wenn später auf Dienstentlassung erkannt wird. 

In diesen Fällen wird der Geistliche auch der Mitgliedschaft in 
der Pensionsanstalt für die Witwen und Waisen der evangelischen 
Geistlichen verlustig. 

Darüber, inwieweit die Zeit, während welcher ein Geistlicher 
vom Amte enthoben gewesen ist, im Falle der Wiederanstellung 
bei Berechnung des Gehaltes oder bei Berechnung des Ruhegehaltes 
in Betracht kommt, ist bei der Wiederanstellung Entscheidung zu 
treffen. | 
Während der Zeit der Amtsenthebung darf der Geistliche nur 
mit Genehmigung des Kirchenrates predigen oder andere geistliche 
Amtshandlungen vornehmen.“ 


Es handelt sich im Vorstehenden um die zeitweilige und 
durch den letzten Absatz begrenzte „Suspendierung“ von den 
Amtsverrichtungen (alias Beurlaubung, Stellung zur Disposition) 
mit Gehaltsbeschränkung, wobei dem Kirchenrat eine Verfügung 
über die Zulassung von Amtsverrichtungen nachgelassen bleibt. 

In der Synode wurde geltend gemacht, für die Fälle, wo die 
Versetzung eines Geistlichen in den Ruhestand nicht aus diszipli- 
nären Gründen, sondern im dienstlichen Interesse wünschenswert 
erscheine, sei in dem Gesetz betreffend die Versetzung der evan- 
gelischen Geistlichen in den Ruhestand (vom 5. Sept. 1895) Be- 
stimmung getroffen, und da handle es sich nicht um eine Strafe, 
und infolge dessen werde auch der gesetzliche Ruhegehalt ge- 
währt; aber hier müsse der Gesichtspunkt der Strafe mehr in 
den Vordergrund treten, weshalb eine Erhöhung des Wartegeldes, 
die von einem Synodalen von der Hälfte auf vier Fünftel des 
Ruhegehaltes als Höchstbetrag beantragt war, nicht zu em- 
pfehlen sei. Hierzu erklärte der Regierungsvertreter, dass dies 
auch der Standpunkt der Kirchenregierung sei. Die bisherige 
Entlassung ohne jede Zuwendung habe zu Unträglichkeiten ge- 
führt und die Schaffung einer Zwischenstufe erforderlich gemacht; 
ausserdem erhalte ein derart Bestrafter eventuell immer noch 
mehr, als ein in frühen Jahren des Dienstes ehrenvoll Pensio- 
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nierter. Dem wurde von demselben Synodalen entgegengehalten, 
es müsse der Kirchenregierung freie Hand zur eventuellen Mehr- 
verwilligung gegeben werden, und es sei weiter zu bedenken, dass 
mit dem Schuldigen zugleich auch dessen Angehörige durch die 
Strafe getroffen würden; er beantrage statt der Hälfte wenigstens 
zwei Drittteile des Ruhegehaltes als den Höchstbetrag des Warte- 
geldes. Dem schloss sich ein anderer Synodale an mit dem Be- 
merken, es sei nicht möglich, die Fälle anzugeben, in welchen 
Amtsenthebung oder Dienstentlassung zu erfolgen habe, da bei 
der Entscheidung das bisherige Verhalten des Angeschuldigten 
zu berücksichtigen sei. Von anderer Seite wurde noch hervor- 
gehoben: 1. wenn auch nur ein Fünftel des Ruhegehaltes abge- 
zogen werde, bleibe doch der Charakter der Strafe gewahrt; 2. das 
(Gesetz sei weit zu fassen, da die Verhältnisse mannigfaltiger Art 
seien; 3. es werde manchmal der Wunsch der Kirchenregierung 
selbst sein, melır gewähren zu können. Die Abstimmung ergab 
die Genehmigung der Ausschussvorlage, wie sie oben als $9 zum 
Gesetz erhoben war. 

$ 10. „Die Dienstentlassung hat den Verlust aller Rechte 
eines Geistlichen, insbesondere des Titels, des Gehaltes oder Ruhe- 
gehaltes und des Rechts zur Vornahme geistlicher Amtshandlungen, 
sowie zum Tragen der geistlichen Amtskleidung zur Folge. In- 
soweit bei gerichtlicher Verurteilung zu Zuchthausstrafe, Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte oder Unfähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Aemter die vorbezeichneten Wirkungen der Dienstentlassung 
nicht von Rechtswegen eintreten, sind dieselben besonders auszu- 
sprechen. | 

Ist der Geistliche vor Beendigung des Dienstuntersuchungs- 
Verfahrens aus dem Kirchendienste geschieden, so kann in Fort- 
setzung des Verfahrens an Stelle der Dienstentlassung der Verlust 
der im vorhergehenden Absatze bezeichneten Rechte, soweit ihm 
solche verblieben sind, verfügt werden. 

Der mit Dienstentlassung bestrafte Geistliche geht der Mit- 
gliedschaft in der Pensionsanstalt für die Witwen und Waisen der 
evangelischen Geistlichen verlustig.“ 


Der letzte Absatz behält jedoch dem Landesherrn die Aus- 
übung eines Gnadenaktes auf Antrag des Kirchenrates vor, wie 
den Ehefrauen, Witwen oder Kindern solcher Geistlichen, welche 
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infolge einer gerichtlichen oder Dienstuntersuchung entlassen wor- 
den sind — $ 13 der Satzungen der Pensionsanstalt für die Wit- 
wen und Waisen der evangelischen Geistlichen vom 17. Dez. 1892 
— so auch denselben Angehörigen solcher in den Ruhestand ver- 
setzter oder mit Wartegeld des Amtes enthobener Geistlichen, 
gegen welche Dienstentlassung oder Enntziehung der Rechte des 
geistlichen Standes ausgesprochen wird, aus der Kasse der Pen- 
sionsanstalt eine einmalige oder fortlaufende, doch widerrufliche, 
jährliche Unterstützung bis höchstens zur Hälfte der den Pfarr- 
witwen und Waisen ausgewiesenen Pension dann zu verwilligen, 
wenn sie derselben würdig und bedürftig sind. 

Die Annahme des Paragraphen erfolgte ohne sachliche .Aende- 
rung in der vorstehenden Fassung. 

& 11 wurde ebenfalls, wie er oben bei der Besprechung des 
8 2 eingeschaltet worden ist, ohne Debatte angenommen, und es 
folgte nun die Bestimmung über den obligatorischen und den 
fakultativen Eintritt der Amtsenthebung oder der Dienstentlassung 
in & 12, welcher ebenfalls debattelos zu stande kam. 


„$& 12. 1. Die Amtsenthebung oder die Dienstentlas- 
sung muss eintreten, wenn ein Geistlicher durch sein Verhalten 
in oder ausser dem Amte der Achtung, des Ansehens und des Ver- 
trauens sich unwürdig erzeigt hat, welche zu einer gesegneten 
Führung des geistlichen Amtes erforderlich sind. Namentlich er- 
folgt die Amtsenthebung oder Dienstentlassung, wenn sich der 
Geistliche eines unsittlichen Lebenswandels, der Trunkfälligkeit, der 
Unterschlagung oder Fälschung im Amte schuldig gemacht hat. 

Das Gleiche ist der Fall, wenn ein Geistlicher durch grobes 
Verschulden zur Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd unfähig 
geworden ist. Wird in Fällen dieser Art auf Amtsenthebung er- 
kannt, so wird das in $ 9 geordnete Wartegeld als Ruhegehalt 
verwilligt. 

2. Die Amtsenthebung oder Dienstentlassung kann eintreten, 
wenn der Geistliche den innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen 
Anordnungen der vorgesetzten Behörde beharrlich den Gehorsam 
verweigert, wenn er fortgesetzt seine Amtspflichten vernachlässigt, 
wenn er einer schweren Verletzung des Dienstgeheimnisses sich 
schuldig macht, insbesondere, wenn er das Beichtgeheimnis 
bricht, oder wenn er die in dem Dienst- und Religionseid ent- 
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haltenen Verpflichtungen auf eine die segensreiche Führung des 
geistlichen Amtes unmöglich machende Weise verletzt hat.“ 


Eine Vergleichung des Disziplinarrechts für die evangelischen 
Geistlichen mit dem für die Zivilstaatsdiener im Gesetz vom 8. März 
1850 nebst Nachträgen vom 9. Nov. 1870 und 27. Febr. 1872 mag 
hier geboten sein. Nach 8 1 des Gesetzes vom 9. Nov. 1870, wo- 
durch Abs. 2 des $ 20 des Zivil-Staatsdienstgesetzes aufgehoben 
wurde, soll gegen Staatsdiener, welche die ihnen obliegenden Amts- 
pflichten verletzen oder vernachlässigen, auf Geldstrafe bis zu 
einhundert Thalern erkannt werden dürfen, indessen war als 
„selbstverständlich* die Erteilung eines Verweises an den Staats- 
diener durch den amtlich Vorgesetzten nicht ausgeschlossen. 
Hier ist dem Ermessen der Aufsichtsbehörde ein noch weiterer 
Spielraum gelassen als in dem $& 11, wo doch wenigstens eine 
Grenze durch Anführung von Beispielen mit dem Hinzufügen: 
„und ähnliche Fälle“ gezogen ist für Erteilung von „Ordnungs- 
strafen“. Als „Zwangsmittel“ kennt das Staatsdienergesetz $ 20 
Abs. 3 folgendes: es ist dem Ermessen des Vorgesetzten anheim 
gegeben, in einzelnen Fällen vorkommender Säumnis, nach Be- 
finden die rückständige Arbeit durch einen auf Kosten des Säumi- 
gen abzusendenden Warteboten abholen oder das anbefohlene 
Geschäft gegen eine an der Besoldung des Säumigen zu kürzende 
angemessene Vergütung durch einen anderen Beamten ausführen 
zu lassen. Weitgehend war die Bestimmung, dass der Säumige 
mittels Haus- und Zimmerarrestes zur Erledigung des pflicht- 
schuldigen Geschäfts angehalten werden durfte, wenn dieses 
seiner Natur nach nur von jenem erledigt werden konnte. Von 
der Anwendung derartiger Zwangsmittel, von denen das erst- 
erwähnte indessen sich praktisch bewährt, hat die Kirchengesetz- 
gebung abgesehen!, 


! Als Ordnungsstrafe ist zwar in diesem die Geldstrafe allein in ihrer 
Strafeigenschaft mit eingestellt; allein es steht nichts entgegen, sie als Zwangs- 
mittel, wie in 882 Abs. 3 des Reichsbeamtengesetzes „für den Fall der Nicht- 
'erledigung einer speziellen dienstlichen Verfügung binnen einer bestimmten 
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Auch kennt sie ein „Besserungsverfahren“ in der Weise, wie 
es im Staatsdienergesetz a. a. O. 88 21ff. geordnet ist, nicht, 
welches Besserungsversuche in der Reihenfolge des & 22 wegen 
der im $ 21 „namentlich“ (10 Kategorieen) aufgeführten und 
sonstigen groben Pflichtwidrigkeiten oder „wiederholt begange- 
nen ÖOrdnungswidrigkeiten“ angeordnet hat: a) schriftlicher, als 
Besserungsversuch ausdrücklich zu bezeichnender Verweis des 
Vorgesetzten; b) mit nachdrücklicher Verwarnung verbundener 
mündlicher Verweis von der Öberbehörde, verbunden mit der 
Androhung der Suspension vom Amte; c) Suspension bis auf 
drei Monate, unter gänzlicher oder teilweiser Entziehung des 
Diensteinkommens und mit Androhung der Entlassung aus dem 
Dienste oder der Versetzung auf eine an Gehalt und Rang ge- 
ringere Stelle, nach Gehör des Beschuldigten und unter Zu- 
lassung des einmaligen Rekurses im Verwaltungswege (für Richter 


bestimmt 88 83, 23). 
Nach 8 25 das. kann die „Stellung zur Disposition“ unter 
Belassung des gesetzlichen Wartegeldes und Ranges des Staats- 


Frist angedroht“, und, sobald dieser Fall eingetreten, „nach Ablauf der Frist 
ohne Weiteres festgesetzt“ wird, zu behandeln. Dasselbe Gesetz unterscheidet 
$ 73 „Ordnungsstrafen“ und „Entfernung vom Amte“. Zu ersteren gehören 
die Ehrenstrafen: „Warnung“ und „Verweis“, und davon getrennt ist die 
„Rüge“ als „Ausfluss des Leitungsrechts der Vorgesetzten“, welche keine 
Strafe, sondern eine Erinnerung des Beamten an seine Pflichterfüllung ist. 
Die Vermögensstrafe ist Geldstrafe, die, nach unten unbegrenzt, nach oben für 
besoldete Beamte nicht über 90 Mark betragen soll; eine Verbindung von 
Verweis und Geldstrafe ist als ein schwereres Strafmittel, wie in Frankreich, 
anzusehen. Die Suspension als Strafmittel kennt weder das preussische, noch 
das Reichsrecht, ebensowenig die Degradation; erstere als „vorläufige Dienst- 
enthebung“* findet nur während eines disziplinarischen oder gerichtlichen 
Verfahrens statt. Die Entfernung aus dem Amte, welche nicht im Wege des 
summarischen Verfahrens, sondern nur im förmlichen Disziplinarverfahren zu 
bewirken ist, besteht in der Strafversetzung in ein Amt von gleichem 
Range und hat den Charakter einer höheren Vermögensstrafe wegen der 
damit verbundenen Minderung des Diensteinkommmens und des Verlustes 
der Umzugskosten; die Dienstentlassung ist die schwerste Disziplinarstrafe, 
indem sie das Dienstverhältnis mit allen daraus fliessenden Rechten auf- 
hebt. 
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dieners und Enthebung von seinen Dienstverrichtungen eintreten in- 
folge a) von Stellenveränderung; b) von längerer Dienstunfähigkeit 
und c) aus Rücksicht auf die Verwaltung des öffentlichen Dienstes; 
für Richter findet nur der Fall b statt. Dabei ist in $ 26 a. E. die 
wichtige Bestimmung gegeben, dass gegen die Massregel selbst, 
durch welche ein Diener auf Wartegeld gesetzt wird, — abgesehen 
von den richterlichen Beamten — eine Berufung auf den Rechtsweg 
nicht stattfinden soll. Die auf Wartegeld (?/s des Betrags der 
Besoldung) gestellten Dispositionäre bleiben im Rechtsverhält- 
nisse eines Staatsdieners und es kann ihnen jederzeit eine ihrem 
früheren Dienste angemessene Stelle übertragen werden. 

Die im Kirchengesetz als Strafe gesetzte „Amtsenthebung“ 
hat von der Stellung zur Disposition unter c) des $ 25 des Staats- 
dienergesetzes das Wartegeld und die Betrauung mit einzelnen Ge- 
schäften des früheren Amtes herüber genommen, sonst aber 
die „Dienstentlassung“, der im Staatsdienergesetz die „Zurück- 
versetzung auf eine im Gehalte und Range geringere Stelle“ (sog. 
Strafstelle) zur Seite gestellt ist, entlehnt. Im $ 45ff. sind aber 
bestimmte Gründe der Dienstentlassung kodifiziert nach sechs 
Rubriken, worunter an der Spitze die Erfolglosigkeit des Besse- 
rungsverfahrens ungeachtet einer Androhung der Dienstentlassung 
steht; wichtig ist, dass hier die Berufung auf gerichtliches Ver- 
fahren mit Konkurrenz der Staatsanwaltschaft und gerichtlicher 
Entscheidung nachgelassen ist. Die Dienstentlassung hat nach 
& 47 zur Folge, dass der Diener die Stelle und das Dienst- 
einkommen, sowie den Anspruch auf Pension, nicht aber un- 
bedingt die Fähigkeit zur Wiederanstellung ($ 4 des Gesetzes) 
verliert. Durch landesherrlichen Gnadenakt kann im Falle er- 
weislich vorhandener Bedürftigkeit dem entlassenen Diener oder 
seiner Familie eine jährliche Unterstützung, die jedoch in keinem 
Falle die Hälfte des Betrages übersteigen darf, welcher dem ent- 
lassenen Diener nach seinem Dienstalter als Pension zugekommen 
sein würde, gewährt werden. 

Die „Dienstentsetzung“ des Staatsdienergesetzes erfolgt 
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nach der den $ 48 dieses aufhebenden 8 2 des zweiten Nach- 
trages vom 9. Nov. 1870 zu jenem nach Massgabe der Be- 
stimmungen in 88 31—37 des R.-St.-G.-B.; sie kann nur durch 
ein gerichtliches Erkenntnis im Strafverfahren ausgesprochen 
werden, event. im Unterlassungsfalle auf Antrag der Dienstbehörde 
durch besonderen Ausspruch des Gerichts, womit selbstverständ- 
lich alle An®prüche aus dem Rechtsverhältnis des Beamten er- 
löschen — von Rechtswegen — auf Diensteinkommen, Rang, 
Titel, Ehrenzeichen und Ruhegehalt, sowie auf die Fähigkeit zur 
Wiederanstellung im Staatsdienst für immer. 

Im Kirchengesetz entspricht der Ausdruck: „Amtsenthebung“ 
dem im Staatsdienergesetz ersichtlichen: „Dienstentlassung* und 
dieser Ausdruck im Kirchengesetz dem im Staatsdienergesetz ge- 
brauchten: „Dienstentsetzung“, und ein hervortretender Unter- 
schied zwischen beiden Gesetzen und zwar zum Vorteile des 
Kirchengesetzes ist in diesem die Gegenüberstellung des obli- 
gatorischen und fakultativen Eintrittes der beiden Dienst- 
strafen und der im Schlusssatz des $ 10 auch bei der „Dienst- 
entlassung* dem Landesherrn vorbehaltene Gnadenakt der Ver- 
willigung einer Unterstützung im Falle der Bedürftigkeit und 
Würdigkeit für die Angehörigen des seines Amtes entsetzten 
evangelischen Geistlichen. 

In den Disziplinargesetzen für Staatsbeamte pflegen nicht 
auch analog den Strafgesetzbüchern allgemeine Bestimmungen, 
welche den Inhalt eines sog. allgemeinen Teiles bilden, aufgestellt 
zu werden; man hat daher die Frage aufgeworfen, ob und in- 
wieweit Grundsätze des allgemeinen staatlichen Strafrechts analog 
anwendbar seien auch im Disziplinarrecht und Verfahren? Dass 
der Staat die analoge Anwendung einzelner strafrechtlicher 
Grundsätze auch für das Beamtendisziplinarrecht anordnen kann, 
ist unbezweifelt als Ausfluss der Straf- wie Aufsichts- und der 
Disziplinargewalt. Die Regeln der Gesetzesauslegung greifen auch 
für Disziplinargesetze Platz; nicht minder die der Gesetzesanwen- 
dung, und in letzterer Beziehung mag prinzipiell die Ansicht 
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richtig sein!, dass neue Disziplinargesetze auch auf Handlungen 
Anwendung zu finden haben, welche vor ihrem Erlass begangen 
worden sind, da es sich nur um praktische Ausgestaltung der 
dem Staat an sich zustehenden Disziplinargewalt im einzelnen 
handle; indessen tritt die praktische Bedeutung hier deshalb zu- 
rück, weil die Bestimmung, inwiefern eine Dienstpflichtverletzung 
vorliege, in das Ermessen der Disziplinarbehörde gelegt ist. War 
dieses aber nach früherem Disziplinarrecht ein noch unbegrenzteres 
als in dem neuen Disziplinargesetz, so kann es einem beschul- 
digten Beamten nur günstiger sein, worauf es ja allein ankommt, 
wenn ihm gesetzliche Schranken einer Willkür, eine grössere Ge- 
währ für eine gesetzmässige Beurteilung seitens seiner Richter 
zur Seite stehen. 

Von vorstehenden Gesichtspunkten ausgehend wird man für 
die geistliche Disziplinargesetzgebung dieselbe Forderung aufstellen 
müssen, dass es ihr freistehe, selbständig allgemeine Sätze für 
die Behandlung der einzelnen Dienstvergehen aufzustellen oder 
auf eine analoge Anwendung der im weltlichen Strafrecht gelten- 
den hinzuweisen oder gänzlich über solche zu schweigen, wie dies 
in unserem Kirchengesetz geschehen ist. Daraus ist freilich nichts 
zu erschliessen, ob eine Berücksichtigung auch nur der all- 
gemeinen Normen des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich 
bei der Beurteilung der einzelnen Dienstvergehensfälle ausgeschlos- 
sen oder stillschweigend zugelassen sei, wie z. B. die Sätze über 
Konkurrenz der Delikte, Teilnahme, Zurechnungsfähigkeit, Arten 
der Verschuldung, Versuch, mildernde Umstände, Strafausschlies- 
sungs-, Straferschwerungs- oder Schärfungsgründe, Verjährung 
u.a. m. Von einer Bindung des Urteils an dergleichen Sätze 


ı Vgl. über die ganze Frage die zutreffenden Auseinandersetzungen 
von P. Labes a. a. O. S. 46 fl. Wenn man das Disziplinarrecht prinzipiell 
unter den Begriff des Strafrechts stellt und ersteres von letzterem nicht 
artlich, sondern gradlich unterscheiden will, nur aus äusseren Gründen, und 
den Zwang zur Erfüllung der Dienstpflicht beiseite lässt, wie das Reichs- 
beamtengesetz, dann kann man der analogen Anwendung der allgemeinen 
positiven Sätze des Strafrechts einen freieren Spielraum belassen. 
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kann in dem Verwaltungsverfahren der kirchlichen Aufsichts- 
behörden keine Rede sein, da das Ermessen der Beurteilung 
ebenso frei ist, wie die Thatsachen- und Beweisbeurteilung; soll, 
wie das Reichsbeamtengesetz 8 75 Ziff. 2 Abs. 2 als Grundsatz 
für die Anwendung des Disziplinarrechts fordert, im einzelnen 
Fall mit besonderer Rücksicht auf die gesamte Führung des 
Angeschuldigten die Erheblichkeit und folgeweise auch die Schuld- 
grösse bemessen werden, so wird hier ein weiter Spielraum auch 
für die Beurteilung des Charakters und des inneren Menschen 
gelassen!, und es bleibt dem Gerechtigkeitssinn der Beurteiler 
anheimgegeben, ob sie von denjenigen Rechtsgedanken, welche 
im allgemeinen und besonderen Teil der weltlichen Strafgesetze 
als Norm zum Ausdruck gekommen sind, Gebrauch machen zu 
dürfen sich für berechtigt oder gar verpflichtet halten aus ethi- 
schen Gründen. Es steht nichts entgegen, wenn die Disziplinar- 
behörde den in $ 51 des St.-G.-B. begrenzten Zustand der Un- 
zurechnungsfähigkeit erweitert, z. B. Trunkenheit unter die 
Grenzen der sinnlosen Trunkenheit, ebenso die in $ 53 daselbst ge- 
zogenen der Nothwehr, und ebenso, wenn mildernde Umstände im 
Sinne des Strafgesetzbuchs angenommen werden, welche im Reichs- 
beamtengesetz ausdrücklish als zu berücksichtigende Gründe der 
Strafzuerkennung anerkannt worden sind. Da einzelne That- 
bestände der Dienstvergehen nicht aufgestellt werden, kommt die 
Theorie von der Teilnahme. und dem Versuch und Vollendung 
kaum zur Anwendung. Was die fahrlässige Verschuldung an- 
langt, so ist auch in unserem Kirchengesetz darüber nichts ent- 
halten, sondern schlechtweg ist, wie in den preussischen Gesetzen 
von 1851 und 1852, die Verletzung der obliegenden Dienstpflichten 
aufgestellt. Mit dem Ausdruck „schuldhafter Weise“ im bayeri- 
schen Disziplinargesetz für Richter vom 26. März 1881 Art. 82 


! Der Satz: cogitationis poenam nemo patitur, d. h. es muss die Pflicht- 
verletzung sich äusserlich kund gegeben haben, um bestraft werden zu können, 
muss selbstverständlich auch hier gelten, namentlich inbezug auf Glauben 
und Lehre. 
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Abs. 2 ist nichts genützt, da dies nur in den Gegensatz von un- 
verschuldeter Weise tritt, wobei selbstverständlich von einer Zu- 
rechnung zur Schuld nicht die Rede sein kann. Allein, wenn 
die gewissenhafte Wahrnehmung der Amtspflichten und ein 
dem Amte seine Achtung, sein Ansehen und Vertrauen erhalten- 
des Verhalten im Wandel des Geistlichen vom Gesetz verlangt 
wird und dessen Vernachlässigung die Dienstpflichtverletzungen 
charakterisiert, so gehört sicher dahin auch die Fahrlässigkeit in 
der Beachtung der allgemeinen und besonderen Pflichtgebote 
gegenüber der aus bösem Willen hervorgehenden Vorsätzlichkeit 
und danach auch die Grösse und Strafbarkeit der Verschuldung, 
für deren Beurteilung mildernde oder strafschärfende Umstände 
von selbst mit in Frage kommen. Nicht anders verhält es sich 
mit dem Zusammentreffen mehrerer gleich- oder ungleichartiger 
Dienstvergehen und deren Wiederholung und Fortsetzungsakten, 
mit der Berücksichtigung des wegen eines Amtsmissbrauchs schon 
vorausgegangenen Strafurteils in Bezug auf das in der früheren 
That mitenthaltene Dienstvergehen. Dass das weimarische 
Kirchengesetz über die Verjährung schweigt, führt bei der posi- 
tiven Gestaltung dieser Einrichtung zu der Annahme, eine solche 
solle nicht eintreten, wie auch in den preussischen Disziplinar- 
gesetzen und im Reichsbeamtengesetz die Verjährung der Dis- 
ziplinarbestrafung nicht erwähnt worden ist; das nassauische 
Gesetz vom 12. Jan. 1852 in & 11 kannte eine Verjährung der 
Disziplinarverfolgung mit Ausschluss der Vergehen, die mit Dienst- 
entlassung zu strafen waren, von zwei Jahren, und das bayerische 
Disziplinargesetz für richterliche Beamte vom 26. März 1881 in 
Art. 2 lässt die Strafverfolgung von Dienstvergehen mit dem Ab- 
lauf von fünf Jahren ausgeschlossen sein, die Verjährung aber 
durch jede von dem Disziplinar- wie dem Strafrichter wegen der 
Thatverübung gegen den Thäter gerichtete Handlung unterbrochen 
werden, von wo eine neue Verjährung zu laufen beginnt. 

Die Verfolgung der Dienstvergehen erfolgt ohne Rücksicht 
auf den Antrag eines dadurch Verletzten von Amtswegen, und 
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bei der Verantwortlichkeit der Minister würde der Chef des 
Departements des Kultus für die Disziplinarbehörde verantwortlich 
gemacht werden können, wenn da, wo das Gesetz den Eintritt 
der Amtsenthebung oder Dienstentlassung kategorisch fordert, 
diese Vorschrift von der Aufsichts- bezw. Disziplinarbehörde 
nicht beachtet oder befolgt worden sein würde, auch wohl wenn 
überhaupt eine Disziplinarverfolgung in Fällen unterblieb, wo sie 
notwendig wäre; denn sonst, wenn willkürlich davon abgesehen 
werden dürfte, etwa mit Rücksicht auf den Mangel eines öffent- 
lichen Interesses an der Verfolgung oder auf Vermeidung eines 
öffentlichen Skandals oder Diskreditierung des Amtes oder gar 
seines Trägers, würde die Gleichmässigkeit in der Gerechtigkeits- 
übung und damit das Vertrauen zu dieser bei der Kirchen- 
regierung geschädigt werden, jedenfalls auch die Achtung vor 
dem Träger des Amtes, an dem immerhin in der öffentlichen 
Meinung etwas hängen bleibt — tamen aliquid haeret! Eine 
derartige Ausdehnung des Ermessens der Disziplinarbehörde, 
bezw. der Disziplinarrichter kann kein weltliches oder geistliches 
Gesetz gewollt haben, denn dann würde es diesen Behörden einen 
Teil der Begnadigungsgewalt des Landesherrn, das Recht der 
Abstitition und Abolition, des Abstehens von der Strafverfolgung 
und der Niederschlagung einer solchen begonnenen, erteilt haben. 
Davon, dass dem Landesherrn ein solches Recht zustehe, ist in 
der Kirchenverfassung, sowenig wie in der Staatsverfassung des 
Grossherzogtums etwas bestimmt. In dem Gesetz über Kosten 
und Gebühren hat sich von jeher ein Ansatz für Niederschlagung 
einer Untersuchung fortgepflanzt, woraus entnommen werden 
könnte, dass dieser Ausfluss der landesherrlichen Begnadigungs- 
gewalt noch bestehe, was übrigens für weltliche Strafsachen seit 
der Reichsgesetzgebung, besonders der Strafprozessordnung, sehr 
bestritten ist, für geistliche Disziplinarsachen jedoch ohne verfas- 
sungsmässige Bestimmung noch zweifelhafter wird, obschon hier 
ein höchster Eingriff in ein Verwaltungsverfahren weniger be- 
denklich erscheint als ein solcher in ein Rechtsverfahren. Jeden- 
3* 
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falls ist aber durch das neue Kirchengesetz das Disziplinar- 
verfahren gesetzlich in erhöhtem Masse in engere Schranken des 
Ermessens gestellt und einem Rechtsverfahren (summarischen 
und Untersuchungsverfahren) nähergebracht als sonst, von welchem 
die Ministerial- und Kabinetsjustiz nach konstitutionellem Staats- 
recht auszuschliessen ist, was auch auf ein konstitutionelles 
Regierungssystem in der Kirche zu erstrecken ist. Für das 
Reichsbeamtenrecht besteht nach $ 118 des Reichsbeamtengesetzes 
die Bestimmung eines Abstititions- und Abolitionsrechts keines- 
wegs, dagegen des Begnadigungsrechts (adgratiatio), welches den 
Kaiser ermächtigt, die von den Disziplinarbehörden des Reichs 
verhängten Strafen ganz zu erlassen und zu mildern. Im preus- 
sischen Disziplinargesetz für nichtrichterliche Beamte vom 21. Juli 
1852 8 47 wird für durch Rechtsmittel unanfechtbare Entschei- 
dungen der Disziplinarbehörden, die auf Dienstentlassung 
lauten, die höchste Bestätigung jener erfordert, sofern der Beamte 
vom König ernannt oder bestätigt ist; das ist aber etwas ganz 
Anderes als ein Begnadigungsakt, wenn der König diese Bestä- 
tigung versagt, denn dann bleibt die Bestrafung noch unaus- 
gesprochen, und an der Stelle des Instanzgerichts spricht der- 
jenige, welcher die Anstellung angeordnet hat, im Verwaltungs- 
wege aus eigener Machtvollkommenheit ausserhalb des Gesetzes. 
Andernfalls, wenn er das gefällte, aber nicht verkündete Urteil 
bestätigt, erklärt er, dass von ihm die Entlassung aus dem Dienste 
gebilligt und der Disziplinarjustiz und Urteilsvollstreckung der 
gesetzmässige Lauf gelassen werde. 

Ungeachtet jener prinzipiellen Bedenken gegen die Geltung 
des Opportunitätsprinzips als Regel für das Disziplinarverfahren 
entgegen dem für die Strafprozessordnung kodifizierten Legalitäts- 
prinzip muss auf Grund des 8 5 des weimarischen Gesetzes 
betreffend die Dienstvergehen der evangelischen Geistlichen an- 
genommen werden, dass durchweg, ausser wo Amtsenthebung und 
Dienstentlassung obligatorisch zu erkennen ist, es doch der Ent- 
schliessung der Disziplinarbehörde überlassen worden ist, ob ein 
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Disziplinarverfahren im einzelnen Fall eintreten soll oder nicht, 
dass also hier nicht der Satz gilt: in jedem Disziplinarvergehens- 
fall muss Strafverfolgung nach dem Gesetze von Amtswegen ein- 
treten (ex lege et officio); denn & 5 lautet: „Ist in dem gericht- 
lichen Strafverfahren eine Verurteilung erfolgt, welche die Ent- 
fernung aus dem Kirchenamte nicht zur Folge hat, so bleibt die 
Enntschliessung darüber vorbehalten, ob ausserdem ein 
Dienstuntersuchungs-Verfahren einzuleiten oder fortzusetzen 
sei.“ Das umfasst nicht blos die Fakultät der Prüfung, ob der 
verbleibende Thatbestand ($ 4) ein solches Dienstvergehen ent- 
hält, das im Untersuchungsverfahren verfolgbar ist, sondern auch 
die der Entschliessung darüber, ob ein als Dienstvergehen er- 
kannter, verbleibender Thatbestand wirklich noch disziplinär 
verfolgt werden soll. Gestattet das Gesetz mangels jeder Be- 
grenzung diese Freiheit des Ermessens, dann muss man annehmen, 
es hat überhaupt diese Freiheit der Verfügung über die 
Disziplinarverfolgung gestatten wollen — in allen Fällen ausser 
den im $ 12 gemeinten —, dass also für den Eintritt (auch etwa 
die Fortsetzung!?) die Dispositionsmaxime aus Rücksichten der 
Opportunität zu gelten haben, mithin nicht das Legalitäts- 
prinzip (Strafverfolgung soll nach dem Gesetz sein in jedem 
zur Kenntnis der Behörde gekommenen Fall!), sondern das 
Opportunitätsprinzip (Strafverfolgung darf ohne Rücksicht auf 
das Gesetz im einzelnen Fall aus Rücksichten anderer Art 
unterbleiben) der oberste Grundsatz für die Anwendung des 
Gesetzes nach $ 1 mit $ 5 sei, auch da, wo eine Konkurrenz 
des strafgerichtlichen Verfahrens fehlt, so dass auch $ 4 nur 
ein fakultative Vorschrift enthalten würde („findet statt“). 
Indessen darf man die Bestimmung in $ 12, wonach unter 
der dort bestimmten Voraussetzung „Amtsenthebung oder Dienst- 


I Vgl. über diese beiden Prinzipien der Strafverfolgung des Verf. Ab- 
handlung im Archiv für öffentliches Recht, XI. 2. S. 198 ff. „Die Justiz- 
‚verwaltung im Strafprozess“, XII. 1, S. 83 fi.: „Gesetzes- oder Interessen- 
herrschaft (Legalitäts- oder Opportunitätsprinzip) im Strafverfahren ?* 
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entlassung“ eintreten soll, in der imperativ-obligatorischen Form 
„muss“, nicht mit Unterschiebung der aus & 5 zu entlehnenden 
Freiheit der Entschliessung über den Eintritt einer Strafverfol- 
gung als Voraussetzung auslegen, sondern die Umstände der 
das schwerste Dienstvergehen bildenden, allgemein umgrenzten 
Dienstwidrigkeiten lassen erkennen, dass hier absolut mit dem 
Amte unverträglich ist dessen Fortführung von gerade einem 
solchen Träger. Ist also ein derartiges Verhalten indiziert, so 
muss es untersucht, festgestellt und zur disziplinarrichterlichen 
Beurteilung gebracht und jedenfalls in Untersuchung gezogen 
werden — ohne alle andere Rücksicht als die auf Gesetzes- 
geltung. Hier also im Falle der Unwürdigkeit des Trägers, ein 
solches Amt, das Erhaltung des Ansehens, der Würde, des Ver- 
trauens unbedingt erfordert, hat das Legalitätsprinzip zu 
gelten und tritt das Opportunitätsprinzip, das sonst die Regel 
bildet, zurück. — Das leitet über zu dem Verfahren in Disziplinar- 
sachen der evangelischen Geistlichen, und es mag aus den Vor- 
stehenden ersehen werden, inwiefern das fragliche Kirchengesetz 
Anspruch auf, die Bezeichnung eines vollständigen haben darf!. 


II. 
Das Verfahren bei Dienstuntersuchungen., 


Wie in Disziplinargesetzen anderer Staaten die Unter- 
scheidung von leichteren Verfehlungen und schwereren 
Dienstvergehen, namentlich auf die Art des Verfahrens zur 
Verhängung der Strafen einwirkend, zur Unterscheidung eines 
summarischen und eines Untersuchungsverfahrens geführt hat, so 
auch in dem weimarischen Gesetze. Die Einteilung der Theorie 
in eigentliche und uneigentliche Amtsdelikte liesse sich auch an- 


! Ueber eine Ersatzpflicht bei „Defekten“ d.h. wenn der thatsächliche 
-Bestand einer Kasse geringer ist als der Sollbestand, ohne dass notwendig 
‘der Thatbestand der Unterschlagung darin läge, wie in 85 134—148 des 
-Reichsbeamtengesetzes sich Bestimmungen finden, enthält das weimarische 
Kirchengesetz nichts. 
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wenden für die Disziplinarvergehen i. w. S., je nachdem bei der 
Amtsausübung d. h. „im Amte“ überhaupt eine Handlung be- 
gangen und deshalb als mehr strafbar angesehen wird, was im 
Strafgesetzbuch hervortritt, indem die sog. gemeinen Verbrechen 
von einem Beamten verübt, z. B. Fälschung, Unterschlagung, 
Sittlichkeitsvergehen, unter erhöhterer Strafbarkeit stehen als 
solche Vergehen, die sonst nicht sog. gemeine, auch von jedem 
Anderen verübbare sind und nur von einem Beamten vermöge 
seiner amtlichen Stellung und Funktionen begangen werden 
können. | 

In der Synode, welcher wegen der fast gleichzeitigen Ein- 
berufung des Landtages möglichste Beschleunigung und Abkür- 
zung der Beratungen oblag, wurde über das Disziplinarverfahren 
im Kapitel III des Regierungs- sowie des Ausschussentwurfs 
noch am meisten verhandelt, und es ging daraus das Gesetz weiter 
hervor wie folgt: 


„II. Von dem Verfahren bei Dienstuntersuchungen.* 

$ 13. „Handelt es sich um leichtere Verfehlungen gegen 
die Amtspflichten — 8 11 —, so ist die Dienstuntersuchung an 
bestimmte Formen nicht gebunden. 

Vor Festsetzung einer Ordnungsstrafe ist dem Geistlichen 
jedoch Gelegenheit zu geben, sich über die ihm zur Last’ gelegte 
Ordnungswidrigkeit zu verantworten. 

Die Festsetzung und Eröffnung der Ordnungsstrafe erfolgt 
unter Angabe der Gründe schriftlich. 

Verwarnung und Verweise können auch mündlich erteilt wer- 
den — 87 Abs. 1 —, jedoch ist über die Erteilung ein Protokoll 
aufzunehmen. | 

Zuständig zur Verhängung einer Ordnungsstrafe in den Fällen 
der leichteren Verfehlungen ist die Superintendentur und der 
Kirchenrat. Die erstere darf jedoch auf eine Geldstrafe über 
20 M. nicht erkennen. Eine in Entziehung von Dienstalterszulagen 
bestehende Ordnungsstrafe bedarf der Entscheidung des durch den 
ständigen Synodalausschuss verstärkten Kirchenrates und Unserer 
(des Grossherzogs) Genehmigung. 

Gegen die Verfügung einer Ordnungsstrafe durch die Super- 
intendentur kann binnen zehntägiger Ausschlussfrist von der Er- 
öffnung derselben ab die Entscheidung des Kirchenrats angerufen 
werden.“ 
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Absatz 4 entbehrt die Klarheit und Absatz 5 die Vollständig- 
keit. Die Zuständigkeit des Kirchenrats zur Verhängung einer 
ÖOrdnungsstrafe in Fällen der leichteren Verfehlung neben der Su- 
perintendentur ist nur rücksichtlich der Geldstrafe begrenzt, indem 
letztere nur bis zu 20 M. einschliesslich erkennen darf, aber die 
Sache an den Kirchenrat abgeben muss, wenn sie eine höhere 
Geldstrafe für angezeigt erachtet, sonst aber dahin abgeben darf. 
Wenn aber ein Superintendent in die Lage kommt, wegen einer 
Ordnungswidrigkeit sich verantworten zu sollen, und die Frage 
seiner Bestrafung im formlosen Verfahren entsteht, dann kann 
nur der Kirchenrat die zuständige Behörde erster Instanz sein, 
und für diesen Fall fehlt es nach Abs. 5 an der Angabe einer 
Berufungsbehörde und überhaupt, ob eine Berufung gegen die 
erstinstanzlich vom Kirchenrat gegebene Entscheidung nach- 
gelassen sei. 

Dass eine auf Entziehung von Altersdienstzulagen als Ord- 
nungsstrafe lautende Entscheidung dem durch den ständigen 
Synodalausschuss verstärkten Kirchenrat zugeteilt worden ist und 
der Genehmigung des Grossherzogs bedarf, geht über die Ana- 
logie disziplinarrichterlicher Zuständigkeiten hinaus und stellt 
sich als landesbischöfliche Jurisdiktion auf Vorschlag der 
Kirchenregierungsbehörden und der Vertretung der Kirchengemein- 
schaft dar. Dies letztere ist eine Neuerung des Gegenentwurfs 
des Gesetzgebungsausschusses der Synode und der Berichterstat- 
ter gab auch dazu eine Erklärung dahin ab, dass die Disziplinar- 
behörde nicht richterliche Entscheidungen zu geben, sondern nur 
Anträge an den Landesbischof zu stellen habe. Im Regierungs- 
entwurf fehlte hier im $ 13 die Nachlassung der Berufung über- 
haupt, weil sie im 8 26 gegen alle Strafentscheidungen und zwar 
der Superintendenturen an den Kirchenrat und gegen die Ent- 
scheidungen dieses letzteren an den Grossherzog nachgelassen war. 
Im Gegenentwurf des Gesetzgebungsauschusses ward der $& 26 
des Regierungsentwurfes gestrichen und in den $ 13 die Be- 
rufung gegen Entscheidungen der Superintendenturen allein ein- 
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gestellt, und dadurch entstand die gerügte Lücke, die auch in der 
Synode nicht ausgefüllt worden ist, welche den & 13 in der Fas- 
sung ihres Gesetzgebungsausschusses annahm. 

Zu den 88 14—27, worin des förmliche Dienst- 
untersuchungs- Verfahren geregelt worden ist, wurde erst 
über die wichtigsten Aenderungen des Regierungsentwurfes durch 
den Gegenentwurf eine Auseinandersetzung in der Synode ge- 
halten, nachdem sie vom Berichterstatter hervorgehoben worden 
waren: dass auch im Dienstuntersuchungs-Verfahren die Diszi- 
plinarbehörde nur Anträge an den Landesbischof, nicht aber 
richterliche Entscheidungen zu geben habe, ferner dass die Ver- 
hängung der Amtsenthebung nicht blos dem Kirchenrate, sondern 
einem durch den ständigen Synodalausschuss verstärkten Kirchen- 
rat zugewiesen werden solle, und dass die Bestimmungen des 
Entwurfes über die Berufungsinstanz völlig zu streichen seien. 
Vom Regierungstische aus wurde dem entgegengehalten, es sei 
nicht zu billigen, dass die Person des Landesherrn mit herein- 
gezogen werde, wie es bei der Dienstentlassung u. s. w. beab- 
sichtigt sei, ferner werde durch Herbeiziehung des ständigen 
Synodalausschusses zur Verstärkung des Kirchenrats nicht nur 
die Bedeutung und Würde desselben geschmälert, sondern auch 
die Sache unnötig verweitläufigt; endlich sei die Beseitigung der 
Berufung, da die Berufungsinstanz zu bilden möglich sei, bedenk- 
lich. Offenbar nahm die Regierung mit dem Entwurf eine den 
konstitutionellen Forderungen entsprechendere Stellung ein als 
der Ausschuss, abgesehen von der Forderung der Verstärkung 
des Kirchenrats durch Heranziehung der Vertretung der Kirchen- 
gemeinden bei der Entschliessung. Sehr zutreffend war daher 
die Entgegnung des Präsidenten der Synode: er fühle sich eigen- 
tümlich dadurch berührt, dass das aus dem verstärkten Kirchen- 
rat bestehende Kollegium, vor dem das förmliche Verfahren statt- 
finde, nicht auch die Entscheidung in der Sache fällen solle. 
Diese müsse naturgemäss den Disziplinarrichtern, welche bei der 
Hauptverhandlung mitgewirkt und den unmittelbaren Eindruck 
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aus der Vernehmung des Angeschuldigten und der Zeugen em- 
pfangen hätten, übertragen werden. Sie dem Landesherrn zuzu- 
weisen und diesen mit der Verantwortlichkeit für dieselbe 
zu belasten, vertrage sich nicht mit der staatsrechtlichen 
Stellung desselben. In alter Zeit hätten allerdings auf dem sog. 
Volksding die Landesfürsten selbst Recht gesprochen. Das neuere 
Staatsrecht aber weise alle richterlichen Urteile und ver- 
waltungsrechtlichen Entscheidungen und die Verantwortlich- 
keit für dieselben den dafür geordneten Gerichts- und Ver- 
waltungsbehörden zu und habe für den Landesherrn nur ein 
höchstes Bestätigungs- und Begnadigungsrecht konstruiert; infolge 
dessen könne der Landesherr auch nicht als Berufungsinstanz in 
Betracht kommen, sondern es könne nur an sein Begnadigungs- 
recht appelliert werden. Der Regierungsentwurf hatte die richtige 
Auffassung von der richterlichen Entscheidung über die Ergeb- 
nisse der Hauptverhandlung, die dem Hauptverhandlungsgericht 
(Kirchenrat) ohne Unterscheidung der Fälle zustehen sollte. 
Eine Garantie für die Unabhängigkeit wie Richtigkeit dieser 
Entscheidung lag allerdngs in der Verstärkung des Kirchenrats 
mit Gemeinde- unter Umständen Laienbeisitzern, wie im Schwur- 
und Schöffengericht. Aber von dem Gesichtspunkt der richter- 
lichen Hauptthätigkeit, der Rechtsprechung im Gebiete des 
Verwaltungsstrafrechts entfernte sich gänzlich der Gesetzgebungs- 
ausschuss mit der Einfügung des Satzes in den 8 24: „Wird 
Dienstentlassung, Amtsenthebung oder Entziehung der Rechte 
des geistlichen Standes, des Wartegeldes oder einer oder 
mehrerer Dienstalterszulagen für nötig befunden, so lautet 
die Entscheidung darauf, dass ein auf eine derartige Ent- 
schliessung gerichteter Antrag an den Grossherzog zu stellen sei. 
Hiergegen richtete sich der Regierungsvertreter und der Präsi- 
dent der Synode mit vollem Recht; denn es handelt sich in der 
That um eine Urteilsfällung aus Thatsachenreproduktionen in der 
Hauptverhandlung, worin gerade vermöge der unmittelbaren Wahr- 
nehmung der Richter ein oft nicht mit Worten wieder zu geben- 
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der Eindruck von der Schuld oder Nichtschuld gewonnen wird, 
der bei der Entschliessung über den Ausspruch mitwirkt. Werden 
auch nach 8 25 Gründe der Entscheidung des Hauptverhandlungs- 
gerichts nach Kräften zusammengestellt und dann von einem Be- 
richterstatter dem Landesherrn vorgetragen, so fehlt ihm als 
obersten Richter zu seiner Entschliessung jene Unmittelbarkeit 
der Wahrnehmung, die ihm erst in den Entscheidungsgründen 
und dann erst wieder mittels Vortrages aus denselben ver- 
mittelt wird. Freilich hing diese wichtige Abänderung, wie 
der Berichterstatter bei $ 24 des Ausschussentwurfs (8 25 
der Regierungsvorlage) bemerkte, mit der Streichung der Be- 
rufung zusammen, da diese ja in allen Fällen, in denen die 
Superintendentur entschieden habe, an den Kirchenrat, ausser- 
dem an den Grossherzog gehen solltee Um nun die Beru- 
fung, für die man sich im Prinzip ausgesprochen, für die man 
aber keine passende Instanz konstruieren konnte, zu ersetzen, 
wurde der Landesbischof in der gedachten Weise gleich in die 
erste Instanz des Dienstuntersuchungsverfahrens als entscheidender 
höchster Richter eingeschoben oder als bestätigendes Herrscher- 
und Aufsichtsorgan, oder als Inhaber der kirchlichen Gnaden- 
gewalt, analog der staatlichen. Man kann darüber vom staats- 
rechtlichen Standpunkt nicht klar werden. Dass der Regierungs- 
entwurf dem Landesbischof gleich dem Landesherrn eine Bestäti- 
gungs- und Begnadigungsgewalt beilegen wollte — eine der wich- 
tigsten Bestimmungen für eine Kirchenverfassungsurkunde — in 
der in $ 26 gewählten Form der Berufungsentscheidung in den 
Fällen der Entfernung aus dem geistlichen Amte auf Grund 
auch noch eines von einem weiteren, besonders verstärkten 
Kollegium zu erstattenden Gutachtens, darf wohl nicht bezweifelt 
werden und das hätte sich, da hier die Grundsätze von der 
richterlichen Gewalt und deren Ausübung im Strafverfahren nicht 
massgebend sein können, immerhin noch eher in dieser Form 
rechifertigen lassen als jene Einschiebung der landesbischöflichen 
Entscheidung in erster Instanz, nur um eine Beseitigung der Be- 
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rufung zu ersetzen und dabei Gelegenheit zur Ausübung der 
Begnadigungsgewalt zu geben. Die Vermischung von Entschei- 
dung auf Berufung, die eine richterliche Funktion in einem 
richterlich geordneten Verfahren ist, mit der Begnadigung ent- 
fernt sich von allem gerichtlichen Verfahren und stellt sich mit 
dessen Grundlagen in Widerspruch. 

Lag etwas Neues in der Regierungsvorlage, so lag etwas 
noch Ungewöhnlicheres in der Aufstellung des fraglichen Ab- 
satzes 5 im $ 24 und in der in $ 13 vorbehaltenen „höchsten 
Genehmigung“ des Gegenentwurfess. Die von einem Synodalen 
gemachte Bemerkung scheint Aufschluss darüber zu geben, was 
mitbestimmend für den vom Ausschuss zur Umgehung der 
Schwierigkeiten, welche die Einführung der Berufung machte, 
gewählten Verwaltungsweg gewesen sein dürfte, nämlich der Vor- 
schlag des Ausschusses schliesse sich an das bisherige Verfahren 
bei der Anstellung der Geistlichen an, wo die Bestätigung des 
Landesherrn zu erfolgen habe, während neu sei, denselben als 
Instanz anrufen zu lassen. Das Verwaltungs- und Regierungs- 
prinzip tritt hier mit dem Richterprinzip in eine offenbare Kolli- 
sion, und der von einem auf ersterem stehenden Synodalen ge- 
machten Bemerkung, der Vorschlag des Ausschusses entspreche 
dem gegenwärtigen Stande, indem bei Enturlaubung eines Geist- 
lichen dem Landesherrn das gleiche Recht zustehe, und dass es 
rücksichtlich der von diesem zu übernehmenden Verantwortung 
kein wesentlicher Unterschied sei, ob er einen vom Kirchenrat ge- 
fassten Beschluss bestätige, oder auf Grund genauer Sachprüfung 
eine eigene Entschliessung fasse, widersprach der Präsident der 
Synode dahin, dass es doch ein grosser Unterschied sei, ob der 
Landesherr eine vom Kirchenrat und Synodalausschuss beschlos- 
sene Dienstentlassung zu bestätigen oder aber selbst eine förm- 
liche Entscheidung über Schuld oder Nichtschuld des An- 
geschuldigten zu treffen habe. 

Hier nun liegt m. E. der Angelpunkt, um den sich die 
kirchenstaatsrechtliche Frage dreht, wenn man annimmt, im 
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Kirchen- wie im Staatsorganismus ist die richterliche d. h. recht- 
sprechende Gewalt von der aufsehenden getrennt und ihre Aus- 
übung nicht in der Person des Herrschers mit vereint, so wenig 
wie in seiner Regierungs- und Verwaltungsvertretung; dann wird 
konsequent alles, was in das Gebiet der Rechtsprechung fällt, 
auch die Entscheidung über das Eintreten eines Disziplinarstraf- 
rechts, als richterliche Funktion der Ministerial- und Kabinetts- 
justiz entzogen werden müssen. Daher haben auch einzelne Ge- 
setze gestattet, Disziplinaruntersuchungen den weltlichen Gerichten 
überweisen zu lassen. Eine geistliche Gerichtsbarkeit giebt es 
in der evangelischen Kirche nicht mehr und daher auch eine 
bischöfliche Jurisdiktion, in welcher Verwaltung und Justiz nicht 
getrennt war, nicht. Aber man entlehnt dieser geschichtlichen 
Erinnerung an die katholische Kirchenverfassung den organisa- 
torischen Gedanken, dass die oberstrichterliche Entscheidung in 
den schwersten Disziplinarfällen bei dem Kirchengewalthaber 
stehen müsse und Entscheidungs- und Verwaltungsakt bei der 
Entfernung vom Amte ebenso wie bei der Berufung zum Amte 
und Anstellung in der Hand des Inhabers der Kirchenhoheit 
stehen müssse, 

Ist aber einmal nach Analogie des Strafrechtsverfahrens 
im Staate auch für das Disziplinarverfahren gegen Geistliche ein 
solches herzurichten unternommen worden und sollen die Wohl- 
thaten des unmittelbaren und mündlichen Hauptverfahrens auf 
Grund eines vorbereitenden Untersuchungsstadiums, besonders 
der Vorteil einer Ueberzeugungsschöpfung über Schuld oder 
Nichtschuld in einer Hauptverhandlung auch dem Angeschuligten 
zu gute kommen, ja mehr noch dem Gerichtshof, so muss auch 
konsequent dieser allein die letzte Entscheidung über Schuld 
oder Nichtschuld, ähnlich wie im Schwurgericht die Ge- 
schworenen, behalten und dann muss dieser Spruch unanfecht- 
bar sein, wenigstens mit einer doch die innere T'hatbeurteilung 
auch ergreifen müssenden Berufung nicht angefochten werden 
dürfen, wenn man die Parallele mit dem Schwurgericht oder 
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Laiengericht ziehen will. Die Berufung gegen die That- und 
Schuld- wie Rechtsbeurteilung hat nur Bedeutung, wenn sie eine 
volle Wiederholung der ganzen Verhandlung vor einem verstärk- 
ten höheren Gericht ermöglicht und dadurch eine Gewähr für 
eine erschöpfendere und vielleicht auch richtigere Beurteilung 
nach beiden Seiten hin giebt. Diese Gewähr wird aber wie im 
bisherigen Strafverfahren durch ein gründlicheres Vorunter- 
suchungsverfahren mit Zuziehung von Vertretern der Strafverfol- 
gung und deren Abwehr zur gehörigen Vorbereitung der Haupt- 
verhandlung und durch einen auch mit Heranziehung des Laien- 
elements verstärkten Gerichtshof vollständig geboten. Insofern 
hat aber, zumal auch eine Zurückverweisung zur besseren Er- 
örterung aus der Hauptverhandlung in das Vorverfahren und eine 
unbegrenzte Wiederaufnahme des Verfahrens zugelassen ist, das 
fragliche Kirchengesetz die Berufung noch weit entbehrlicher ge- 
macht als im heutigen Strafverfahren des Staates. 

Daran muss festgehalten werden, dass die Entscheidung über 
Schuld oder Nichtschuld nicht zur Verfügung des Landesbischofs 
nach heutigen Rechtsgrundsätzen gestellt werden darf; das ist ein 
richterlicher Akt, der Rechtsprechung, und daran schliesst sich 
konsequent auch der der Gesetzesanwendung als in logischem 
Zusammenhang stehend, dessen Zerreissung im Schwurgerichts- 
verfahren der wundeste Punkt ist, der im Schöffengericht geheilt 
wird. Also der Gerichtshof entscheidet auch, dass der Fall unter 
diejenigen Vergehensfälle gehört, in denen das Gesetz die Ent- 
fernung vom Amte obligatorisch oder fakultativ eintreten lässt. 
Nur im letzteren Falle wäre er in der Lage, die Entscheidung 
dem Gesetze gegenüber dem Landesbischof zu überlassen, 
ob Entfernung vom Amte eintreten solle oder nicht; im anderen 
Falle aber gebietet das Gesetz dem zur Entscheidung Berufenen 
die Entfernung vom Amte, also doch wohl dem Urteilsfinder, 
der richtenden Disziplinarbehörde — und dem bestätigenden 
Landesherrn, der dem Gesetz gegenüber, wenn er nicht bestätigen 
will, sich über den Imperativ des verfassungsmässig entstandenen 
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8 12 stellen muss, würde zugemutet, ohne Rücksicht auf das 
Gesetz zu entscheiden, wenn er anstatt der Disziplinarrichter 
endlich Recht sprechen soll. Bedarf nun die auf Freisprechung 
lautende Entscheidung dieser nicht einer landesherrlichen Ge- 
nehmigung, so ergiebt sich daraus, dass auch die Nichtgenehmigung 
einer auf Verurteilung lautenden nicht an die Stelle der richter- 
lichen Entscheidung treten kann; dann aber muss diese etwas an- 
deres sein als eine oberstrichterliche Thätigkeit, und daher bleibt 
nichts anderes übrig, als die Begnadigungsgewalt, vermöge deren 
die Vollstreckung jener Gerichtsentscheidung ganz in Wegfall 
kommt oder eine Strafverwandlung substituiert wird. Dann wird 
die Entscheidung des Disziplinargerichts in ihre richtige Stellung 
gebracht, ganz so wie eine strafgerichtliche ‚ welche auf den Amts- 
verlust und Unfähigkeit zum Amte lautet und rechtskräftig wird. 
Es tritt die Frage der Begnadigung nur dann an den Jyandes- 
bischof heran, wenn sie angeregt wird, nicht wie jetzt, in jedem 
Falle des gerichtlichen Vorschlags einer Genehmigung der ver- 
urteilenden Entscheidung an höchster Stelle, die ja eigentlich 
die Bezeichnung einer solchen nicht verdient, solange sie noch 
von einer höheren Entschliessung abhängig ist. Von einer landes- 
herrlichen Bestätigung eines richterlichen Strafurteils redet das 
Strafprozessrecht schon lange nicht mehr, und die Strafprozess- 
ordnung kennt auch eine Bestätigung der Todesurteile, die früher 
zur Vollstreckung erfordert wurde, nicht, sondern sie ordnet nur, 
dass von Amtswegen dem Landesherrn Gelegenheit zur etwaigen 
Ausübung seiner Begnadigungsgewalt gegeben werde. 

Eine Konsequenz aus der Anstellungsbefugnis des Landes- 
herrn auch für die Entfernung aus dem Amte zu ziehen und 
damit die Einschiebung des Landesherrn in die Rechtsprechung 
des Disziplinarverfahrens rechtfertigen zu wollen, dürfte im heu- 
tigen Verfahren nicht mehr zulässig sein, wo alle richterliche 
Gewaltausübung von der Regierung getrennt ist, wenn auch der 
Laandesherr als Inhaber der richterlichen Gewalt als Ausflusses 
der Gesetzgebungs- und Vollzugsgewalt gilt; durch die Ver- 
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fassungen ist deren Ausübung als selbständige anerkannt, 
wenn auch abgeleitet von den höchsten Staatsgewalten. 

Ob nun diese tief in die Grundrechtsfragen der Kirchen- 
wie Staatsverfassung eingreifenden Erwägungen im Gesetzgebungs- 
ausschuss, an den nach mehrfachen Erörterungen über die Zu- 
lassung der Berufung und die Schwierigkeit der Bildung einer 
Berufungsinstanz über den verstärkten Kirchenrat die 88 14 bis 
27 zur nochmaligen Prüfung zurückverwiesen worden waren, 
daselbst kundgegeben worden sind, ist unbekannt geblieben. Kurz- 
um, aus dem Ausschuss kam der Antrag an die Synode, sie wolle 
unter Wiederaufnahme der Verhandlung über die fraglichen zwei 
Paragraphen beschliesen: 1. Abs. 1 und 2 des $ 24 der Aus- 
schussvorlage ın der hier folgenden Fassung und 2. an Stelle 
des & 25 der Ausschussvorlage ($ 26 der Regierungsvorlage) die 


Wiederaufnahme des abgeschlossenen Verfahrens einzustellen. 


Regierungs- 
vorlage (Entwurf). 

825. „Nach Schluss 
der mündlichen Ver- 
handlung entscheidet 
das Kollegium nach 
freier, aus dem Ge- 
samtergebnis der Ver- 
handlung gewonne- 
ner  Ueberzeugung 
nach Stimmenmehr- 
heit. 

Zur Verurteilung 
wegen der Lehre ıst 
jedoch eine Mehrheit 
von zwei Dritteilen 

der abgegebenen 
Stimmen erforderlich. 

Ist die Anschuldi- 
gung nicht begrün- 
det, so wird der An- 
geschuldigte freige- 
sprochen. 

Ist die Anschuldi- 


Ausschuss- 
vorlage. 


824. „Nach Schluss 
der mündlichen Ver- 
handlung entscheidet 
das Kollegium nach 
freier, aus dem Ge- 
samtergebnis der Ver- 
handlung gewonne- 
ner Ueberzeugung 
nach Stimmenmehr- 
heit. 

Bei Dienstunter- 
suchungen wegen der 
Lehre ist jedoch für 
eine zu Ungunsten 
des Angeschuldigten 
lautende Entschei- 
dung eine Mehrheit 
von zwei Dritteilen 

der abgegebenen 
Stimmenerforderlich. 

Ist die Anschuldi- 
gung nicht begrün- 


Veränderte Aus- 
schussanträge. 
8 24. Abs.1gleich- 

lautend wie neben- 

stehend. 


Abs. 2: „Für eine 
zu Ungunsten des 


Angeschuldigten lau- 


tende Entscheidung 
ist eine Mehrheit von 
zwei Dritteilen der 
abgegebenen Stim- 
men erforderlich.“ 
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gung begründet, so 
hat die Entscheidung 
auf Ordnungsstrafe, 

Amtsenthebung, 

Dienstentlassung 
oder Entziehung der 
Rechte des geist- 
lichen Standes zu 
lauten. 

Eine Wiederauf- 
nahme des Verfahrens 
findet solchen Falles 
nicht statt. 

Kann weder auf 
Freisprechung noch 
auf Verurteilung er- 
kannt werden, so ist 
die Untersuchung ein- 
zustellen,und es kann 
dieselbe wegen der 
nämlichen Anschuldi- 
gungspunkte nur auf 
Grund neuer That- 
sachen oder Beweis- 
mittel aufgenommen 
werden. 

Die Entscheidung 
ist mit Gründen ent- 
weder sofort nach 
der Beschlussfassung 
mündlich, oder bin- 
nen 14 Tagen schrift- 
lich dem Angeschul- 
digten zu eröffnen. 

Erfolgt die Eröff- 
nung mündlich, so ist 
demselben eine Ab- 
schrift der nachträg- 
lich niedergeschrie- 
benen Entscheidung 
binnen 14 Tagen zu- 
zufertigen. 


det, so wird der An- 
geschuldigte frei- 
gesprochen. 

Wird die Anschul- 
digung für begründet 
befunden, so wird, 
wenn die Entschei- 
dung auf Ordnungs- 
strafe — mit Aus- 
schluss der Entzie- 
hung von Dienst- 

alterszulagen — 
lautet, solche alsbald 
endgültig ausgespro- 
chen. 

Wird Dienstentlas- 
sung, Amtsenthebung 
oder Entziehung der 
Rechte des geist- 
lichen Standes, des 
Wartegeldes, oder 
einer oder mehrerer 
Dienstalterszulagen 
für nötig befunden, 
so lautet die Ent- 

scheidung darauf, 
dass ein auf eine der- 
artige Entschliessung 
gerichteter Antrag an 
Uns(denGrossherzog) 
zu stellen sei. 

Die Entscheidung 
ist mit Gründen ent- 
weder sofort nach 
der Beschlussfassung 
mündlich oder bin- 
nen vierzehn Tagen 
schriftlich dem An- 
geschuldigten zu er- 


‘öffnen. 


Erfolgt die Eröff- 
nung mündlich, so 
ist demselben eine 
Abschrift der nach- 
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Antrag des Präsi- 
denten. 

Abs. 4 in$ 24 sei 
abzuändern dahin: 
„Ist die Anschuldi- 
gung begründet, so 
hat die Entscheidung 
auf ÖOrdnungsstrafe, 

Entziehung des 
Wartegeldes, Amts- 
enthebung, Dienst- 
entlassung oder Ent- 
ziehung der Rechte 
des geistlichen Stan- 
des zu lauten.“ 
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8 26. Gegen alle 
im Wege der Dienst- 
untersuchung ver- 
hängten Strafent- 
scheidungen be- 
steht das Recht der 
Berufung. 

Die Berufung rich- 
tet sich, wenn die 
Grossherzogl. Super- 
intendentur entschie- 
den hat, an den Gross- 
herzogl. Kirchenrat, 
in allen anderen Fäl- 
len an Uns (den 
Grossherzog.). 

Sie ist bei der er- 
kennendenStellebin- 
nen zehntägiger 

Ausschlussfrist 
schriftlich einzuwen- 
den. 

Die Frist beginnt 
mit dem Tage nach der 
Zustellung der Ent- 
scheidung, bezüglich 
nach dem Tage, wo 
eine Verwarnung oder 
ein Verweis mündlich 
erteilt worden. 

Zur Rechtferti- 
gung der Berufung 
steht demjenigen, 
welcher sie recht- 
zeitig eingelegt, eine 
vom Ablauf der Ein- 
legungsfrist zu be- 
rechnende vierzehn- 

tägige Frist offen. 

Die Erstreckung 
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träglich niederge- 

schriebenen Entschei- 
dung binnen vierzehn 
Tagen zuzufertigen. 

& 25. Unsere Ent- 
schliessung übereinen 
nach $ 24 Abs. 5 an 
Uns gestellten An- 
trag erfolgt nach 
empfangenem Vor- 
trage aus der nach 
8 24 getroffenen Ent- 
scheidung. 

Dieselbe wird dem 
Angeschuldigten 
schriftlich eröffnet. 

Eine Wiederauf- 
nahme des Verfahrens 
findet weder gegen- 
über Unserer Ent- 

schliessung noch 
gegen eine der nach 
$ 24 getroffenen Ent- 
scheidungen statt.“ 


dieser Frist ist dem 
behördlichen Ermes- 
sen anheimgestellt. 
Unsere Entschei- 
dung erfolgt in den 
Fällen, wo auf Amts- 
enthebung oder 
Dienstentlassung 
erkannt worden ist, 
nachdem Wiır das 
Gutachten eines 
weiteren Kollegi- 
ums vernommen ha- 
ben, welches Wir be- 
rufen werden und wel- 
ches bestehen sollaus: 


Veränderter Aus- 
schussantrag. 


s25. „EineWieder- 
aufnahme des durch 
Entscheidung nach 
S 24 abgeschlossenen 
Verfahrens kann vom 
Kirchenrate nur auf 
Grund erheblicher 
neuer Thatsachen 
oder Beweismittel 
beschlossen werden, 
welche ein wesentlich 
verändertes Ergebnis 
erwarten lassen.“ 


1. „dem Chef des 
Kultusdepartements, 
oder dessen Stellver- 
treter, 2. einem Rate 
des Kultusdeparte- 
ments, welcher dem 
Grossh. Kirchenrate 

nicht angehört, 
3. zwei geistlichen 

Mitgliedern des 
Grossh. Kirchenrates, 
4. einem geistlichen 
und einem weltlichen 
Mitgliede des stän- 

digen Synodalaus- 
schusses“. 
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Unter Uebergehung der verschiedenen Bemühungen um die 
Schaffung einer Berufungsinstanz und die Erhaltung einer von 
der Mehrzahl der Synode im Einverständnis mit der Kirchen- 
regierung als wünschenswert bezeichneten Berufung — freilich in 
ganz anderer Gestalt als in der des Entwurfes, die, wie ein Synodale 
treffend bemerkte, gar keine Berufung sei — wurde der Aus- 
schussentwurf unter Weglassung der Berufung und Einstellung 
einer erweiterten Annahme der Wiederaufnahme des abgeschlos- 
senen Verfahrens (nach beiden Richtungen hin) mit den vom 
Ausschuss selbst und dem Präsidenten gestellten Verbesserungs- 
antrag, wonach die Vorlage der Entscheidung des Disziplinar- 
gerichts nach stattgehabter Hauptverhandlung in den schwersten 
Fällen zur Genehmigung des Landesfürsten erfolgen sollte, von 
der Synode angenommen, und so ging der wichtigste Punkt in 
einer glücklicheren Fassung in das Gesetz über. 

Freilich bleibt danach noch das Bedenken übrig, ob nicht 
auch eine Entscheidung des durch den Synodalausschuss ver- 
stärkten Kirchenrats über eine in Entziehung von Dienstalters- 
zulagen bestehende Ordnungsstrafe konsequenter Weise ohne 
höchste Genehmigung des Landesherrn hätte bestehen können 
und insoweit der Begnadigungsgewalt bezüglich seiner Abänderung 
oder Aufhebung einer Verurteilung auf Ansuchen des Verurteilten 
oder amtlichen Vorschlag ein Spielraum zu lassen gewesen wäre. 

Die 88 14ff. gingen in folgender Form als Gesetz hervor: 


„g 14. Handelt es sich um schwerere Dienstvergehen — 
12 —, so findet ein förmliches Dienstuntersuchungs- 
verfahren statt. Dasselbe besteht in 1. dem Voruntersuchungs- 
verfahren, 2. der Entscheidung des Kirchenrates über den Ausfall 
dieses Verfahrens und 3. in den Fällen der Verweisung zur münd- 
lichen Verhandlung — $ 18 — in der Hauptverhandlung vor dem 
durch den ständigen Synodalausschuss verstärkten Kirchenrate — 
88 20— 401. 


ı Es mag bemerkt werden, dass dieses Kollegium aus 12 Mitgliedern 
besteht; darin bestand die Unmöglichkeit, eine Berufungsinstanz ohne Aen- 
derung der Verfassung und Synodalordnung einzurichten, da immer wieder 
Mitglieder der Vorinstanz in die Berufungsinstanz hätten gebracht werden 
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$ 15. Die Einleitung des förmlichen Dienstunter- 
suchungsverfahrens wird vom Kirchenrate verfügt. 

Derselbe beauftragt mit der Führung der Voruntersuchung den 
Superintendenten oder erforderlichen Falles die Kircheninspektion 
oder eines, bezüglich einige seiner Mitglieder. 

Bei Dienstuntersuchungen wegen der Lehre werden mit Füh- 
rung der Voruntersuchung der Superintendent oder ein Mitglied, 
bezüglich mehrere Mitglieder des Kirchenrates betraut. 

Der Kirchenrat bestimmt, wer den Vorsitz führen soll. 

&$ 16. In der Voruntersuchung wird der Angeschuldigte unter 
Mitteilung der Anschuldigungsgründe vorgeladen und gehört. 

Je nach Beschaffenheit der Sache kann jedoch statt des münd- 
lichen Verhörs eine schriftliche Vernehmlassung eintreten. Erscheint 
aber die schriftliche Erklärung nicht ausreichend, so kann nach- 
träglich noch mündliches Verhör eintreten. 
| In der Voruntersuchung sind die zur Aufklärung der Sache 
dienenden Beweise zu erheben, insonderheit können Zeugen und 
Sachverständige vernommen werden. 

Ueber jede Untersuchungshandlung ist ein Protokoll aufzu- 
nehmen, welches vorzulesen und, wenn ein besonderer Protokoll- 
führer nicht zugezogen ist, von den Vernommenen mit zu unter- 
zeichnen ist!. 


müssen, die ja doch über ihre eigene Entscheidung zu beschliessen gehabt 
hätten. Hätte man sich an die Idee der Pairsgerichte — judicium intra 
pares — eines Gerichtes der Standesgenossen anzuschliessen getraut, so 
konnte der verstärkte Kirchenrat Berufungsinstanz werden, sofern die erste 
Instanz aus 5 oder 7 Richtern (den ältesten Pfarrern bezw. Superinten- 
denten, je nachdem der Angeschuldigte Pfarrer oder Superintendent wäre) 
von der Stellung des Beschuldigten sich zusammensetzte, unter dem 
Vorsitz eines weltlichen Kircheninspektionsmitgliedes. Die Auswahl der 
Gerichtsmitglieder und des Vorsitzenden kann ja dem Kirchenrat überlassen 
werden; ein Wahlmodus mit Ablehnungsrecht des Beschuldigten lässt sich 
dann leicht finden. An eine Aenderung der ersten Instanz hatte der Aus- 
schuss auch gedacht, allein ihr stand $ 35 der Synodalordnung entgegen, wo 
ja der verstärkte Kirchenrat zur Beratung und Beschlussfassung über die 
hier fraglichen Strafen berufen ist. Es würde dort eine Vorbehaltsbestimmung 
dahingehend eingeschaltet werden müssen, wonach im Disziplinarverfahren 
das Erstinstanzgericht nach obigem Muster, wie es im Disziplinargesetz zu 
benennen wäre, zu entscheiden habe und der verstärkte Kirchenrat in zweiter 
Instanz und sonst wie in $ 35 in den reinen Kirchenverwaltungssachen die 
Entschliessung behielte, 

1 Die Regierungsvorlage hatte erforderlichen Falles eine Nachvereidung 
der Auskunftspersonen nachgelassen, worüber nach Mitteilung des Bericht- 
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S 17. Der Angeschuldigte ist berechtigt, im Laufe der Vor- 
untersuchung Anträge auf Vervollständigung der Beweisaufnahme 
zu stellen. Demselben kann auch nach Abschluss der Vorunter- 
suchung auf seinen Antrag Einsicht der Akten gewährt werden. 

8 18. Nach Beendigung der Voruntersuchung übersenden die 
mit der Untersuchung Beauftragten die Akten mittels gutacht- 
lichen Berichtes an den Kirchenrat, welcher nach Erledigung etwaiger 
auf Vervollständigung der Untersuchung gerichteter Anordnungen 
mit Stimmenmehrheit entweder die Einstellung des Verfahrens be- 
schliesst oder Ordnungsstrafe verhängt, oder aber, wenn nach dem 
Stand der Sache Dienstentlassung oder Amtsenthebung ins Auge 
gefasst werden muss, auf Verweisung zur mündlichen Ver- 
handlung — Hauptverhandlung — erkennt. 


erstatters lebhafte Verhandlungen im Ausschuss stattgefunden hätten, da 
Zweifel vor allem über die Zuständigkeit der Diszipiinarbehörde zur Eides- 
abnahme gehegt worden und von ihrer Bedeutung eine Abschwächung in dem 
freien Ermessen bei der Urteilsfällung zu befürchten sei. Der Ausschuss hatte 
den Satz des Entwurfs gestrichen, und dem trat die Synode bei; indessen 
sind ihre Verhandlungen für die Auslegung wertvoll, da sich daraus ergeben 
dürfte, dass eine Inanspruchnahme der Gerichtsbehörden, wenn eine Vereidung 
von Auskunftspersonen von der Disziplinarbehörde für notwendig erachtet 
würde, nicht auszuschliessen sei. Allerdings steht den Verwaltungsbehörden 
eine Vereidung von Zeugen nicht zu, und daher mag es zweifelhaft sein, ob 
einer Disziplinarbehörde eine eolche Berechtigung zuerkannt werden solle; 
aber zu bedenken ist, dass diese im Untersuchungsverfahren richterliche 
Thätigkeit ausübt und auch gerade zur Gewinnung einer von Beweisregeln 
befreiten Ueberzeugung sich auf formelle Gründe der Glaubwürdigkeit, wie 
die eidliche Bestärkung einer Aussage, muss stützen können. Wenn die 
Kirchengesetzgebung im Einklang mit der staatlichen die Vereidung ordnet, 
so wird kaum ein Einwand gegen die Zuständigkeit hierzu erhoben werden 
dürfen. Zu einer Rechtshilfe sind aber die Gerichte hier nicht verpflichtet, 
wenn sie von der Disziplinarbehörde darum ersucht werden. Die Regierungs- 
vorlage würde m. E. aufrecht zu erhalten gewesen sein. Was wird ohne 
Zeugniszwang und ohne Vereidigung? Der Zeuge kann aussagen, was er 
will — auch gar nicht! Nach dem Nachtragsgesetz vom 27. Februar 1872 
zum Zivilstaatsdienstgesetz vom 8. März 1850 sind die Dienst- und Aufsichts- 
behörden befugt, behufs des von ihnen zu erteilenden Erkenntnisses die Ge- 
richtsbehörden zur Führung der Disziplinaruntersuchung überhaupt oder zur 
Vornahme einzelner Untersuchungshandlungen anzugehen. Dabei wird noch auf 
die in der damals geltenden Strafprozessordnung Artt. 175 ff. geordnete Pflicht 
zum Zeugnis als geltend auch für Disziplinaruntersuchungen hingewiesen. In 
. den Verhandlungen der Synode schien man der Aushilfe der weltlichen Be- 
hörden im kirchlichen Disziplinarverfahren nicht gerade zugethan zu sein. 
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Soll die Ordnungsstrafe in Entziehung von Alterszulagen be- 
stehen, so findet die Bestimmung im vorletzten Absatze des $ 13 
Anwendung. 

Die Verweisung zur mündlichen Verhandlung muss auch 
dann erfolgen, wenn es sich um Entziehung des Wartegeldes, 
um Untersuchung wegen der Lehre, oder um Entziehung der 
Rechte des geistlichen Standes handelt. 

$ 19. Lautet der Beschluss des Kirchenrates auf Einstellung 
des Verfahrens, so ist derselbe unter Beifügung der Gründe schrift- 
lich auszufertigen und dem Angeschuldigten zuzustellen. 

Das eingestellte Dienstuntersuchungsverfahren kann wegen 
der nämlichen Anschuldigungspunkte nur auf Grund neuer That- 
sachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden. 

Ist eine Ordnungsstrafe verhängt, so findet eine Wiederauf- 
nahme des Verfahrens nicht statt. 

$ 20. Ist die Verweisung zur mündlichen Verhandlung 
beschlossen — 8 18 —, so beraumt der Kirchenrat hierzu einen 
Termin an, zu welchem der Angeschuldigte unter Zufertigung des 
Verweisungsbeschlusses vorgeladen wird'!. 


! Im konsequenten Anschluss an das mündliche Verfahren hätte vielleicht 
auch ein kontradiktorisches durch Heranziehung des Staatsanwaltes, wie 
im alten Verfahren der kathölischen Kirche des Offizials als amtlichen 
Klägers, eingerichtet werden können, welcher wenigstens in der Hauptverhand- 
lung das Kirchenregiment zu vertreten und Anträge bei der Beweisaufnahme, 
sowie die Schlussanträge zu stellen haben würde — zur Reinerhaltung des 
Richteramtes von Angriffshandlungen wie von Abwehrhandlungen, welche dem 
Vertheidiger und Angeschuldigten allein zustehen. Die möglichste Erreichung 
der materiellen Wahrheit von Amtswegen ist auch hier wie in jedem Ge- 
rechtigkeit erzielenden Strafverfahren Grundsatz und Hauptziel. Die An- 
wendung der wenigen Disziplinarstrafen macht bei dem unbegrenzten 
Ermessen der Disziplinarbehörde keine Schwierigkeit. In $46 des weimar- 
ischen Staatsdienergesetzes ist die Zuziehung des Staatsanwalts angeordnet, 
wenn ein Angeschuldigter auf gerichtliche Entscheidung anträgt; bei dem zu- 
ständigen Gericht findet darauf eine mündlich kontradiktorische Verhandlung 
statt, und das Gericht hat das Erkenntnis der Anstellungsbehörde mitzuteilen. 
Der Staatsanwalt erhält von dem Staatsministerium Auftrag, den entsprechen- 
den Antrag entweder auf Dienstentlassung oder Zurückversetzung zu stellen. 
Wenn der betreffende Diener sich der vom Staatsministerium für begründet 
erachteten Dienstentlassung oder Zurückversetzung ausdrücklich unterwirft, 
oder innerhalb der dazu vorgeschriebenen Frist eine Erklärung nicht abgiebt, 
so tritt die Dienstentlassung oder Zurückversetzung sofort, bezüglich der vom 
Landesfürsten angestellten oder beförderten Diener nach eingeholter landes- 
fürstlicher Genehmigung, ein. Dieses letztere Verfahren ist gegenüber 
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Die mündliche Verhandlung erfolgt vor dem durch den stän- 
digen Synodalaussschuss verstärkten Kirchenrate. 

$ 21. Der Angeschuldigte kann sich bei der mündlichen Ver- 
handlung eines Rechtsanwaltes bedienen. Er darf sich auch durch 
einen solchen vertreten lassen, wenn nicht sein persönliches Er- 
scheinen ausdrücklich gefordert ist. Wird persönliches Erscheinen 
erfordert, so ist dies unter der Verwarnung anzuordnen, dass im 
Falle des Ausbleibens ein Vertreter nicht werde zugelassen werden. 

Dem Angeschuldigten, beziehentlich einem von ihm zugezoge- 
nen Rechtsanwalt ist die Einsicht der Akten, sowie schriftliche 
Verteidigung vor der mündlichen zu gestatten. 

$ 22. Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. In 
derselben wird zuerst durch einen von dem Vorsitzenden des 
Kirchenrates aus der Zahl seiner Mitglieder bestellten Bericht- 
erstatter der Verweisungsbeschluss — 88 18 und 20 — verlesen 
und über das Ergebnis der Voruntersuchung Vortrag erstattet. 

Hierauf erfolgt die Vernehmung des Angeschuldigten, sowie 
derjenigen Zeugen und Sachverständigen, deren Vorladung von dem 
Kirchenrate etwa für erforderlich erachtet worden ist. Der An- 
geschuldigte oder sein Verteidiger hat das Schlusswort. 

Ueber die mündliche Verhandlung ist ein Protokoll aufzu- 
nehmen, vor Schluss derselben vorzulesen und von dem Vorsitzen- 
den und dem Protokollführer zu unterzeichnen. Dasselbe soll die 
Namen der Anwesenden und die wesentlichen Punkte der Ver- 
handlung enthalten. 

8 23. Gewinnt der durch den ständigen Synodalausschuss 
verstärkte Kirchenrät bei der Verhandlung die Ansicht, dass eine 
Vervollständigung der Untersuchung erforderlich sei, so setzt 
er das Verfahren aus und ordnet die weiteren Erhebungen an. 
Nach Vervollständigung der Untersuchung wird der Angeschuldigte 
zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung vorgeladen. 

$ 24. Nach Schluss der mündlichen Verhandlung entscheidet 
das Kollegium nach freier, aus dem Gesamtergebnis der Verhand- 
lung gewonnener Ueberzeugung. 

Für eine zu Ungunsten des Angeschuldigten lautende Ent- 
scheidung ist eine Mehrheit von zwei Dritteilen der abgegebenen 
Stimmen erforderlich. | 

Ist die Anschuldigung nicht begründet, so wird der An- 
geschuldigte freigesprochen. 

Ist die Anschuldigung begründet, so hat die Entscheidung auf 
ÖOrdnungsstrafe, Entziehung des Wartegeldes, Amtsenthebung, Dienst- 


dem provozierten gerichtlichen reines Verwaltungsverfahren; in jenem 
ist die Gerichtsentscheidung ganz unabhängig und frei. 
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entlassung oder Entziehung der Rechte des geistlichen Standes zu 
lauten. 

Die Entscheidung ist mit Gründen entweder sofort nach der 
Beschlussfassung mündlich oder binnen vierzehn Tagen schriftlich 
dem Angeschuldigten zu eröffnen. 

Erfolgt die Eröffnung mündlich, so ist demselben eine Ab- 
schrift der nachträglich niedergeschriebenen Entscheidung binnen 
vierzehn Tagen zuzufertigen!. 

8 25. Eine Wiederaufnahme des durch Entscheidung nach 
$ 24 abgeschlossenen Verfahrens kann vom Kirchenrate nur auf 
Grund erheblicher neuer Thatsachen oder Beweismittel beschlossen 
werden, welche ein wesentlich verändertes Ergebnis erwarten 
lassen ?. 

8 26. Durch das Ausbleiben des Angeschuldigten in der Vor- 
untersuchung oder in der mündlichen Verhandlung, sowie durch 
die Unterlassung der Einreichung einer eingeforderten schriftlichen 
Erklärung desselben wird der Fortgang des Verfahrens nicht ge- 
hindert. 

Ist der Aufenthalt des Angeschuldigten unbekannt oder be- 
findet sich derselbe ausserhalb des Deutschen Reichs, so ist von 
den im Abschnitt III vorgesehenen Vernehmungen, Vorladungen 
und Zustellungen in Beziehung auf die Person desselben abzusehen. 

Das Gleiche ist der Fall, wenn der Angeschuldigte nicht ver- 
nehmungsfähig ist und keinen Vertreter hat. Ist ein Vertreter 
vorhanden, so ist derselbe an Stelle des Angeschuldigten zum Ver- 
fahren zuzuziehen. 

$ 27. In allen Fällen, wo im förmlichen Dienstuntersuchungs- 


! Hier hätte es sich mehr empfohlen, die Entscheidung (Tenor) auch 
bei ihrer mündlichen Eröffnung jedenfalls vorher schriftlich aufzusetzen, was 
ja ganz kurz, wie in Strafsachen, geschieht, da ihr schriftliche Gründe erst 
nach deren mündlicher Eröffnung mit der förmlichen Urteilsausfertigung bei- 
gefügt werden. Von letzterer ist dem Angeschuldigten jedenfalls eine Ab- 
schrift zuzustellen. 

? Die Wiederaufnahme des Verfahrens beschränkt sich nur auf die Haupt- 
verhandlung und soll in ihrer Unbegrenztheit die Wiederaufnahme zu Gunsten 
wie zu Ungunsten des Angeschuldigten auf Grund beigebrachter Nova um- 
fassen und einen Ersatz für die Berufung bilden. Dass dies hier, wo eigent- 
liche Rechtsfragen bei der engen Begrenzung der Strafmittel und der Weite 
des disziplinarrichterlichen Ermessens, für die Sicherung einer ausreichenden 
Beurteilung der Beweise der Thatsachen genügt, ist kaum zu bezweifeln. 
Aber fragen kann es sich, ob nicht gerade zur Vorbereitung der Wiederauf- 
nahme und zur besseren Organisirung auch hier ein „Offizial“ wie ein Staats- 
anwalt mitzuwirken habe? 
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verfahren — $ 14 — eine Strafe ausgesprochen worden, ist auch 
über die Tragung und Erstattung der Kosten zu entscheiden. 
‚Massgebend sind die Vorschriften des Gesetzes vom 11. April 1894 
über das Kostenwesen in Gerichts- und Verwaltungssachen.“ 


In Betreff der Hauptfrage wegen der Berufungseinführung 
mag aus der Synodalverhandlung nur noch einiges angeführt 
werden. 

Der Berichterstatter erklärte, weil nach den bestehenden 
Gesetzen die erste Instanz so reichlich als möglich (nämlich der 
durch den ständigen Synodalausschuss verstärkte Kirchenrat nach 
S 35 der Synodalordnung) ausgenutzt und es daher schwer sei, 
eine andere gleichwertige Instanz zu schaffen, habe man erst 
daran gedacht, die untere Instanz zu verändern, und es habe dem 
Ausschuss ein Antrag vorgelegen, nach welchem sich die erste 
Instanz aus dem Vorsitzenden, einem geistlichen und einem welt- 
lichen Mitglied des Kirchenrats und einem geistlichen und einem 
weltlichen Mitglied des ständigen Synodalausschusses und die zweite 
Instanz aus den übrigen Mitgliedern des verstärkten Kirchenrats 
zusammensetzen solle; allein hiergegen habe vor allem der Um- 
stand gesprochen, dass er eine Verfassungsänderung erforderlich 
gemacht habe. Weiterhin habe man deshalb versucht, eine andere 
zweite Instanz zu konstruieren, allein dagegen sei einzuwenden 
gewesen, dass eine Reihe von Mitgliedern aus der ersten Instanz 
in die zweite herübergenommen werden müsse, und da auch noch 
zwei andere an dem gleichen Mangel leidende Vorschläge abzu- 
lehnen gewesen wären und infolge dessen die Konstruktion einer 
zweiten vollbürtigen Instanz nicht möglich gewesen sei, habe man 
davon abgesehen. Von einem Synodalen wurde bemerkt, dass 
der anstatt der Berufung vom Ausschuss eingestellte Rechtsschutz 
der Wiederaufnahme des Verfahrens denselben Einwand gegen 
sich geltend machen lassen müsse, dass nämlich das wieder- 
aufgenommene Verfahren vor demselben Richterkollegium wie die 
erste Verhandlung stattfinden müsse. Dass dieser Einwand nicht 
zutrefie, ist ausweislich der gedruckten Schriftstücke der sechsten 
Synode von keiner Seite hervorgehoben worden; es mag daher 
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hier nur kurz erwähnt werden, dass bei dem wiederaufgenommenen 
Verfahren das urteilende Gericht in den status quo eintritt und 
nur die Nova zu seinen früheren Wahrnehmungen noch hinzu- 
nimmt und dadurch die Voraussetzungen seines Urteils ändern 
oder beibehalten kann. 

In dieser wie auch in der eben so wichtigen Frage der 
Zuweisung einer Entscheidungsgenehmigung an den Landesherrn 
in der ersten, sowie der Entscheidung dieses auf ein Gutachten 
einer beratenden Verwaltungsbehörde hin nach erhobener Berufung 
in der zweiten Instanz gaben die Erwägungen des Präsidenten 
der Synode (der Präsident des Landgerichts zu Eisenach) den 
Ausschlag für die Abstimmung in der Synode, weicher in An- 
erkennung des Verlangens der grossen Mehrheit der Synode nach 
der Berufung die Bedenken, dass eine Vereinbarung der allein 
möglichen Berufungsinstanz mit der Verfassung ausgeschlossen 
sei, von den Gegenrednern nicht für beseitigt erachtete. Zu der 
Zeit, wo die Synodalordnung erlassen worden, sei der Kirchenrat 
ausschliesslich die zuständige Disziplinarbehörde für die Geist- 
lichen, einschliesslich der mit‘ Enturlaubung bedrohten Ver- 
gehen gewesen, und durch die Bestimmung der Synodalordnung, 
nach welcher künftig bei allen auf Enturlaubung lautenden Ent- 
scheidungen des Kirchenrates und bei allen Untersuchungen 
gegen Geistliche wegen der Lehre die Mitwirkung des ständigen 
Synodalausschusses stattfinden müsse, sei offenbar die Her- 
stellung eines gesicherteren verfassungsrechtlichen 
Schutzes für die Geistlichen bezweckt worden. Die Be- 
rufung an den Landesherrn, welche die Regierungsvorlage wolle, 
sei abzulehnen; denn nach der Verfassung des Grossherzogtums 
gehe es nicht an, den Landesherrn, welchem das höchste Recht 
der Bestätigung (? doch nur in Regierungs- und Verwaltungs- 
sachen!) und der Begnadigung zustehe, daneben auch als persön- 
lich entscheidende Instanz in das verwaltungsrechtliche Ver- 
fahren eingliedern zu wollen. Endlich gab er noch zu erwägen, 
was denn eigentlich für Gefahren bei Entscheidungen eines 
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Geerichtshofes vorhanden seien, der aus 12 weltlichen und geist- 
lichen Mitgliedern bestehe und bei welchen zwei Dritteile der 
Stimmen zu jeder dem Angeschuldigten ungünstigen Entscheidung 
erforderlich seien. Wollte man vielleicht geltend machen, dass, 
wenn man auch unter der gegenwärtigen Kirchenregierung 
keine Besorgnis zu hegen brauche, dass dafür keine Garantie 
gegeben sei, dass nicht künftighin eine extreme orthodoxe Rich- 
tung einmal zur Herrschaft käme, so sei dem entgegenzuhalten, 
dass dann wohl auch der Landesherr, welcher die Mitglieder des 
Kirchenrats berufe, der gleichen Richtung angehören würde. 


IV. 


Die vorläufige Dienstenthebung und die Entlassung der 
auf Probe, Kündigung oder Widerruf angestellten Geist- 
lichen. 


Unser Kirchengesetz schliesst noch mit folgenden beiden, 
hier der Vollständigkeit wegen noch anzuführenden Abschnitten 
IV und V ab: 


„IV. Von der vorläufigen Dienstenthebung. 


$ 28. Wenn im Dienstuntersuchungsverfahren die Verweisung 
der Sache zur mündlichen Verhandlung — $ 18 — beschlossen 
worden ist, so kann, und wenn gegen einen Geistlichen in einem 
gerichtlichen Strafverfahren Verhaftung verfügt ist, so muss die 
vorläufige Dienstenthebung ausgesprochen werden !. 

$ 29. Die vorläufige Dienstenthebung ist von dem Kirchen- 


ı1 Das weimarische Zivilstaatsdienstgesetz bez. der Nachtrag vom 
27. Febr. 1872 hat die Suspension vom Amte fakultativ geordnet, wenn 
gegen einen Diener wegen einer mit Zuchthausstrafe oder mit Gefängnisstrafe, 
mit der die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte verbunden werden 
kann, bedrohten Handlung gerichtliche Untersuchung eingeleitet wird, obli- 
gatorisch aber, wenn gerichtliche Untersuchungshaft eintritt. Während der 
Suspension besteht ein Anspruch auf vier Fünfteile der Besoldung als Warte- 
geld, aber auf die Hälfte wird es herabgesetzt, wenn eine Versetzung in den 
Anklagestand erfolgt, worauf die Suspension fortbesteht; erfolgt eine Ver- 
setzung in den Anklagestand nicht, oder erfolgt eine Freisprechung, so muss 
dem suspendiert gewesenen Diener soviel aus der Staatskasse nachgezahlt 
werden, als zur Gewährung des vollen Diensteinkommens erforderlich ist. 
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rate auszusprechen, unter Eröffnung an den betreffenden Geist- 
lichen und an den Kirchengemeindevorstand. Der vorläufig seines 
Amtes Enthobene hat sich jeglicher Ausübung amtlicher Verrich- 
tungen zu enthalten, und es hat die betreffende Kircheninspektion 
alsbald wegen Sicherstellung des Dienstinventars und des Deposi- 
tums das Erforderliche wahrzunehmen, während die Superintendentur 
das wegen der Stellvertretung Erforderliche anordnet. 

$ 30. Der vorläufig seines Amtes Enthobene wird im Bezug 
des hälftigen Diensteinkommens belassen und behält seine Dienst- 
wohnung. | 

Stellvertretungskosten sind aus der anderen Hälfte des Dienst- 
einkommens zu bestreiten. 

Wird die Dienstuntersuchung oder das gerichtliche Verfahren 
eingestellt, oder wird der Angeschuldigte freigesprochen, oder wird 
er mit einer geringeren Strafe als der Amtsenthebung, Dienst- 
entlassung, oder der Entziehung der Rechte des geistlichen Standes 
belegt, so muss ihm das innebehaltene Diensteinkommen nach- 
gezahlt werden. Von der nachzuzahlenden Summe sind jedoch die 
Stellvertretungskosten dann zu kürzen, wenn eine Verurteilung er- 
folgt ist. 

S 31. Wenn Gefahr im Verzuge ist, so kann einem Geist- 
lichen auch von solchen Vorgesetzten, die seine vorläufige Dienst- 
enthebung zu verfügen nicht ermächtigt sind, die Ausübung der 
Amtsverrichtungen vorläufig untersagt werden; es ist darüber aber 
sofort an die höhere Behörde zu berichten. Diese Untersagung 
hat eine Kürzung des Diensteinkommens nicht zur Folge.“ 

„’. Von der Entlassung der auf Probe, Kündigung 
oder Widerruf angestellten Geistlichen. 

$ 32. Die im Zusammenhange mit Dienstvergehen zu be- 
wirkende Entlassung der auf Probe, auf Kündigung oder sonst auf 
Widerruf angestellten Geistlichen erfolgt, wenn es sich nicht gleich- 
zeitig um Entziehung der Rechte des geistlichen Standes handelt, 
welchen Falles nach $ 18 zu verfahren ist, nach Gehör derselben 
durch Verfügung des Kirchenrates. 

$ 33. Dem auf Grund der Kündigung entlassenen Geist- 
lichen ist bis zum Ablaufe der Kündigungsfrist sein volles Dienst- 
einkommen zu gewähren. Derselbe kann jedoch vorher von der 
Ausübung seiner Dienstgeschäfte durch die vorgesetzte kirchliche 
Behörde entbunden werden.“ 
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Zu 8 43 der Generalsynodal-Ordnung für die neun älteren 


Provinzen der preussischen Monarchie. 
(Zusammensetzung der Kreissynoden.) 


Von 
D. Th. Woltersdorf, 


Pastor in Greifswald. 


Nach 8 43 der Gen.-Syn.-O., der 1876 an die Stelle des 
& 50 der K.-Gem.- u. Syn.-O. vom 10. Sept. 1873 getreten ist, 
besteht die Kreissynode in den sieben östlichen Provinzen aus 

1. dem Superintendenten der Diözese als Vorsitzenden; 

2. sämmtlichen innerhalb des Kirchenkreises ein Pfarramt 
definitiv oder vikarisch verwaltenden Geistlichen; 

3. der doppelten Anzahl gewählter Mitglieder. „Die Hälfte 
derselben wird aus den derzeitigen Aeltesten oder aus 
der Zahl der früheren Aeltesten gewählt in der Weise, 
dass jede Gremeinde so viele Mitglieder entsendet, als sie 
stimmberechtigte Geistliche in der Synode hat. Die 
andere Hälfte wird aus den angesehenen, kirchlich er- 
fahrenen und verdienten Männern des Synodalkreises von 
den an Seelenzahl stärkeren Gemeinden gewählt. Die- 
jenigen Gemeinden, welche hienach noch ein oder mehrere 
Mitglieder zu wählen haben, sowie die Zahl dieser Mit- 
glieder, werden unter Berücksichtigung der Seelenzahl, 
sowie der sonstigen örtlichen Verhältnisse der Gemeinden 
und des Kreises, das erste Mal nach Anhörung des Kreis- 
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synodalvorstandes durch Anordnung des durch den Pro- 
vinzialsynodalvorstand verstärkten Konsistoriums, dem- 
nächst endgiltig nach Anhörung der Kreissynode durch 
Beschluss der Provinzialsynode bestimmt.“ 

Ein Drittel sämmtlicher Mitglieder der Kreissynode sollen 
also die Pfarrgeistlichen bilden, ein Drittel die Gewählten der 
ersten und ein Drittel die Gewählten der zweiten Kategorie. 

Die Ausführung dieser Bestimmung ist unter normalen Ver- 
hältnissen, d. h. wenn jede Gemeinde ihren (oder ihre) besonderen 
Geistlichen hat, ohne jede Schwierigkeit. Eine solche entsteht 
auch dann nicht, wenn mehrere Gemeinden im Sinne des & 2 der 
K.-Gem.- u. Syn.-O. vom 10. Sept. 1873 unter einem gemeinschaft- 
lichen Pfarramte verbunden sind (vereinigte Muttergemeinden, 
Mutter- und Tochtergemeinden). Denn so verbundene Gemeinden 
gelten in Bezug auf die Entsendung von Synodalmitgliedern 
als Eine Gemeinde, laut der ausdrücklichen Bestimmung in 
8 43 No. 3, Abs. 2 der Gen.-Syn.-O., dass die Wahl der zu 
wählenden Synodalmitglieder bei verbundenen Gemeinden durch 
. die Gemeindeorgane der Gesammtparochie vollzogen wird!. Auch 
die Vagantengemeinden bereiten keine Schwierigkeit. Sind sie 
einer anderen Gemeinde zugeschlagen, so haben sie nur in Ge- 
meinschaft mit dieser nach Maassgabe des ihnen durch statu- 
tarische Bestimmung etwa beigelegten Rechtes (K.-Gem.- u. 
Syn.-O. 8 2, Abs. 4) Antheil an der Beschickung der Kreis- 
synode?; sind sie nicht zugeschlagen, so haben sie doch kein 
eigenes Pfarramt, also auch keinen stimmberechtigten Geistlichen 
in der Kreissynode. Denn wo der die Vagantengemeinde be- 
dienende Geistliche stimmberechtigt in der Synode ist, ist er es 


! In 8 50 der K.-Gem.- u. Syn.-O. vom 10. September 1873 hiess es: 
„Die Kreissynode besteht aus .. . 3. je einem weltlichen Mitgliede, welches 
von dem Gemeinde-Kirchenrathe jeder Gemeinde, bei verbundenen Ge- 
meinden ($ 2) der Gesammtparochie, ... gewählt wird.“ 

2 Vgl. Erlass des Ev. O.-K.-Raths vom 30. Juli 1874, Abs. 2, in den 
Aktenstücken Bd. VII, S. 296. 
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immer nur als Inhaber des Pfarramtes einer anderen Gremeinde, 
nie aber in seiner Eigenschaft als Geistlicher der des selbständigen 
Pfarramts entbehrenden Vagantengemeinde. Diese hat also auch 
kein Recht zur Entsendung eines gewählten Synodalmitgliedes!, 

Nun gibt es aber auch Gemeinden, welche zwar ein eigenes 
Pfarramt und einen eigenen Pfarrer, diesen aber gemeinsam 
mit einer anderen Gemeinde haben: rechtlich selbständig neben 
einander bestehende Gemeinden, deren rechtlich ebenso selbständige 
Pfarrämter von einem und demselben Geistlichen verwaltet wer- 
den. So in Pommern z. B. nicht weniger als elf. Gemeinden, 
deren Diakonat in solcher Personalunion mit dem Pastorat einer 
anderen (femeinde verbunden ist, so dass der Diakonus der einen 
regelmässig zugleich Pastor der anderen ist. 

Diese Fälle sind in $ 43 der Gen.-Syn.-O. ebensowenig be- 
rücksichtigt, als sie es im ursprünglich geltenden $ 50 der 
K.-Gem.- u. Syn.-O. waren. Sie bereiten für die Zusammen- 
setzung der Kreissynoden eine peinliche Verlegenheit. Denn die- 
jenigen. Diözesen, in denen einer dieser Fälle vorliegt, müssen 
unter allen Umständen darauf verzichten, dass ihre Kreissynode 
unter gleichzeitiger Beobachtung aller oben mitgetheilten Bestim- 
mungen des $ 43 der Gen.-Syn.-O. gebildet wird. Bei ihrer Zu- 
sammensetzung muss abgesehen werden 

! Vgl. ausser dem in voriger Anm. zitirten Erlass auch den vom 
25. Juni 1874, Aktenstücke Bd. VII, S. 248. In beiden Erlassen macht der 
Ev. O.-K.-Rath mit Recht den Grundsatz geltend, dass überall da, aber auch 
nur da, wo ein organisirtes Pfarramt besteht, die Gemeinde zur Entsendung 
eines weltlichen Deputirten in die Kreissynode berechtigt ist. Dieser Grund- 
satz gilt nach der Ersetzung des $ 50 der K.-Gem.- u. Syn.-O. durch $ 43 
der Gen.-Syn.-O. ganz ebenso, wie vorher. Das ergibt sich deutlich aus der 
Bestimmung des letzteren, dass jede Gemeinde so viele Mitglieder entsendet, 
als sie stimmberechtigte, d.h. „ein Pfarramt verwaltende“ Geistliche“ in der 
Synode hat. Diese Beziehung zwischen dem Recht der Gemeinde zur Ent- 
sendung von Synodalmitgliedern und der durch das von ihm verwaltete 
Pfarramt bedingten Stimmberechtigung des Geistlichen lässt keinen Zweifel, 
dass die Verwaltung eines fremden Pfarramts durch ihren Geistlichen einer 


des eigenen „organisirten“ Pfarramts entbehrenden Gemeinde jenes Recht 
nicht verschaffen kann. 
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entweder davon, dass jede Gemeinde soviel Gewählte der 
ersten Kategorie zur Kreissynode entsendet, als sie stimmberech- 
tigte Geistliche in derselben hat (a), 

oder davon, dass die gewählten Mitglieder die doppelte An- 
zahl der Geistlichen betragen (b), 

oder davon, dass die gewählten Mitglieder der ersten Kate- 
gorie und die der zweiten Kategorie je die Hälfte sämmtlicher 
gewählten Mitglieder ausmachen (c). 

Denn von diesen Bestimmungen schliessen für die in Rede 
stehenden Fälle je zwei zusammen die dritte aus. 

Die Frage kann also nur die sein: welche von dkossn 
Bestimmungen hat bei der Bildung jener Kreissynoden 
als die am wenigsten wichtige den anderen zu weichen? 

In Pommern hat das königliche Konsistorium, nachdem 8 43 
der Gen.-Syn.-O. Gesetzeskraft erlangt hatte, unter Zustimmung 
des Evangelischen Oberkirchenrathes diese Frage zu Ungunsten 
der zweiten Bestimmung (b) beantwortet!, und die pommersche 
Provinzialsynode ist damals, und auch wieder neuerlich, dieser 
Auffassung beigetreten. Infolge dessen gibt es unter den 55 pom- 
merschen Kreissynoden elf, auf denen die Anzahl der gewählten 
Mitglieder die doppelte Anzahl der Geistlichen um zwei, und zwei 
Synoden, auf denen sie dieselbe sogar um vier übersteigt. 

Es ist auch jetzt noch der Mühe werth, die Richtigkeit dieser 
Auffassung zu prüfen. 

Grundlegend für die Anzahl der gewählten Mitglieder der Kreis- 
synode ist nach dem klaren Wortlaut des Gesetzes die Anzahl der 
stimmberechtigten Geistlichen, nicht etwa diejenige der von ihnen 
verwalteten Pfarrämter. Die Verwaltung eines Pfarramts bildet 


! Verfügung vom 30. Dezember 1876, im Kirchl. Amtsbl. des Konsisto- 
riums, 1877, No. 1, S. 16. Die auf Grund jener Auffassung vom Konsisto- 
rium und Provinzialsynodal-Vorstande provisorisch getroffene Zutheilung der 
zu wählenden Mitglieder der zweiten Kategorie an die Gemeinden wurde 
durch Beschluss 18 der Provinzialsynode vom 23. Mai 1878 mit unwesent- 
lichen Aenderungen gut geheissen. 


Woltersdorf, Zu $ 43 der Generalsynodal-Ordnung etc. 65 


allerdings den Rechtsgrund für die Stimmberechtigung der Geist- 
lichen auf der Kreissynode, aber die Stimmen kommen nicht den 
Pfarrämtern zu, so dass die Geistlichen sie als deren Vertreter 
auszuüben hätten, sondern den die Pfarrämter verwaltenden 
Geistlichen persönlich. Wie der Evangelische Oberkirchenrath 
ja auch ausdrücklich erklärt hat, dass es ganz unstatthaft und 
dem Geiste der K.-Gem.- u. Syn.-O. zuwider sein würde, wenn 
man einem Geistlichen, der zwei Pfarrämter verwaltet, desshalb 
zwei Stimmen auf der Kreissynode beilegen wollte. Trotzdem 
aber zieht jeder solcher Geistliche ohne Weiteres zwei gewählte 
Mitglieder der ersten Kategorie nach sich. Denn da jede Gemeinde 
so viele Mitglieder dieser Kategorie entsenden soll, als sie stimm- 
berechtigte Geistliche in der Synode hat, den Geistlichen aber, 
der die Pfarrämter zweier Gemeinden verwaltet, jede dieser beiden 
Gemeinden mit Stimmrecht in der Synode hat, so haben auch 
beide Gemeinden je ein gewähltes Mitglied der ersten Kategorie 
zu entsenden. In einer Diözese mit x + 1 Gemeinden und nur 
x Geistlichen kommen auf diese x Geistlichen also x + 1 gewählte 
Mitglieder der ersten Kategorie. Die Mitglieder dieser Kategorie 
sollen nach dem Gesetze aber die Hälfte sämmtlicher gewählter 
Mitglieder bilden; zu jenen x + 1 der ersten Kategorie müssten 
hienach also x + 1 der zweiten Kategorie entsendet werden, und 
somit bestünde die Synode aus x Geistlichen und 2x + 2 Ge- 
wählten. Die Gewählten sollen aber nach dem Gesetze die 
doppelte Anzahl der Geistlichen, d. h. 2 x betragen. 

Kann diese, in ihrem Verlaufe dem Gesetze scheinbar ent- 
sprechende, in ihrem Ergebniss ihm aber unzweifelhaft wider- 
sprechende Bildung der Kreissynode nun dadurch vermieden 
werden, dass auf die x Geistlichen auch nur x Gewählte der 
ersten Kategorie zugelassen werden, mithin für die eine der beiden 
Gemeinden, die denselben Geistlichen mit Stimmrecht in der Synode 
haben, das Recht, so viel gewählte Mitglieder zu entsenden, als sie 


i In dem schon Anm. 2 zitirten Erlasse. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 1. 5 
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stimmberechtigte Geistliche in der Synode hat (a), ausser Kraft ge- 
setzt wird? Sofern dadurch eine Gemeinde in die Lage gebracht 
würde, ein Mitglied zur Synode überhaupt nicht zu entsenden, 
würde dieses Mittel in so entschiedenem Gegensatz zu den Grund- 
gedanken der Synodalordnung stehen, dass seine Anwendung als 
durchaus unzulässig erscheint. Es wird vielmehr auch jetzt daran 
festgehalten werden müssen, dass „der Umstand, dass beide Aemter 
in der Person Eines Geistlichen vereinigt sind, dem Rechte 
jeder der betheiligten Gemeinden, für sich ein weltliches Mitglied 
zur Kreissynode zu entsenden, nicht präjudiciren kann“!. Etwas 
anders liegt die Sache in den Fällen, wo eine der beiden be- 
theiligten Gemeinden zwei Geistliche hat, und jenes Recht für 
sie bloss in Beziehung auf den einen, ihr mit der andern Ge- 
meinde gemeinschaftlichen Geistlichen suspendirt würde?. Aber 
diese Gemeinden gehören in der Regel zu den an Seelenzahl 
stärkeren, denen es nach dem Gesetze zukommt, mehr gewählte 
Mitglieder, als sie Geistliche in der Synode haben, in diese zu 
entsenden. Nun könnte ihnen dieses Recht in jedem einzelnen 
Falle freilich dadurch gewahrt werden, dass ihnen als Ersatz für 
den einen Abgeordneten der ersten Kategorie, den sie verlieren, 
ein Abgeordneter der zweiten Kategorie zugestanden würde. Aber 
dafür, dass dieses wirklich geschähe, gibt es keine Garantie, und 
jedenfalls würde es doch verkehrt sein, diesen Gemeinden die 
ihnen gesetzlich verbürgte Anzahl von gewählten Abgeordneten 


! A. dems. O. Dem Sinne nach ebenso das pommersche Konsistorium 
in der Verfügung vom 30. Dezember 1876. 

? Vgl.Verfassung der ev. K. des Grossherzogthums Hessen vom 6. Jan. 1874, 
S 61: „Besitzt eine Kirchengemeinde mehrere Geistliche, von welchen einer 
zugleich Geistlicher einer benachbarten, eine selbständige Pfarrei bildenden 
Kirchengemeinde ist, so wählt die erstgenannte Gemeinde so viele weltliche 
Abgeordnete, als sie Geistliche hat, welche nur in ihr fungiren. Der Geist- 
liche, welcher zugleich Pfarrer einer benachbarten, eine selbständige Pfarrei 
bildenden Kirchengemeinde ist, kommt nur bei dieser anderen Gemeinde in 
Betracht, und diese hat einen weltlichen Abreordneten für sich zu wählen.“ 
Dort gilt es eben, die genaue Gleichzahl der Geistlichen und der Weltlichen 
auf der Synode zu gewinnen. 
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der ersten Kategorie zu verkürzen, auf die Erwartung hin, dass 
ihnen dafür bei der dem freien Ermessen sehr weiten Spielraum 
gewährenden Zutheilung der Gewählten aus der zweiten Kategorie 
ein Ersatz geleistet werden würde. 

Hienach wird man also auch für die in Rede stehenden Fälle 
daran festhalten müssen, dass jede Gemeinde soviel Gewählte der 
ersten Kategorie zur Kreissynode entsendet, als sie stimmberech- 
tigte Geistliche in derselben bat. (Bestimmung a, vergl. oben 8. 9.) 

Dann aber bleibt weiter nur die Frage, ob man eher davon 
absehen darf, dass die gewählten Mitglieder die doppelte An- 
zahl der (seistlichen betragen (b), oder davon, dass die gewählten 
Mitglieder der ersten Kategorie und die der zweiten Kategorie 
je die Hälfte sämmtlicher gewählten Mitglieder ausmachen (c). 

Bei Erwägung dieser Frage ist zunächst als durchaus un- 
berechtigt abzuweisen die Behauptung des pommerschen Kon- 
sistoriums, das Gesetz (Gen.-Syn.-O. 8 43, No. 2 u. 3) erfordere es 
nicht, dass die stimmberechtigten Geistlichen einer Diözese immer 
genau ein Drittel der stimmberechtigten Kreissynodalen, die ge- 
wählten Mitglieder also genau das Doppelte der Geistlichen um- 
fassen!. Der Wortlaut des Gesetzes erfordert dies so bestimmt und 
ausdrücklich als nur irgend möglich; jedenfalls um nichts weniger 
bestimmt und ausdrücklich als das Andere, dass die Gewählten 
der ersten und die der zweiten Kategorie je genau die Hälfte 
sämmtlicher gewählten Mitglieder betragen sollen. Aus dem Wort- 
laute des Gesetzes ist entschieden nicht zu entnehmen, dass diese 
zweite Bestimmung (c) jener ersteren (b) vorzugehen hätte. Mit 
viel grösserem Rechte kann man daraus das Gregentheil entnehmen. 
Das Gesetz stellt in dem von den gewählten Mitgliedern handeln- 
den Abs. 3 die Bestimmung über das Zahlenverhältniss zwischen 
diesen und den Geistlichen voran: die Synode enthält doppelt so 
viel gewählte Mitglieder als Geistliche. Dann erst folgt die Be- 
stimmung über die Art und Weise, wie und durch wen diese 


! In der schon Anm. 4 zitirten Verfügung. 
5* 
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Anzahl von Mitgliedern der Synode zuzuführen ist: „die Hälfte 
derselben® so, und „die andere Hälfte“ so. Bei unbefangener, 
logischer Auslegung erscheint also die erste Bestimmung als die 
 hauptsächliche, konstitutive; die zweite als die untergeordnete, 
die Ausführung betreffende. Daraus scheint doch hervorzugehen, 
dass dem Gesetze das Zahlenverhältniss zwischen den Geistlichen 
und den gewählten Mitgliedern wichtiger ist als dasjenige zwischen 
den beiden Kategorien dieser letzteren. Und wenn es dem Ge- 
setze nicht darauf ankäme, dass die gewählten Mitglieder genau 
die doppelte Anzahl der Geistlichen ausmachen, wenn also nicht 
deren Anzahl, sondern vielmehr, nach einem anderen Prinzip, 
die Zahl der von ihnen verwalteten Pfarrämter für die Anzahl 
der gewählten Mitglieder entscheidend sein sollte, so wäre es 
schwer zu begreifen, dass der Ausdruck „doppelte Anzahl“ über- 
haupt Aufnahme gefunden hat. Denn dann wäre es doch einzig 
korrekt gewesen, statt: „der doppelten Anzahl gewählter Mit- 
glieder“ einfach zu sagen: „einer Anzahl gewählter Mitglieder“ 
und die Grösse dieser Anzahl lediglich so zu bestimmen, wie 
es in den beiden folgenden Sätzen geschehen ist. Dann würde 
die uns beschäftigende Schwierigkeit überhaupt nicht vorhan- 
den sein. 

Dass die „doppelte Anzahl gewählter Mitglieder“ im strikten 
Sinne gemeint ist, dürfte aber auch die Entstehung des 843 der 
Gen.-Syn.-O. ergeben. Nach dem ursprünglich geltenden 8 50 
der K.-Gem.- u. Syn.-O. entsandte jede Gemeinde so viele welt- 
liche Mitglieder zur Kreissynode, als sie Geistliche in derselben 
hatte, und ausserdem waren die vier an Seelenzahl stärksten Ge- 
meinden der Diözese befugt, noch je einen Abgeordneten zu ent- 
senden, der in den meisten Fällen auch nur ein weltlicher sein 
konnte. Diese Einrichtung erwies sich, wie die „Motive zur General- 
Synodal-Ordnung“ sagten, als ungenügend, weil durch sie die Ab- 
sicht, die Zahl der weltlichen Mitglieder über die der Geistlichen 
überwiegen zu lassen und dadurch die Zusammensetzung der 
Kreissynoden mehr der der Gemeindekörperschaften anzunähern, 
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nicht ausreichend erfüllt wurde, und weil sie es unmöglich machte, 
den volksreichsten Gemeinden eine ihrer Seelenzahl und Beden- 
tung einigermaassen entsprechende stärkere Vertretung zu ge- 
währen, was besonders bei der Verwendung der Kreissynoden 
als Wahlkörper zu den höheren Synodalstufen als Uebelstand her- 
vortrat!. „Desshalb“, so hiess es in den „Motiven“ weiter, „soll 
fortan die Kreissynode ausser dem Superintendenten der Diözese 
aus den sämmtlichen Pfarrgeistlichen des Kreises und der dop- 
pelten Anzahl weltlicher Mitglieder bestehen, die letzteren aber 
von den vereinigten Gemeindeorganen nach folgender Unterschei- 
dung gewählt werden: die eine Hälfte so, dass jede Gemeinde 
aus ihren Aeltesten oder zum Aeltestenamt qualifizirten Gemeinde- 
vertretern so viele Mitglieder entsendet, als sie stimmberechtigte 
Geistliche in der Synode hat; die Wahl der anderen Hälfte, und 
zwar aus den angesehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten 
Männern des ganzen Synodalkreises, ohne Standes- und Amts- 
beschränkungen, wird den an Seelenzahl stärkeren Gemeinden 
vorbehalten“?. Also auch aus den Motiven geht hervor, dass 
nicht bloss überhaupt ein grösseres numerisches Uebergewicht der 
weltlichen Mitgiieder über die Geistlichen erreicht, sondern dass 
die Anzahl der ersteren im Verhältniss zu der der letzteren be- 
stimmt normirt, und zwar auf das Doppelte festgesetzt werden 
sollte. Und aus den Verhandlungen der ausserordentlichen Gene- 
ralsynode ist schlechterdings nicht zu entnehmen, dass damals 
auch nur ein Einziger daran gedacht habe, dass trotz dieser 
Festsetzung das Zahlenverhältniss zwischen den Geistlichen und 
den gewählten Mitgliedern doch wieder (wie vorher) dem Schwanken 
unterworfen und auf den verschiedenen Kreissynoden je nach den 
besonderen Umständen verschieden sein solle. Erinnert man sich 
aber, wie grosse Bedeutung damals dem Zahlenverhältniss zwischen’ 
den Geistlichen und den Weltlichen beigelegt, und wie heftiger 
Widerspruch gegen die Erhöhung des Uebergewichts der welt- 


! Verhandlung der ausserordentl. Generalsynode, Berlin 1876, 8. 788. 
?2 An dems. OÖ. 
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lichen Mitglieder erhoben wurde, so kann man unmöglich an- 
nehmen, dass die „dopppelte Anzahl“ der letzteren nur das 
unter Umständen auch zu überschreitende Minimum bezeichnen 
sollte. 

Das königliche Konsistorium der Provinz Pommern meinte 
freilich in der angezogenen Verfügung, von der strikten Auffassung 
des Ausdrucks „doppelte Anzahl“ auch desshalb absehen zu 
dürfen, weil „das rein numerische Verhältniss durch Vakanzen, 
Krankheiten oder sonstige Verhinderungen stets gewissen Schwan- 
kungen unterliegen wird“. Aber daraus kann doch nicht ge- 
schlossen werden, dass es dem Gesetze mit seiner ausdrücklichen 
Feststellung des normalen Zahlenverhältnisses von Geistlichen 
und gewählten Mitgliedern nicht wirklich Ernst sei. Den stören- 
den Einfluss jener zufälligen Umstände auf die thatsächliche 
Durchführung dieses normalen Verhältnisses hat die neue Ord- 
nung so viel als möglich dadurch zu hindern gesucht, dass nach 
ihr, abweichend von der ursprünglichen Ordnung, die weltlichen 
Mitglieder ebensowenig als die Geistlichen Stellvertreter haben; 
jedenfalls ein Beweis dafür, dass ein durch besondere Umstände 
veranlasstes Hinausgehen der weltlichen Mitglieder über das 
Doppelte der Geistlichen, sogar auch nur für die einzelne Tagung 
der Kreissynode, nicht im Sinne unseres Gesetzes ist. 

Ebenso, wie diese Bestimmung, dass die gewählten Mitglieder 
die doppelte Anzahl der Geistlichen ausmachen sollen, im strikten 
Sinne zu nehmen ist, ist es dem Wortlaute nach nun freilich auch 
die andere, dass die beiden Kategorien der Gewählten je die 
Hälfte der Gewählten umfassen sollen. Welche von beiden Bestim- 
mungen da, wo sie in Konflikt miteinander gerathen, der anderen 
zu weichen hat, kann also überhaupt nicht bloss auf dem Wege 
‘der Wortauslegung, sondern muss zugleich aus inneren Grün- 
den entschieden werden. 

Also was ist an und für sich wichtiger: dass an dem nor- 
malen Zahlenverhältniss zwischen den Geistlichen und den ge- 
wählten Mitgliedern (Bestimmung b), oder dass an demjenigen 
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zwischen den @rewählten der ersten und denen der zweiten Kate- 
gorie (Bestimmung c) festgehalten werde? 

Offenbar ist der Unterschied zwischen den Geistlichen und 
den gewählten, d. h. fast durchweg weltlichen, Mitgliedern grösser, 
als der zwischen den beiden Kategorieen der Gewählten. Diese 
unterscheiden sich nur dadurch, dass die der zweiten Kategorie 
nicht Aelteste sein oder gewesen sein und nicht der sie wählen- 
den Gemeinde angehören brauchen, wie die der ersten Kate- 
gorie. Denn die Eigenschaft des „angesehen, kirchlich erfahren 
und verdient“-Seins besitzen die Gewählten der ersten Kategorie 
als derzeitige oder frühere Aelteste in jedem Falle. Die ver- 
schiedene Qualifikation ist freilich nicht bedeutungslos. Sie sichert 
(und hierin liegt der Schwerpunkt) der Synode für wenigstens 
die Hälfte ihrer Mitglieder die Erfahrung und Erprobung im 
Aeltestenamte, und sie schafft. zugleich die Möglichkeit, auch 
wirklich tüchtige Männer, die aus irgend welchen Gründen nicht 
in das Aeltestenamt eintreten konnten, in die Kreissynode zu 
entsenden. Aber damit ist ihre Bedeutung auch erschöpft. Denn 
durchaus unberechtigt wäre die Annahme, dass die Mitglieder 
der zweiten Kategorie desshalb, weil sie von den grösseren Ge- 
meinden gewählt werden, irgendwelche besondere, im (Gesetze 
nicht genannte Qualitäten, z. B. reichere Intelligenz, vor den 
Mitgliedern der ersten Kategorie voraus hätten. Ein Grund da- 
für, dass auf jeden Abgeordneten der ersten Kategorie auch ein 
solcher der zweiten kommen müsse, ist in der verschiedenen 
Qualifikation der beiden Kategorieen also nicht enthalten. Ob 
einige Mitglieder der Synode mehr oder einige weniger die Quali- 
täten der ersten, bezw. die der zweiten besitzen, wird auf die 
Verhandlungen und Beschlüsse der Synode in der Regel ohne jeden 
Einfluss sein. Glaubt man einen solchen aber doch annehmen 
zu müssen, so kann es, dem Geiste der Gemeinde- und Synodal- 
Ordnung nach und auch thatsächlich, jedenfalls nur darauf an- 
kommen, dass nicht mehr als höchstens die Hälfte der gewählten 
Mitglieder der Aeltestenqualität entbehren. Die Geistlichen da- 
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gegen unterscheiden sich von den Gewählten (Weltlichen) sowohl 
durch die sozusagen technische Bildung, die sie den theologischen 
Studien und der Verwaltung des Pfarramts verdanken, als auch 
dadurch, dass sie, bewusst oder unbewusst, immer viel mehr ge- 
neigt sein werden, die pfarramtlichen und kirchenanstaltlichen 
Interessen (den Ausdruck im weistesten Sinne genommen) wahrzu- 
nehmen und geltend zu machen. Für die Verhandlungen und 
Entscheidungen der Synode wird desshalb gemeinhin das Zahlen- 
verhältniss zwischen den Geistlichen und den Gewählten von weit 
grösserem Einfluss sein, als dasjenige zwischen den Gewählten 
der ersten und denen der zweiten Kategorie. Käme dieser Um- 
stand allein in Betracht, so müsste unsere Frage ohne Weiteres 
dahin entschieden werden, dass, wo die Bestimmungen b und c 
(siehe oben S. 64) unvereinbar mit einander sind, jene festgehalten 
und diese geopfert werden muss. 

Aber freilich ist noch ein anderer Umstand zu beachten. 
Die Halbirung der Anzahl der gewählten Mitglieder hat ihre 
wesentliche Bedeutung nicht in der verschiedenen Qualifikation 
der Gewählten, sondern vielmehr in der ihrer Wähler. Der Zweck 
dieser Halbirung ist ja vornehmlich der, den durch Seelenzahl 
und etwaige sonstige Verhältnisse hervorragenden Gemeinden eine 
ihrer Bedeutung entsprechende grössere Vertretung auf der Kreis- 
synode zu gewähren. Wenn nun aber in unseren Fällen jede 
Gemeinde soviel gewählte Mitglieder der ersten Kategorie zur 
. Synode sendet, als sie Geistliche in derselben hat, wenn somit 
auf x Geistliche x + 1 Mitglieder der ersten Kategorie kommen, 
und doch die Anzahl sämmtlicher Gewählten die doppelte An- 
zahl der Geistlichen nicht überschreiten soll, so muss die zweite 
Kategorie der Gewählten um ein Mitglied verkürzt, d. h. die 
Anzahl ihrer Mitglieder auf x — 1 festgesetzt werden. Die grös- 
seren und sonst bedeutenderen Gemeinden würden also zusammen 
ein gewähltes Mitglied weniger in die Kreissynode zu entsenden 
haben, als ihnen bei normalen Verhältnissen (auf x Geistliche 
x Gewählte der ersten Kategorie) nach dem Gesetze zukommen 
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würde, und sogar zwei Mitglieder weniger, als sie bei dem vor- 
liegenden unnormalen Verhältnisse (auf x Geistliche x + 1 Ge- 
wählte der ersten Kategorie) nach der gesetzlichen Bestimmung 
über die Gleichzahl der beiden Kategorieen der Gewählten zu 
entsenden haben würden!. 

Es fragt sich also, ob hierin eine solche Beeinträchtigung 
der bedeutenderen Gemeinden zu erblicken ist, dass man, um sie 
zu vermeiden, lieber auf das gesetzliche Zahlenverhältniss zwischen 
Geistlichen und gewählten Mitgliedern verzichten soll. Mir scheint 
dies nicht der Fall zu sein. Denn einmal ist der etwa vorhandene 
Unterschied zwischen den Interessen, welche die durch Seelenzahl 
und etwaige sonstige Verhältnisse bedeutenderen Gemeinden, und 
denen, welche die anderen Gemeinden auf der Kreissynode wahr- 
zunehmen haben, doch nirgend so gross und so durchgreifend, 
dass es um desswillen auf ein bzw. zwei Mitglieder, die von den 
bedeutenderen Gemeinden zu wählen sind, mehr oder weniger 
ankommen könnte : selbst die Wahlen zur Provinzialsynode würden 
dadurch schwerlich beeinflusst werden. Und zum andern lässt 
das Gesetz mit der „Berücksichtigung der Seelenzahl sowie der 
sonstigen örtlichen Verhältnisse der Gemeinden und des Kreises“ 
bei der Vertheilung der zu wählenden Mitglieder der zweiten 
Kategorie dem freien Ermessen soviel Spielraum, dass keiner 
Gemeinde ein irgendwie sicherer Anspruch auf eine bestimmte 
Anzahl dieser Abgeordneten gegeben ist. Man kann desshalb 
nicht mit Fug behaupten, weder dass eine einzelne der bedeuten- 
deren Gemeinden, noch dass diese zusammen beeinträchtigt 
werden, wenn die zweite Kategorie der Gewählten einen bzw. 


ı! Noch ungünstiger gestaltet sich das Verhältniss natürlich, wenn in 
dem Synodalkreise mehrere Geistliche vorhanden sind, die mehr als ein 
Pfarramt verwalten. Auf jenen zwei pommerschen Synoden, auf denen 
jetzt die Gesammtzahl der Gewählten das Doppelte der x Geistlichen um 
4 übersteigt, würde sie inx-+ 2 und x — 2 zerfallen. Das wären allerdings 
recht ungleiche „Hälften“. Wenn man aber diese Ungleichheit der 
„Hälften“ als Widersinn bezeichnen will, so fragt sich doch, ob es weniger 
Widersinn ist, dass jetzt die doppelte Anzahl von x=2x-+ 4 ist? 
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zwei Sitze in der Kreissynode an die erste Kategorie abgeben 
muss. 

Aus allen diesen Erwägungen ziehe ich den Schluss: wo in 
einer Diözese in einem oder in mehreren Fällen mehrere 
Pfarrämter von einem und demselben Geistlichen ver- 
waltet werden, ist 843, Abs. 3 der Gen.-Syn.-O. so aus- 
zuführen, dass jede Gemeinde so viele Aelteste oder 
gewesene Aelteste in die Kreissynode entsendet, als sie 
stimmberechtigte Geistliche in derselben hat, und Uass 
von den an Seelenzahl stärkeren Gemeinden noch so 
viele Abgeordnete aus den angesehenen, kirchlich er- 
fahrenen und verdienten Männern des Synodalkreises 
gewählt werden, als erforderlich sind, um die Gesammt- 
zahl der gewählten Mitglieder der doppelten Anzahl 
der Geistlichen gleichzumachen. 

Für die Veränderungen, welche die Grössenverhältnisse der 
(remeinden, sowie die Anzahl der Pfarrämter und der Geistlichen 
des Synodalkreises im Laufe der Zeit erleiden können, hat das 
(resetz keine Vorsorge getroffen. Dass solche Veränderungen 
nicht ausbleiben, hat die Erfahrung gezeigt. Wo sie eintreten, 
muss nothwendig eine Neuregelung der bis dahin bestandenen 
Zusammensetzung der betreffenden Kreissynode vollzogen werden. 
Betrifft die Veränderung das Zahlenverhältniss zwischen Geistlichen 
und Gemeinden und damit zugleich dasjenige zwischen den Geist- 
lichen auf der Kreissynode und den gewählten Mitgliedern der 
ersten Kategorie, so ist selbstverständlich auch diese N euregelung 
in der Weise zu trefien, dass die gewählten Mitglieder nach wie 
vor die doppelte Anzahl der Geistlichen betragen, und die Er- 
haltung dieses Verhältnisses ist durch die Verschiebung der Pro- 
portion zwischen den Gewählten der ersten und denen der zweiten 
Kategorie zu bewirken. 

Wo man, wie in Pommern, schon zwanzig Jahre lang einer 
irrthümlichen Auslegung unseres Paragraphen folgend für die be- 
treffenden Kreissynoden auf das normale Zahlenverhältniss zwischen 
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Geistlichen und gewählten Mitgliedern verzichtet hat, wird man sich 
schwerlich entschliessen, dasselbe nachträglich herzustellen. Aber 
zur Rechtfertigung des thatsächlich geltenden Zustandes wird 
man sich nicht auf das Gesetz (Gen.-Syn.-O. 8 43, Nr. 3), son- 
dern nur auf die zur Gewohnheit gewordene Auslegung der- 
selben berufen dürfen. Und so werden wir ein warnendes Bei- 
spiel haben, wie verhältnissmässig schnell sich auf dem Gebiete 
unseres kirchlichen Verfassungsrechtes eine Interpretatio usi- 
tatıva bilden kann, durch welche der wahre Sinn des Gesetzes 
auf die Dauer ausser Kraft gesetzt wird. — 
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II. Miscellen. 


— 


Die Anweisungen für die spanische Inquisition 
vom Jahre 1561. 


Von 
Prof. D. Dr. Hinschius, 


Geh. Justizrath in Berlin. 


Die Anweisungen oder Instruktionen für die spanischen In- 
quisitoren, welche die wichtigste Quelle für das Inquisitions- 
verfahren in Spanien bilden, sind im Jahre 1630 und dann von 
Neuem 1667 auf Befehl der spanischen General-Ingquisitoren in 
einer Sammlung herausgegeben worden !. 


1 Unter dem Titel: Compilacion de las instrucciones del Oficio de la 
santa inquisicion, hechas por el muy Reverendo Senor Fray Tomas de 
Torquemada, Prior del Monasterio de S. Cruz de Segovia, primero inquisidor 
general de los reynos y senorios de Espana, e por los otros reverendissimos 
Senores inquisidores generales que despues sucedieron, cerca de la orden que 
se ha de tener en el exercicio del santo Oficio, donde van puestas successi- 
vamente por su parte todas las instrucciones que tocan a los inquisidores e a 
otra parte las que tocan a cada uno de los oficiales y ministros del santo 
Oficio; las quales se compilaron en la manera que dicha es por mandado 
del Illustrissimo y Reverendissimo Senor Don Alonso Manrique Cardenal de 
los doze apostolos, arcobispo de Sevilla, Inquisidor general de Espana (er 
war der fünfte seit 1525 und starb 1536). En Madrid. En la Imprenta 
Real anno 1630 fol. In der zweiten Ausgabe ist noch vor dem Erscheinungs- 
ort eingefügt: Impressas de nuevo por mandado del Excelentissimo Senor 
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Beide Ausgaben sind in Spanien sehr selten, und nicht minder 
in Deutschland. Hier hat man daher meistens die auf Grund 
der ersten gemachten Uebersetzung von J. D. Reuss benützt!, 
während eine andere, welche später herausgegeben worden ist, und 
der die zweite Ausgabe zu Grunde liegt?, anscheinend kaum be- 
kannt geworden ist. 

Sowohl die eine wie die andere Uebersetzung sind aber mangel- 
haft, insbesondere gerade an denjenigen Stellen, in denen technisch 
juristische Dinge behandelt werden®. 

Eine neue Uebersetzung erscheint daher wünschenswerth. Ich 
gebe im Nachstehenden eine solche von der letzten Instruktion 
von 1561 neben dem Originaltext und zwar nach dem mir allein 
zugänglichen spanischen Abdruck in: „Iose de Covarrubias, 
maäximos sobre recursos de fuerza y proteccion*, cuarta y ultima 
edicion por Santiago de Alvarado. Madrid 1830, 2, S. 112ff. 
Sie enthält eine Ueberarbeitung der früheren Instruktionen, nament- 


Joan Everardo Nidardo de la Compania de Jesus, Inquisidor General en los 
reynos y sehorios de su Magestad (Neidthardt war der vierundzwanzigste 
General-Inquisitor von 1666—1668) y de su Consejo de Estado y de la Iunta 
de Govierno, Confessor de la Reyna, nuestra Senora Donna Mariana de 
Austria. En Madrid por Diego Diaz de la Carrera, Impressor de Reyno 
1667. 

1 Sammlung der Instructionen des Spanischen Inquisitions-Gerichts. 
Gesammelt auf Befebl des Card. Don Anlonso Manrique. Aus dem Spa- 
nischen übersetzt von J. D. Reuss. Hannover 1788. 

®2 Vorschriften für das heilige Inquisitionsgericht. Aus dem Spanischen 
übersetzt von Dr. S—. Stuttgart und Tübingen 1830. 

8 Bei Reuss finden sich — wohl wegen seiner ungenügenden Kenntniss 
des Spanischen — geradezu sinnlose Dinge. So giebt er S. 112 eine An- 
ordnung von 1478 über die Höhe der Gehälter der Inquisitoren und der In- 
quisitionsbeamten in seiner Uebersetzung wieder; unter den letzteren wird von 
ihm auch aufgeführt: „Der Fiskus 5000 Maravedis“. Im spanischen Texte 
steht: fisico, und dies heisst nicht Fiskus, was unverständlich ist, sondern: 
Arzt. Es ist der Arzt gemeint, welcher für die Behandlung der Kranken, 
nämlich der in Folge der Folter verletzten Untersuchungsgefangenen und der 
zu Gretängnissstrafen Verurtheilten, angestellt war. 

* Das heisst soviel wie: recursus ab abusu, s. Friedberg, Grenzen 
zwischen Staat und Kirche. Tübingen 1872, 8. 546 ff. 
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lich der ältesten von Sevilla vom Jahre 1484 und einiger anderen, 
noch dem 15. Jahrhundert angehörigen!. Sie ist die vollständigste 
von allen und hat noch während des 17. Jahrhunderts praktische 
Geltung gehabt, sowie in diesem die Grundlage für das Verfahren 
der spanischen Inquisitionsgerichte gebildet?. 

Bei der Uebersetzung habe ich mich möglichst an den Wort- 
laut des Textes gehalten, und wenn dieselbe etwas schwerfällig 
ausgefallen ist, so liegt dies an dem Charakter des Originals, 
welcher, obwohl dasselbe eine nicht allzu übersichtliche Disposition 
und eine schwerfällige und umständliche Sprache aufweist, in der 
Uebersetzung nicht verwischt werden durfte. 

Die Ueberschriften über den einzelnen Artikeln scheinen 
dem Original nicht angehört zu haben, ich habe sie aber im 
Interesse der leichteren Uebersicht über den Inhalt derselben 
beibehalten. 

Zum besseren Verständniss sind der deutschen Uebersetzung 
einzelne Anmerkungen beigefügt. Im Uebrigen verweise ich ausser 
auf die Darstellung der Organisation der Inquisition und des Ver- 
fahrens vor derselben in Bd. V 8. 456ff. und S. 481 ff. meines 
Kirchenrechts auch auf die $3 385 bis 389 des eben erschienenen 
sechsten Bandes des letzteren, in denen die spanische Inquisition 
behandelt ist. | 


ı S. Llorente, Kritische Geschichte der spanischen Inquisition, über- 
setzt von Höck. Gmünd 1819. I, 214. 

® Das ergiebt namentlich das Werk: „Orden de processar en el santo 
Oficio, recopilado de las instrucciones antiguas y modernas, por el licenciado 
Pablo Garcia, secretario del consejo de su Magestad de la santa general 
inquisicion. Mandado anadir por el illustrissimo senor Cardenal Don Antonio 
Zapata, Protector de Espaüa, inquisidor general en los reynos y sehorios 
de su Magestad (zwanzigster General-Inquisitor von 1627—1632) y de su 
consejo de Estado. Al principio del su abecedario hecho por Gaspar Isidro 
de Arguello, oficial mas antiguo del dicho consejo, para mayor claridad 
y prompta exposicion de la forma de actuar causas de Fe. Anno de 1628. 
En Madrid. En la Imprenta Real“, welches bei seiner Darstellung des In- 
quisitionsverfahrens fortlaufend auf die einzelnen Artikel der gedachten In- 
struction Bezug nimmt, 
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Compilacion de las in- 
strucciones del Oficio de la 
santa Inquisicion, hechas 
en Toledo aüo de mil quin- 
ientos sesanta y uno, en 
que se refunden las del aüo 
mil cuatrocientos ochenta 

y cuatro. 

Nos don Fernando de Valdes, 
por la divina miseracion, Arzo- 
bispo de Sevilla, Inquisidor 
Apostölico general contra la 
heretica pravedad y apostasia 
en todos los reinos y sehorios 
de S. M. etc. Hacemos saber 
& vos los reverendos inquisidores 
apostölicos contra la heretica 
pravedad y apostasia en todos 
los reinos y seüorios, que somos 
informado que aunque estä pro- 


veido y dispuesto por las in-. 


strucciones del santo Oficio de 
la Inquisicion que en todas las 
inquisiciones se tenga y guarde 
un mismo estilo de proceder, y 
que en esto sean conformes, en 
algunas inquisiciones no se ha 
guardado ni guarda como con- 
venia. Y para proveer que de 
aqui adelante no haya discre- 
pancia en la dicha örden de 
proceder, practicado y conferido 
diversas veces en el Uonsejo de 
la general Inquisicion, se acordö 


Sammlung der zu Toledo 
im Jahre 1561 aufgestellten 
Anweisungen des Amtes der 
heiligen Inquisition, in 
welchen die vom Jahre 1484 
umgearbeitet sind. 

Wir Don Fernando de 
Valdes, durch Gottes Barm- 
herzigkeit Erzbischof von Sevilla, 
apostolischer General-Inquisitor 
gegen die Ketzerei und gegen 
den Abfall vom Glauben in allen 
Königreichen und Herrschaften 
S. M. u. s. w., thun Euch, den 
ehrwürdigen apostolischen Inqui- 
sitoren gegen die Ketzerei und 
den Abfall vom Glauben in allen 
Königreichen und Herrschaften 
kund, dass uns berichtet worden 
ist, dass, obgleich durch die An- 
weisungen des heiligen Amtes 
der Inquisition vorgesehen und 
bestimmt ist, dass bei allen 
Inquisitionsgerichten ein und die- 
selbe Art des Verfahrens ge- 
handhabt und beobachtet werden 
soll, und dass dieselben darın 
übereinstimmen sollen, dies den- 
noch, wie es sich ziemte, bei 
einzelnen Inquisitionsgerichten 
weder beobacht worden ist, noch 
beobachtet wird. Und um Vor- 
kehrung zu treffen, dass künftig- 
hin keine Verschiedenheit in der 
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que en todas las inquisiciones se 
debe guardar la örden siguiente. 


Examen y calificacion de 
proposiciones. 


1. Cuando los inquisidores se 
juntaren ä ver las testificaciones 
que resultan de alguna visita, 
ö de otra manera 6 que por 
otra cualquier causa se hubiere 
recibido, hallandose algunas per- 
sonas sufficientemente testifica- 
das de alguna cosa, cuyo cono- 
santo 
Oficio de la Inquisicion, siendo 


cimiento pertenezca al 


tal que requiera la calificacion; 
debese consultar Teölogos de 
lettras y conciencia, en quien 
concurran las calidades que para 
esto se requieren, los cuales den 
su parecer y lo firmen de sus 
nombres. 


besagten Ordnung des Verfah- 
rens mehr vorkomme, ist nach 
mehrmaligen Verhandlungen und 
Berathungen im Rathe der 
(reneral-Inquisition beschlossen 
worden, dass bei allen Inqui- 
sitionsgerichten die nachstehende 
Ordnung beobachtet werden soll. 


Von der Prüfung und Be- 
urtheilung der Vorlagen. 


1. Wenn die Inquisitoren zu- 
sammengetreten sind, um die 
Zeugenaussagen, welche sich auf 
einer Visitationsreise! oder auf 
andere Weise ergeben, oder wel- 
che sie aus einem andern Grunde 
erhalten haben, zu prüfen, und 
es sich findet, dass einzelne 
Personen hinreichend durch den 
Zeugenbeweis wegen einer Sache, 
deren Kognition dem heiligen 
Amt der Inquisition zusteht, 
belastet sind, und zwar einer 
solchen, welche der theologischen 
Beurtheilung bedarf?, so sollen 
gelehrte und gewissenhafte Theo- 
logen, welche die dazu erforder- 
lichen Eigenschaften besitzen, 


1 Die Visitation des Bezirks des Inquisitionstribunals nimmt nicht das 
ganze Gericht, sondern nur ein einzelner Inquisitor vor, welcher die Er- 
hebungen und namentlich die Zeugenaussagen bei der Rückkehr dem Gericht, 


zur Beschlussfassung unterbreitet. 


2 Weil festgestellt werden muss, ob die Aeusserungen des Inquisiten 


ketzerisch sind oder nicht. 
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Denunciacıon. 


2. Natisfechos los inquisidores 
que la materia es de fe, por 
el parecer de los teölogos, 6 
ceremonia conocida de judios 6 
moros, heregia 6 fautoria mani- 
fiesta, y de que no se puede 
dudar, el fiscal haga su denun- 
ciacion contra la tal persona 6 
personas, pidiendo sean presos, 
presentando la dicha testifica- 
cion y calificacion. 


Acuerdo de prision. 


3. Los inquisidores, vista la 
informacion juntamente, yno el 
uno sin el otro, si estuyiesen 
ambos presentes, acuerden la 
prision. Y parece seria mas 
justificada si se comunicase con 
los consultores de aquella Inqui- 
sicion, si buenamente se pudiere 
hacer, y pareciere ä& los inquisi- 


zu Rath gezogen werden, und 
diese ihr Gutachten abgeben und 
mitihren Namen unterschreiben. 


Denunziation. 


2. Wenn dielnquisitoren durch 
das Gutachten der Theologen 
darüber vergewissert sind, dass 
es sich um eine Glaubenssache, 
eine anerkannte jüdische oder 
maurische Ceremonie, Ketzerei 
oder offenbare Begünstigung! 
handelt, und daran nicht gezwei- 
felt werden kann, soll der Fiskal 
seine Denunziation gegen die 
betreffende Person oder die be- 
treffenden Personen machen mit 
dem Antrage, sie verhaften zu 
lassen, und unter Vorlegung des 
gedachten Zeugnisses und des 
theologischen Gutachtens. 


Beschlussfassung über die 
Verhaftung. 


3. Nachdem die Inquisitoren 
gemeinschaftlich, und nicht einer 
ohne den andern, wenn beide 
gegenwärtig sind, das (vorliegen- 
de) Material geprüft haben, sol- 
len sie die Verhaftung beschlies- 
Und es scheint, dass die- 
selbe gerechtfertigter sein würde, 


sen. 


ı Nämlich der jüdischen oder maurischen Ceremonien oder Riten oder 


der Ketzerei. 


Deutsche Zeitschr. £f. Kirchenrecht. VII. 1. 
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dores conveniente y necesario; 
y asientese por auto lo que se 
acordäre. 


No se llame ni examine el 
que no estuviere suficiente- 
mente testificado. 


4. En caso que alguna per- 
sona sea testificada del delito de 
la heregia, si la testificacion no 
fuere bastante para prision, el 
testificado no sea llamado ni 
examinado, ni se haga con &l 
diligencia alguna. Porque se 
sabe por experiencia que non ha 
de confesar que es herege es- 
tando suelto y en su libertad; 
y semejantes exämenes sirven 
mas de avisar los testificados 
que de otro buen efecto; y asi 
conviene mas aguardar que so- 
brevenga nueva probanza Ö nu- 
evos indicios. 


wenn sie sich vorher mit den 
Konsultoren des betreffenden 
Inquisitionstribunals benehmen, 
falls sich dies bequem thun lässt, 
und es den Inquisitoren an- 
gemessen und nothwendig er- 
scheinen sollte; und dasjenige, 
was beschlossen wird, soll durch 
einen Akt! festgestellt werden. 


Derjenige, welcher nicht ge- 

nügend belastet ist, soll we- 

der vorgeladen noch abge- 
hört werden. 


4. Im Fall, dass gegen eine 
Person ein Zeugniss wegen des 
Vergehens der Ketzerei abge- 
legt ist, soll, wenn die Zeugen- 
aussage nicht zur Verhaftung 
hinreichend ist, der Bezichtigte 
weder vorgeladen noch abge- 
hört noch irgend sonst etwas 
mit ihm vorgenommen werden. 
Denn man weiss aus Erfahrung, 
dass er, solange er unabhängig 
und in Freiheit ist, nicht be- 
kennen wird, dass er ein Ketzer 
ist, und derartige Verhöre dienen 
mehr dazu, die Bezichtigten zu 
warnen, als zu einem anderen 
guten Zweck. Und so ist es 
angemessen, länger zu warten, 


! Also protokollarisch zu den Akten. 
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Remision al ÖÜonsejo en dis- 
cordia, siendo elnegocio de 
calidad. 


5. Si los inquisidores fueren 
conformes en la prision, man- 
denla hacer come lo tuvieren 
acordado: y en caso que el ne- 
gocio sea calificado por tocar 
a personas de calidad 6 por 
otros respetos, consulten al Con- 
sejo antes que ejecuten su par- 
ecer. Y habiendo discrepancia 
de votos, se ha de remitir al 
Consejo para que se provea lo 
que conviene. 


Mandamiento de prision y 
secuestro. 


6. El mandamiento de prision 
le han de firmar los inquisidores, 
y se ha de dar para el Alguacil 
del santo Oficio y no para otra 
persona, si no fuere estando 


bis ein neuer Beweis oder neue 
Indicien hinzukommen. 


Uebersendung (der Akten) 

an den Rath bei Stimmen- 

verschiedenheit und bei Sa- 
chen von Bedeutung. 


5. Wenn die Inquisitoren über 
die Verhaftung einig sind, so 
sollen sie den Befehl zu ihrer 
Vornahme erlassen, wie sie es 
beschlossen haben, und im Falle, 
dass die Sache von Wichtigkeit 
ist, weil sie eine Person von 
Ansehen betrifft oder wegen an- 
derer zunehmenden Rücksichten, 
so sollen sie vorher den Rath 
befragen, ehe sie ihre Meinung 
zur Ausführung bringen. Und 
wenn sich eine Verschiedenheit 
der Stimmen ergiebt, muss die 
Sache dem Rath übersendet 
werden, damit er das, was er- 
forderlich ist, anordnet. 


Haftbefehl und Sequestra- 
tion. 

6. Den Haftbefehl haben die 
Inquisitoren zu unterzeichnen, 
und er muss für den Alguacil' 
des heiligen Amtes und nicht 
für eine andere Person, wenn 


1 Der executor, Gerichtsdiener, s. mein Kirchenrecht Bd. VI S. 360. 
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legitimamente ocupado. La pri- 
sion ha de ser con secuestro 
de bienes, conforme ä derecho 
6 instrucciones del santo Oficio; 
y en un mandamiento de cap- 
tura no se pondrä mas de una 
persona; porque si fuere me- 
nester comunicar alguna cap- 
tura con persona de fuera del 
Oficio, las demas queden secre- 
tas; y porque se pueda poner 
en cada proceso sumandamiento: 
el secuestro de bienes se debe 
hacer cuando la prision es por 
heregia formal, y no en otros 
casos que los inquisidores pueden 
prender: en el cual secuestro 
solamente se pondrän los bienes 
que se hallaren en poder de la 
persona que se manda prender, 
y no los que estuvieren en poder 
de tercero poseedor. Y pöngase 
en el proceso el auto en que 
se manda prender el reo, y el 
dia en que se diö el manda- 
miento y & quien se entregö. 


er nicht rechtmässig beschäf- 
tigt sein sollte, ausgefertigt wer- 
den. Die Verhaftung ist mit 
der Sequestration des Vermö- 
gens gemäss dem Recht und den 
Anweisungen des heiligen Amtes 
zu verbinden; und in einen Haft- 
befehl! soll nicht mehr als eine 
Person eingerückt werden, damit, 
wenn es nöthig sein sollte, wegen 
einer Verhaftung mit einer Per- 
son ausserhalb des heiligen Am- 
tes in Verbindung zu treten, die 
übrigen geheim bleiben, und da- 
mit in jedes Prozess-Aktenstück 
sein Haftbefehl? gelegt werden 
kann: die Sequestration des Ver- 
mögens soll geschehen, wenn 
die Verhaftung wegen formaler 
Ketzerei erfolgt, und nicht in 
anderen Fällen, in denen die In- 
quisitoren Verhaftungen anord- 
nen können. Unter eine solche 
Sequestration können nur die 
Vermögensstücke gelegt werden, 
welche sich in der Gewalt der 
Person, deren Verhaftung be- 
fohlen wird, befinden, nicht die- 
jenigen, welche in der Gewalt 
eines dritten Besitsers sind. In 
die Prozessakten soll der Akt, 
in welchem die Verhaftung des 


ı D. h. in das Formular desselben, s. a. a. O. S. 373 n. 2. 
2 Des Angeschuldigten, welchen das Aktenstück betrifft. 
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Quienes han de asistir & 
las capturas. 


7. A las prisiones que en la 
Inquisicion se hicieren, han de 
asistir con el Alguacil el Re- 
ceptor de la Inquisicion 6 su 
Teniente (estando &l ocupado 
en otros negocios de oficio), Y 
el escribano de secuestros, para 
que el dicho Receptor se con- 
tente del secuestrador de los 
bienes que el Alguacil nombräre, 
y si no fuere tal, pida que le 
den otro que sea suficientemente 
abonado. 


Beschuldigten befohlen wird, ein- 
verleibt werden, und der Tag, 
an welchem der Haftbefehl aus- 
gefertigt, und wem er ausgehän- 
digt worden ist. 


Welche Personen bei der 
Verhaftung gegenwärtig 
sein müssen, 


7. Bei den Verhaftungen, wel- 
che auf Veranlassung des In- 
quisitionsgerichtes vorgenommen 
werden sollen, hat mit dem Al- 
guacil der Einnehmer der In- 
quisition oder sein Stellver- 
treter (wenn er durch andere 
Amtsgeschäfte in Anspruch ge- 
nommen ist) und der Schreiber 
der Sequestrationen gegenwärtig 
zu sein, damit der besagte 
Einnehmer sich mit dem Se- 
quester des Vermögens, welchen 
der Alguacil benennen wird, ein- 
verstanden erkläre, und wenn 
derselbe nicht ein solcher (d.h. 
nicht geeignet) sein sollte, darum 
nachsuche, dass sie! ihm einen 
anderen bestellen, für den hinrei- 
chende Bürgschaft geleistet wird. 


Secuestro, cömo se ha de Wie die Sequestration vor- 


hacer. 


8. Elescribano de secuestros 


zunehmen ist. 


8. Der Schreiber der Seque- 


! Nämlich der Alguacıl oder sein Stellvertreter. 
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asiente por menudo y con las 
mas particularidades que pueda, 
todas las cosas del dicho se- 
cuestro, para que cuando se 
entrare en los bienes por el Re- 
ceptor 6 se alzase el secuestro, 
se pueda tomar cuenta de ellos, 
cierta y verdadera, poniendo en 
la cabeza el dia, mes y ano; y 
el secuestrador 6 secuestradores 
lo firmen al pie del secuestro 
juntamente con el Alguacil, po- 
niendo testigos y haciendo el 
secuestrador obligacion bastante. 
Del cual secuestro el dicho es- 
cribano de traslado simple al 
secuestrador sin costa; porque 
esto toca & su oficio y es & su 
cargo. 
alguna que no sea el Receptor 


Pero si otra persona 


se lo pidiere, no serä obligado 
& selo dar sin que le pague sus 
derechos. 


strationen soll alle sequestrirten 
Sachen einzeln und mit der mög- 
lichsten Genauigkeit verzeichnen, 
damit, wenn seitens des Ein- 
nehmers die Vermögensstücke 
definitiv in Besitz 
werden! oder die Sequestration 
aufgehoben wird, genaue und 
wahrheitsgemässe Rechenschaft 
abgelegt werden kann, indem er 
an den Kopf (des Verzeichnisses) 
Tag, Monat und Jahr setzt; 
und der Sequester oder die Se- 
quester sollen am Fuss des Se- 
das- 


genommen 


questrationsverzeichnisses 
selbe gemeinsam mit dem Al- 
guacil unterschreiben, unter Zu- 
ziehung von Zeugen und unter 
gleichzeitiger Leistung einer hin- 
reichenden Bürgschaft durch den 
Sequester.. Von dem Seque- 
strations - Verzeichniss soll der 
Schreiber eine einfache Abschrift 
dem Sequester kostenfrei geben, 
weil dies zu seinem Amt gehört 
und innerhalb seiner Pflicht liegt. 
Jedoch, wenn irgend eine andere 
Person, welche nicht der Ein- 
nehmer ist, eine solche von ihm 
verlangt, so soll er nicht ver- 
pflichtet sein, sie ihm, ohne dass 
dieser ihm seine Gebühren be- 
zahlt, zu geben. 


! Wenn der Angeschuldigte zur Konfiskation verurtheilt ist. 
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Qu& ha de tomar de los 
bienes secuestrados el Al- 
guacil. 

9. El Alguacil tomarä de los 
bienes del secuestro los dineros 
que parezcan son menester para 
llevar el preso hasta ponerle en 
la carcel, y seis ü ocho ducados 
mas para la despensa del preso; 
y no le ha de contar al preso 
mas de lo que &l por su persona 
comiere y lo que gastären la 
bestia ö bestias en que llevaren 
acelyä sucamayropa. Y no 
hallando dineros en el secuestro, 
venderä de lo menos perjudicial 
fasta en la dicha cantidad, y lo 
que recibiere firmarlo ha al pie 
del secuestro; y lo que le so- 
bräre entregarlo ha al despen- 
sero de los presos ante el escri- 
bano de secuestros, el cual lo 
asentar& en el dicho secuestro: 
y de esto se darä relacion & 
los inquisidores, y lo que se 
hubiere de dar al despensero lo 
de el Alguacil en presencia de 
los inquisidores. 


Was der Alguacil von den 
sequestrirten Vermögens- 

stücken zu nehmen hat. 

9. Der Alguacil soll von dem 
sequestrirten Vermögen so viel 
Geld an sich nehmen, als nöthig 
erscheint, um den Verhafteten 
zum Gefängniss zu transportiren 
und in dasselbe abzuliefern, und 
ausserdem noch 6 oder 8 Du- 
katen für die Verpflegung des 
Verhafteten, und er hat dem 
Verhafteten nicht mehr davon 
auszuzahlen, als er für seine Per- 
son verzehrt und als das Thier 
oder die Thiere verzehren, wo- 
mit man ihn, sein Bett und seine 
Kleidungsstücke fortschafft. Und 
wenn er kein Geld unter den 
sequestrirten Vermögensstücken 
findet, soll er davon bis zu der 
gedachten Summe etwas auf die 
mindest nachtheilige Weise ver- 
kaufen, und was er auf diese 
Weise erhält, am Ende des Se- 
questrationsverzeichnisses unter 
seiner Unterschrift vermerken; 
und das, was ihm davon übrig 
bleibt, soll er dem Speisemeister 
der Gefangenen vor dem Se- 
questrationsschreiber, welcher es 
in das besagte Sequestrations- 
verzeichniss einzutragen hat, aus- 
händigen; und darüber ist den 
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Orden del Alguacil con 
los presos. 


10. Preso el reo, el Alguacil 
le pondrä & tal recaudo que nin- 
guna persona le pueda ver ni 
hablar, ni dar aviso por escrito 
ni por palabra; y lo mismo harä 
con los presos si prendiere 
muchos, que no los dejarä co- 
municar unos con otros, salvo 
si los inquisidores le hubieren 
avisado que de la comunicacion 
entre ellos no resultarä& incon- 
veniente, en lo cual guardarä la 
örden que por ellos fuere dada; 
y no les dejarä en su poder 
armas, ni dineros, ni escrituras, 
‘ni papel, ni joyas de oro ni plata; 
y & este recaudo llevarä los pre- 
sos & la carcel del santo Oficio, 
y los entregarä al Alcaide, el 
cual en los mandamientos de 
prision que el Alguacil llev6 
para prender los dichos reos, 
firmarä y asentarä como los re- 
cibe, y el dia y la hora (para 
la cuenta de la despensa), y el 
mandamiento se pondrä en el 


Inquisitoren Bericht zu erstatten, 
und das, was dem Speisemeister 
zu geben ist, soll ihm der Al- 
guacil in Gegenwart der - In- 
quisitoren geben. 


Behandlung der Inhaftirten 
durch den Alguacil. 


10. Nach der Ergreifung des 
Angeschuldigten durch den Al- 
guacil hat letzterer denselben in 
solche Verwahrung zu nehmen, 
dass Niemand ihn sehen, noch 
sprechen, noch ihm schriftlich 
oder mündlich eine Mittheilung 
machen kann; und wenn er eine 
Anzahl Gefangener verhaftet, 
soll er mit ihnen ebenso ver- 
fahren, so dass er sie nicht mit 
einander verkehren lässt, ausge- 
nommen, wenn ihm die Inquisi- 
toren Mittheilung machen sollten, 
dass aus dem Verkehr derselben 
untereinander sich kein Miss- 
stand ergeben kann, in welchem 
Fall er den in Betreff derselben 
gegebenen Befehl zu beobachten 
hat; er soll in ihrer Gewalt keine 
Waffen, noch Geld, noch Schrift- 
stücke, noch Papier, noch Kost- 
barkeiten von Gold und Silber 
lassen; und aus dem vorläufigen 
Verwahrungsorte soll er die Ge- 


_ fangenen nach dem Gefängniss 
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proceso, y luego el Alguacil darä 
cuenta ä los inquisidores de la 
ejecucion de sus mandamientos, 
y la misma diligencia harä el Al- 
caide con cualquier preso antes 
que le aposente, ‚catändole y 
mirändole todas sus ropas por- 
que no meta en carcel cosa de 
las susodichas, ni otra que sea 
daüosa, & lo cual estarä presente 
‘ alguno de los notarios del Ofi- 


cio; y lo que se halläre en poder 


de preso se asiente en el se- 
cuestro de aquel preso, y se de 
noticia & los inquisidores para 
que lo depositen en alguna per- 
sona. 


des heiligen Amtes transportiren 
und sie dem Alcaiden! ausliefern, 
welcher auf den Verhaftungsbe- 
fehlen, die der Alguacil behufs 
der Inhaftirung der gedachten 
Angeschuldigten ausgeliefert er- 
halten hat, wie er sie in Empfang 
genommen, und den Tag und 
die Stunde (wegen der Rechnung 
über die Verpflegung) unter sei- 
ner Unterschrift zu vermerken 
hat, und der Verhaftsbefehl ist 
den Prozessakten einzuverleiben, 
und sofort hat der Alguacil den 
Inquisitoren über die Ausführung 
der Befehle Rechenschaft abzu- 
legen, und dieselbe Sorgfalt soll 
der Alcaide in Betreff jedwedes 
Inhaftirten beobachten, bevor er 
ihm seinen Raum anweist, indem 
er alle seine Sachen untersucht 
und durchmustert, damit er nicht 
irgend eine der oben erwähnten 
Sachen oder eine andere, welche 
schädlich sein könnte, in das Ge- 
fängniss bringt. Dabei soll einer 
der Notare des Amtes gegen- 
wärtig sein. Und das, was sich 
im Besitz des Gefangenen vor- 
findet, soll in dem Sequestra- 
tionsverzeichniss desselben ver- 
merkt und davon Mittheilung an 


! Kerkermeister, mein Kirchenrecht a. a. O. 8. 360. 
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Orden el Alcaide. 


11. El Alcaide no juntarä los 
dichos presos, ni los dejarä co- 
municar unos con otros, sino por 
la örden que los inquisidores le 
dieren, guardändola fielmente. 


Idem. 


12. Otrosi: el Alcaide tendrä 
un libro en el cärcel, en el cual 
asentar& las ropas de cama y 
vestir que cualquiera de los 
presos trajere, y alli lo firmaran 
el y el Escribano de secuestros 
y lo mismo harä de todas las 
otras cosas que durante la pri- 
sion recibiere; el cual antes 
que lo reciba darä cuenta & 
ambos los inquisidores de ello, 
aunque sean cosas de comer Ö 
de otra calidad y con su licen- 
cia; y mirändolo, y tentändolo, 
como no lleve algun aviso, lo 
recibirä, y se darä & los presos, 
siendo cosa que hayen menester, 
y no de otra manera. 


die Inquisitoren gemacht werden, 
damit sie es irgend Jemand in 
Verwahrung geben. 


Verhaltungsmassregel 
für den Alcaiden. 


11. Der Alcaide soll die ge- 
dachten Gefangenen nicht zu- 
sammen unterbringen, noch sie 
mit einander verkehren lassen, 
ausser auf den ihm von den 
Inquisitoren gegebenen Befehl, 
welchen er getreulich beobachten 
soll. 


Dasselbe. 


12. Ausserdem: Der Alcaide 
soll ein Buch führen, in welches 
er das Bettzeug und die Klei- 
dungsstücke, welche jeder der 
Verhafteten mitbringt, einträgt, 
und in demselben sollen er und 
der Schreiber der Sequestratio- 
nen die Eintragung durch ihre 
Unterschrift beglaubigen, und 
dasselbe hat mit allen Sachen 
zu geschehen, welche er (der Ge- 
fangene) während seiner Haftzeit 
empfängt. Ehe er (der Alcaide) 
etwas in Empfang rimmt, hat er 
beiden Inquisitoren davon Mit- 
theilung zu machen, selbst wenn 
es Esswaaren oder von ihnen er- 
laubte Sachen anderer Art 


Hinschius, Die Anweisungen für d. span. Inquisition vom Jahre 1561. 91 


Primera audiencia, y pre- 
guntas que han de hacer 
los inquisidores. 

13. Puesto el preso en la 
cärcel, cuando & los inquisidores 
parezca mandarän traerle ante 
siyanteun Notario del Secreto, 
mediante juramento, le pregun- 
taran por su nombre y edad, 
oficio y vecindad y cuänto ha 
que vino preso. 
dores se habrän, con los presos 
humanamente, tratändolos segun 
la calidad de sus personas, guar- 
dando con ellos la autoridad 
conveniente, y no dändoles oca- 
sion & que se desmidan. 
lense asentar los presos en un 
banco 6 silla baja, porque con 
mas atencion puedan tratar sus 
causas, aunque al tiempo que 


E los inquisi- 


Sue- 


sind. Wenn er die Sache ge- 
mustert und untersucht hat, ob 
nicht durch sie (dem Inhaftirten) 
eine Mittheilung übermittelt 
wird, kann er sie annehmen, und 
sie kann dann den Gefangenen 
gegeben werden, wenn es eine 
Sache ist, welche sie nöthig ha- 
ben, und nicht auf andere 
Weise. 


Erster Verhörstermin und 
Fragen, welche die Inqui- 
sitoren zu stellen haben. 


13. Nachdem der Verhaftete 
in das Gefängniss eingeliefert 
ist, haben ihn die Inquisitoren, 
sobald es ihnen gut dünkt, vor 
sich und einen geheimen Notar! 
vorführen zu lassen und ihn eid- 
lich nach seinem Namen und 
seinem Alter, Stand, Wohnort 
und der Zeit seiner Verhaftung 
zu fragen. Ung die Inquisito- 
ren sollen mit den Verhafteten 
menschlich verfahren, indem sie 
sie nach ihrem Stande behan- 
deln ihnen gegenüber 
das erforderliche Ansehen wah- 
ren, ohne ihnen Veranlassung 


und 


dazu, dass sie eingeschüchtert 


werden, zu geben. Man pflegt 


ı S. mein Kirchenrecht a. a. O. S. 360 n. 2. 
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se les pone la acusacion . han 
de estar en pie. 


Idem. 


14. Luego consecutivamente 
se le mandrä que declare su 
genealogia lo mas largo que ser 
pueda, comenzando de padres, 
y abuelos, con todos los trans- 
versales de quien tengan memo- 
ria, declarando los oficios y 
vecindaes que tuvieron, y con 
quien fueron casados y si son 
vivos 6 difuntos, y los hijos que 
lo dichos ascendientes y trans- 
versales dejaron. Declaren asi- 
mismo con quien son 6 han sido 
casados los dichos reos y cuan- 
tas veces lo han sido, y los 
hijos que han tenido y tienen y 
cuanta edad han: y el Notario 
escribir& la geneologia en el 
pzoceso, poniendo cada persona 
por principio de renglon, decla- 
rando si alguno de sus ascen- 


die Gefangenen sich auf eine 
Bank oder einen niedrigen Stuhl 
setzen zu lassen, damit sie ihre 
Sachen mit mehr Aufmerksam- 
keit behandeln können, obgleich 
sie während der Zeit, da ihnen 
die Anklage vorgehalten wird, 
stehen müssen. 


Dasselbe. 


14. Sofort soll ihnen (den 
Verhafteten) weiter aufgegeben 
werden, ihre Abstammung so 
umfassend als möglich darzu- 
angefangen von ihren 
Eltern und Ascendenten mit 
allen Seitenverwandten, von 
denen sie Kunde haben, unter 
Angabe ihrer Stellungen und 
Wohnorte und mit wem sie 


legen, 


verheirathet waren, ob sie noch 
leben oder gestorben sind, so- 
wie der Kinder, welche die be- 
sagten Ascendenten und Seiten- 
verwandten hinterlassen haben. 
Ebenso sollen sie, die gedachten 
Angeschuldigten, angeben, mit 
wem sie verheirathet sind oder 
gewesen sind und wie oft sie 
es waren, und die Kinder, 
welche sie gehabt haben und 


i Dies um zu ermitteln, ob der Angeschuldigte reinen, d. h. bloss christ- 
lichen Blutes war (also die sog. limpieza hatte), oder ob er von Juden oder 


Mauren abstammte. 
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dientes 6 de su linage ha sido 
preso 6 penitenciado por la 


Inguisicion. 


Idem, Y moniciones que se 
han de hacer ä los reos. 


15. Fecho esto, se le pregunte 
al reo dönde se ha criado, y 
con qu6 personas, y si ha estu- 
diado alguna facultad, y si ha 
salido de estos reinos, y en qu& 
compaänia: y habiendo declarado 
todas estas cosas, se le pregunte 
generalmente si sabe la causa 
de su prision, y conforme & su 
respuesta se le hagan las demas 
preguntas que convengan ä su 
causa y le amonesten que diga 
y confiese verdad, conforme al 
estilo & instrucciones del santo 
Oficio, haciendole tres monici- 
ones en diferentes dias con al- 
guna interpolacion: & si alguna 
cosa confesare, y todo lo que 
pasare en la audiencia, escribalo 


el Notario en su proceso, y 


haben, nebst deren Alter, und 
der Notar hat die Genealogie 
in die Prozessakten einzutragen, 
indem er den Namen jeder Per- 
son an den Anfang einer Linie 
setzt und vermerkt, ob Jemand 
ihrer Ascendenten oder ausihrer 
Linie von der Inquisition ver- 
haftet gewesen und ihm von 
derselben Busse auferlegt wor- 
den: ist. 


Dasselbe. Und vondenEr- 

mahnungen, welche den An- 

geschuldigten zu machen 
sind. 


15. Nachdem dies geschehen 
ist, soll der Angeschuldigte be- 
fragt werden, wo und mit welchen 
Personen er erzogen worden ist, 
und ob er in einer Fakultät 
studirt und ob und in welcher 
Gremeinschaft er ausserhalb die- 


‚ser Königreiche Reisen gemacht 


hat: und nachdem er alle diese 
Dinge angegeben hat, soll man 
ihn im Allgemeinen fragen, ob 
er die Ursache seiner Ver- 
haftung kenne, und gemäss seiner 
Antwort sollen ihm die übrigen 
für seine Angelegenheit passen- 
den Fragen vorgelegt werden; 
und sie (die Inquisitoren) sollen 
ihn in Gemässheit der Praxis 


04. Miscellen. 


asimismo se le pregunte por las 
oraciones y doctrina cristiana, 
y & donde y cuändo se confesö 
y con qu& confesores: y deben 
siempre los inquisidores estar 
advertidos que no sean impor- 
tunos, ni demasiados en pregun- 
tar & los reos, ni tampoco 
remisos, dejando de preguntar 
alguna de las cosas substanciales, 
teniendo asimismo mucho aviso 
de no preguntar fuera de lo 
indiciado, si no fueren cosas que 
‘el reo d& ocasion por su con- 
fesion. Y sı fuere confesando, 
dejenle decir libremente sin ata- 
jarle, no siendo cosas imper- 
tinentes las que dijere. 


und der Anweisungen desheiligen 
Amtes ermahnen, dass er die 
Wahrheit sage und bekenne, 
indem sie an ihn drei Mahnungen 
an verschiedenen Tagen mit 
einem Zwischenraum richten; 
und wenn er etwas gesteht und 
Alles wasim Verhörstermine vor 
sich geht, soll der Notar in die 
Prozessakten zu Protokoll neh- 
men. Und ebenso soll er (der 
Angeschuldigte) nach den Ge- 
beten und nach der christlichen 
Lehre gefragt werden, und wo 
und wann er gebeichtet hat und 
bei welchen Beichtvätern. Und 
die Inquisitoren sollen immer 
darauf achten, dass sie bei dem 
Verhör der Angeschuldigten nicht 
ungestüm noch heftig noch eben- 
so wenig schlaff sind, indem sie 
es unterlassen, nach irgend einer 
wesentlichen Sache, sich aber 
andererseits in Acht nehmen, 
über nichts anderes, als worüber 
Indicien vorliegen, zu fragen, 
ausser nach solchen Sachen, zu 
welchen der Beschuldigte durch 
sein Geständniss Gelegenheit 
giebt. Und wenn er ein Ge- 
ständniss ablegt, sollen sie ihn 
frei reden lassen, ohne ihm ent- 
gegenzutreten, ausser wenn er 
ungebührliche Sachen vorbringt. 
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Aviso para inquisidores. 


16. Para que los inquisidores 
puedan hacer esto, y juzgar 
rectamente, deben siempre estar 
sospechosos de que puedan re- 
cibir engaho asi en la testifica- 
cion como en las confesiones; 
y con este cuidado y recelo 
mirarän y determinarän la causa 
conforme ä& verdad y justicia; 
porque si fuesen determinados 
ä la una 6 ä la otra parte, facil- 
mente pueden recibir engaüo. 


Los inquisidores no traten 
con los reos fuera de su 
negocio. 

17. Los inquisidores no traten, 
ni hablen con los presos en la 
audiencia ni fuera de ella mas 
de lo que tocare ä su negocio; 
y el Notario ante quien pasare, 
escriba todo lo que el inquisidor 
ö inquisidores dijeren al preso, 
y lo que el reo respondiere: y 
acabada la audiencia, los inqui- 
sidores mandaran al Notario que 
lea todo lo que ha escrito en 
ella, porque pueda el reo, si 
quisiere, aladir 6 enmendar al- 


Rath an die Inquisitoren. 


16. Damit die Inquisitoren 
dies thun und sich ein richtiges 
Urtheil bilden können, sollen sie 
immer argwöhnisch sein, dass 
sie bei der Ablegung sowohl von 
Zeugnissen alsauch von Geständ- 
nissen hintergangen werden kön- 
nen; und mit dieser Sorge und Be- 
fürchtung werden sie die Sache 
gemäss der Wahrheit und Ge- 
rechtigkeit untersuclien und ent- 
scheiden; denn wenn sie nach 
der einen oder anderen Seite 
voreingenommen sein würden, 
können sie leicht eine Täuschung 
erfahren. 


Die Inquisitoren sollen mit 
den Angeschuldigten über 
nichts anderes als über ihre 
Prozesssache verhandeln. 


17. Die Inquisitoren sollen in 
dem Verhörstermin und ausser- 
halb desselben mit den Verhaf- 
teten über nichts anderes, als 
was die Prozesssache derselben 
betrifft, verhandeln oder spre- 
chen. Und der Notar, vor wel- 
chem das Verhör vor sich geht, 
soll alles, was der oder die In- 
quisitoren dem Verhafteten ge- 
sagt haben, und was der Ange- 
schuldigte geantwortet hat, pro- 
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guna Cosa, y asentarseha como 
le fu& leido, y lo que responde 
6 enmienda, porque no se teste 
nada de lo que primero se 
escribiö. | 


Acusacion del Fiscal. 


18. El Fiscal tendr& cuidado 
de poner las acusaciones 4 los 
presos en el termino que la In- 
struccion manda, acusändolos 
generalmente de hereges, y par- 
ticularmente de todo lo que 
estän indiciados, asi por la testi- 
ficacion como por los delitos 
que hubieren confesado. Y aun- 
que los inquisidores no pue- 
dan conocer de delitos que no 
sepan &ä manifiesta heregia, 
siendo testificado el reo de de- 
litos de otra calidad, debe el 
Fiscal acusarle de ellos, no para 
que los inquisidores le castiguen 
por ellos, sino para agravacion 
de los delitos de heregia que le 
ha acusado, y para que conste 


tokolliren. Und am Schluss des 
Verhöres sollen die Inquisitoren 
dem Notar befehlen, alles, was 
er in dem Termine niederge- 
schrieben hat, vorzulesen, damit 
der Angeschuldigte, wenn er 
will, Zusätze und Berichtigungen 
machen kann, und die Verlesung, 
die Antworten und die Berich- 
tigungen sind ebenfalls zu Proto- 
koll festzustellen, denn von dem, 
was zuerst niedergeschrieben ist, 
darf nichts ausgestrichen werden. 


Anklage des Fiskals. 


18. Der Fiskal soll Sorge 
tragen, dass er die Anklagen 
gegen die Verhafteten innerhalb 
der in der Instruktion bestimm- 
ten Zeit anbringt, indem er sie 
im Allgemeinen als Ketzer und 
speziell über alles Das, wofür 
gegen sie Belastungen, sowohl 
durch Zeugnisse wie auch durch 
von ihnen eingestandene Delikte 
vorliegen, anklagt. Und obwohl 
die Inquisitoren nicht über Ver- 
gehen, welche nicht eine offen- 
bare Ketzerei betreffen, ur- 
theilen können, muss der Fis- 
kal, wenn gegen den Ange- 
schuldigten Zeugenaussagen 
über andereVergehenvorliegen, 
ihn auch wegen dieser anklagen, 
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fe su mala cristiandad 6 ma- 
nera de vivir y de all& se tome 
indicio en lo tocante & las cosas 
de la fe, de que se trata. 


El confitente sea acusado 
para que se haga el proceso. 


19. Aunque el reo haya con- 
fesado enteramente conforme & 
la testificacion que tiene, el Fis- 
cal le acuse in forma, porque 
el proceso se continüe & su in- 
stancia, como estä comenzado 
ä su denuncacion; y porque los 
jueces tengan mas libertad para 
deliberar la pena 6 penitencia 
que le han de imponer, habien- 
dose seguido la causa ä in- 
stancia de parte, y de lo con- 
trario se tiene experiencia que 
pueden resultar inconvenientes. 


Deutsche Zeitschr. £. Kirchenrecht. VII. 1. 


nicht damit die Inquisitoren ihn 
wegen dieser bestrafen, sondern 
um sie als erschwerende Um- 
stände für die Ketzereien zu 
benutzen, deren er ihn angeklagt 
hat, und damit sein schlechtes 
Christenthum und seine Lebens- 
weise festgestellt und daraus 
ein Indizium für die Glaubens- 
sachen, um die es sich handelt, 
entnommen werde. 


Der Geständige muss an- 
geklagt werden, damit ihm 
der Prozess gemacht 
werden kann. 


19. Obwohl der Angeschul- 
digte ein völlig mit den gegen 
ihn abgegebenen Zeugenaus- 
sagen übereinstimmendes Ge- 
ständniss abgelegt hat, muss 
ihn der Fiskal doch förmlich 
anklagen, damit der Prozess auf 
sein Anstehen fortgeführt werde, 
wie er auf seine Denunziation 


angefangen worden ist, und da- 


mit die Richter mehr Freiheit 
haben, sich in Betreff der Strafe 
und Busse, welche sie zu ver- 
hängen haben, zu berathen, 
wenn die Sache auf Anstehen 
einer Partei weiter verfolgt wor- 
den ist. Und die Erfahrung hat 
gezeigt, dass bei einem gegen- 
7 
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Que siempre declare el reo 
debajo del juramento que 
tiene heclıo. 


20. Porque el reo ha hecho 
juramento de decir verdad desde 
el principio del proceso, siempre 
que salga & audiencia le debe 
ser traido & la memoria, dicien- 
dole que debajo del juramento 
que tiene hecho diga verdad (lo 
cual es de mucho efecto cuando 
dice de otras personas), porque 
siempre .el juramento preceda & 
la deposicion. 


Pida siempre el Fiscal que 
el reo sea puesto ä cuestion 
de tormento. 


21. En fin de la acusacion 
parece cosa conveniente y de 
que pueden resultar buenos efec- 
tos, que el Fiscal pida que en 
caso que su intencion no se haya 
por bien probada y de ello haya 
necesidad, el reo sea puesto en 
cüestion de tormento; porque 


1 S. oben Art. 13. 


theiligen Verfahren Unzuträg- 
lichkeiten entstehen können. 


Dass der Angeschuldigte 

stets auf den Eid, welchen 

er geleistet hat, seine Aus- 
sagen machen soll. 


20. Wie der Angeschuldigte 
im Beginn des Prozesses den 
Eid, die Wahrheit zu sagen, ab- 
gelegt hat!, muss ihm dies immer, 
wenn er zu einem Verhör vorge- 
führt wird, in das Gedächtniss ge- 
rufen werden, indem ihm mitge- 
theilt wird, dass er unter dem 
Eid, welchen er geleistet hat, die 
Wahrheit sage (was von beson- 
derem Erfolg ist, wenn er 
über andere Personen Aussagen 
macht), weil der Eid immer seiner 
Aussage vorangehen soll. 


Der Fiskal soll stets den 

Antrag stellen, dass der 

Beschuldigte Folter 
unterworfen wird. 


der 


21. Es erscheint als zweck- 
mässig und kann von guter Wir- 
kung sein, dass der Fiskal am 
Ende der Anklage für den Fall, 
dass sich seine Angaben nicht 
hinlänglich beweisen lassen, und 
es nothwendig sein sollte, den 
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como no debe ser atormentado 
sino pidiendolo la parte, y noti- 
ficändosele al preso, no se puede 
pedir en parte del proceso que 
menos le d& ocasion ä prepa- 
rarse contra el tormento ni que 
menos se altere. 


Monicion al reo, y desele 
abogado. 


22. EI Fiscal presentarä la 
acusacion ante los inquisidores, 
y el Notario en presencia del 
reo la leera toda, y harä el 
Fiscal el juramento que de dere- 
cho se requiere, y luego se sal- 
drä de la Audiencia, y ante el 
Inquisidor ö inquisidores ante 
quien pasö la acusacion, respon- 
derä el reo ä ella capitulo por 
capitulo, y asi se asentarä la 
respuesta, aunque & todos ellos 
responda negando; porque de 
hacerse de otra manera suele 
resultar confusion y poca clari- 
dad en los negocios. 


ı D. h. den Kalumnien-Eid. 


Antrag stellt, den Angeschul- 
digten der Folter zu unterwer- 
fen: denn, wie nicht gefoltert 
werden darf, wenn es die Partei 
nicht beantragt und ohne dass 
dies dem Verhafteten vorher kund 
gethan ist, so kann der Antrag 
nicht im Laufe des Prozesses ge- 
stellt werden, ausser wenn dem- 
selben Gelegenheit gegeben wird, 
sich auf die Folter vorzubereiten, 
und jede Beunruhigung des letz- 
teren vermieden wird. 


Ermahnung des Angeschul- 
digten und Bestellung des 
Advokaten. 


22. Der Fiskal hat die Aus- 
sage vor den Inquisitoren vorzu- 
bringen, und der Notar sie ganz 
in Gegenwart des Angeschul- 
digten vorzulesen. Der Fiscal 
soll dann den vom Recht er- 
forderten Eid! ableisten und 
sich aus der Sitzung entfernen. 
Und vor dem oder den Inqui- 
sitoren, vor welchen die Anklage 
erhoben worden ist, hat der An- 
geschuldigte Punkt für Punkt 
zu antworten. Und jede Ant- 
wort soll zu Protokoll fest- 
gestellt werden, obwohl er auf 
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Sentencia de prueba sin 

termino. 

23. EI Inquisidor 6 inquisi- 
dores avisarän al reo lo mucho 
que le importa confesar verdad; 
y esto hecho, le nombrarän para 
su defensa el Abogado 6 abo- 
gados del'Oficio que para esto 
estän diputados; y en presencia 
de cualquiera de losinquisidores 
comunicara el reo con su le- 
trado, y con su parecer, por 
escrito ö por palabra, respon- 
derä & la acusacion; y el letrado 
antes que se encargue de la 
defensa del reo jurarä que bien 
y fielmente le defenderä y guar- 
darä secreto de lo que viere y 
supiere: y aunque haya jurado 
cuando le recibieron por letrado 
del Santo Oficio, es obligado 
como cristiano & amonestarle 
que confiese verdad, y si es cul- 
pado en esto, pida penitencia; 
y la respuesta se notificarä al 
Fiscal: Y estando presentes las 
partes y el Abogado, conclusa 


la causa, recibase & prueba. 


Miscellen. 


alle mit Nein antwortet. Denn, 
wenn man anders verfährt, pflegt 
daraus Verwirrung und eine zu 
geringe Klarheit für die Ge- 
schäfte hervorzugehen. 


Beweisurtheil ohne Fest- 
setzung eines Beweis- 
termins. 


23. Der Inquisitor und die 
Inquisitoren sollen den Ange- 
schuldigten darauf hinweisen, 
wie wichtig es für ihn ist, die 
Wahrheit zu bekennen. Da- 
nach haben sie ihm für seine 
Vertheidigung einen oder meh- 
rere Advokaten des Amtes, 
welche dazu bestimmt sind, zu 
bestellen. Und in Gegenwart 
eines der Inquisitoren kann sich 
der Angeschuldigte mit seinem 
Advokaten besprechen und nach 
dessen Gutachten schriftlich 
oder mündlich auf die Anklage 
Und der Advokat 
soll, ehe er die Vertheidigung 


antworten. 


des Angeschuldigten übernimmt, 
schwören, dass er ihn gut und 
getreulich vertheidigen und das 
Geheimniss in Bezug auf das, 
was er sieht und erfährt, be- 
wahren wird. Und obwohl er 
geschworen hat, als er zum 
Advokaten des heiligen Amtes 
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En esta sentencia no se acos- 
tumbra sehalar törmino cierto, 
ni citando las partes para ver 
Jurar los testigos, porque el 
reo ni otro por el no se han 
de hallar presentes & ello. 


Qu& se ha de leer al Abo- 
gado. 


24. Para que el letrado sepa 
-mejor aconsejar al reo lo que 
deba hacer, y para que mejor 
le pueda defender, debensele 
leer las confesiones que hubiere 
hecho en el proceso en su pre- 
sencia en lo que no tocare & 
terceros; pero si el reo quisiere 
proseguir su confesion, salirseha 
el Abogado, porque no se debe 

hallar presente. 


1 D. h. dem Urtheil auf Beweis. 


angenommen wurde, ist er doch 
als Christ verpflichtet, ihn zu 
ermahnen, dass er die Wahrheit 
bekenne, und wenn er schuldig 
ist, um Busse bitte. Und die 
Antwort ist dem Fiskal mit- 
zutheilen. Und in Gegenwart 
der Parteien und des Advo- 
katen soll der Schluss der Sache 
erfolgen und zur Beweisaufnahme 
übergegangen werden. In die- 
sem Urtheil! pflegt man keinen 
bestimmten Termin festzusetzen 
noch die Parteien zu laden, um 
die Zeugen schwören zu sehen, 
da weder der Angeschuldigte 
noch ein Anderer für ihn dabei 
gegenwärtig sein darf. 


Was dem Advokaten vor- 
gelesen werden soll. 


24. Damit der Advokat dem 
Angeschuldigten besser anzu- 
rathen weiss, was er thun soll, 
und ihn besser vertheidigen 
kann, sollen ihm die Geständ- 
nisse, welche der letzere im 
Prozess gemacht hat, in seiner 
(Gegenwart vorgelesen werden, 
soweit sie nicht Dritte betreffen. 
Wenn jedoch der Angeschul- 
digte mit seinen Geständnissen 
fortfahren will, hat der Advo- 
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25. Si el reo fuere menor 
de veinte y cinco anos, prover- 
seha de Curador en forma antes 
que responda ä la acusacion, y 
con su autoridad se ratificarä 
en las confesiones que hubiere 
hecho, y se harä todo el proceso; 
y el Curador no serä oficial del 
Santo Oficio, y puede ser el 
Abogado ü otrapersona de cali- 
dad, confianza y buena con- 
ciencia. 


Oficio del Fiscal despues 
de la sentencia de prueba. 


26. Luego el Fiscal en pre- 
sencia del reo, harä reproduccion 
y presentacion de los testigos 
y probanza que contra &@l hay, 
asi en el proceso como en los 
registros y escrituras del santo 
Oficio, y pedir& se examinen 
los contestes y se ratifiquen los 
testigos en la forma del Derecho, 
y que esto hecho, se haga pub- 
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kat abzutreten, weil er nicht 
gegenwärtig sein darf. 

25. Wenn der Angeschul- 
digte jünger als 25 Jahre ist, 
so muss ihm in aller Form ein 
Kurator bestellt werden, ehe er 
auf die Anklage antwortet, und 
durch sein Vollwort sollen die 
gemachten (eständnisse ge- 
nehmigt und unter demselben 
der ganze Prozess geführt wer- 
den. Und der Kurator soll 
kein Angestellter des heiligen 
Amtes 
Advokat oder eine andere Per- 


sein, wohl aber ein 
son von Ansehen, Zuverlässig- 
keit und Gewissenhaftigkeit. 


Amt des Fiskals nach dem 
Beweisurtheil. 


26. Sofort soll der Fiskal in 
Gegenwart des Angeschuldigten 
die Reproduktion und Präsen- 
tation der Zeugen! und der Be- 
weise, welche sowohl im Pro- 
zesse, wie in den Registern und 
Schriftstücken desheiligen Amtes 
gegen ihn vorhanden sind, vor- 
nehmen und beantragen, dass 
die Mitzeugen verhört und die 


ı D. h.: Der Fiskal bezieht sich auf die im Imformativprozess vorläufig 
abgegebenen Zeugenaussagen als Beweismittel für die nunmehr von ihm er- 
hobene Anklage. Von einer Vorführung der Zeugen ist dabei aber keine 


Rede. 
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licacion de los testigos; y si el 
reo 6 su Abogado quisieren sobre 
esto decir otra cosa alguna, se 
asiente en el pröceso. 


Acüsese al reo de lo que 
sobreviniere. 


27. Si despues de recibidas 
las partes & prueba en cualquier 
parte del proceso sobreviniere 
nueva probanza ö cometiere el 
reo nuevo delito, el Fiscal de 
nuevo le ponga la acusacion, y 
responderä el reo por la forma 
dicha, y acerca de aquel articulo 
se continüe el proceso, aunque 
cuando la probanza que sobre- 
viene es del delito de que estaba 
acusado, parece que bastarä 
decir al reo que se le hace saber 
que ha sobrevenido contra &l 
mas probanza. 
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Zeugen in der Form Rechtens 
ihre Aussagen ratifiziren!. Und 
wenn dies geschehen ist, soll die 
Publikation der Zeugen? er- 
folgen. Und wenn der Beschul- 
digte oder sein Advokat darüber 
noch irgend etwas zu bemerken 
hat, soll es zu Protokoll fest- 
gestellt werden. 


Der Angeschuldigte soll 
wegen späterhinzukommen- 
der Sachen angeklagt 
werden. 

27. Wenn nach der Zulassung 
der Parteien zum Beweise noch 
in Betreff 
des Prozesses 


Beweismittel 
Punktes 
hinzukommen oder der Ange- 


neue 
eines 


schuldigte ein neues Vergehen 
begeht, so soll der Fiskal von 
Neuem gegen ihn Anklage er- 
heben, und der Angeschuldigte 
in der vorgedachten Form ant- 
worten und der Prozess hin- 
sichtlich dieses Punktes fortge- 
setzt werden, obwohl dann, wenn 
die hinzukommenden Beweis- 
mittel das Vergehen, wegen 


! D.h.: Den im Informativverfahren vernommenen Zeugen wird ihre Aus- 
sage nöthigenfalls unter Uebersendung der Akten an ihren Wohnort noch- 
ınals vorgelesen, damit sie dieselbe für den eigentlichen Belastungsbeweis be- 


‚stätigen, auch nöthigenfalls noch ergänzen. 


? Vgl. unten Art. 31. 


Vgl. unten Art. 29, 30. 
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Dese audiencia al reo las 
veces que la pidiere. 


28. Porque desde la sentencia 
de prueba hasta hacer la pub- 
licacion de los testigos suele 
haber alguna dilacion, todas las 
veces que el preso quisiere au- 
diencia, ö la enviare ä pedir con 
el Alcaide (como se suele hacer), 
se le debe dar audiencia con 
cuidado, asi porque ä los pre- 
sos les es consuelo ser oidos, 
como porque muchas veces acon- 
tece un preso tener un dia pro- 
pösito de confesar 6 decir otra 
cosa que cumpla & la averigua- 
cion de su justicia, y con la 
dilacion de la audiencia le vienen 
otros nuevos pensamientos y de- 
terminaciones. 


! Vgl. unten Art. 69. 
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dessen der Angeschuldigte an- 
geklagt war, betreffen, es ge- 
nügend erscheint, ihm mitzu- 
theilen, dass man ihn wissen 
lasse, dass noch weiterer Beweis 
gegen ihn hinzugekommen ist!. 


Es soll dem Angeschul- 
digten ein Verhörstermin, 
so oft er es verlangt, be- 

willigt werden. 


28. Weil von dem Beweis- 
urtheil bis zur Publikation der 
Zeugenaussagen einige Zeit zu 
verstreichen pflegt, soll dem An- 
geschuldigten jedesmal, wenn er 
ein Verhör beantragt oder (wie 
es zu geschehen pflegt) durch 
den Alcaiden darum nachsuchen 
lässt, mit aller Sorgfalt ein 
Termin dazu bewilligt werden, 
weil es sowohl für die Inhaf- 
tirten einen Trost bildet, gehört 
zu werden, als auch weil es oft 
vorkommt, dass ein Inhaftirter 
eines Tages den Vorsatz fasst, 
ein Geständniss abzulegen oder 
etwas anderes auszusagen, was 
dazu dient, ihm Gerechtigkeit 
widerfahren zu lassen, und mit 
dem Hinausschieben des Ver- 
hörs ihm neue Gedanken und 
Entschlüsse kommen. 
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Ratificacion de testigos y 
diligencias. 

29. Luego los inquisidores 
pondrän diligencia en la ratifi- 
cacion de los testigos y en las 
otras cosas que el Fiscal tu- 
viere pedidas para averiguacion 
del delito, sin dejar de hacer 
ninguna cosa de las que con- 
vengan para saber verdad. 


Forma de lasratificaciones. 


30. Estando recibidas las par- 
tes 4 prueba; los testigos se ra- 
tificarän en la forma del Derecho 
ante personas honestas, que 
serän dos eclesiasticos que ten- 
gan las calidades que se re- 
quieren, cristianos viejos, y que 
hayan jurado el secreto, y de 
quien se tenga buena relacion 
de su vida y costumbres, ante 
los cuales se les diga como el 
Fiscal los presenta por testigos. 
Pregünteseles si se acuerdan 
haber dicho alguna cosa ante 
algun Juez en cosas tocantes 
ä la fe: & si dijere que si, diga 
la sustancia de su dicho; y si 
no se acordare, hägansele las 
preguntas generales por donde 


Ratifikation der Zeugen- 
aussagen und weitere Für- 
sorge. 


29. Sogleich sollen die In- 
quisitoren Sorgfalt auf die Ra- 
tifikation der Zeugenaussagen 
und die anderen Dinge, welche 
der Fiskal zur Feststellung des 
Vergehens beantragt hatte, ver- 
wenden, ohne irgendeinen Schritt 
zu unterlassen, welcher zur Er- 
forschung der Wahrheit ange- 
messen sein kann. 


Form der Ratifikation. 


30. Wenn die Parteien zum 
Beweise zugelassen sind, hat die 
Ratifikation der Zeugenaussagen 
in der Form Rechtens vor recht- 
schaffenen Personen zu erfolgen, 
welche zwei Geistliche sein sollen, 
die die erforderlichen Eigen- 
schaften besitzen, alte Christen, 


‘und welche Geheimhaltung ge- 


schworen haben und über deren 
Leben und Sitten man gute 
Kunde hat, und vor diesen 
soll ihnen (den Zeugen) mitge- 
theilt werden, dass der Fiskal 
sie als Zeugen präsentirt. Sie 
sollen befragt werden, ob sie 
sich erinnern, vor irgend einem 
Richter etwas in Glaubenssachen 
ausgesagt zu haben, und wenn 


Fu 
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se pueda acordar de lo que dijo; 
y si pidiere que se le lea, ha- 
cerseha asi. Lo cual se entiende, 
ahora sean los testigos de cär- 
cel 6 de fuera de cärcel. Yel 
Notario asentarä todo lo que 
pasare, y la disposicion en que 
estä el testigo, si estä con pri- 
siones, y cuales son y si estä 
enfermo, 6 si es en la sala de 
la audiencia ö en la cärcel en 
su aposento, y la causa por que 
no le sacan & la audiencia; y 
todo se saque al proceso de la 
persona contra quien es presen- 
tado, para que ä la vista de &l 
conste de todo. 


Publicacion de testigos. 


31. Ratificados los testigos 
como estä dicho, säquese en la 
publicacion & la letra todo lo 
que tocare al delito como los 
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einer dies bejaht, soll er das 
Wesentliche seiner Aussage an- 
geben. Und wenn einer sich 
nicht erinnert, sind ihm allge- 
meine Fragen, aus Anlass deren 
er sich seiner Aussage erinnern 
kann, vorzulegen, und wenn er be- 
antragt, dassihm diese vorgelesen 
werde, ist dies zu thun. Dieses 
versteht sich, mögen die Zeugen 
sich im Gefängniss oder ausser- 
halb desselben befinden. Und 
der Notar hat Alles, was vor- 
geht, zu Protokoll festzustellen, 
und auch den Zustand, in wel- 
chem sich der Zeuge befindet, 
ob er im Gefängniss ist und 
in welchem, und ob er krank 
ist und ob er sich im Ver- 
hörssaale oder im Gefängniss in 
seiner Zelle befindet, und den 
Grund, warum man ihn nicht 
nach dem Verhörssale geführt 
hat. Und Alles soll zu den 
Prozess-Akten der Person, gegen 
welche er präsentirt ist, gebracht 
werden, damit man das ganze Ma- 
terial mit einem Blick übersieht. 


Publikation der Zeugen- 
Aussagen. 

31. Nachdem die Zeugenaus- 

sagen, wie angegeben, ratificirt 

worden sind, soll für die Publi- 
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testigos lo deponen, quitando de 
ello solamente lo que le podria 
traer en conocimiento de los 
testigos (segun la Instruccion 
manda). E si el dicho del tes- 
tigo fuere muy largo y sufriere 
division, dividase por articulos, 
porque el reo lo entienda mejor 
y püeda responder mas particu- 
larmente. Acadauno responderä, 
mediante juramento capitulo por 
capitulo.. Y no se le deben leer 
todos los testigos juntos ni todo 
el dicho de ningun testigo cu- 
ando deponen por capitulos, sino 
que vayan respondiendo capitulo 
por capitulo..e. Y los inquisi- 
dores procuren de dar con bre- 
vedad las publicaciones y no 
tengan suspensos & los reos 
mucho tiempo, diciöndoles y 
dändoles & entender que estän 
testificados de otras cosas mas 
de lo que tienen confesado; y 
aunque esten negativos no se 
deje de hacer lo mismo. 
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kation alles das wörtlich aus den 
Aussagen der Zeugen, was das 
Vergehen betrifft, ausgezogen 
werden, indem nur das fort- 
gelassen wird, was zur Erken- 
nung der Zeugen führen könnte 
(wie es die Instruktion befiehlt?). 
Und wenn eine Zeugen-Aussage 
sehr weitläufig ist und sich thei- 
len lässt, so soll sie in Artikel 
getheilt werden, damit sie der 
Angeschuldigte besser versteht 
und eingehender antworten kann. 
Auf jeden, Artikel für Artikel, 
soll er auf seinen Eid hin ant- 
worten. Und es sollen ihm nicht 
alle Zeugenaussagen zusammen 
noch die ganze Aussage eines 
Zeugen, wenn sie in Artikel 
getheilt ist, vorgelesen werden, 
sondern es sollen die einzelnen 
Artikel, Artikel für Artikel, be- 
antwortet werden. Und die In- 
quisitoren sollen dafür Sorge 
tragen, dass die Publikationen 
in kurzer Zeit gemacht werden, 
und die Angeschuldigten nicht 
längere Zeit in Ungewissheit 
lassen, indem sie ihnen sagen 
und zu verstehen geben, dass 
die Zeugen noch andere Sachen 
als diejenigen, welche sie gestan- 


\ 1 Art. 16 der Instruction von 1484, Reuss a. a. O. S. 28. 
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Los inquisidores saquen las 

publicaciones firmadas 6 

senaladas de sus nombres 
6 senales. 

32. La publicacion han de dar 
los inquisidores, 6 cualquiera de 
ellos, leyendo al Notario lo que 
hubiere de escribir, 6 escribien- 


dolo por su mano, y senalän-. 


dola ö firmändola conforme & 
la Instruccion. Y por ser cosa 
de tanto perjuicio, no se ha de 
fiar de otra persona, en la cual 
se pondrä el mes y aüo en que 
deponen los testigos; porque si 
resultäre algun inconveniente de 
poner el dia puntual, no se debe 
poner; y bastarä el mes y ano 
(lo cual se suele hacer muchas 
veces con los testigos de carcel). 
- Asimismo se darä en la publi- 
cacion el lugar y tiempo donde 
se cometiö el delito, porque toca 
ä la defensa del reo; pero no se 
le ha de dar lugar del lugar. 
Y därseleha el dicho del testigo 
lo mas ä la letra que ser pueda, 


i Art. 16 der zitirten Instruction. 
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den, gegen sie ausgesagt haben, 
und auch wenn die Angeschul- 
digten leugnen, soll man nicht 
unterlassen, ebenso zu verfahren. 


Die Inquisitoren sollen die 
Publikationen der Zeugen- 
aussagen machen und mit 


ihrer Unterschrift oder 
ihrem Handzeichen 
beglaubigen. 


32. Die Publikation sollen die 
Inquisitoren oder einer von ihnen 
machen, indem sie dem Notar 
das, was er zu schreiben hat, 
diktiren oder es selbst schreiben, 
und sie durch ihr Zeichen oder 
ihre Unterschrift in Gemässheit 
der Instruktion! beglaubigen. 
Und da es sich dabei um einen 
grossen Nachtheil handeln kann, 
sollen sie sich auf keine andere 
Person verlassen. In der Publika- 
tion soll der Monat und das Jahr 
der Zeugenaussagen angegeben 
werden. Wenn aber aus der ge- 
nauen Angabe des Tages ein 
Missstand hervorgehen könnte, 
so soll er nicht bezeichnet wer- 
den, und der Monat und das Jahr 
genügen (was oft bei inhaftir- 
ten Zeugen zu geschehen pflegt). 
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y no tomando solamente la sub- 
stancia del dicho del testigo. 
Y hase de advertir que aunque 
el testigo deponga en primera 
persona, diciendo que tratö con 
el reo lo que de &l testifica, en 
la publicacion se ha de sacar 
de tercera persona, diciendo que 
viö y oyö que el reo trataba 
con cierta persona. 


Aviso para las publicaci- 


ones en lo que toca ä los 
complices. 

33. Asimismo se debe adver- 
tir, que cuando algun reo en 
su proceso hubiere dicho por 
muchos dias de mucho nümero 


/ 


Ebenso soll in der Publikation 
der Ort und die Zeit des be- 
gangenen Vergehens angegeben 


werden, weil dies die Vertheidi- 


gung des Angeschuldigten be- 
rührt, aber die Lage des Ortes 
braucht nicht angegeben zu wer- 
den. Und die Aussage des Zeu- 
gen ist für ihn (den Angeschul- 
digten) so wörtlich, wie möglich, 
wiederzugeben, und nicht bloss ein 
Auszug, enthaltend das Wesent- 
liche der Zeugenaussage. Auch 
hat man zu beachten, dass, ob- 
wohl der Zeuge seine Aussage in 
der ersten Person macht, indem 
er angiebt, dass er mit dem An- 
geschuldigten das, was er in Be- 
treff desselben bezeugt, verhan- 
delt habe, so soll es doch in der 
Publikation in der dritten Per- 
son wiedergegeben werden, in- 
dem gesagt wird, dass er ge- 
sehen und gehört habe, dass der 
Angeschuldigte mit einer gewis- 
sen Person verhandelt habe. 


Rath in Betreff der Publi- 


kation hinsichtlich der 
Mitschuldigen. 


33. Ebenso muss darauf auf- 
merksam gemacht werden, dass, 
wenn einer der Angeschuldigten 
in seiner Untersuchung an ver- 
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de personas, y despues lo qui- 
siere comprender debajo de in- 
definita y universal, que seme- 
jante testificacion no se debe 
dar en publicacion; porque fa- 
cilmente podria el reo engaüarse 
en aquel dicho, no declarando 
mas en particular lo que de cada 
una de aquellas personas quiere 
decir; sin la cual declaracion no 
seria buen testigo. Y asi con- 
viene, por no venir en esta di- 
ficultad, que todas las veces que 
lo semejante aconteciere, el In- 
quisidor haga que el reo se de- 
clare particularızando lo que sea 
mas posible las personas; y no 
se contente con que diga todos 
los susodichos; y los que ha 
declarado en otras confesiones. 


Dese publicacion, aunque 
el reo est& confitente. 
34. La publicacion de los te- 

stigos se de 4 los reos aunque 

esten confitentes, para que sean 
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schiedenen Tagen über eine 
grosse Zahl von Personen aus- 
gesagt hat und sie später in 
unbestimmter und allgemeiner 
Weise zusammenfassen will, dass 
eine solche Zeugenaussage nicht 
in die Publikation aufgenommen 
werden soll, denn der Angeschul- 
digte könnte leicht durch eine 
solche Aussage getäuscht wer- 
den, weil dieselbe nicht im Ein- 
zelnen ergiebt, was er (d. h. der 
als Zeuge verhörte Mitschuldige) 
von jeder einzelnen Person aus- 
sagen will, und ohne eine solche 
Spezialisirung kein tauglicher 
Zeuge sein würde. Und so ist es, 
um diese Schwierigkeit zu ver- 
meiden, angemessen, dass, jedes- 
mal wenn etwas Derartiges vor- 
kommt, der Inquisitor darauf hin- 
wirke, dass der Angeschuldigte 
die Personen möglichst speziell 
bezeichne, und sich nicht damit 
begnüge, dass der letztere sage: 
Alle die oben Angegebenen oder 


. diejenigen, welche er in anderen 


Geständnissen bezeichnet hat. 


Die Publikationsschrift soll 

dem Angeschuldigten, auch 

wenn er geständig ist, mit- 
getheilt werden. 

34. Die Zeugen-Publikations- 
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certificados que fueron .presos, 
precediendo informacion (pues 
de otra manera no seria Justi- 
ficada la prision); y porque se 
pueda decir convencido y con- 
feso y la sentencia se pueda 
pronunciar como contra tal, y 
para ello el albedrio de los jueces 
estä mas. libre, pues no se les 
puede hacer cargo de los testi- 
gos no publicados, mayormente 
en esta causa do no es llamado 
al juramento de los testigos ni 
sabe quien son. 


Vea el abogado del reo la 
publicacion en presencia 
de los inquisidores. 


35. Despues de haber asi 
respondido el reo, comunicarä 
la publicacion con su letrado, 
y se le darä lugar para ello en 
la forma que comunicö la acu- 
8&cion, porque nunca se le ha 
de dar lugar que comunique 
con su Letrado, ni con otra 
persona sino en presencia de los 
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schrift soll auch den Angeschul- 


digten, obgleich sie geständig 
sind, mitgetheilt werden, damit 
sie Gewissheit erhalten, dass sie 
erst nach vorgängigem Ermit- 
telungsverfahren verhaftet sind 
(denn sonst würde dieVerhaftung 
nicht gerechtfertigt sein), und da- 
mit der Angeschuldigte sich als 
überführt und geständig erklärt, 
und das Urtheil gegen ihn als sol- 
chen gesprochen werden kann. 
Und dadurch erhalten die Rich- 
ter freiere Hand. Dann kann man 
ihnen nicht zur Last legen, dass 
sie keine Zeugen - Publikation 
vorgenommen haben, namentlich 
nicht in einer Sache, in welcher 
der Angeschuldigte nicht zurVer- 
eidigung der Zeugen vorgeladen 
wird und nicht weiss, wer sie sind. 


Der Advokat des Ange- 
schuldigten soll die Publi- 
kationsschrift in Gegen- 


‚wart der Inquisitoren ein- 


sehen. 


35. Nachdem der Angeschul- 
digte so geantwortet hat, soll 
er die Publikationsschrift seinem 
Advokaten mittheilen, und es 
soll ihm ‘dazu in der Weise 
Gelegenheit gegeben werden, 
wie bei der Mittheilung der An- 
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inquisidores y del Notario que 
de fe de lo que pasäre. Y deben 
los inquisidores estar advertidos 
que no han de dar lugar para 
que hablen & los presos deudos, 
ni amigos, ni otras personas, 
aunque sea para hacerles con- 
fesar sus delitos, salvo que ha- 
biendo de ello necesidad, y 
pareciendo conviene, podrän dar 
personas 
religiosas y doctas los hablen 4 
este efecto, pero siempre en su 
presencia y del Notario; porque 
aunque & los mismos inquisidores 
ni & otro Oficial no es permi- 
tido hablar solos & los presos, 
ni entrar en la carcel si no es 
el Alcaide. Aunque la Instruc- 
cion dispone que se de & los 
reos Procurador, no se les debe 
dar; porque la experiencia ha 


lugar que algunas 


mostrado muchos inconvenientes 
que de ello suelen resultar, y 
por la poca utilidad que de 
darse se conseguia ä las partes, 
no estä en estilo de darse: 
aunque algunas veces, habiendo 
mucha necesidad, se suele dar po- 
der al Abogado que le defiende. 


1 S. oben Art. 23. 
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klage!. Denn niemals darf ihm 
Gelegenheit zum Verkehr mit 
seinem Advokaten noch mit 
einer anderen Person ausser in 
Gegenwart der Inquisitoren und 
des Notars, welcher alles, was 
vorgeht, beurkunden muss, ge- 
währt werden. Und die Inqui- 
sitoren haben darauf zu achten, 
dass sie den Inhaftirten keine 
Gelegenheit geben, mit Ver- 
wandten noch mit Freunden 
noch mit anderen Personen zu 
sprechen, selbst zu dem Zweck, 
sie zum Geständniss ihrer Ver- 
gehen zu bewegen. Und, wenn 
es die Nothwendigkeit erfordert 
und es angemessen erscheint, 
können sie gestatten, dass einige 
Geistliche und Gelehrte mit 
ihnen zu diesem Zweck verhan- 
deln, aber immer in Gegenwart 
des Notars. Denn weder den 
Inquisitoren selbst noch einem 
anderen Beamten ist es erlaubt, 
allein mit den Inhaftirten zu 
sprechen, noch das Gefängniss 
zu betreten, abgesehen vom 
Alcaiden. Obgleich die Instruk- 
tion? verordnet, dass den In- 
haftirten ein Prokurator? bestellt 


?2 S. den Art. 16 der zitirten Instruction v. 1484, o. S. 107 n. 1. 
® Also ein Vertreter, welcher nicht, wie der Advokat, neben dem An- 


geschuldigten, sondern für ihn handelt. 
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Cömo se ha de dar papel 
al reo. 

36. Si el reo pidiere papel 
para escribir lo que 4 su defensa 
tocäre, debensele dar los pliegos 
contados y rubricados del No- 
tario, y asientese en el proceso 
los pliegos que llega, y cuando 
los volviere se cuenten; por 
manera que al preso no le quede 
papel, y se asiente asimismo 
como los vuelve, y därsele ha 
recaudo con que pueda escribir. 
Y cuando pidiere que venga su 
Letrado, vendrä y comunicarä 
lo que le convenga, y le entre- 
gara los papeles que tuviere 
escritos tocantes 4 sus defensas, 
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werden muss, so soll er ihnen 
doch nicht gegeben werden. 
Denn die Erfahrung hat ge- 
zeigt, dass daraus viele Miss- 
stände hervorgehen, und wegen 
des geringen Nutzens, welcher 
sich aus der Bestellung für die 
Parteien ergeben hat, ist es 
nicht. Praxis, einen solchen (dem 
Angeschuldigten) zu geben, ob- 
wohl in einzelnen Fällen, bei 
dringender Nothwendigkeit dem 
Advokaten, welcher ihn ver- 
theidigt, die Vollmacht gegeben 
wird. 


Wie man dem Angeschul- 
digten Papier geben soll. 


36. Wenn der Angeschuldigte 
Papier verlangt, um seine Ver- 
theidigung schriftlich aufzusetzen, 
so sollen ihm die Bogen vom 
Notar zugezählt und rubricirt 
gegeben und in den Prozessakten 
die Zahl der ausgeantworteten 
Bogen beurkundet werden. Und 
wenn er sie zurückgiebt, sollen 
sie gezählt werden, so dass kein 
Papier in den Händen des An- 
geschuldigten verbleibt. So wie 
er sie zurückgiebt, ist dies eben- 
falls zu protokolliren. Man soll 
auch Sorge tragen, dass ihm 
das, was er sonst zum Schreiben 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 1. 8 
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y no otra cosa ninguna. Y 
cuando lo tuviere ordenado, 
vendrä el Letrado juntamente 
con el reo, y en la audiencia 
lo presentar& y mandärseleha 
al reo, que para probar los 
articulos de sus interrogatorios 
nombre para cada uno mucho 
nümero de testigos, para que 
de ellos se puedan examinar los 
mas idöneos y fidedignos; y 
debesele avisar que no nombre 
deudos ni criados, y que los 
testigos sean cristianos viejos, 
salvo cuando las preguntas sean 
tales que por otras personas no 
se puedan probar verisimilmente. 
Y si el preso quisiere ver las 
defensas que el Letrado hubiere 
ordenado antes de presentarlas 
därseleha lugar. Y adviertan 
los inquisidores que el Letrado 
ni otra persona no trate con 
los presos cosa ninguna mas de 
lo que toca & la defensa, ni 
llevan nuevas de fuera de la 
carcel; porque de ello ningun 
bien puede resultar, y muchas 
veces resulta daüo ä las personas 
Y los 
abogados no se queden con 
ningun traslado de acusacion, 


y causas de los presos. 
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nöthig hat, gegeben wird. Und 
wenn er verlangt, dass 
Advokat kommt, so soll dieser 
kommen und sich mit ihm in 
Betreff des Erforderlichen unter- 
reden. Und er kann ihm die 
zu seiner Vertheidigung aufge- 
setzten Niederschriften einhän- 
digen, und sonst nichts. Und 
wenn der Befehl dazu gegeben 
ist, soll der Advokat zusammen 


sein 


mit dem Angeschuldigten er- 
scheinen und ihn im Verhörster- 
mine vorstellen!, und es soll dem 
Angeschuldigten aufgegeben wer- 
den, dass er zum Beweise der 
Artikel seiner Fragestücke? für 
jeden eine grössere Zahl von 
Zeugen benennt, damit die ge- 
eignetsten und glaubwürdigsten 
von ihnen abgehört werden kön- 
Und er soll darauf hin- 
gewiesen werden, dass er weder 
Verwandte noch Dienstboten be- 
nenne, und dass die Zeugen alte 
Christen sein müssen, 


nen. 


ausser 
wenn es sich um solche Fragen 
handelt, welche sich wahrschein- 
licher Weise nicht durch andere 
Personen beweisen lassen. Und 
wenn der Inhaftirte die Ver- 
theidigungsschrift, welche der 


! Damit beginnt das Vertheidigungsverfahren. 
® Betreffend den Entlastungsbeweis. 
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publicacion, ni de las tachas de 
testigos, sino que todo lo vuelvan 
ante los inquisidores. 


El fiscal vea el proceso des- 
pues de las audiencias, 


37. En cualquier parte del 
proceso, el Fiscal ha de tener 
especial cuidado en saliendo cual- 
quier preso de la audiencia de 
tomar el proceso y ver lo que 
alli ha pasado: y si hubiere con- 
fesado, aceptarä las confesiones 


Advokat angefertigt hat, sehen 
will, soll ihm dazu Gelegenheit 
gegeben werden, ehe sie (dem 
Gericht) überreicht wird. Und 
die Inquisitoren sollen darauf 
Acht haben, dass weder der 
Advokat noch eine andere Per- 
son mit den Inhaftirten irgend 
etwas Anderes, als was die Ver- 
theidigung betrifft, verhandeln, 
noch dass sie ihnen Neuigkeiten 
von ausserhalb des Gefängnisses 
zutragen. Denn daraus kann 
nichts Gutes hervorgehen, und 
oftmals ergiebt sich daraus 
Nachtheil für die Personen und 


Sachen der Inhaftirten. Und 


die Advokaten sollen keine Ab- 
schriften der Anklage, der 
Zeugen-Publikationsschrift noch 
der Einwendungen gegen die 
Zeugen in ihren Händen be- 
halten, sondern Alles den In- 
quisitoren zurückstellen. 


Der Fiskal soll die Prozess- 
akten nach den Verhörs- 
terminen einsehen. 


37. In jedem Theil des Pro- 
zesses soll der Fiskal besondere 
Sorge tragen, dass er, wenn ir- 
gend ein Angeschuldigter aus 
dem Verhörssaal abgetreten ist, 
Einsicht von den Prozessakten 

gr 
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del reo en cuando fuesen en su 
favor, y sacarä en las märgenes 
los notados en las confesiones 
por &l hechas, y todo lo de- 
mas que convenga ä la claridad 
de su negocio; la cual acep- 
tacion harä judicialmente. 


Diligensas acerca de las 
defensas. 


38. Luego los inquisidores con 


diligencia se ocuparän en tomar 


las defensas que el reo tiene 
pedidas y que le pueden re- 
levar, recibiendo y examinando 
los testigos de sus abonos & 
indirectas, y los que presentäre 
para probar las tachas de los 
testigos, que contra el reo de- 
pusieren. Y harän con muy gran 
diligencia todas las cosas que 
convengan & la liquidacion de 
su inocencia, con ignal cuidado 
que hubieren hecho lo que toca 
& la averiguacion de la culpa, 
teniendo gran consideracion & 
que el reo por su prision no 
puede hacer todo lo que habia 


und von dem, was daselbst vor- 
gegangen ist, nimmt. Und wenn 
der Angeschuldigte Geständnisse 
abgelegt hat, muss er diese, so- 
weit sie zu seinen Gunsten sind, 
acceptiren und am Rand die 
erforderlichen Bemerkungen zu 
den Geständnissen machen, sowie 
alles Uebrige, was zur Aufklärung 
der Sache dienlich ist, bezeich- 
nen; die Annahme der Geständ- 
nisse hat gerichtlich zu erfolgen". 


Behandlung der Verthei- 
digung. 

38. Sofort sollen sich die In- 
quisitoren damit beschäftigen, 
Kenntniss von den Vertheidi- 
gungsanträgen, welche der An- 
geschuldigte gestellt hat und 
welche von Erheblichkeit sind, 
zu nehmen, seine Entlastungs- 
zeugen, auch die mittelbaren, 
anzunehmen und abzuhören, und 
diejenigen, welche er benennt, 
um Einwendungen gegen die 
Belastungszeugen zu beweisen. 
Und sie sollen mit der grössten 
Sorgfalt alles verhandeln, was 
zur Klarstellung seiner Unschuld 
dienlich sein kann, mit derselben 
Genauigkeit, mit der sie alles, 
was zum Erweise seiner Schuld 


ıD.h. ist vor dem Gericht zu erklären und zu Protokoll festzustellen. 


— 


Hinschius, Die Anweisungen für d. span. Inquisition vom Jahre 1561. 


menester y haria si estuviese en 
su libertad para seguir su causa. 


Monicion al reo antes de 
la concelusion. 


39. Recibidas las defensas im- 
portantes, los inquisidores man- 
den parecer ante si al reo jun- 
tamente con su letrado, y cer- 
tifiquenle que las defensas que 
tiene pedidas y le han podido 
relevar en su causa estän hechas. 
Por tanto, que si quisiere con- 
cluir podrä, y si alguna otra 
cosa mas quisiere lo diga, por- 
que se har&: y no queriendo pe- 
dir otra cosa se debe concluir 
la causa, aunque es mas acer- 
tado que el Fiscal no concluya 
pues no es obligado ä ello, y 
porque con mas facilidad pueda 
pedir cualquier diligencia que 
de nuevo le convenga; pero 8i 
pidiere el preso traslado y pub- 
licacion de sus defensas, no se 
le ha de dar, porque por 6&l 
podria venir en conocimiento 
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dient, festgestellt haben, indem 
sie dem Umstande volle Beach- 
tung schenken, dass der Ange- 
schuldigte wegen seiner Verhaf- 
tung nicht alles das zur Verfol- 
gung seiner Sache thun kann, 
was er nöthig hat, und was er 
thun würde, wenn er in Frei- 
heit wäre. 


Mahnung an den Ange- 
schuldigten vor dem Schluss 
der Sache. 


39. Wenn der erhebliche Ent- 
lastungsbeweis aufgenommen ist, 
haben die Inquisitoren anzuord- 
nen, dass der Angeschuldigte mit 
seinem Advokaten vor ihnen er- 
scheint, und ihm zu versichern, 
dass die Entlastungsbeweise, 
welche er beantragt hat, und 
welche von Erheblichkeit für 
seine Sache haben sein können, 
erhoben worden sind. Desshalb, 
wenn er es wolle, könne er 
Schluss der Sache beantragen, 
und wenn er noch etwas Wei- 
teres wünsche, möge er es sagen, 
weil es geschehen wird. Und wenn 
er nichts weiteres beantragt, so 
muss der Schluss der Sache er- 
folgen, obwohl es klüger ist, 
dass der Fiskal nicht schliesst, 
weil er nicht dazu verpflichtet 
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de los testigos que contra el de- 
pusieron. 


Vista del proceso y örden 
del votar. 


40. Puesta la causa en este 
estado, los inquisidores juntarän 
consigo al Ordinario y consul- 
tores del Santo Oficio, & los 
todo el 
sin que falte cosa 


cuales comunicaran 
proceso, 
sustancial de El; y visto por 
todos se votarä, dando cada uno 
su parecer conforme ä lo que 
su conciencia le dicetare, votando 
por su örden primero los con- 
sultores, y despues el Ordinario 
y despues los inquisidores, los 
cuales votaran en presencia de 
los consultores y Ordinario, para 
que todos entiendan sus motivos, 
y porque si tuvieren diferente 
parecer, se satisfagan los con- 
sultores de que los inquisidores 
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ist und mit grösster Leichtig- 
keit ihm angemessen erschei- 
nende weitere Ermittelungen be- 
antragen kann. Wenn indessen 
der Inhaftirte eine Abschrift 
und Publikation des Vertheidi- 
gungsbeweises verlangt, so darf 
dies nicht geschehen, denn er 
könnte dadurch Kenntniss von 
den Zeugen erhalten, welche ge- 
gen ihn ausgesagt haben. 


Einsichtnahme von den 
Prozessakten und Ordnung 
der Abstimmung. 


40. Wenn die Sache in dieses 
Stadium gelangt ist, sollen die 
Inquisitoren bei sich! mit dem 
Ordinarius und den Consultoren 
des heiligen Amtes zusammen- 
treten, welchen sie die vollstän- 
digen Prosessakten, ohne dass 
in denselben ein wesentliches 
Stück fehlt, mitzutheilen haben. 
Und nachdem alle Einsicht da- 
von genommen haben, muss zur 
Abstimmung geschritten werden, 
indem jeder seine Stimme, wie 
es ihm sein Gewissen gebietet, 
abgiebt, und nach der Ordnung 
zunächst die Konsultoren, dann 
der Ordinarius und endlich die 
Inquisitoren stimmen, welche 


ı D. h. im Amitsgebäude der Inquisition. 
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se mueven conforme ä derecho, 
y no por su libre voluntad. Y 
el Notario asentara el voto de 
cada uno, particularmente en 
el registro de los votos, y de 
alli se sacar& al proceso.. Y 
deben los inquisidores dejar 
votar & los consultores con toda 
libertad, y no consientan que 
ninguno se atraviese ni hable 
sino en su lugar. Y porque en 
el Oficio de la Inquisicion no 
hay Relator, el Inquisidor mas 
antiguo pondrä el caso, no 
significando su voto, y luego lo 
lea el Notario. Y el Fiscal se 
hallara presente y se asentarä 
bajo de los consultores, y antes 
que se comience ä votar se 
saldrä de la Sala do se ha visto. 


! D. h. ständiger Referent. 
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ihre Stimmen in Gegenwart der 
Konsultoren und des Ordinarius 


: abzugeben haben, damit alle 


ihre Gründe hören und, wenn 
Stimmenverschiedenheit eintritt, 
sich die Konsultoren überzeugen, 
dass die Inquisitoren sich inner- 
halb des Rechtes bewegen und 
nicht nach freier Willkür. 
Und der Notar soll die Ab- 
stimmung eines jeden besonders 
in das Abstimmungsregister ein- 
tragen, und von dort eine Ab- 
schrift zu den Prozessakten ge- 
Und die In- 
quisitoren müssen die Konsul- 
toren mit aller Freiheit stimmen 
lassen und sollen nicht gestatten, 
dass einer dazwischen rede, noch 
ausser der Reihe spreche. Und 
da es im heiligen Amt keinen 
Relator! giebt, so hat der älteste 
Inquisitor die Sache vorzutragen, 


bracht werden. 


ohne seine Stimme abzugeben, 
und der Notar sofort das Re- 
ferat zu verlesen. Und der 
Fiskal hat sich dazu einzufinden 
und seinen Sitz unten nach den 
Konsultoren einzunehmen, aber 
vor dem Beginn der Abstim- 
mung den Saal zu verlassen, wo 
die Verhandlung? stattfindet. 


2 Wörtlich: Wo die Akteneinsicht statt hat. 


©. 
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Los buenos confitentes 
sean reconciıliados. 


41. Si el reo estuviere bien ' 
confitente y su confesion fuere 


con la calidades que de Dere- 
cho se requieren, los inquisi- 
dores, Ordinario y consultores 
lo recibirän 4 reconciliacion, 
eon confiscacion de bienes, en 
la forma del Derecho con häbito 
penitencial, que es un sambe- 
nito de lienzo 6 paüo amarillo, 
con dos aspas coloradas y cär- 
cel que llaman perpetua 6 de 
la misericordia. Aunque en la 
confiscacion de bienes y colores 
del habito en algunas partes de 
la corona de Aragon hay parti- 
culares fueros y  privilegios, 
capitulos y costumbres que se 
deben guardar, poniendole el 
termino del habito y carcel, 
conforme ä lo que del proceso 
resultare. E si por alguna 
razon le pareciere debe ser el 
häbito voluntario, ponerlehase 
ä nuestra voluntad 6 del Inqui- 


! Vgl. mein Kirchenrecht 5, 487. 


Den vollkommen Geständi- 
gen soll die Rekonziliation 
gewährt werden!. 


41. Wenn der Angeschul- 
digte vollkommen geständig ist, 
und sein Geständniss den vom 
Recht erforderten Eigenschaften 
entspricht, so sollen ihn die 
Inquisitoren, der Ordinarius 
und die Konsultoren zur Re- 
konziliation zulassen, mit Ver- 
mögenskonfiskation, und nach 
der Form des Rechtes mit 
dem DBusskleid, welches ein 
Sambenito? von gelbem Leinen 
oder Tuch mit zwei kreuzweis 
gelegten? farbigen* Streifen 
ist und mit der Gefängnissstrafe, 
welche ewige oder Gefängniss- 
strafe aus Mitleid genannt wird. 
Obwohl in Bezug auf die Güter- 
konfiskation und die Farben des 
Busskleides in einigen Theilen 
der Krone Aragon besondere 
Gerechtsame und Privilegien, 
Vorschriften und Gewohnheiten 
existiren, welche beobachtet 


2 Von saccus benedictus gebildet, in der Form eines sich eng an den 
Körper anschliessenden, bis auf die Kniee herabgehenden Skapuliers, s. a. a. O. 


6, 379. 380. 


® In der Form des sog. Andreas-Kreuzes. 


* Gewöhnlich rothgelben. 


5° Vgl. überhaupt Llorente, Kritische Geschichte der spanischen In- 


 quisition. Uebersetzt von Höck. Gmünd 1819. 1, 146ff. 385. 


Hinschius, Die Anweisungen für d. span. Inquisition vom Jahre 1561. 


sidor general, que por tiempo 
fuere y no & la voluntad de 
Lo cual se 
que no son 


los inquisidores. 
entiende de los 
relapsos; porque aquello es 
expedido de derecho que siendo 
convencidos 6 confitentes han 
de ser relajados; y los inquisi- 
dores no les pueden reconciliar, 
aunque no sean verdaderos 
relapsos, sino fictos, por ab- 
juracion de vehementi que 


hayan hecho. 
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werden müssen, wenn die Zeit- 
dauer (des Tragens) des Buss- 
kleides und der Gefängniss- 
strafe in Gemässheit des Er- 
gebnisses der Untersuchung 
festgesetzt wird. Und wenn es 
angemessen erscheint, dass das 
Kleid ein freiwillig gewähltes 
Busskeid sein soll, so ist dies 
mit unserem Willen und dem 
des jeweiligen General-Inquisi- 
tors und nicht nach dem Wil- 
len der Inquisitoren! zu be- 
stimmen. Dies versteht sich 
von denen, welche nicht Rück- 
fällige sind, denn es ist klaren 
Rechtens, dass diese letzteren, 
wenn sie überführt oder ge- 
ständig sind, (dem weltlichen 
Arm) überliefert werden müs- 
sen. Und die Inquisitoren kön- 
nen sie nicht rekonziliiren, ob- 
wohl sie nicht wirklich rück- 
fällig sind, sondern nur fingirte, 
wegen der Abschwörung de 
vehementi?, welche sie (früher) 
geleistet haben. 


ı Weil darin eine Begnadigung liegt. 
2 D. h. suspicione haereseos, s. mein Kirchenrecht 5, 486. 487. 


(Schluss folgt im nächsten Heft.) 
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1. Woltersdorf, Kirchenrecht u. Kirchenverf., in theol. Jahres- 
ber. 15, 512. DBraunschw. 96. 

2. Rauschen”, Jahrbücher d. christl. Kirche unter dem Kaiser 
Theodosius d. Gr. Versuch einer Erneuerung der annales ecclesia- 
stici des Baronius für die Jahre 378—395. Freiburg, Herder, 96. 

Der Verf. beabsichtigt auf Grund eingehender Quellenstudien 
eine annalistische Darstellung der in der Ueberschrift genannten Zeit 
zu geben, und so gewissermassen den Baronius zu reproduziren. 
Aber er weicht in der sehr zu billigenden Weise von diesem darin 
ab, dass er für jedes Jahr den Stoff unter acht Kategorien sondert: 
Kaiser, höhere römische Beamte, Religionsgesetze, Kulturgesetze 
(Reform der Sitten, Eherecht, Begräbnisswesen), Concilien, Kirchen- 
väter, hervorragende Bischöfe und Mönche sowie Häretiker und 
Heiden. Darauf folgen dann noch 26 Excurse, welche namentlich 
der Erörterung chronologischer Fragen gewidmet sind und zwei 
Anhänge, welche die schriftstellerische Thätigkeit des Ambrosius 
und des Johannes Chrysostomos behandeln. Die Bedeutung der 
sorgsamen und gelehrten Arbeit auch für kanonistische Studien 
springt in die Augen, E. Fr. 

3. Pawlicki*, Papst Honorius IV. Eine Monographie. Münster, 
Schöningh, 96. 

Eine gut geschriebene, auf umsichtigen Studien beruhende 
Doktordissertation, die allerdings mehr kirchenhistorische als kirchen- 
rechtliche Bedeutung hat. E. Fr. 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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4. Festschrift zum elfhundertjährigen Jubiläum des 
Deutschen Campo Santo zu Rom* Dem derzeitigen Rector 
Monsignore de Waal gewidmet von Mitgliedern und Freunden des 
Collegiums. Herausgegeben von Dr. Stephan Ehses. Lex.-8°. 
(XII u. 308 S.) M. 12. Freiburg, Herder. 

Das Campo Santo, über dessen Geschichte ein von dem der- 
zeitigen Rector Anton de Waal herausgegebenes Buch Aufschluss 
giebt, ist eine Stiftung Karls d. Gr. Im Jahre 1848 wurde es 
Sitz einer Brüderschaft und 1877 wurde das Pilgerhaus in ein 
Priester-Kollegium umgewandelt. Jetzt zum Jubiläum bringen 
ehemalige Mitglieder des letzteren dem Stifter und Leiter eine 
Sammelschrift als Angebinde. Diese enthält folgende Beiträge: 
Das KYPIE EAEHZON bei Epiktet. Von Prof. Dr. P. Wehofer 
O. Pr.; Die christlichen Kultusgebäude in der vorkonstantinischen 
Zeit. Von Prof. Dr. J. P. Kirsch; Anastasius cornicularius, der 
Martyrer von Salona. Von Prof. Dr. L. Jelic; Prudentius’ Ditto- 
chaeum. Von Dr. Sebastian Merkle; Die Legendensammlung des 
Symeon Metaphrastes und ihr ursprünglicher Bestand. Eine paläo- 
graphische Studie zur griechischen Hagiographie. Von Prof. Albert 
Ehrhardt in Würzburg; Das römische Pallium und die ältesten 
liturgischen Schärpen. Von Prof. H. Grisar S. J.; Hirsau und seine 
Gründungen vom Jahre 1073 an. Von P. Bruno Albers O0. S. B.; 
Die Summulae logicales des Petrus Hispanus und ihr Verhältniss 
zu Michael Psellu. Von R. Stapper; Zur Geschichte des Archi- 
diakonates. Von Dr. Fr. X. Glasschröder; Eine Urkunde der Camera 
Apostolica vom Jahre 1218. Von H. V. Sauerland; Das Itinerar 
des zweiten Dominikanergenerals Jordanis von Sachsen. Von 
P. Benedictus Maria Reichert O. Pr.; Die Kardinalsernennungen 
Cälestins V. im September und Oktober 1294. Von Paul Maria 
Baumgarten; Die während des 14. Jahrhunderts im Missionsgebiet 
der Dominikaner und Franziskaner errichteten Bisthümer. Von 
P. C. Eubel Ord. Min. Conv.; Itinerarium Johanns XXIII. zum 
Concil von Konstanz 1414. Von Pfarrer Dr. Georg Schmid; 
Sixtus IV. und die deutschen Drucker in Rom. Von Lycealprof. 
Dr. Joseph Schlecht; Zur Geschichte der Tabula Peutingeriana. 
Von Prof. Dr. Konrad Miller; Zu den ersten Verhandlungen der 
S. Congregatio Cardinalium Concilii Tridentini Interpretum. 1564 
bis 1565. Von Dr. A. Hackenberg; Ein Gutachten des bayrischen 
Kanzlers S. Eck gegen die officielle Duldung des Protestantismus 
in Oesterreich (1568). Von Wilh. Eberh. Schwarz; Jodocus Lori- 


124 Literaturübersicht. 


chius, katholischer Theologe und Polemiker des 16. Jahrhunderts. 
Von Dr. Stephan Ehses; Die Kölner Congregatio ecclesiastica für 
die Reform der Erzdiöcese.. Von Karl Unkel; Instruction und 
Relation der Sendung des Cardinals Millino als Legaten zum Kaiser 
(1608). Von Prof. Dr. A. Pieper; Urbans VII. Verhalten bei der 
Nachricht vom Tode des Schwedenkönigs. Von Prof. Dr. Schnitzer; 
Altchristliches vom obergermanisch-rhätischen Limes. Von C. M. 
Kaufmann; Des Macarius Magnes Homiliae in Genesim. Von 
A. Sauer; Ein Königsgebetbuch des elften Jahrhunderts. Von Prof. 
Dr. J. A. Endres und Prof. Dr. A. Ebner; Beilagen: 1. Tafel: 
Pallien (Lichtdruck). 2. Tafel: Hirsau und seine Gründungen vom 
Jahre 1073 an. Von diesen Abhandlungen sind kirchenrechtlich 
bedeutsam die von Grisar über das römische Pallium, welche in 
kritischer Weise mit der symbolischen Deutung aufräumt und die 
von Gilasschröder, welche die Geschichte des Archidiakonates 
in der alten Diözöse Speier nachweist. Auch die Abhandlung 
von Eubel kommt für das Kirchenrecht in Betracht. 
E. Fr. 

5. Gibson, The Abbe de Lamennais and the liberal catholic 
movement in France. N.-Y. 96. 

6. Fevre, Hist. crit. du catholicisme liberal en France jJusqu’au 
pontificat de Leon XIII. (complement de toutes les histoires de 
l’Eglise). Saint-Dizier 97. 

7. Pressense, Le Cardinal Manning. Par. 96. 

8. Roamer, Cardin. Manning as represented in his own letters 
and notes. Lond. 96. 

9. Paguelle de Follenay, Vie du cardinal Guibert, arche- 
veque de Paris. 1, 2. Par. 96. 

10. Pesch, Praelect. dogmaticae quas in Collegio Ditton-Hall. 
habebat. IV. Tractat. dogmatici (1. de verbo incarnato, 2 de b. 
virgine Maria, 3. de cultu sanctorum). VI. Tractatus dogmatici 
(de sacramentis in genere. De baptismo. De confirmatione, de ss. 
eucharistia). Freib. 96. 


I. Lehr- und Handbücher. 


1. Duballet, Cours complet de droit can. et de jurisprud. 
canonico-civile. T. I. Traite des principes du droit can. T. U. 
Traite des conseils de fabrique. Par. et Poitiers 96. 


II. Sammlungen v. Kirchengesetzen etc. — IV. Quellen d.Kirchenrechts. 125 


III. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


l. Commentaire de la bulle apost. sedis. Le Duel. (Abdruck 
aus conferences ecclesiast. du diocese de Paris 1894 p. 67 ff.). Le can. 
contemp. VI, 525. 

2. Roberts, Laws relating to religious corporations, being & 
collection of the general statutes of the several states and territories 
for the incorporation and management of Churches. Philadelph. 96. 

3. Waugh, The relating laws to general and non-business- 
corporations, taxation and exception, Sunday observance, marriage 
and divorce. N.-Y. and Alb. 96. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


I. Hauler, Eine latein. Palimpsest-Uebersetzung d. Didascalia. 
Sitzungsber. d. Wien. Ak. Phil. Hist. Kl. 134. 

von Renesse”*, Die Lehre der zwölf Apostel, Text, Ueber- 
setzung und eingehende Erklärung nebst Untersuchungen über die 
Entstehung sowie die Bearbeitung der Didache in den späteren 
Schriften. Giessen, Ricker, 97. 5 Mk. 

Es ist gewiss zweckmässig, dass ein so wichtiges Aktenstück 
wie die Didache von Zeit zu Zeit neu edirt, die Resultate der 
bisherigen Forschung gesichtet und gesichert werden. Diese Auf- 
gabe hat sich der Verf. gestellt. Er giebt den Text mit Ueber- 
setzung und erläuternden Noten und erörtert dann in einzelnen 
Kapiteln die verschiedenen einschlagenden Materien, während er 
ausserdem über Entstehungszeit und Heimath handelt. Die erstere 
versetzt er in das Ende des I. Jahrh., die andere ist er geneigt 
nach Jerusalem zu verlegen. In Bezug auf die Resultate, welche 
wir für unsere Kenntniss der altchristlichen Verfassung aus der 
Didache gewinnen, sind die Mittheilungen des Verf. ungenügend. 
Er findet die Identität der Presbyter und Episkopen durch die 
Didache bezeugt, während doch die ersteren gar nicht erwähnt 
werden. Die charismatischen Apostel, Propheten, Lehrer sind ihm 
Beamte. Von den Erörterungen Re£villes, Sohms und meinen Aus- 
führungen nimmt er gar keine Notiz, und bezeichnet es als eine 
„Selbstverhärtung“, die ursprüngliche Verschiedenheit von Episkopen 
und Presbytern zu behaupten. So einfach werden so schwierige 
Fragen nicht gelöst. E. Fr. 

3. Pressutti, Honor. p. III. regesta iussu et munificentia 


. En 
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Leonis P. XIH. P. M. ex Vaticani archetypis aliisque fontibus ed. 
Romae 1885—95, 1. 2. 

4. Förstemann*, Novae constitutiones audientiae contradic- 
tarum in curia romana promulgatae a. d. 1375. Lipsiae, Vet & Co. 97. 

Von Tangl noch als verloren angegeben, vom Her. in dem 
Cod. 1046 der Leipziger Univ.-Bibl. gefunden und jetzt zum ersten 
Male mit der Sorgfalt edirt, die wir bei Förstemann gewohnt sind. 

E. Fr. 

5. Brom, Bullarium Trajectense Romanor. pontificum diplomat. 
quotquot olim usque ad Urbanum Papam VI. (an. 1378) in veterem 
episcopatum Trajectensem destinata reperiuntur. T. 2. 1896. 

6. Lindner, K.O. v. S. Lorenz zu Hof, Hohenzoll. Forschung. 
4, 289 u. Quell. z. alt. G. d. Fürstenth. Bayreuth 1, 209. 

7. Syn. dioec. Pistor. 1892. A.f. K.K.R. 76, 364. 

8. Aktenst. d. Altkath. bes. in Bayern und Preussen betr. 
A. f. K. K.R. 77, 135. 

9. Lilge, D. Gess. u. Verordn. üb. d. ev. K.Verf. in d. ält. 
Prov. d. Monarchie nebst einigen anderen wichtigen K.Ges. auf 
Grund amtl. Quell. zusammengestellt u. m. Anm. sowie ausführl. 
Sachregister versehen. Berl. 96. 5. Aufl. 

10. Actes et decisions du synode general officieux 
des egl. ref. de France tenu a Sedan du 2, au 11. juin 1896. 
Alencon 96. 


V. Geschichte der Katholischen Kirchenverfassung. 

1. Gaudenzi, Lezioni di storia del diritto canonico raccolte 
da A. Palmieri. Bologna 96, 

2. Beurlier, Les juifs et l’egl. de Jerusalem. Revue d’hist. 
et de lit. rel. 2, 1. 

3. Arosio, I primi giorni del cristianesimo. Milano 95. 

4. Delarochelle, L’idee de l’eglise dans S. Cyprien. Revue 
d’hist. ev de litterat. rel. 1, 519. 

5. Allard, La situation legale des chretiens pendant lex deux 
premiers siecles. Revue des quest. hist. 59, 5. 

6. Allard, Vicissitudes de la condition iuridique de l’Eglise 
au IlI®e siecle. Rev. des quest. hist. 60, 369. 

7. Brugi, Della prima forma che ebbero le pie fondazioni 
cristiane nel diritto romano. Atti dell’ Istituto Veneto VIIL, 8—9. 

8. Telford, A history of the lay preaching in the christian 
church. Lond. 97. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 127 


9. Duchesne, Les premiers temps de l’etat pontifical. IV. La 
succession de Louis II. Rev. d’hist. et de litter. relig. 1, 453. 

10. Duchesne, Les premiers temps de l’Etat pontifical. 
5. La maison de Theophylacte. Revue d’hist. et de litterat. 
relig. 1, 489. 

11. Buschbell*, Die professiones fidei der Päpste. Eine kir- 
chenrechtliche Untersuchung. (Münster, Inaugur.-Diss.) Roma 96 
(Sonder-Abdr. aus Röm. Quartalschr. 1896). 

Die kleine Schrift zeichnet sich aus durch die Vortrefflichkeit 
und Sicherheit der Methode. Sie bringt u. E. eine alte Kontroverse 
zum Abschlusse und. gewinnt neue Resultate. Unter diesen sind 
namentlich frappant die Ausführungen über Deusdedit, der uns von 
jetzt an nicht mehr bloss als ein Fälscher im Interesse des Papal- 
systemes entgegentritt, sondern der auch die Interessen der Kardinal- 
priester d.h. seine eigenen vertreten hat. Noch interessanter sind die 
Ausführungen über die Professio fidei Bonifaz. VIII., die der Verf. 
mit gewichtigen Gründen als eine Fälschung nicht der Periode des 
Konstanzer Konzils, sondern der Regierungszeit Bonifaz. VIII. selbst 
nachweist. Ganz sind wir hier freilich nicht überzeugt worden. 
Gerade die Analogien, welche der Verf. zwischen dem betr. Akten- 
stücke und französischem zeitgenössischen klarlegt, lassen doch auch 
die Möglichkeit zu, dass die professio in späterer Zeit von einem 
jener französischen Kundigen geschmiedet worden sei. Sicherheit 
wird hier doch erst eine diplomatische Forschung erbringen können. 
Nach den Untersuchungen des Verf. ist als feststehend anzunehmen, 
dass nach Schluss des VII. Jahrh. päpstliche Glaubensbekenntnisse 
nicht mehr vorkommen. E. Fr. 

12. Schanz, D. Absolutionsgewalt in d. alten Kirche. Theol. 
Quartalsschr. 79, 27. 

13. Pijper, Geschiedenis der boete en biecht in de christe- 
lijke Kerk. Th. II. St. I. S’Gravenhage 96. 

14. Pfeilschifter*, D. Ostgotenkönig Theoderich d. Gr. u. 
d. kath. Kirche. Münster, Schöningh, 96. (Kirchengeschichtl. Studien 
her. v. Knöpfler, Schrörs, Sdralek. III. Bd. 1. u. 2. H.) 

Die auf umsichtiger Quellenbenutzung gut und objektiv ge- 
schriebene Schrift interessirt für das Kirchenrecht weniger als die 
Anhänge. Diese orientiren über die Gesetzgebung Theoderichs betr. 
des Kirchenvermögens, des geistlichen Gerichtsstandes und der Be- 
ziehungen der Kirche zur weltlichen Rechtspflege. Die einschlagende 
Literatur und auch die kirchenrechtliche ist berücksichtigt, doch 
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scheinen dem Verf. die betreffenden Partien des Buches von Hinschius 
entgangen zu Sein. E. Fr. 

15. Bund, The celtic church in Wales. Lond. 96. 

16. Imbart de la Tour, Les paroisses rurales dans l’ancienne 
France du IV® au XIe siecle. Revue hist. LX, 241; LXI, 10. 

17. Stiegler, Dispensat, u. Dispensationswesen in ihrer gesch. 
Entwickelung bis z. IX. Jahrh. A. f. K.K.R. 77, 1. 

18. Sägmüller, Die Idee Gregors VII. vom Primat in d. 
päpstl. Kanzlei. Theol. Quartalsschr. 78, 577. 

19. Kaufmann, D. Exkommunikationsprozess d. Stadt Mühl- 
hausen v. 1265—71. Z. f. d. G. d. Oberrh. 11, 254. 

20. Leon le Grand, Les maisons-Dieu, leurs statuts au XII. 
siecle. Rev. des quest. hist. 60, 95. 

21. Beer, Urkundl. Beiträge zu Joh. de Segovia’s Gesch. d. 
Basler Concils auf Grund v. Forschungen in d. Archiv. u. Biblioth. 
v. Basel, Genf, Luzern u. Avignon. Wien 97. 

22. Zell u. Burger, Registra subsidii charitativi am Ende 
d. XV. u. zu Anfang d. XVI. Jahrh. Freib. Diözesanarch. 1895, 
183; 1896, 71. 

23. Frola, Decime feudali ecclesiastiche nel Cavanese. Studio 
storico-giuridico. Jorea 96. 


VI. Staat und Kirche. 


1. Rossi, Jus publ. ecclesiasticum. Dissertationes Roma 96. 
(1 de origine societatis, 2 de forma auctoritatis, 3 de potestate in- 
directa ecclesiae in temporalia, 4. de regio placet seu exequatur 
nec non de aliis abusibus status contra auctoritatem ecclesiae, 5. de 
libertate conscientia seu de catholicis liberalibus, 6. dominium tem- 
porale s. sedis, 7. de concordatis.) 

2. Pariset, L’Etat et les Eglises en Prusse sous Fr£ederic- 
Guillaume I. (1713—1740). Paris 1897. 

Wir kommen auf dieses uns soeben zugegangene Buch noch 
einmal zurück. E. Fr. 


VD. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche. 


1. Koehler*, Die kathol. Kirchen des Morgenlandes. Beiträge 
zum Verfassungsrecht der sog. „uniert-orientalischen* Kirchen. 
Darmstadt, Waitz 96. 6 Mk. 


VII. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen Kirche. 129 


Unsere Kenntniss der mit Rom in Verbindung stehenden 
griechischen Kirchen ist eine dürftige, und doch umfassen diese 
5363000 Personen. Diese Zahl ist freilich eine verschwindende 
gegenüber den mehr als 134000000 Lateinern, und die grie- 
chische Union hat für Rom auch uur die wesentliche Bedeu- 
tung, dass sie die Brücke zur Unterwerfung der orthodoxen Kirche 
bilden soll. Aber immerhin ist doch hier noch eine Fülle eigen- 
artigen kirchlichen Rechtslebens vorhanden, welche den Latini- 
sirungsversuchen getrotzt hat. Gerade unter Leo XIII. hat die 
Unionsfrage eine erhöhte Bedeutung gewonnen und erst ganz 
neuerdings erfahren wir wieder aus den Zeitungen von einem Kon- 
flikte, der sich bezüglich der Kirchensprache unter ungarischen 
griechischen Katholiken bedenklich zuzuspitzen unternimmt. Da be- 
grüssen wir es denn freudig, dass von unbefangener Seite her 
diese bisher wesentlich parteilich behandelte Materie dargestellt 
wird. Wir haben das fleissige Buch mit Interesse und nicht 
ohne mannigfache Belehrung zu empfangen gelesen, und konsta- 
tiren, dass es in dankenswerther Weise eine Lücke unserer bis- 


herigen Literatur ausfüllt. E. Fr. 
2. Reiner, Ungarns kirchl. Organisation. Z. f. Ungar. Recht. 
2, 162. 


3. Momerie, The english church and the Roman schism. 
London 96. 

4. Fin de la controverse sur les ordinat. anglicanes. Le Can. 
cont. 19, 556. 

5. Stokes, The pope and anglican orders: Two introduct. lec- 
tures on the religious relations between Rome and England. Lond. 96. 

6. Heiner, D. anglik. Weihen. A. f.K.K.R. 67, 97. Dabei 
Bulle Leo’s XIII. Apostolicae curae idib. sept. 96. 

7. Boudinhon, Les ordinations d’Abyssinie et le decret de 
1784.. Le Can. cont..20, 1. 

8. Leitner, Die Literae testimoniales f. d. Weihen. n. d. 
neuesten K.R. A. f. K. K.R. 77, 31. 

9. Schilgen, Können Geistl. zu Kirchensteuern Bern rue 
werden? A.f. K. K.R. 77, 91. | 

10. Iska, 8 63 d. österr. B.G.B. Ehefähigkeit kath. Geistl. 
u. Ordenspersonen. Bern 96. 

11. Lector Lucius, l’election papale.. Ouvrage orne de gra- 
vures et de plans suivi d’un tableau chronolog. des papes et des 
conclaves. Par. 96. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 1. 9 


a TE Ze 


130 Literaturübersicht. 


12. Holder, Z. Designation d. Nachfolger durch die Päpste. 
A. f. K. K.R. 76, 352. 

13. Informativprozess. A. f. K. KR. 77, 193. 

l4. Corazzini, Parrochie gentilizie. Riv. di dir. eccl. 6, 360. 

15. Ruffini, La rappresentenza giuridica delle parrochie. 
Giurisprud. ital. 48, 177. 225. 273. 

16. Heiner, D. remotio oeconomica od. d. Amtsversetzung 
eines Pfarrers auf Verwaltungswege. A. f. K. K.R. 77, 124. 

17. Dispensat. v. Kirchengeboten während d. Aufenthalts in 
fremden Diözesen. A. f. K. K.R. 77, 185. 

18. v. Hussarek, D. relig. Erziehung d. Kindes nach österr. 
R., Ztschr. f, d. Priv.- u. öffentl. Recht d. Gegenw. 23, 601. 

19. Wahrmund*, D. Kirchenpatronatrecht u. seine Entwicke- 
lung in Oesterreich. II. (Schluse- -) Abtheilung. Die staatliche Rechts- 
entwickelung. Wien, Holder, 96. 

Mit diesem Bande führt der Verf. seine tüchtigen Unter- 
suchungen zu Ende. Momente, welche für die Geschichte der ge- 
sammten Institution massgebend wären, werden nicht mehr erörtert, 
wie denn überhaupt hier die geschichtliche Entwickelung gegen 
die dogmatische Darstellung des heutigen Rechtes zurücktritt. Diese 
ist aber nun nicht blos für Oesterreich, sondern allgemein brauch- 
bar, da, abgesehen von der Baulast, das österreiche Recht sich 
wesentlich in den Bahnen des gemeinen bewegt. Darum kann der 
Verf. nicht umhin auch auf dieses durchweg einzugehen. Er zeigt 
sich dabei mit dem Stoffe vertraut, ohne freilich wesentlich Neues 
zu bringen, oder bei einer so durchgearbeiteten Materie bringen zu 
können. Der Schluss erörtert die Möglichkeit der Aufhebung des 
Patronatrechtes, für welche ich mich indessen nicht recht zu er- 
wärmen vermag. E. Fr. 

20. Schiappoli, L’obbligo dei patroni di riparare e rico- 
struire le chiese parrocchiali. Roma 97 (und Riv. di dir. eccl. 
vol. 7. disp. 73). 

21. Roesch, Die Bination in älter. Zeit u. n. d. jetzt gelt. 
Recht. A. f. K. K.R. 77, 43. 

22. Schmid, D. Sacramentalien d. kath. K. In ihrer Eigen- 
art beleuchtet. Brixen 96. 

23. Rivet, Les processions et le cer&monies exterieures du 
culte au point de vue legal. Rev. cath. des instit. 24, 153. 

24. Pranzantaro, D dir. di sepolcro nella sua evoluzione 
storica e nelle sue attinenze col diritto moderno. Torino 96. 
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25. Hernritt, D. österr. Stiftungsrecht. Mit Berücksichtig. 
d. ausl. Gesetzgebung u. m. Benützung amtl. Quellen. Wien 96. 

26. Atzeri Vacca, Le chiese possono esere oggetto di pro- 
priet3? Cagliari 96 (aus der Riv. di dir. eccl. 6, 393). 

27. Weinhold, Die Veräusserung v. K.Gut nach d. gegen- 
wärtig f. d. kath. K. in Preussen gelt. Rechte. Greifswald 96. 
(Inaug. Diss.) 

28. Veräusserung u. Erwerbung v. Kirchengut in Preussen. 
A. f. K. KR. 77, 179. 

29. Joder*, D. konfess. Kirchhof nach d. kirchl. Regeln u. 
d. f. Elsass-Lothr. geltenden Civilgesetzen mit Berücksichtigung 
des Neudorfer Kirchhofstreites. Strassb. 97”. Le Roux & Co. 
80 Pf. 

Im Strassburger Vorort Neudorf soll ein neuer Kirchhof an- 
gelegt werden. Verf. plädirt für Zulässigkeit der Forderung, dass 
hierbei eine konfessionelle Sonderung eintrete. Dies ist durch Ent- 
scheidung des Bezirkspräsidenten verweigert worden. Der Erfolg 
der dagegen eingelegten Berufung bleibt abzuwarten. E. Fr. 

30. Krick, Anleitung z. Berechnung d. Interkalarfrüchte d. 
erledigten kath. Pfarrsitze. Passau 96. 

; 31. Galuski, Des fabriques: leur organisat., leur fonctionne- 
ment, leur comptabilite. Valence 96. 

32. Gebhardt, Hat die Bestimmung d. churpfälz. Relig.- 
Declarat. v. 21./11. 1705 üb. d. sog. „Hülfsgeläute* ein Recht 
hierauf statuirt u. gilt es heute in Bayern. A. f. K. K.R. 76, 395. 

33. v. Scherer, Ueber Stoltax-Contraventionen. Oesterr. Z. 
f. Verwaltung 1897, Nr. 7. 


VII. Ordenswesen. 


1. Zöckler, Askese u. Mönchthum. 2. Aufl. der Krit. Ge- 
schichte der Askese. 1. Bd. Frankf. 97. 

2. Woodhouse, Monasticism, ancient and modern; its prin- 
ciples, origin, development, triomphs, decadence and suppression. 
With an enguiry as to the possibility of its revival. Lond. 96. 

3. Heimbucher*, D. Orden u. Kongregationen d. kath. K. 
Bd. 2. Paderborn. Fried. Schönigh, 97, 

Mit dem vorliegenden Bande ist das Buch abgeschlossen. Es 
enthält zunächst den Karmeliterorden und unter der Rubrik die 
Regularcleriker eine sehr eingehende Darstellung des Jesuiten-, so- 
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wie eine kürzere von 7 anderen Orden. Sehr ausführlich werden 
dann die Congregationen behandelt, die in religiosae und saeculares 
eingetheilt werden. Den Schluss bildet das Register. Die Vorzüge, 
welche wir beim I. Bande rühmen konnten, treffen auch für 
diesen zu: Eine grosse Vollständigkeit, umfassende Literaturangaben 
und eine klare, lesbare Darstellung. Ueber den kirchlichen Stand- 
punkt wollen wir nicht mit dem Verf. rechten. Seine Auffassung 
ist die des modernen Ultramontanismus. Darum sieht er nur Licht, 
wo andere Schatten sehen, und giebt er namentlich seiner Verehrung 
für den Jesuitenorden ungeschminkten Ausdruck. Der Benutzer 
des nützlichen und fleissigen Buches wird damit zu rechnen haben. 
E. Fr. 

4. Weckesser, D. feierl. Keuschheitsgelübde d. gottgeweihten 
Jungfrauen in d. alten K. A. f. K.K.R. 76, 321. 

5. Ferradon, Des biens des monasteres & Byzance. Bor- 
deaux 96. | 

6. Hauviller*, Ulrich v. Cluny. Ein biographischer Beitrag 
z. Gesch. d. Cluniacenser im XI. Jahrh. Münster, Schöning 90. 
(Kirchengesch. Stud. v. Knöpfler, Schrörs, Sdralek. Bd. HI H. 3.) 

Die kleine Schrift, wohl eine Inauguraldissertation, behandelt 
ihren Stoff in ansprechender und eingehender Weise unter guter 
Benutzung der Literatur. Kirchenrechtlich fällt sie nicht besonders 
ins Gewicht. Denn wenn Ulrich auch der Verfasser des Consuetu- 
dines Cluniacenses ist, so fehlt doch einerseits eine kritische Aus- 
gabe dieser, und nimmt der Verf. andererseits davon Abstand, nach 
ihr die Cluniacenser-Regel ausführlich zu erläutern. Dies letztere 
kann aber keineswegs getadelt werden, da es durch den Zweck, 
welchen der Verf. verfolgte, eher ausgeschlossen als bedingt war. 

E. Fr. 

7. Monumenta ordinis praedicatorum historica. Frat- 
ris Gerardi de Francheto, O. P. . Vitae fratrum ordinis prae- 
dicatorum necnon cronica ordinis ab ao 1203—1254 ad fidem codd. 
msc. accurate recognovit notis breviter illustravit ... BReichart 
OÖ. P. accedit praefatio R. P. Fr. J, J. Berthier et specimen cod. 
gandav. in tabula phototypica. Louvain 97. 

8. Milkowicz, Monumenta confraternitatis Stauropigianae 
Leopoliensis. 1. Leopolis 95. 

9. Schulte, Ueber freiherrl. Klöster in Baden. Reichenau, 
Waldkirch u. Säckingen. Freib. 96 (Separatabdr. aus d. Freib. 
Univ.-Festprogramm z. 70. Geburtst. d, Grossh. Friedr. v. Baden). 


f 
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10. Carassoi, Le corporazioni religiose. Romä 96. (Aus 
Nuova Antologia.) 

11. Louis, Des effets de la professio monastica quant aux 
droits du patrimoine. . Par. 96. 

12. Arndt, D. Frauen-Congregationen. Zwei Entscheidungen 
d. heil. Stuhles üb. d. rechtl. Stellung derselb. (D. Wechsel d. 
Schwestern. Die Vermögensverwaltung.) A. f. K. K.R. 77, 117. 

13. Tachy, Trait& des confreries. Pouilly 96. 


IX, Evangelisches Kirchenrecht, 


1. Becker, Die ersten Ordinationen f. d. ev. Kirche Anhalts 
1538—78. Mitth. d. Ver. f. Anh. Gesch. VII, 7, 1897. S. 556. 

2. Buchwald, Wann hat Luther die erste Ordination voll- 
zogen? Theol. Stud. u. Krit. 1896, 151 (am 21./10. 1535). 

3. Becker, D. Zerbster Superintendenten Wolfg. Amling’s Ordi- 
nationen 1578—1606. Stud. u. Krit. 1897, 112. 

4. Kayser, Kirchenvisitationen in. den welfischen Landen 
1542 —1844. Instruktionen, Protokolle, Abschiede und Berichte der 
Reformatoren. Göttingen 96. 

5. Katzer*, D. ev.-luth. Kirchenwesen d. sächs. Oberlausitz. 
Leipzig, Georg Wiegand, 96. | 

Ein fleissiges, freilich etwas umständliches Buch. Das letztere 
rührt davon her, dass der Verf. seine Materialien oft im Wortlaute 
mittheilt, anstatt sie zu verarbeiten, und dass er auch manche un- 
nöthige Frage erörtert. Es liegt die theoretische Möglichkeit vor, 
dass das Land einmal an Russland, Oldenburg, Hessen falle. Dies 
veranlasst den Verf., in durchaus unnöthiger Weise einen kurzen 
Abriss der kirchlichen Verfassungen jener Länder zu geben. Dabei 
verweist er für Russland auch auf Riecker, — so wird dieser stets 
falsch citirt — obgleich uns nicht bewusst ist, dass Rieker auch nur 
mit einem Worte der russischen Verhältnisse gedächte. Mein evan- 
gelisches Verfassungsrecht ist dem Verf. fremd geblieben — daran 
bin ich nachgerade nun bei theologischen Autoren schon gewöhnt 
—, obgleich er hier für den Begriff der Interna und Externa u. s. w. 
besseres Material gefunden haben würde, als in den von ihm be- 
nutzten Gewährsmännern. Ueberhaupt fehlt dem Buche, dass die 
oberlausitzischen Verhältnisse auf der Folie der allgemeinen deutschen 
betrachtet werden. Der Verf. stellt zunächst die Geschichte und 
dann das geltende Recht dar. Wenn er schliesslich dafür plädirt, 
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dass die oberlausitzer Partikularitäten den in Sachsen allgemein 
geltenden weichen sollten, so sind die ersteren wirklich nicht so 
hervorragender Art, dass man sich für ihre Beibehaltung erwärmen 
könnte. Im Gegentheile charakterisiren sie sich durchweg als ver- 
altete, in den Geist der modernen Entwickelung nicht mehr hinein- 
passende Reste einer zurückgebliebenen Rechtsentwickelung. Die 
„litterarischen Beilagen“ geben eine Anzahl einschlagender Akten- 
stücke, die zusammenzuhaben angenehm ist, bei denen es aber er- 
wünscht gewesen wäre, wenn die Quellen, denen sie entnommen 
sind, Angabe gefunden hätten. E. Fr. 

6. Brandes, D. Konföderat. ref. Kirchen in Niedersachsen. 
Magdeb. 96. 


7. Nitze*, Handbuch der kirchl. Amtsverwaltung. Berlin, 
Carl Heymann, 96. 

Das Buch erhebt keinen wissenschaftlichen Anspruch, sondern 
will lediglich dem Bedürfnisse der Praxis dienen. Dazu ist es wohl 
geeignet. Der I. Theil erörtert in kurzer systematischer Darstellung 
die Anstellung im geistlichen Amte und Ephorate, die Vorbeding- 
ungen und die Collatur, das geistl. Amt und anhangsweise die Wahl- 
gesetze, das Dienstalter, das Prüfungs- und Kandidatenwesen. Hier 
sind Formulare beigegeben. Der II. Theil giebt das Kirchengesetz 
v. 16./7. 1886, betr. die Dienstvergehen der Kirchenbeamten und 
ihre unfreiwillige Versetzung in den Ruhestand mit ausführlichem 
Kommentar. Theil III behandelt das Besteuerungsrecht gegenüber 
Kirche, Kirchengemeinde und Kirchenbeamte, Th. IV Stellenniess- 
brauch und Substanz, Th. V Stempelrecht, Gerichtskosten, Porto- 
recht, Th. VI Kirchstuhlrecht, Th. VII Sonn- und Festtagsheiligung, 
und Th. VIII endlich giebt einen Abdruck der neueren Kirchen- 
gesetze v. J. 1895 an. Ein chronologisches und ein ausführliches 
Sachregister vermehren die Brauchbarkeit des gut ausgestatteten 
Buches. E. Fr. 

8. Pecanus, D. natürl. Verf. d. ev. K. Soloth. 96. 

9. Kahl, Bekenntnissgebundenheit u. Lehrfreiheit. Akadem. 
Festrede. Berl. 97. 

10. Köstlin, Das Bischofthum in d. Brüdergemeinde u. d. 
kathol. u. anglikan. Idee der apost.-bischöfl. Succession. Theol. 
Stud. u. Krit. 96, 34. 


11. Forsander, The church of Sweden and its episcopate. 
Cath. Church Rev. 1897, 77. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. — XI. Eherecht. 135 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


1. Müller, D. Gemeindeverfg. d. böhm. Brüder. Monatshefte 
d. Comenius-Ges. 5, 140. 


XI. Eherecht. 


1. Jacobi*, Das persönliche Eherecht d. Bürgerl. Gesetzb. f. d. 
D. Reich. Berlin, J. Guttentag, 96. 

Das kleine Buch bildet einen Bestandtheil der Sammlung, in 
welcher von verschiedenen Verfassern der Stoff des B.G.B. in der 
Weise behandelt wird, dass damit eine Einführung in das Studium 
des geltenden Rechtes bezweckt wird. Dazu ist die Arbeit des 
Verf. auch wohl geeignet. Freilich würde eine grössere Klarheit in 
die Darstellung gekommen sein, wenn sie den I. Entwurf entweder 
überhaupt nicht oder doch nur in den Anmerkungen berücksichtigt 
haben würde. Jetzt treten die Züge des Gesetzbuchrechtes selbst 
nicht immer scharf genug hervor. Die Kritik, welche der Verf. an 
dem B.G.B. übt, ist leider nur zu begründet. In einem wesentlichen 
Punkte weiche ich von den Anschauungen des Verf. entschieden ab. 
Dieser erklärt S. 33, dass die uneheliche Verwandtschaft nur ein auf- 
schiebendes Ehehinderniss ausmache. Also die Ehe zwischen dem 
Vater und seiner unehelichen Tochter ist gültig. Kann das die 
Meinung des Gesetzgebers sein? Freilich ist die Fassung des B.G.B. 
hier über die Maassen schlecht. $ 1310 lautet: 

Abs. 1. Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen 
Verwandten in gerader Linie, zwischen vollbürtigen oder halbbürti- 
gen Geschwistern, sowie zwischen Verschwägerten in gerader Linie. 

Abs. 2. Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen 
Personen, von denen die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömm- 
lingen Geschlechtsgemeinschaft gepflogen hat. . 

Abs. 3. Verwandtschaft im Sinne dieser Vorschriften besteht 
auch zwischen einem unehelichen Kinde und dessen Abkömnlingen 
einerseits und dessen Verwandten andrerseits. 

Dazu verfügt $ 1327: 

Eine Ehe ist nichtig, wenn sie zwischen Verwandten oder Ver- 
schwägerten dem Verbote des $ 1310 Abs. 1 zuwider geschlos- 
sen wird. 

Daraus kann man allerdings mit dem Verf. den Schluss ziehen, 
dass die Ehe erlaubt sei, wenn das Hinderniss des $ 1310 Abs. 3 
vorliege. Aber der Gesetzgeber hat unstreitig diesen Abs. 3 als 
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eine nähere Erklärung des Abs. 1 und somit diesem zugehörig an- 
gesehen. E. Fr. 


2. Meynial, Le mariage apres les invasions. 2. Nouv. Rev. 
hist. 20, 737. 


3. De Becker, De sponasalib. 
canonicae. Brux. 96. 


4. v. Hörmann*, Quasiaffinität. Rechtshistorische Unter- 
suchungen über Affinitätswirkungen des Verlöbnisses nach welt- 
lichem und kirchlichem Rechte. (Imped. publicae honestatis). 


I. Abth. Römisches u. Byzantinisches Recht. Lehre der orientali- 
schen Kirche. Innsbr., Wagner, 97. 


et matrimonio praelectiones 


Dass über ein so kleines Thema in solchem Umfange und mit 
solcher Ausführlichkeit gehandelt wird, erklärt sich durch den Um- 
stand, dass der Verf. das Wesen der Affinität im Allgemeinen und 
den Unterschied von Verlöbniss und Ehe mitzuerörtern unternimmt. 
Das vorliegende Heft stellt ausführlich (S. 1—91) das römische und 
(S. 97—300) das orientalische weltliche wie kirchliche Recht dar. 
Dabei hat der Verf. den grössten Fleiss aufgewendet und sich 
namentlich in das entlegene Quellengebiet des byzantinischen Rechts 
hineingearbeitet. Wenn er aber auch hier zu neuen Resultaten und 
zu mannigfachen Berichtigungen Zhisman’s gelangt ist, so kann 
doch die Frage, ob solche Untersuchungen für die Klarlegung des 
römisch-kirchlichen Entwickelungsganges erforderlich waren, erst 
nach Erscheinen der II. Abth. des Buches gewürdigt werden. An 
und für sich interessiren uns ja in Deutschland die Evolutionen 
des byzantinischen Rechts nicht übermässig, was ja freilich für 
die Wissenschaft kein Motiv abgeben soll, sich mit ihnen nicht 
zu beschäftigen. E. Fr. 


5. Deschamps, L’emp&chement canonique d’adoption existe-t-il 
en France? Le can. cont. 20, 11. 65. 

6. Brandileone, La celebrazione del matr. in Roma nel secolo 
XV ed ıl Conc. di Trento. Roma 96. (Riv. di dir. eccles.). 

7. Rückwirkende Kraft der Bestimmungen in d. Nov. z. bayer. 
Heimathsges. v. 17./3. 1892 über Eheschliessung ohne distrikts- 
polizeil. Zeugniss. Seuffert Bl. 14. Erg.-Bd. S. 257. 


8. Nelson, A treatise on the law of divorce and annulment 
of marriage. Chicago 95. 1. 2. 
9. Broscaresco, Le divorce par consentement mutuel. Par. 96. 
10. Lobe, Ueber die Natur d. Scheidungsanspruches u. über 
d. Aburtheilung mehrerer durch Klage u. Widerklage geltend ge- 
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machter, nicht gleichzeitig liquid. Scheidungsansprüche. Sächs. 
Arch. 6, 665. 

11. Allain, Des effets du jugement de divorce. Par. 96. 

12. Jolly, Des seconds mariages. Etude histor. sur la legis- 
lat. des seconds et subsequents mar. Caen 96. 

13. Di Marzo, Le seconde nozze nella storia del diritto rom. 
con raffronti col diritto moderno. Palermo 95. 


XI. Schule. 


1. Paulsen, Gesch. d. gelehrt. Unterrichts auf d. deutsch. 
Schulen u. Universitäten v. Ausgang d. Mittelalters bis z. Gegen- 
wart. Mit bes. Rücksicht auf d. klass. Unterricht. 2. umgearb. 
u. sehr erweiterte Aufl. Bd. 2. Leipz. 97. 

2. Kaufmann, Die Geschichte der deutschen Universitäten. 
Bd. 2: Entstehung u. Entwicklung der deutschen Universitäten bis 
z. Ausgang des Mittelalters. Stuttg. 96. 

3. Leach, English schools at the reformation 1546-98. 
London 96. 
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IV. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von Friedberg. 


_ Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Leo XIII. DBreve 25./2. 96. Den Salesianern wird ge- 
stattet ubique terrarum Konfraternitäten der Archikonfraternitas 
der Maria Auxiliatrix zu agregiren. Le Can. cont. 19, 573. 


2. Leo XIII, Breve 5./5. 96 über das Generalat der Kapu- 
ziner in Rom. Le Can. cont. 19, 574. 


3. Leo XIII, 1896, sext. idib. Sept. de ordinationibus anglicanis. 
Acta S. Sed. 29, 193. Le Can. cont. 19, 559. 


4. C. De Propag. Decr. 13./8. 96. Ueber die Befugnisse 
der apost. Präfekte. Le Can. cont. 20, 109. 

5. C. der Congr. de Prop. für oriental. Riten. Decr. 12./9. 90. 
Unterdrückung der ap. Präfekturen ohne territorium separatum, 


Stellung der ap. Delegaten und der Superiores Missionum. ib. 111. 
6. Instr. S. Officii. 4./2. 97. 
Zinsennehmens. Acta S. Sed. 29, 129. 


7. Congr. Stud. 30./6. 96. Instrukt. zur Errichtung von 
Fakultäten der Theol., d. kanon. Rechtes und der scholast. Philo- 
sophie in den Seminaren von Valencia, Granada, Toledo, Salamanca 


Ueb. die Zulässigkeit des 


und Compostella.. Le Can. cont. 20, 113. 


8. Errichtung u. Angliederung von Brüderschaften. 


Decr. 
20./5. 96. A. f£. K.K.R. 76, 131. 


9. Congreg. Epp. et Regul. Decr. 28./5. 96. Ueber Dis- 


Le Can. cont. 


10. Congr. Epp. et Regul. 21./7. 96. Instrukt. über die 
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Kleriker, welche Staatsuniversität. in Ital. besuchen. Le Can. cont. 
20, 95. 

11. Congreg. Epp. et regul. Decr. 2./9. 96. Ueber die 
Gelübde der zum Militärdienst einberufenen Trappisten. Le Can. 
cont. 20, 100. 

12. C. Rituum. Decr. 19./5. 96. Quoad ecclesiae conse- 
crationem. A. f. K. K.R. 76, 427. Le Can. cont. 19, 619. 

13. Poenit. ap. Decr. 5. Mai 1896. Neue Form der Quinquen- 
nalfakultäten pro foro interno. 

Raphael divina miseratione Episcopus Ostiensis el Veliternus 
S. R. E. Cardinalis Monaco La Valetta, Sacri Collegii Decanus, 
Sacrosanctae Patriarchalis Archibasilicae Lateranensis Archipresbyter, 
S. S. D. Nostri Papae et S. Sedis Apostolicae Major Paeniten- 
tiarius. 

Vobis Venerabili in Christo Patri N. N. infracriptas communi- 
camus facultates ad quinguennium duraturas, quibus, non obstante 
Constitutione Apostolicae Sedis, pro foro conscientiae, per vos sive 
per vestrum vicarium in spiritualibus generalem, dummodo in sacro 
presbyteratus ordine sit constitutus, etiam extra sacramentalem 
confessionem pro grege vobis commisso et intra fines vestrae 
dioecesis tantum atque de speciali in unogquoque casu exprimenda 
Sedis Apostolicae auctoritate vobis delegata, uti valeatis; quasque 
canonico poenitentiario, necnon vicariis foraneis pro foro pariter 
conscientiae ac in actu sacramentalis confessionis dumtaxat, etiam 
habitualiter, si vobis placuerit, aliis vero confessarlis, cum ad vos 
sive ad praedictum vicarium generalem in casibus particularibus 
poenitentium recursum habuerint, pro exposito casu impertiri pos- 
sitis, nisi ob peculiares causas aliquibus confessariis a vobis specia- 
liter subdelegandis, per tempus arbitrio vestro statifendum, illas 
communicare judicabitis. 

I. Absolvendi ab excommunicatione Romano Pontifici simpli- 
citer reservata ob manusviolentas injectas sive in clericos sive in 
regulares, dummodo non fuerit secuta mors vel mutilatio, seu lethale 
vulnus aut ossium fractio; et dummodo casus ad forum Ordinarii 
deducti non fuerint; injunctis de jure injungendis et praesertim ut 
parti laesae competenter satisfiat. 

II. Absolvendi a censuris contra duellantes statutis in casibus 
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dumtaxat ad forum ÖOrdinarii non deductis: injuncta gravi poeni- 
tentia salutari et aliis injunctis quae fuerint de jure injungenda. 

III. Absolvendi quoscumque poenitentes (exceptis haereticis 
publice dogmatizantibus) a quibusvis sententiis, censuris et poenis 
ecclesiasticis incursis ob haereses tam nemine audiente vel adver- 
tente, quam coram aliis externatas; ob infidelitatem et catholicae 
fidei abjurationem private admissas, sortilegia ac maleficia haereti- 
calia etiam cum sociis patrata, necnon ob daemonis invocationem 
cum pacto donandi animam, eique praestitam idololatriam ac super- 
stitiones haereticales exercitas, ac demum ob quaecumque insinuata 
falsa dogmata incursis, postquam tamen poenitens complices, si quos 
habeat, prout de jure denunciaverit; et quatenus ob justas causas 
nequeat ante absolutionem denunciare, facta a poenitente seria 
promissione denunciationem peragendi cum primum et meliori modo 
quo fieri poterit, et postquam in singulis casibus coram absolvente 
haereses secrete abjuraverit et pactum cum maledicto daemone ini- 
tum expresse revocaverit; tradita eidem absolventi syngrapha for- 
san exarata aliisque mediis superstitiosis ad omnia comburenda seu 
destruenda; injuncta pro modo excessuum gravi poenitentia salu- 
tari cum frequentia Sacramentorum et. obligatione se retractandi 
apud personas coram quibus haereses manifestavit, et reparandi 
illata scandala. 

IV. Absolvendi a censuris ob incursis violationem clausurae re- 
gularium utriusque sexus, dummodo non fuerit commissa cum inten- 
tione ad malum finem, etiam effectu non Secuto, nec casus fuerint 
ad forum Ordinarii deducti; cum congrua poenitentia salutari. Et 
insuper absolvendi mulieres tantum a censuris et poenis ecclesiasticis 
ob violationem ad malum finem clausurae virorum religiosorum in- 
cursis, dummodo tamen casus occulti remaneant; injuncta gravi 
poenitentia salutari cum prohibitione accedendi ad ecclesiam aut 
conventum seu coenobium dictorum religiosorum durante occasione 
peccandi. 

V. Absolvendi a censuris ob retentionem et lectionem librorum 
prohibitorum incursis, injuncta congrua poenitentia salutari, nec 
non firma obligatione tradendi, prout de jure, sive per se sive per 
alium absque ulla mora et quantum fieri poterit ante absolutionem, 
libros prohibitos quos poenitens in sua potestate retineat. 
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VI. Absolvendi a casu Sedi Apostolicae reservato ob accepta 
munera a regularibus utriusque sexus, injuncta poenitentia salutari; 
"et quando agitur de muneribus quae valorem decem scutatorum non 
excedunt, imposita aliqua eleemosyna absolventis judicio taxanda 
et caute eroganda, cum primum poterit, in beneficium religionis 
aut conventus cui facienda esset restitutio; dummodo tamen non 
constet quod illa fuerint de bonis propriis religionis: quatenus vero 
accepta munera vel fuerint ultra valorem scutatorum decem, vel 
constet fuisse de bonis propriis religionis, facta prius restitutione, 
quam si de praesenti poenitens adimplere nequeat, emissa seria 
promissione restituendi infra terminum absolventis arbitrio praefi- 
niendum; alias sub reincidentia. 

VII. Absolvendi a censuris et poenis ecclesiasticis eos qui 
sectis vetitis massonicis, aut carbonariis, aut aliis ejusdem generis 
sectis nomen dederunt, aut qualemcumque favorem praestiterunt; 
ita tamen ut &a respectiva secta omnino se separent eamque ab- 
jurent, libros, manuscripta ac signa sectam respicientia, si quae 
retineant, in manus absolventis tradant ad ordinarium quam primum 
caute transmittenda, aut saltem, si justae gravesque causae id 
postulent, comburenda: injuncta pro modo culparum gravi poeni- 
tentia salutari cum frequentia sacramentalis confessionis aliisque 
injunctis de jure injungendis: nec non absolvendi eos qui ejusmodi 
sectarum duces et coriphaeos occultos denunciare culpabiliter neg- 
lexerint: injuncta pariter salutari poenitentia et firma obligatione 
sub reincidentia eosdem vobis vel aliis, ad quos spectat, prout de 
jure denunciandi. 

VIII. Absolvendi religiosos cujuscumque ordinis (etiam moni- 
ales, per confessarios tamen pro Ipsis a vobis approbatos vel specia- 
liter deputandos) non solum a praemissis, sed etiam a casibus et 
censuris in sua religione reservatis, dummodo religiosi apud con- 
fessarium subdelegatum legitimam habuerint licentiam peragendi 
confessionem sacramentalem. 

IX. Dispensandi ad petendum debitum conjugale cum trans- 
gressore voti castitatis privatim emissi qui matrimonium cum dicto 
voto contraxerit, hujusmodi poenitentem monendo ipsum ad idem 
votum servandum teneri tam extra licitum matrimonii usum quam 
si marito vel uxori respective supervixerit. 
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X. Dispensandi cum incestuoso vel incestuosa ad petendum 
debitum conjugale, cujus jus amisit ex superveniente occulta affini- 
tate per copulam carnalem habitam cum consanguinea sivein primo, 
sive in primo et secundo, sive in secundo gradu suae uxoris seu 
respective mariti; remota occasione peccandi et injuncta gravi poeni- 
tentia salutari et confessione sacramentali singulis mensibus per 
tempus arbitrio dispensantis statuendum. 

XI. Dispensandi super occulto impedimento primi necnon primi 
et secundi ac secundi tantum gradus affınitatis ex illicita carnali 
copula provenientis, quando agatur de matrimonio cum dicto impe- 
dimento jam contracto, et, quatenus agatur de copula cum suae 
putatae uxoris matre, dummodo illa secuta fuerit post ejusdem 
putatae uxoris nativitatem et non aliter, monito poenitente de 
necessaria Secreta renovatione consensus cum sua putata uxore aut 
suo putato marito, certiorato seu certiorata de nullitate prioris 
consensus; sed ita caute ut ipsius poenitentis delictum nusquam 
detegatur: et quatenus haec certioratio absque gravi periculo fieri 
nequeat, renovato consensu juxta regulas a probatis auctoribus 

traditas; remota occasione peccandi ac injuncta gravi poenitentia 
salutari et confessione sacramentali semel in mense per tempus 
dispensantis arbitrio statuendum. 

Item de speciali et expressa apostolica auctoritate vobis facul- 
tatem concedimus dispensandi super dieto occulto impedimento, seu 
impedimentis affinitatis ex copula illicita, etiam in matrimoniis 
contrahendis, dispensandique facultatem subdelegandi, etiam habitu- 
aliter, parochis vestrae dioecesis, quando tamen omnia parata sint 
ad nuptias, nec matrimonium usque dum ab Apostolica Sede obti- 
neri possit dispensatio absque periculo gravis scandali differi queat: 
remota semper occasione peccandi, et firma manente conditione quod 
copula habita cum matre mulieris hujus nativitatem non antecedat: 
injuncta in quolibet casu poenitentia salutarı. 

XIH. Dispensandi super occulto criminis impedimento, dum- 
modo sit absque ulla machinatione et agatur de matrimonio jam 
contracto; monitis putatis conjugibus de necessaria consensus secre- 
ta renovatione. 

[Item ex eadem speciali et expressa Apostolica auctoritate 
pariter facultatem concedimus dispensandi super eodem impeldi- 
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mento, dummodo sit absque ulla machinatione, etiam in matrimoniis 
contrahendis, in casibus tamen urgentioribus in quibus tempus non. 
suppetat recurrendi ad S. Sedem; injuncta in utroque casu gravi 
poenitentia salutari et confessione sacramentali semel singulis men- 
sibus per tempus dispensantis arbitrio statuendum. 

N.B. Mens nostra est 1° ut si forte ex oblivione vel inadver- 
tentia ultra praedictum terminum his facultatibus vos uti contingat, 
absolutiones, seu dispensationes exinde impertitae ratae sint et 
validae; 2° ut injunctio confessionis sacramentalis, de qua sub nn. 
X, XI et XII, non sit irritativa sed tantum praeceptiva; 3° ut his 
facultatibus non solum singillatim sed etiam cumulatim in uno 
eodemque casu uti possitis.] 

Datum Romae ex Adibus Nostris di 5 maii 1896. 

P. Pompili, S. P. Corrector. 
R. Celli, S. P. Substit. 
Le Can. cont. 20, 56. 


| Gerichtssprüche. 

1. Kirchenrechtl. Entscheidungen d. deutschen R.Ger., mitgeth. 
von Görres. A. f. K. K.R. 77, 162. 

2. D. Preuss. O.V:Ger. 165. 

3. Oesterr. staatl. Behörden, mitgeth. v. Berger 169. 

4. Geiger, Principielle Entscheidungen d. bayr. Verwaltungs- 
gerichtshofes in Religions- u. Kirchensachen. A. f.K. K.R. 76, 463. 

5. R.G.R., IV. Civ.-Sen. E. 19./10. 96. Inwiefern sind auf 
den Niessbrauch des Pfarrers an Pfarrgrundstücken (A.L.R. I. 
8S 778ff.) die Vorschriften über den Niessbrauch im A.L.R. I 21 
anwendbar. Beitr. z. Erläuter. d. D. R. 41, 157. 

6. E.0.L.G. München. St.G.B. $ 360 No. 11. St.P.O. 8 260. 
373. 376. Verübung groben Unfugs Seitens eines Geistlichen 
durch höhnische Verunglimpfung eines Verstorbenen in öffentl. 
Predigt. Seuffert Blätter 61, 76. 

7. Ein Urtheil d. Kammergerichts betr. Erziehung d. Kin- 
der aus gem. Ehen nach d. Tode des einen Ehegatten (9./11. 1895). 
A. f. K. KR. 77, 157. 

8. Eheverlöbniss nach Ansbacher Recht. E. d. Bayr. Ob. 
L.G.R. 24./2. 96. Seuffert Blätter 1896, S. 388. 


h nn; = en ee ee ET 
a re nu EIER nn 


DPA MEEN SEE) 


, ee ward id 


e BR 5 ARTEN 
DT NT ET 


sr 


ie er 


w 


j 
i 
! 
L 
' 
| 
9 
1 


144 Aktenstücke. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


Kirchengebühren, die (Stola-Tax-Ordnung) f. Böhmen (laut 
Patent v. 30./5. 1750), Mähren u. Schlesien (laut Pat. v. 15./4. 
1749), f. Niederösterr. (laut Pat. v. 27./1. 1781), Wien (laut Pat. 
v. 25./1. 1782), f. Steiermark (laut Pat. v. 13./12. 1774), Kärnten 
(laut Pat. v. 6./6. 1799), Oberösterr. (laut Pat. v. 20./1. 1783) u. 
Tirol (laut Hofdecr. v. 26./5. 1820). Mit e. Einleitung: Taxüber- 
schreitungen v. Wiener Pfarrer u. e. Belehrung v. Kronawetter 
üb. d. Rückerstattungspflicht d. Pfarrer f. zu viel erhobene Kirchen- 
gebühren. Verm. Ausg. Wien 97. | 
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I. Abhandlungen. 


Protestantismus und Staatskirchentum. 


Vortrag 
gehalten auf der VI. Hauptversammlung des württembergischen 
evangelischen Pfarrvereins zu Stuttgart am 21. April 1897 
von 


Univ.-Professor Dr. Karl Rieker 


in Leipzig. 


Es lässt sich nicht leugnen, dass heutzutage weite Kreise 
von einer lebhaften Abneigung gegen das Staatskirchentum in 
der evangelischen Kirche erfüllt sind. 

Ich denke dabei nicht _an solche, die sich aus politischen 
Gründen, um des Staates willen, gegen eine engere Verbindung 
des Staates mit der evangelischen Kirche erklären, die darin eine 
Gefahr und ein Hindernis für den Staat selbst erblicken, sondern 
ich meine hier diejenigen, denen das Staatskirchentum um der 
evangelischen Kirche selbst willen vom Uebel zu sein scheint, die 
darin eine Fessel der Kirche, ein Hemmnis für die freie Ent- 
faltung der in ihr ruhenden Kräfte sehen und von der Lösung 
oder Lockerung des Bandes, das ‘die Kirche mit dem Staate 
verknüpft, einen Aufschwung des kirchlichen Lebens erwarten. 
Es sind gerade die eigentlich kirchlichen Kreise, die mit dem 


gegenwärtigen Verhältnis zwischen dem Staate und der evange- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 2. 10 
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lischen Kirche nicht zufrieden sind und für diese eine grössere 
Freiheit und Unabhängigkeit begehren. 
Ich erinnere vor allem an die grosse Selbständigkeitsbewe- 
gung in der preussischen Landeskirche, die ungefähr ein Jahr- 
zehnt alt ist und in dem preussischen Staatsgesetz vom 28. Mai 
1894 bereits einen Erfolg ihrer unermüdlichen Agitation zu ver- 
zeichnen hat. Zwar hat man in den letzten Jahren von dieser 
Bewegung nicht mehr soviel wie früher gehört; wohl deshalb, 
weil der, der ihr den Namen gegeben, ein Ende mit Schrecken 
genommen hat, allein sie besteht darum doch noch; ihr geistiges 
Haupt ist Stöcker, ihr Organ die von diesem mit viel Geschick 
und Verstand geleitete Deutsche evangelische Kirchenzeitung, 
die als Motto an ihrer Spitze einmal die Worte des Augsbur- 
gischen Bekenntnisses Art. 7 trägt: „Es ist aber die Kirche die 
Versammlung aller Gläubigen, bei welchen das Evangelium recht 
gepredigt und die heiligen Sakramente laut des Evangelii ge- 
reicht werden“, und sodann das Wort Friedrich Wilhelms IV.: 
„Was thut unsere Kirche? Sie ist gebunden an Händen und 
Füssen, der Schlüssel der Freiheit fehlt ihr.“ 

Andere sind unabhängig von dieser Bewegung als Gegner 
des Staatskirchentums aufgetreten: so der Theologe Fabri ( 1891), 
ferner die Erlanger Theologen Hofmann und Frank, weiter der 
Jurist Sohm, der nicht blos die Verbindung der Kirche mit dem 
Staate, sondern überhaupt schon mit dem Rechte für ein Un- 
glück erklärt. 

In Württemberg hatte man bisher von einer Bewegung zu 
Gunsten grösserer Selbständigkeit der evangelischen Landeskirche 
nichts bemerkt. Zwar ist im Jahre 1874 ein evangelischer Geist- 
licher, ohne seinen Namen zu nennen, in einer Schrift „die freie 
Kirche“ mit grosser Wärme und jugendlicher Begeisterung für 
Trennung von Staat und Kirche eingetreten, aber wie es scheint, 
ohne einen nachhaltigen Eindruck damit erzielt zu haben. Erst 
in der allerjüngsten Zeit, als die Frage der Reform der Religions- 
reversalien die kirchlichen Kreise beschäftigte und der Landtag 
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sich im Sinne einer selbständigeren Stellung der künftigen evan- 
gelischen Kirchenregierung aussprach, hat der Gedanke einer 
freien evangelischen Kirche in manchen Herzen Wurzel ge- 
schlagen, und es ist die Frage aufgeworfen worden, ob es sich 
nicht empfehlen würde, die dargebotene Gelegenheit zu benützen 
und das Band, das die evangelische Kirche Württembergs seit 
der Reformation mit dem Staate verknüpft hat, noch mehr zu 
lockern als es bisher schon geschehen ist, oder gar ganz zu 
lösen. Wenn man auch nicht von einer freikirchlichen Bewe- 
gung sprechen kann, so scheinen doch freikirchliche Tendenzen 
da und dort auch in der württembergischen Landeskirche, unter 
Geistlichen und Laien vorhanden zu sein; und als der Ausschuss 
des evangelischen Pfarrvereins die ehrenvolle Einladung an mich 
ergehen liess, in Ihrer Mitte über Staatskirchentum und Frei- 
kirchentum einen Vortrag zu halten, glaubte ich mich dem nicht 
entziehen zu sollen. Freilich gedenke ich das Thema nicht in 
dieser Allgemeinheit zu behandeln, einmal weil dies im Rahmen 
eines Vortrags unmöglich ist, und sodann weil erst vor Jahres- 
frist zwei aus Vorträgen hervorgegangene Schriften erschienen 
sind, die das Für und Wider in unserer Frage ebenso gründ- 
lich wie unparteiisch behandeln. Es ist dies einmal die Schrift 
von Simons, Freikirche, Volkskirche, Landeskirche, und die von 
Erich Förster, das Recht der Landeskirche (in den Heften zur 
„Christlichen Welt“ No. 16 und 17). Auch auf Kahls umsich- 
tige Erörterung in seinem Lehrsystem des Kirchenrechts und 
der Kirchenpolitik Bd. I S. 297 fi. sei hier hingewiesen. 

Aus diesen Gründen möchte ich das mir gestellte Thema 
enger begrenzen und mich auf den Nachweis des Zusammenhangs 
beschränken, der zwischen dem Protestantismus und dem Staats- 
kirchentum besteht. 

Unter dem Staatskirchentum, das hier in Frage kommt, ver- 
stehe ich dabei dasjenige Verhältnis von Staat und evangelischer 
Kirche, das sich im Reformationszeitalter gebildet hat und heute 
noch trotz mancher inzwischen eingetretenen Veränderungen zu 
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Recht besteht. Im landesherrlichen Kirchenregiment hat dieses 
Verhältnis seinen prägnantesten Ausdruck gefunden, und die 
Abneigung gegen die Verbindung von Staat und evangelischer 
Kirche richtet sich mit Vorliebe gegen dieses Rechtsinstitut. 


I. 


Zunächst möchte ich Sie zu einer Betrachtung über den ge- 
schichtlichen Ursprung jener Abneigung gegen das Staatskirchen- 
tum in der evangelischen Kirche einladen. Wie alt ist sie? wo- 

her stammt sie? Dass sie nicht erst von heute ist, weiss jeder 
Kenner der Kirchengeschichte. 

Die gewöhnliche Antwort auf unsere Frage lautet: Die Ab- 
neigung gegen das Staatskirchentum in der evangelischen Kirche 
ist so alt wie dieses selbst, m. a. W. sie ist in der evangelischen 
Kirche von Anfang an dagewesen; sobald die Vermischung von 
Staat und Kirche, das Hereinregieren der weltlichen Obrigkeit in 
die kirchlichen Angelegenheiten im Zeitalter der Reformation be- 
ginnt, beginnen auch schon die Klagen darüber und die Proteste 
dagegen. Die Abneigung gegen das Staatskirchentum würde also 
der evangelischen Kirche sozusagen im Blute liegen. 

Diese Auffassung muss als irrig bezeichnet werden. Es ist 
ein wesentliches Stück der Weltanschauung unserer Reformatoren 
sowohl wie des ganzen Altluthertums bis in die zweite Hälfte 
des 17. Jahrhunderts herein, dass die weltliche Obrigkeit den 
Beruf habe, nicht blos für das zeitliche Wohl, sondern auch für 
das Seelenheil ihrer Unterthanen zu sorgen, dass sie Gott in ihrem 
Gewissen verpflichtet sei, für die rechte Religion und den rich- 
tigen Gottesdienst im Lande thätig zu sein: sie ist die Wäch- 
terin nicht blos über die zweite, sondern auch über die erste 
Tafel des Gesetzes. | 

Davon, dass die Staatsgewalt sich auf das zeitliche Gebiet 
zu beschränken und die Kirche sich selbst zu überlassen habe, 
wissen die Theologen und Kanonisten jener Periode nichts; es 
ist das eine moderne Theorie, für deren Verständnis ihnen alle 
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Voraussetzungen gefehlt haben. Wohl eifern unsere Reforma- 
toren dafür, dass die weltlichen Herren das Evangelium nicht 
meistern und vergewaltigen, sondern die Wahrheit frei ihren Weg 
zu den Herzen der Menschen finden lassen, wohl stellen sie die 
F'orderung, dass die kirchlichen Geschäfte nicht an die Höfe ge- 
zogen oder von den weltlichen Behörden ohne den Beirat des 
Liehrstandes erledigt werden. Aber man kann die Väter unserer 
Kirche und die gesamte altlutherische Generation nicht gründ- 
licher missverstehen, als wenn man ihnen die Tendenzen unserer 
heutigen Selbständigkeitsbewegung unterschiebt. 

Die Kirche war ihnen nicht eine Korporation, die darauf 
bedacht sein muss, sich ein möglichst grosses Mass von recht- 
licher Unabhängigkeit, von Autonomie innerhalb des Staates zu 
erstreiten, sondern das was wir heutzutage als Staat und Kirche 
‚unterscheiden und einander gegenüberstellen, das waren ihnen 
nur die zwei Seiten des einen christlichen Gemeinwesens, des 
corpus christianum, wie es Luther nennt, der respublica christi- 
ana, wie Johann Gerhard sagt; und dieses Ganze gliedert sich 
in drei Stände, das weltliche Regiment, das geistliche Regiment 
und den Hausstand, von denen jeder mit den ihm von Gott ver- 
liehenen Gaben und Kräften seinen Beitrag zum Wohle des ge- 
meinen Wesens liefert. 

Diese Anschauung vom Verhältnis von Staat und Kirche, 
oder richtiger gesagt, von der Harmonie der weltlichen und geist- 
lichen Gewalt innerhalb des corpus christianum, stand in unan- 
gefochtener Geltung bis in die zweite Hälfte des 17. Jahrhun- 
derts, m. a. W. solange als die altlutherische Welt- und Lebens- 
anschauung, deren Glied sie bildete, ihre Herrschaft im evangeli- 
schen Deutschland behauptete. 

Wir finden diese Auffassung bei Luther und Melanchthon, 
(der ja als der wissenschaftliche Begründer des später sog. landes- 
herrlichen Kirchenregiments betrachtet werden muss) und nach 
ihnen bei Theologen wie Martin Chemnitz (1522—1586), Leon- 
hard Hutter (1563—1616), Johannes (serhard (1582—1637), Hol- 


Fe E ne ET 
ling 


j 
a 
\ 
' 
x 
{ 
f 
L 
\ 
! 
Li 


150 Abhandlungen. 


laz (1648—1713) und bei Kanonisten wie Reinkingh (1590 —1664), 
Carpzov (1595-—1666), Brunnemann (1608—1672) u. a. 

Das sog. Episkopalsystem, das gerade in dieser Periode 
seine Ausbildung gefunden hat, kann hiegegen nicht mit Grund 
angeführt werden. Wohl lehrt es, dass die weltlichen Stände des 
Reiches ihre kirchlichen Befugnisse erst durch den Augsburger 
Religionsfrieden erhalten haben, indem damals die kirchliche Juris- 
diktion der Bischöfe über die Evangelischen suspendiert und ihnen 
übertragen worden sei. Aber der Sinn dieser künstlichen Theorie 
ist keineswegs der, die ursprüngliche Selbständigkeit und Uhn- 
abhängigkeit der evangelischen Kirche gegen den Staat zu be- 
haupten und die weltlichen Fürsten, soweit sie ein jus circa sacra 
ausüben, als ihre Mandatare hinzustellen. Das Interesse des Epis- 
kopalsystems ist zunächst vielmehr ein formal juristisches: die 
kirchliche Stellung der evangelischen Stände soll auf einen be- 
sonderen Rechtstitel gegründet und dadurch gegen Anfechtung 
und Widerspruch sichergestellt werden. Der Gedanke, dass die 
weltliche Obrigkeit ein Eindringling in der evangelischen Kirche 
sei, lag den Vertretern dieser Theorie fern. 

Eine Wandlung in den Anschauungen über das richtige Ver- 
hältnis der Staatsgewalt zur Kirche ist erst mit dem Pietis- 
mus eingetreten. Geschichtlich betrachtet ist ja der Pietismus 
nichts anderes als die Zersetzung und Umbildung der altluthe- 
rischen Lebens- und Weltanschauung durch die Elemente einer 
neuen Gedankenwelt. Dass seine Vertreter, vor allem Spener 
dies nicht bemerkt, vielmehr ihre Uebereinstimmung mit der alt- 
lutherischen Orthodoxie in aufrichtigem Ernste beteuert haben, 
macht dabei nichts aus. Um so schneller haben ihre Gegner die 
neuen Ideen als einen gefährlichen Feind erkannt und mit aller 


Leidenschaft, wenn auch ohne Erfolg, bekämpft. Die geschicht- 


liche Forschung unserer Tage hat ihnen insofern Recht gegeben, 
als sie das, was jene nur instinktiv gefühlt, zur klaren Erkennt- 
nis erhoben hat, dass nämlich der Pietismus mit den neuen gegen 
die Herrschaft der bisherigen orthodoxen Weltanschauung ge- 
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richteten Bestrebungen zusammengehört, m. a. W. dass er auch 
eine Art Aufklärung ist, und auf das System der altlutherischen 
Theologie ebenso auflösend gewirkt hat wie der Rationalismus. 
Für uns kommt die neue Erscheinung nur insoweit in Betracht, 
als sie auf die bisherige Auffassung des normalen Verhältnisses 
von Staat und Kirche einen Einfluss ausgeübt hat. Gerade an 
diesem Punkte wird vielleicht mehr als an manchem anderen 
offenbar, wie der Pietismus zu den altlutherischen Gedanken in 
Gegensatz getreten ist und sie durch andere ersetzt hat. Es 
muss dies um so mehr betont werden, als man bisher die kirchen- 
rechtliche Bedeutung des Pietismus nur unvollkommen erkannt hat. 
Was dem Pietismus an der bestehenden rechtlichen Ordnung 
der evangelischen Kirche Deutschlands besonders anstössig erscheint, 
das ist mit Einem Worte das Staatskirchentum, die Gewalt, die 
die weltliche Obrigkeit in kirchlichen Dingen ausübt, die Cäsa- 
reopapie, wie es Spener und seine Anhänger mit Vorliebe be- 
zeichnen, das würdige Seitenstück zu der Papo-Cäsarie der katholi- 
schen Kirche (z. B. Spener, theol. Bedenken IV S. 297 f., 417 £.) 
Worauf beruht diese Antipathie gegen das Staatskirchentum, 
die doch der älteren Generation des Protestantismus fremd ist? 
Es sind verschiedene Gedankenreihen, die Spener und seine An- 
hänger dahin geführt haben. | 
Einmal geht die Tendenz des Pietismus auf Herstellung 
einer wahren Kirche Christi, einer Gemeinde der Heiligen. Die- 
sem Ideal entspricht aber die Staatskirche nicht: sie ist eine 
Allerweltskirche, in der lebendige und tote Christen, Wieder- 
geborene und Unwiedergeborene neben und unter einander wohnen. 
Ein Versuch, durch strenge Disziplin eine Kirche, die diesen 
Namen verdient, herzustellen, wird hier nicht unternommen; den 
Predigern, die mit der Kirchenzucht etwa Ernst machen wollten, 
sind die Hände von der Obrigkeit gebunden. Die Staatskirche 
ist daher überhaupt keine Kirche, sie ist, wie zwar nicht der 
massvolle Spener selbst, aber seine weitergehenden Anhänger 
urteilen, eine „Babelkirche“, über die schwere Gerichte Gottes 
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ergehen werden. Unter den bestehenden Verhältnissen kann es 
daher zu einer wahren Kirche nur dadurch kommen, dass die 
Kinder Gottes sich innerhalb der „babelischen“ Kirche zu enge- 
ren Gemeinschaften zusammenschliessen und die Geistlichen ihre 
Thätigkeit in erster Linie diesen auserwählten Seelen zuwenden 
(Spener, Consil. lat. I, p. 433. III, p. 138) — die ecclesiolae 
in ecclesia Speners und des gemässigten Pietismus —, oder dass 
sie die Gemeinschaft der Staatskirche aufgeben und neben ihr 
eine Gemeinde wahrer Christen bilden — der Separatismus der 
radikalen Pietisten. 

Damit verbindet sich nun eine Schätzung des Staats und der 
weltlichen Obrigkeit, die zu der altlutherischen in schroffem Wider- 
spruch steht. Der Staat gehört zur Naturordnung, nicht zur 
Gmnadenordnung, er ist ein Stück Welt und die Herrschaft der 
Staatsgewalt in der Kirche bedeutet deren Verweltlichung. Man 
spricht in pietistischen Kreisen von einem „politischen Antichrist“. 
Selbst der sonst so nüchterne Johann Albrecht Bengel ist ge- 
neigt, den sittlichen Verfall in der Kirche aus ihrer Beherrschung 
durch die Fürsten und die Juristen abzuleiten (Ritschl, Ge- 
schichte des Pietismus Bd. III, S. 69). Auch für Flattich ist 
die weltliche Macht Babel: wie Christus ausser dem Teufel zwei 
Hauptfeinde hatte, die geistliche und die weltliche Obrigkeit, so 
müsse auch seine Gemeinde durch diese beiden Feinde sich durch- 
schlagen (ebendas. S. 103). 

Keinem anderen Gedanken aber begegnen wir so häufig in der 
Literatur des älteren Pietismus, wie dem, dass die christliche Kirche 
in der vorkonstantinischen Periode ihre Blütezeit gehabt und dass 
ihr Verfall mit Konstantin, d. h. also mit der Erhebung des 
Christentums zur Staatsreligion begonnen habe (z. B. Spener, 
Consilia lat. I, p. 433). Es ist besonders der Kirchenhistoriker 
des Pietismus, Gottfried Arnold (1666—1714), der in seinem 
Werke über „Die erste Liebe, d. i. wahre Abbildung der ersten 
Christen nach Glauben und Leben“ und in seiner „Unparteyischen 
Kirchen- und Ketzerhistorie* die neue geschichtliche Anschauung 
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vom Staatskirchentum auf den klassischen Ausdruck gebracht hat. 
Die Zeit der ersten Christenheit ist lauter Licht, keine Finster- 
nis: da gab es noch keinen (xlaubenszwang, kein falsches Christen- 
tum, nur Glaube und Liebe, Frieden und Einigkeit. Mit der staat- 
lichen Anerkennung des Christentums ist eine verhängnisvolle 
Wendung in der Geschichte der Kirche eingetreten; im vierten 
Jahrhundert ist die Welt in die Kirche eingezogen und und hat 
von ihr Besitz genommen; seitdem giebt es so viele in der Kirche, 
denen es kein Ernst mit der Heiligung ist; denn wo die äussere 
Gewalt das Christentum regiert, da schafft sie Heuchler. Doch 
giebt es auch jetzt noch Christengemeinden, die die weltliche 
Obrigkeit nicht auf ihrer Seite haben: es sind das die Kirchen 
unter dem Kreuze und die Christengemeinden unter heidnischer 
Obrigkeit. Es ist bezeichnend, dass diese Gemeinden Speners 
Ideal bilden. Unzählige Male preist er diejenigen Kirchen glück- 
lich, die unter einer andersgläubigen Obrigkeit leben und wenn 
sie auch in manchen Dingen etwas leiden müssen, doch in der 
Uebung dessen, was zur Erbauung dient, viel grössere Freiheit 
geniessen als diejenigen, die eine Obrigkeit ihres Glaubens, aber 
von derselben mehr Hindernis als Fördernis haben (vgl. z. B. 
Spener, Theol. Bedenken III, 411 f. Letzte theol. Bedenken III, 
92. Consil. lat. I, 345, 362 f., 430, 433; III, 94). 

Endlich aber spricht gegen das Staatskirchentum der Um- 
stand, dass dabei die Rechte des dritten Standes verkürzt werden. 
Das ist das Hauptgebrechen der Kirche, wie Spener nicht müde 
wird zu klagen, dass die zwei oberen Stände, die geistliche und 
die weltliche Obrigkeit, alle Rechte in der Kirche an sich ge- 
rissen und dem dritten Stande nichts übrig gelassen haben (Spe- 
ner, Theol. Bedenken IV, 202, 288, 308, 491. Letzte Beden- 
ken III, 220. Consil. lat. III, 379). 

Und doch hat Christus die Rechte seiner Kirche der ganzen 
(Gremeinde gegeben, nicht blos der Obrigkeit oder der Geistlich- 
keit. Darum ist nur diejenige Kirche richtig verfasst, die ihre 
Rechte entweder selbst, oder wo dies unmöglich ist, durch ihre 


aa 


4 
| 
. 


154 Abhandlungen. 


gewählte Vertretung, Kirchenälteste oder Presbyter, ausübt, wäh- 
rend die Konsistorien, wie sie gewöhnlich in lutherischen Landen 
bestehen, keine rechte Vertretung der Kirche darstellen, weil sie 
aus den beiden oberen Ständen allein zusammengesetzt sind und 
der dritte Stand davon ausgeschlossen ist (Spener, Theol. Be- 
denken I, 262; IV, 202, 270, 283). 

Also die Gewalt, die gegenwärtig die weltliche Obrigkeit in 
der Kirche ausübt, gebührt eigentlich und von rechtswegen der 
Kirche selbst, d. h. den Gemeinden. 

Von solchen Sätzen ist es nur Ein Schritt zu der These, 

die der Kirchenrechtslehrer des Pietismus, Christof Mathäus 
Pfaff (1686—1760) aufgestellt, wenn auch nicht immer kon- 
sequent festgehalten hat, dass die evangelischen Gemeinden dem 
Landesherrn ihr Kirchenregiment nur auf Wohlverhalten, in stets 
widerruflicher Weise übertragen haben und dass sie daher be- 
fugt seien, wenn er ihnen Anlass zur Unzufriedenheit gebe, ihm 
das Kirchenregiment wieder abzunehmen! (vgl. Pfaff, Origines 
juris ecclesiastici p. 340, dagegen derselbe in seiner Institutio juris 
canonici p. 241). So wird die bisher von der Staatsgewalt in 
der Kirche ausgeübte Gewalt rein naturrechtlich erklärt: die 
Kirche ist eine Gesellschaft (collegium), die ihre Gewalt dem 
Landesherrn aus freiem Willen übertragen hat und daher be- 
rechtigt ist, wenn sie will, sie ihm wieder zu nehmen. Das 
Kollegialsystem Pfaffs ist das kirchenrechtliche System des Pie- 
tismus. 

Was lernen wir aus dem Bisherigen? Der Pietismus hat die 
altlutherische Lehre von der Harmonie der geistlichen und der 
weltlichen Gewalt gesprengt und die Abneigung gegen die Ver- 
bindung von Staat und Kirche in den evangelischen Kreisen ein- 
geführt. Wohl hat es auch vor Spener an Klagen über Oäsa- 
reopapie nicht gefehlt; ich erinnere an unseren Landsmann Jo- 
hann Valentin Andreä (7 1654) mit seinen Klagen über den 
Apap, wie er die Cäsareopapie als das umgekehrte Papsttum 
nannte, an Speners theologischen Lehrer Dannhauer (vgl. Spe- 
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ners theol. Bedenken IV, 298), an Theophilus Grossgebauer mit 
seiner „Wächterstimme aus dem verwüsteten Zion“ (1661). 

Aber das waren doch immer nur vereinzelte Stimmen; es 
war Spener und seinen Schülern vorbehalten, den Widerwillen 
gegen das bestehende Staatskirchentum zur Grundstimmung ge- 
wisser Kreise in der evangelischen Kirche zu machen, ihn tiefer 
zu begründen und der Staatsgewalt eine mehr neutrale Stellung 
zu den kirchlichen Angelegenheiten anzuweisen; ja man kann wohl 
sagen: es ist der Pietismus, der zuerst der evangelischen Kirche 
den Gedanken an eine Scheidung ihrer langjährigen Ehe mit dem 
Staate ins Herz gegeben hat. 

Damit wird uns die kirchenrechtliche Bedeutung des Pietismus 
erst recht deutlich. Er hat zum ersten Male, wenn auch zunächst 
nur in der Theorie, für die Kirche ein selbständiges Lebensgebiet 
in Anspruch genommen, in dem sie das Recht der Selbstregie- 
rung hat und in das einzugreifen dem Staate keine Befugnis und 
keine Pflicht zukommt: der Staatsgewalt gebühren, wie Pfaff lehrt, 
wohl die jura sacrorum majestatica (das moderne jus circa sacra 
oder die Kirchenhoheit), der Kirche aber gebühren die jura sa- 
crorum collegialia (das moderne jus in sacra oder das Kirchen- 
regiment). 

Der Pietismus ist die erste Selbständigkeitsbewegung der 
evangelischen Kirche, und wir dürfen den Einfluss, den jene Ideen 
auf die moderne Theorie und Praxis des Verhältnisses von Staat 
und Kirche ausgeübt haben, nicht gering anschlagen. Wenn das 
moderne Staatskirchentum nicht mehr die Ecken und Kanten auf- 
weist, die dem Staatskirchentum des 16. und 17. Jahrhunderts 
eigentümlich sind, die konfessionelle Geschlossenheit und Eng- 
herzigkeit, die Unduldsamkeit gegen Andersgläubige, die Gebun- 
denheit der wissenschaftlichen Forschung und Lehre, wenn das 
moderne Verhältnis von Staat und Kirche auf den Grundsätzen 
der Parität der Konfessionen, der Toleranz gegen die Sekten, der 
Gewissens- und Religionsfreiheit aller Staatsbürger aufgebaut ist, 
wenn es heutzutage für selbstverständlich gilt, dass der Staat den 
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Kirchen- und Religionsgesellschaften in ihren eigenen Angelegen- 
heiten jede Freiheit und Selbständigkeit gewährt, die sich mit 
der öffentlichen Ordnung verträgt, so muss eine unpartei- 
ische Geschichtschreibung dem Pietismus, wenn auch nicht das 
ausschliessliche, so doch ein Hauptrerdienst um die Herbeifüh- 
rung dieser Zustände zuerkennen. 

Aber noch auf etwas sei wenigstens in Kürze hingewiesen. 
Wenn wir heutzutage so oft hören und lesen, die evangelische 
Kirche Deutschlands habe zu ihrem Schaden im Reformations- 
zeitalter keine eigene Verfassung erhalten, der dritte Stand oder 
wie man jetzt lieber sagt, die Gemeinde habe keine Rechte ge- 
habt, und nur da, wo die evangelische Kirche ihre eigenen Organe, 
Presbyterien und Synoden habe, sei sie richtig, der reformato- 
rischen Idee gemäss organisiert, so erkennen wir ohne Mühe, 


“ woher solche Anschauungen stammen: sie sind nicht altlutherisch, 


sondern pietistisch. Nicht blos das moderne Verhältnis von Staat 
und Kirche, auch die moderne Verfassung der evangelischen 
Kirche mit Presbyterien und Synoden hat also der Pietismus mit 
seinen neuen Ansichten und Lehren angebahnt. 

Wir haben bisher vom Pietismus als einer der Geschichte 
angehörenden Erscheinung gesprochen; es liegt uns nun aber ob, 
die vermittelnden Glieder aufzugreifen, durch die der Pietismus 
in kirchenrechtlicher Hinsicht auf unser Jahrhundert eingewirkt 
hat. Es sind, wenn ich recht sehe, drei Faktoren, die hier in 
Betracht kommen, wenn sie auch nicht alle von gleicher Bedeu- 
tung sind. 

Fürs erste ist hier der grosse Begründer der modernen Theo- 
logie, Schleiermacher, zu nennen. In der vierten seiner Reden 
über die Religion (zuerst 1799) tritt er als leidenschaftlicher 
Gegner jeder Verbindung von Staat und Kirche und als beredter 
Anwalt der freien Kirche auf. Er spricht hier den Wunsch aus, 
dass doch allen Häuptern des Staats, allen Virtuosen und Künst- 
lern der Politik auf immer möchte fremd geblieben sein auch die 
entfernteste Ahnung von Religion, dass nie der Purpur den Staub 
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am Altare geküsst hätte. So oft ein Fürst eine Kirche mit be- 
sonderen Vorrechten ausstattete, war das Verderben dieser Kirche 
fast unwiderruflich beschlossen und eingeleitet. „Wie das furcht- 
bare Medusenhaupt wirkt eine solche Konstitutionsakte politischer 
Präponderanz auf die religiöse Gesellschaft: alles versteinert sich, 
sowie sie erscheint.“ Wenn unwürdige Menschen den Platz der 
gereiften Heiligen einnehmen und unter ihrer Aufsicht sich alles 
einschleichen und festsetzen darf, was dem Geist der Religion 
am meisten zuwider ist, wer trägt die Schuld daran? wer anders 
als der Staat; die Fehler und Missbräuche der Kirclıe sind fast 
alle seine Erfindung. „Hinweg also mit jeder solchen Verbindung 
zwischen Kirche und Staat! Das bleibt mein katonischer Rats- 
spruch bis ans Ende, oder bis ich es erlebe, sie wirklich zer- 
trümmert zu sehen.“ | 

Der Zusammenhang Schleiermachers mit dem Pietismus 
ist aber dadurch erwiesen, dass er die Lebensjahre, in denen man 
die bestimmenden Eindrücke erhält, in der Brüdergemeinde zu- 
gebracht hat, wie er sich denn selbst als „Herrnhuter höherer 
Ordnung“ bezeichnet hat. Das Herrnhutertum ist aber nichts 
anderes als „der Pietismus in kirchlicher Organisation und es 
ist nicht schwer zu erkennen, dass dem Kirchenideal in jener 
vierten Rede Schleiermachers Erinnerungen an die Brüder- 
gemeinde zu Grunde liegen. Schleiermacher ist gerade darin 
zeitlebens Pietist geblieben, dass er für die Bedeutung, die die 
grossen Landes- und Staatskirchen im öffentlichen Leben haben, 
nie ein vollkommenes Verständnis gewonnen hat. Für seinen 
Standpunkt in der Beurteilung des Verhältnisses von Staat und 
Kirche ist kaum etwas bezeichnender als das, dass er im Eingang 
jener Rede von den geschichtlich gegebenen Bedingungen, unter 
denen in Deutschland die evangelische Kirche entstanden ist und 
noch besteht, grundsätzlich absieht: „Lasst uns“, sagt er, „den 
ganzen Begriff der Kirche einer neuen Betrachtung unterwerfen 
und ihn vom Mittelpunkte der Sache aus aufs neue erschaffen, 
unbekümmert um das, was bis jetzt davon wirklich ge- 
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worden ist und was die Erfahrung uns darüber an die 
Hand giebt.“ 

Gerade durch Schleiermacher ist es nun aber die Ueber- 
zeugung von vielen feineren und höher gestimmten religiösen Na- 
turen geworden, dass Religion und Staat nichts miteinander zu 
thun haben dürfen, dass die Religion in der Luft der Freiheit 
am besten gedeihe, nicht in den organisirten kirchlichen Anstalten, 
sondern in den freien religiösen Vereinigungen. 

Einige Jahrzehnte später ist es ein von den Ideen des 
neuerwachenden Pietismus berührter fürstlicher Träger des landes- 
herrlichen Kirchenregiments selbst, der die Abneigung gegen 
die Herrschaft der Staatsgewalt in der Kirche in weiten Kreisen 
verbreitet und verstärkt hat. Der Einfluss, den Friedrich 
Wilhelm IV. von Preussen.in dieser Hinsicht durch seine 
Aeusserungen über die rechtlichen Verhältnisse der evangeli- 
schen Kirche ausgeübt hat, darf nicht unterschätzt werden. 
Er hat das viel berufene Wort gesprochen, er werde den Tag 
segnen, an dem er die Kirchengewalt wieder in die rechten 
Hände zurückgeben könne; er hat den Ausspruch gethan, Terri- 
torialsystem und landesherrliches Episkopat seien von solcher Be- 
schaffenheit, dass eines allein schon vollkommen ausreichend wäre, 
die Kirche zu töten, wenn sie sterblich wäre. Was er an Stelle 
des von ihm verworfenen Kirchenregiments setzen wollte, darüber 
ist er sich freilich nie klar geworden, aber die Gegner des Staats- 
kirchentums berufen sich seitdem mit Vorliebe auf ihn und be- 
nützen seine Aeusserungen dazu, das Vertrauen zum staatlichen 
Regiment der evangelischen Kirche zu zerstören. 

Als dritter Faktor endlich ist die moderne Orthodoxie 
zu nennen. Sie ist ja bekanntlich keineswegs die einfache Er- 
neuerung der altlutherischen Orthodoxie, vielmehr enthält sie ein 
stark pietistisches Element. Die beiden Richtungen, die sich 
einst als Todfeinde gegenübergestanden, haben in ihr einen 
innigen Bund geschlossen. Zum pietistischen Erbteil aber ge- 
hört die lebhafte Antipathie dieser neuen Richtung gegen das 
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Staatskirchentum, den Territorialismus, die Cäsareopapie, den 
Byzantinismus, das babylonische Gefängnis der Kirche. Aller 
Schaden der evangelischen Kirche wird hier von ihrer Verbindung 
mit dem Staate abgeleitet und die Selbständigkeit der Kirche 
wird als das unfehlbare Heilmittel empfohlen, um die Kirche vor 
dem Untergange zu bewahren. „Ehe die Allmacht der weltlichen 
Obrigkeit in der Kirche nicht geändert ist“, lesen wir in der 
deutschen evangelischen Kirchenzeitung, Jahrgang 1895, 8. 273, 
„wird sich die evangelische Kirche nicht erholen!“ — „Das eben 
erscheint uns an dem Staatskirchentum das Tödliche, dass, 
während auf allen übrigen Gebieten ein unermesslich lebendiges 
Wirken stattfindet, die Kirche, weil sie falsch geleitet wird, 
ihren heutigen Aufgaben nicht gewachsen ist“ (ebendas. 8. 274). 

Wenn aber die Vertreter dieser Selbständigkeitsbewegung 
so weit gehen, zu behaupten, nur in liberalen Kreisen finde man 
noch Verteidiger der bestehenden Verbindung von Staat und 
Kirche, so ist das ein starker Irrtum. Ich will mich dagegen 
nicht auf Albrecht Ritschl, Julius Köstlin, Beyschlag, Kawerau 
berufen, die man doch nicht kurzerhand als liberale Theologen 
bezeichnen kann. Aber darauf sei mit allem Nachdruck hin- 
gewiesen, dass in den letzten Jahrzehnten eine Reihe von luthe- 
rischen Theologen und Juristen den Segen des Staatskirchentums 
betont haben, die nie in den Verdacht des kirchlichen Liberalismus 
gekommen sind, aber freilich die Traditionen des altlutherischen 
Standpunktes wenigstens in unserer Frage mit grösserer Treue 
bewahrt haben als die Anhänger jener modernen Orthodoxie. 
Ich nenne die Theologen Kliefoth, Harless, Dieckhoff, Luthardt, 
die Juristen Stahl, Scheurl, Otto Mejer. Auch unser eigen- 
artiger Landsmann, Johann Tobias Beck hat sich in seiner Vor- 
lesung über Ethik dagegen ausgesprochen, dass die Staatskirchen 
schlechthin verdammt und der Auflösung entgegengeführt wer- 
den und bezeichnet sie als „die einzigen Träger und Organe für 
das dem Staate und der menschlichen Gesellschaft überhaupt 
unentbehrliche religiöse Element und für die sittliche Zucht“ 
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(Kirche und Staat und ihr Verhältnis zu einander. Nach den 
Vorlesungen des Dr. J. T. Beck, herausgegeben von Linden- 
meyer, 8. 50). 


Es muss daher als ein grober Unfug bezeichnet werden, 
wenn man bei der Frage: ob Staatskirchentum? ob Frei- 


kirchentum? den einen Standpunkt für den orthodoxen, den 


anderen für den liberalen erklärt und damit den Gegner von 
vornherein ins Unrecht zu setzen sucht. 


II, 


Soviel über den geschichtlichen Ursprung der Abneigung 
gegen das Staatskirchentum in der evangelischen Kirche. Allein 
es gilt nun auch abgesehen davon, in dogmatischer Weise sich 
mit dieser Abneigung auseinanderzusetzen; denn über ihr Recht 
oder Unrecht ist ja in den Augen vieler mit jener historischen 
Betrachtung noch nichts entschieden. 

Wir müssen hier zunächst einen Grundsatz an die Spitze 


stellen, der zwar in der Theorie unbestritten ist, in der Praxis 
aber immer wieder verleugnet wird. Es ist dies der Satz, dass 
es für uns in der Frage, um die es sich hier handelt, kein jus 


divinum giebt, m. a. W., dass weder die hl. Schrift noch die Be- 
kenntnisse unserer Kirche einen Satz enthalten, der uns ver- 
pflichten würde, dem Staatskirchentum oder dem Freikirchentum 
den Vorzug zu geben oder das eine von beiden für allein evan- 
gelisch, das andere für unevangelisch zu erklären. Es giebt weder 
eine spezifisch evangelische Kirchenverfassung, noch ein spezifisch 


biblisches Verhältnis von Staat und Kirche. Wenn also Stöcker 
klagt, es fehle unserer jetzigen Kirchenverfassung an jeglicher 
biblischen Begründung, so schadet das ihr in unseren Augen 
nichts. 

Man beruft sich wohl gerne auf das Wort Christi an die 
Pharisäer: Gebet dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, 
was Gottes ist (Matth. 22 21), und versucht daraus einen Kanon 
für das normale Verhältnis von Staat und Kirche abzuleiten. 
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Allein dabei wird übersehen, einmal, dass hier Christus eine 
heidnische Obrigkeit im Auge hat, also Verhältnisse voraussetzt, 
die von den unsrigen völlig verschieden sind, und sodann, dass 
jenes Wort eine ausweichende Antwort ist und die prinzipielle 
Entscheidung der Frage geradezu ablehnt. 

Auch in der Verfassung der christlichen Urkirche, in den 
Ordnungen der apostolischen Gemeinden vermögen wir keine 
Norm für die Gestaltung unserer Landeskirchen zu erblicken. 

Die Vorbildlichkeit der gesellschaftlichen Zustände der 
ersten Uhristengemeinden ist seit dem Mittelalter das Stichwort 
fast aller Sekten und sektenhaften Richtungen gewesen, die eine 
Reform der kirchlichen Zustände anstrebten, der Waldenser, der 
böhmischen Brüder, der Wiedertäufer, des älteren Pietismus, der 
der Brüdergemeinde, der Irvingianer u. a. 

Aber auch Friedrich Wilhelm IV. von Preussen hat gesagt: 
„Ich erkenne in dem Gehorsam gegen die Anordnungen der 
Urkirche „„die Vollendung der Reformation““. 

Und neuestens hat Rudolph Sohm die Ordnung der aposto- 
lischen Gemeinden, die lediglich charismatischer oder enthu- 
siastischer Art gewesen sei und keinerlei Rechtssätze enthalten 
habe, für die von Gott selbst gewollte, allein normale Organi- 
sation der Christenheit erklärt und die ganze weitere Ent- 
wicklung der christlichen Kirche, weil sie zum Kirchenrecht 
geführt habe, als einen Abfall von der Höhe der apostolischen 
Zeit bezeichnet. 

Wir Protestanten stehen auch den Ordnungen der ersten 
Christenheit frei gegenüber. Wollten wir sie als ein Vorbild 
betrachten, das wir bei der Gestaltung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse zu befolgen hätten, dann kämen wir auf den Stand- 
punkt des jus divinum hinaus, auf dem die katholische Kirche 
steht, nach deren Lehre es eine gottgewollte Verfassung der 
Kirche gibt. 

Mag die Verfassung der christlichen Urgemeinden gewesen 


sein, welche sie will: das hat wohl ein hohes wissenschaftliches 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 2. 11 
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Interesse für uns, aber in praktischer Hinsicht — das muss offen 
gesagt werden — ist es für uns ganz und gar unverbindlich. 
Wir leben unter anderen Verhältnissen als die ersten Christen, 
die eine dem Evangelium feindliche heidnische Welt umgab und 
deren Stimmungen und Handlungen alle von der Erwartung des 
nahen Weltendes beherrscht waren. 

Der lutherische Protestantismus gewährt in unserer Frage 
auch eine grössere Freiheit als der reformierte, dessen Grund- 
satz es ist, dass die Kirche nach dem Worte Gottes als der 
alleinigen Regel einzurichten und zu regieren sei. Nach 
Calvin hat Christus der Herr seiner Kirche ihre eigene von der 
staatlichen geschiedene Verfassung vorgeschrieben, nämlich die 
presbyteriale mit den vier Aenıtern der Pastoren, der Lehrer, 
der Aeltesten, der Diakonen. Daraus ist zu erklären, dass der 
Calvinismus in der Verfassung ein gesetzliches Gepräge an- 
genommen hat. 

Es bleibt also dabei: lutherische Christen haben in der Be- 
antwortung der Frage nach dem Verhältnis von Staat und 
Kirche völlig freie Hand. Nur diejenige Verfassung ist un 
evangelisch, die die freie Predigt des Evangeliums hindert; wer 
will aber sagen, dass dies beim Staatskirchentum zutreffe? An 
und für sich ist das Staatskirchentum so wenig unevangelisch 
als das Freikirchentum in besonderem Sinne evangelisch ist. Ob 
das eine oder das andere System vorzuziehen sei, das ist keine 
Sache des Glaubens, sondern lediglich der Zweckmässigkeit. 

Handelt es sich aber um die Zweckmässigkeit einer Ein- 
richtung, dann ist die beste Liehrmeisterin die Geschichte. Und 
da meine ich, es sei doch im höchsten Grade bemerkenswert, 
dass der Protestantismus in seiner geschichtlichen Erscheinung 
eine auffallende Tendenz zum Staatskirchentum an den Tag 
legt. Ueberall da, wo die weltliche Obrigkeit sich freundlich 
und fördernd zur Sache der Reformation gestellt hat, ist es zu 
einer innigen Verbindung von Staat und evangelischer Kirche 
gekommen: so in Deutschland, in der ‚deutschen Schweiz, in 
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Dänemark, Schweden, Norwegen, England; und nur wo sich die 
Staatsgewalt ablehnend verhalten hat, ist die evangelische Kirche 
zu einer selbständigen Organisation neben dem Staate geworden; 
es sind dies die sog. Kirchen unter dem Kreuze, insbesondere 
die Hugenottenkirche in Frankreich, die evangelischen Gemeinden 
in den Niederlanden und am Niederrhein. 

Was die Hauptsache ist, gerade in Deutschland hat sich 
der Protestantismus von Anfang an staatskirchlich entwickelt. 
Es giebt freilich viele, die meinen, diese ganze Entwicklung sei 
eben verkehrt gewesen, es habe über der evangelischen Kirche 
Deutschlands ein eigentümlicher Unstern gewaltet, dass sie es 
entgegen ihren eigenen (ärundsätzen, entgegen den Anschauungen 
der Reformatoren über dreihundert Jahre nicht zu einer selbst- 
ständigen Verfassung gebracht habe; erst in den letzten Jahr- 
zehnten habe man das Versäumnis von Jahrhunderten durch 
Einführung von Presbyterien und Synoden einigermassen wieder 
gutzumachen gesucht, allein zu einer richtigen Kirche haben wir 
Evangelische es immer noch nicht gebracht, weil wir noch tief 
im Staatskirchentum stecken. 

Ich muss gestehen: der Gedanke einer dreihundertjährigen 
Fehlentwicklung unserer evangelischen Kirche, so leicht er 
anderen, Juristen wie Theologen, zu werden scheint, ist mir un- 
fasslich.. Das Wort unseres Landsmannes Hegel: alles was 
wirklich ist, ist auch vernünftig, enthält bei aller Einseitigkeit 
doch eine grosse Wahrheit. Die Richtung, in der sich die 
evangelische Kirche Deutschlands Jahrhunderte hindurch bewegt 
hat und die sie heute noch mit einer gewissen Zähigkeit festhält, 
kann nicht ganz und gar verkehrt und im Widerspruch mit ihren 
Grundsätzen sein, es muss darin ein Stück Vernunft stecken, sie 
muss einen zureichenden Grund haben. Und diesen finde ich 
darin, dass der Protestantismus unter staatskirchlichen Verhält- 
nissen viel eher sich selbst treu bleiben kann als unter freikirch- 
lichen, dass die Verbindung mit dem Staate seinem innersten 
Wesen mehr entspricht, als die Selbständigkeit gegen den Staat. 

11* 
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Es soll dies nicht heissen, dass der Protestantismus nur in 
einer Staatskirche gedeihen könne, denn damit kämen wir ja auf 
eine für die Kirche notwendige Form der Verfassung hinaus, 
was wir abgelehnt haben, sondern wir wollen damit nur sagen, 
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dass aus dem Freikirchentum sich gewisse Umstände und Ver- 
hältnisse ergeben, die es der evangelischen Kirche erschweren 
ihren eigentümlichen Charakter zu bewahren, die sie in Gefahr 
bringen ihre Grundsätze zu verleugnen. 


Ill. 


Da möchte ich nun zuerst der landläufigen Behauptung, 
dass das Staatskirchentum zur Verweltlichung der evangelischen 
Kirche führe, die These entgegenstellen, dass vielmehr gerade 
die Verbindung mit dem Staate unserer Kirche einen Schutz 


gegen Verweltlichung gewähre. Um dies zu begründen, muss ich 
etwas weiter ausholen. 


Die christliche Kirche hatte sich im Laufe des Mittelalters 
zu einem selbstsändigen Organismus der gewaltigsten Art mit 


einer eigenen rechtlich politischen Verfassung ausgebildet; sie war 


ein staatsartiges Gemeinwesen geworden. Sie hatte an dem 


Papste ihr eigenes Oberhaupt, sie hatte die beste Behörden- 
organisation der Welt, sie hatte ihr eigenes Recht, das kano- 


nische, sie hatte ihre eigene Gerichtsbarkeit, sie hatte ihr eigenes 


unermessliches Vermögen, kurz sie hatte alles, was zu einem 


(Gemeinwesen gehört. Wohl war sie eigentlich geistlichen Cha- 


rakters, allein sie lehrte als einen Glaubenssatz, dass ihr Gott 


nicht blos die potestas ordinis, das Recht der priesterlichen 


Wort- und Sacramentsverwaltung, sondern auch die potestas 


Jurisdictionis verliehen habe, was im Sinne des Mittelalters alle 


äussere Kirchenregierung bedeutet. So hatte sie alles in sich, 


um ein Reich für sich zu bilden; und in der That, von allen 


sozialen Organisationen des Mittelalters war sie die grossartigste, 


mächtigste, reichste. Aber sie hatte einen teuren Preis dafür 


bezahlen müssen: sie hatte ihre eigentliche Aufgabe, der Welt 
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das Evangelium von Jesu Christo zu predigen, darüber vergessen, 
sie war keine Kirche mehr, sondern ein Staat, ihre Bischöfe 
waren weltliche Herren, aber keine Diener des göttlichen Worts. 

Die Reformation hat diese verweltlichte Kirche ihrer ur- 
sprünglichen Bestimmung wiedergegeben. Das Mittel, das unsere 
Reformatoren angewandt haben, war das gründlichste, das man 
sich denken kann. Sie lehrten nämlich: die Kirchengewalt ist 
die Gewalt, das Evangelium zu predigen, und wird lediglich 
durchs Wort ausgeübt (sine vi humana, sed verbo); sie hat es 
ja mit ewigen Dingen, mit geistlichen Gütern zu thun. Mit 
scharfen Worten wendet sich der Artikel XXVIII der Confessio 
Augustana dagegen, dass die Bischöfe sich noch eine andere 
Gewalt anmassen, die nicht durchs Wort ausgeübt wird: den 
Bischöfen als Bischöfen ist nur das Amt des Worts und der 
Sakramente anbefohlen. Melanchthon drückt dies einmal so aus: 
ministros esse Episcopos, non potestates aut magistratus, Diener 
seien die Bischöfe, aber keine Obrigkeiten, und ein anderes Mal 
sagt er: Ministerium Evangelii plane spirituale regimen est. 

Nun giebt es aber auch in der Kirche eine Menge Geschäfte, 
die nicht durch das Wort des Evangeliums ausgerichtet werden 
können, eigentliche Regierungsgeschäfte, die sich in den Formen 
und nach den Regeln des Rechts vollziehen. Wer soll diese 
besorgen? Darauf geben die Reformatoren zur Antwort: die 
weltliche Obrigkeit. Ihr kommt wie alles Regieren auch das 
Regieren der Kirche zu. Ihr Beruf ist das regimen corporale, 
die potestas civilis, der Pfarrer Beruf ist das regimen spirituale, 
die potestas ecclesiastica. Beide dürfen nicht mit einander ver- 
mischt werden, und die Verweltlichung der römischen Kirche 
leiten die Reformatoren eben daraus ab, dass die Bischöfe sich 
‚weiter gestreckt als ihr Amt ist und ein weltlich Regiment ge- 
führt haben. 

Auf Grund dieser Anschauungen hat sich im protestantischen 
Deutschland ein enges Verhältnis von Staat und Kirche gebildet. 
Alle Kirchenregierungsgeschäfte wurden von den landesherrlichen 
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Behörden unter dem Beirat der Theologen erledigt, die Geist- 
lichen waren beschränkt auf den Dienst am Worte. 


Es war 
das ein Zustand, von dem das 


drastische Wort Friedrich 
Wilhelms IV. gilt: Die Kirche sitzt im Leibe des Staates. Es 


waren damit wohl manche Mängel, ja Härten verbunden, be- 
sonders wenn die weltlichen Behörden die kirchlichen Angelegen- 
heiten ohne die Zuziehung von Theologen besorgten. Aber das 
Gute hatten jene Verhältnisse bei aller Unvollkommenheit, dass 


die evangelische Kirche vor der Gefahr behütet war, der die | 


mittelalterliche Kirche unterlegen ist, der Gefahr der Verwelt- 
lichung, der Gefahr, ein Staat im Staate oder neben dem Staate 
zu werden und dass die evangelischen Pfarrer ihren religiösen 
Beruf reiner erhalten und die geistlich-sittliche Autorität ihres 
Amtes vor der Vermischung mit der rechtlich-politischen besser 
bewahrt haben als die römischen Geistlichen. 

Lassen Sie mich dies Ihnen an dem nächstliegenden Bei- 
spiele, an der württembergischen evangelischen Landeskirche 
zeigen! Diese Kirche besass von der Reformation an bis zur 


Mitte unseres Jahrhunderts nur eine ganz schwach ausgebildete 
Organisation. Da waren wohl Konsistorium und Synodus, 


(seneralsuperintendenten und Dekane zur Verwaltung des Kirchen- 
regiments; aber daneben besorgten einen grossen Teil der kirch- 
lichen Geschäfte politische Behörden, das Kultusministerium, die 


Kreisregierung, das Oberamt und in den Gemeinden der Stif- 


tungsrat und Kirchenkonvent. Die evangelische Kirche hatte 


ferner keine eigene Gesetzgebung, abgesehen von derjenigen, die 
der Synodus in bescheidenem Umfang übte; soweit Gesetze und 


Verordnungen nötig waren, besorgte das der Staat. Die Sorgen 
und Geschäfte der Vermögensverwaltung waren der Kirche 


fremd, aus dem einfachen Grunde, weil sie kein eigenes Ver- 
mögen besass. Das grosse Kirchengut hatte der Staat am An- 
fang dieses Jahrhunderts in Verwaltung genommen; das Ver- 
mögen der Kirchengemeinde war nicht ausgeschieden und wurde 


zusammen mit anderem von den weltlichen Gemeindebehörden 
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verwaltet. Das Mass der Verwaltungsgeschäfte und damit auch 
der Verantwortlichkeit, das die Dekane und Pfarrer zu tragen 
hatten, war gering; wohl musste man hie und da ein Aktenstück, 
das vom ÖOberamt oder vom Stiftungsrat kam, unterzeichnen, 
aber man konnte es ruhig thun, ohne es gelesen zu haben; es 
war nur der Form wegen. Dem Erscheinen des Amtsblattes 
konnte ein Pfarrer mit Ruhe entgegensehen, und wenn er es 
ungelesen bei Seite legte, so schadete es auch nichts; er konnte 
sein Amt deshalb doch aufs beste verwalten, denn er war eben 
noch ein richtiger Pfarrer, dessen Hauptberuf in Predigt, Seel- 
sorge, Religionsunterricht besteht. Es waren glückliche Zeiten! 

Wie ganz anders ist das alles in den letzten Jahrzehnten 
geworden! Heutzutage strebt die evangelische Kirche in Deutsch- 
land alienthalben darnach, die im Reformationszeitalter begründete 
Abhängigkeit vom Staate, wenn auch nicht ganz aufzuheben, so 
doch bedeutend einzuschränken; die evangelische Kirche soll sich 
selbst regieren, ihre Angelegenheiten selbst verwalten dürfen, der 
Staat soll sich damit begnügen, seine Hoheitsrechte gegen die 
evangelische Kirche wahrzunehmen, aber er soll sich einer Ein- 
mischung in das eigentlich kirchliche (Gebiet enthalten. Und 
diese Bestrebungen haben einen Erfolg gehabt, wenn auch das 
Ziel noch nicht erreicht ist; die evangelische Kirche ist heute 
fast überall selbständiger, unabhängiger, als sie es früher war, 
Was aber ist die Folge davon? Auch das möge uns das Bei- 
spiel der württembergischen Landeskirche lehren. 

Im Laufe der letzten Jahrzehnte hat sie eine Reihe von 
neuen Organen erhalten: auf der untersten Stufe zuerst den 
Pfarrgemeinderat, später den Kirchengemeinderat, auf der mitt- 
leren Stufe die Diözesansynode und den Diözesanausschuss, auf 
der obersten die Landessynode und den Landessynodalausschuss. 
Die Kirche hat jetzt ihre eigene Gesetzgebung, die vom Träger 
des landesherrlichen Kirchenregiments unter Zustimmung der 
Landessynode ausgeübt wird. Eine eigene Vermögensverwaltung 
besteht auf der untersten Stufe, seitdem das Ortskirchenvermögen 
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ausgeschieden ist. Mit dieser fortschreitenden Selbständigkeit 
der evangelischen Kirche ist nun aber auch das bisher bescheidene 
Mass von kirchlichen Regierungs- und Verwaltungsgeschäften, 
das die Geistlichen zu besorgen hatten, um ein bedeutendes ge- 
wachsen. Es ist vor allem die kirchliche Vermögensverwaltung, 
die den Pfarrern und am meisten den Dekanen eine Fülle bis- 
her unbekannter, fremdartiger Geschäfte gebracht hat. Wohl 
mancher Geistliche seufzt unter der Last der Arbeit nicht blos, 
sondern auch der Verantwortung, die ihm die kirchliche Ver- 
mögensverwaltung aufgebürdet hat. So manche Stunde, die er 
der Vorbereitung der Predigt oder der Seelsorge oder dem 
wissenschaftlichen Studium widmen möchte, muss er jetzt der 
Führung und Stellung der Kirchenpflegrechnung, dem Studium 
der Konsistorialerlasse, insbesondere der für die Vermögensver- 
waltung und das Rechnungswesen der evangelischen Kirchen- 
gemeinden erlassenen Instruktion mit ihren 163 Paragraphen, 
die dem exegetischen Scharfsinn ein ganz neues Feld darbieten, 
und den Sitzungen des Kirchengemeinderats oder Diözesan- 
ausschusses opfern. 

Diese Entwicklung der Dinge mag ja unvermeidlich und un- 
aufhaltbar gewesen sein, aber sie ist auch lehrreich und zwar in 
zweifacher Hinsicht. Einmal bringt sie uns zum Bewusstsein, 
wieviel doch das so gerne geschmähte Staatskirchentum früher 
für die Kirche geleistet, welch grosse Menge von kirchlichen 
Regierungs- und Verwaltungsgeschäften der Staat einst durch 
seine Beamten besorgt und damit der Kirche abgenommen hat. 
Man denkt beim Staatskirchentum immer nur an die Albhängig- 
keit der Kirche vom Staat, aber nicht daran, dass diese Ab- 
hängigkeit die Befreiung der Kirche und ihrer Diener von vielen 
lästigen weltlichen Geschäften und Sorgen bedeutet. 

Das andere, was uns der jetzige Stand der Dinge nahelegt, 
ist der Gedanke: wenn das am grünen Holz geschieht, was will 
am dürren werden? wenn schon die Lockerung des Bandes, das 
die evangelische Kirche mit dem Staate verknüpft, die Kirche 
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und ihre Diener in das Getriebe rein weltlicher und formaler 
Geschäfte verstrickt und ihnen die Erfüllung ihres geistlichen 
Berufes erschwert, wie wird das erst werden, wenn jenes Band 
vollends gelöst, wenn die Kirche auf sich selbst angewiesen ist 
und die ganze Last der Kirchenregierung allein zu tragen hat! 

Alle freien Kirchen sehen sich genötigt, wenn sie sich be- 
haupten wollen, auf die Kirchenverfassung, die kirchlichen Rechts- 
ordnungen, die Organisation ihrer Behörden und Diener einen 
ganz unverhältnismässigen Wert zu legen, mit einem Wort, ein 
Staat im Staate zu werden. Damit entfernen sie sich aber nur 
um so weiter vom Kirchenideal unserer Reformatoren und 
nähern sich der katholischen Kirche, die ja wie keine andere 
um ihrer grossartigen Organisation willen ein Staat im Staate 
genannt zu werden verdient. 

Die Verweltlichung der Kirche wird aber stets in erster 
Linie die Pfarrer treffen, denn sie sind der eigentlich kirchliche 
Stand und die eigentlichen Träger der Arbeit für die Kirche. 
In der Freikirche muss daher die Last und Verantwortung 
der kirchlichen Regierung und Verwaltung und die Sorge um 
den äusseren Bestand der Kirche vor allem auf ihren Schultern 
ruhen; das hat aber die Folge, dass sie ihrem geistlichen Berufe 
entfremdet und in eine ihnen selbst schädliche Allotrioepiskopie 
hineingezogen werden. 

Darum meine ich, die Reformatoren hätten recht daran 
gethan, als sie das Regieren der Kirche dem Stande der Christen- 
heit zugewiesen haben, dessen Beruf das Regieren ist, der welt- 
lichen Obrigkeit. Sie haben daraus keinen Glaubenssatz gemacht, 
kein neues jus divinum; der Artikel XX VIII der Augustana, 
wo sie sich darüber ausgesprochen haben, steht nicht unter den 
hohen Artikeln des Glaubens (Articuli fidei praecipui), sondern 
unter den Articuli in quibus recensentur abusus mutati. Es sind 
Rücksichten der Zweckmässigkeit, die sie zu jener T'hese geführt 
haben, und die Erfahrung hat ihnen Recht gegeben. 
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IV. 


So führt also die Losreissung vom Staate unsere evangelische 
Kirche nichts weniger als zu der ersehnten Freiheit von der 
Welt, sondern gerade umgekehrt erst recht in die Welt hinein, 
in die Welt des profanen Rechts und der irdischen Geschäfte. 
Damit hängt nun ein anderes zusammen, worauf ich Ihre Auf- 
merksanıkeit lenken möchte: der freikirchliche Standpunkt ruht 
im letzten Grunde auf einer falschen, unprotestantischen Schätzung 
der sichtbaren Kirche sowolıl wie des Staates. 

Ueberall da, wo man — sei es in der Theorie, sei es in der 
Wirklichkeit — Staat und Kirche auseinanderreisst und einan- 
der gegenüberstellt als zwei selbständige, von einander unabhän- 
gige Grössen, ist man der Versuchung ausgesetzt, von der Kirche 
zu hoch, vom Staate zu niedrig zu denken, in der Kirche die 
sichtbare Darstellung des Reiches Gottes auf Erden, im Staate 
aber nichts weiter als ein Stück Welt zu erblicken. 

Einer der beredtesten Verteidiger der freien Kirche, der in- 
tellektuelle Urheber der Eglise libre &vangelique im Waadtlande, 
Alexander Vinet, stützt seine Theorie hauptsächlich darauf, dass 
der Staat alles sittlichen Gehalts baar und dass dieser nur bei 
der Kirche zu finden sei. Staat und Kirche verhalten sich zu 
einander wie Weltliches und Geistliches, der Staat ist der Hüter 
du temporel, die Kirche die Pflegerin du spirituel, der Staat be- 
ansprucht die Herrschaft über den Leib der Menschen, die Kirche 
die über ihre Seele; beide haben nicht einen Punkt mit einander 
gemein, darum gedeihen sie am besten, wenn sie von einander 
völlig getrennt sind. 

Was war das innerste Motiv jener grossen Sezession in 
Schottland, die im Jahre 1843 zur Bildung der Free Church 
führte? war es nicht die Ansicht, dass der Staat als der Vertreter 
des Weltlichen in kirchlichen Dingen nichts zu sagen habe, dass 
die Kirche als die Gemeinschaft der Heiligen kein anderes Ober- 
haupt anerkennen dürfe als den Herrn Christum? 
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Und sind es nicht dieselben Grundanschauungen, aus denen 
heutzutage in Deutschland die Forderung der Selbständigkeit der 
evangelischen Kirche erwachsen ist? Lassen Sie mich Ihnen 
zum Beweise dessen nur einige bezeichnende Aeusserungen von 
Vertretern der Selbständigkeitsbewegung anführen. 

In der deutschen evangelischen Kirchenzeitung lesen wir 
Sätze wie folgende: „Ist das Reich Christi nicht von dieser Welt, 
so kann auch nicht die Leitung seiner Kirche in die Hände einer 
Gewalt gelegt werden, die ihre Sphäre in dieser Welt hat. Ge- 
schieht es dennoch, so ist nicht nur die Wirksamkeit des Gottes- 
reiches, so ist auch die Ehre des Herrn dieses Reiches in Frage 
gestellt. — Der in weltlicher Hand befindliche Summepiskopat 
streitet noch mehr gegen das Wesen der Kirche als der Uni- 
versalepiskopat des Papsttums“ (Jahrgang 1895 S. 90). — „Die 
evangelische Kirche erscheint in völliger Abhängigkeit von der 
Staatsgewalt, und das Prinzip der Freiheit des Reiches Gottes 
von den Mächten der Welt wird in offenkundiger Weise ausser 
Acht gelassen“ (ebendas. 8.171). — „Die Kirche ist in ihrem 
innersten Kerne vielfach von der Welt berührt, oft geradezu von 
Weltmächten beherrscht“ (Stöcker, Wach auf deutsches Volk! 
Aufsätze über Kirche und Kirchenpolitik [abgedruckt meist aus 
der genannten Kirchenzeitung] S. 158). — „Jesus Christus hat 
ohne Zweifel das Reich Gottes und das Reich der Welt von 
einander getrennt. Gebet dem Kaiser, was des Kaisers, und 
Gott, was Gottes ist: das ist für die Anschauung Christi die un- 
nachahnlich gebildete Formulierung. Er selber will sich nicht 
zum Erbschlichter im Rechtsstreit einsetzen lassen, und die welt- 
lichen Fürsten sollen nicht in der Kirche Herrschaft üben“ (eben- 
das. 8. 275). — „Der Sohn Gottes wollte ein Reich Gottes 
gründen; und auch von der irdischen Darstellung desselben, der 
Kirche, sagte er, dass die Pforten der Hölle sie nicht überwäl- 
tigen würden“ (ebendas. S. 379). — „Wir widerstreben dem Staats- 
kirchentum, weil es die Erzeugung des Glaubenslebens hindert. 
Die Welt, sagt der Herr, kann den heiligen Geist nicht empfan- 
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gen, denn sie kennt ihn nicht. Nun ist der Staat, obwohl wir 
seinen Ordnungen die göttliche Autorität selbstverständlich nicht 
bestreiten, doch eine Weltordnung. Die Kirche aber ist eine 
Gnadenordnung. Wird die Kirche vom Staat beherrscht, so 
steht damit das Gnadenreich unter dem Weltregiment. Man mag 
die Staatsobrigkeit so hoch halten wie man will — und wir sind 
durchaus geneigt, ihr in dem Naturreich die höchste Stellung ein- 
zuräumen, auch die Stellung von Gottes Gnaden — so bleibt 
sie doch ein Stück Welt, vielleicht edle, christlich bewährte Welt, 
aber doch immerhin ausserhalb der Gnade stehende, von dem 
Worte Gottes nicht bestimmte Welt. Regiert sie die Kirche, 
so ist die Herrschaft des heiligen Geistes nicht gesichert; die 
Kirche wird nach Staatsraison, nach weltlichen Gesichtspunkten 
geleitet. Und daran geht die evangelische Kirche als Kirche zu 
Grunde. — Das Staatskirchentum hindert, ja vernichtet die An- 
näherung der Kirche an das Reich Gottes. Glauben und Halb- 
glauben, (zottesgeist und Weltgeist für gleichberechtigt zu hal- 
ten, ist heutzutage die unerlässliche Anschauung des Staatskirchen- 
tums“ (ebendas. S. 469). — Während Stöcker selbst immer noch 
ein gewisses Mass beobachtet, gehen andere Vertreter der Selb- 
ständigkeitsbewegung weiter. So sagt von Kleist-Retzow: „die 
Kirche ist das Reich Gottes unter seinem Haupte Jesu 
Christo zur Erneuerung der Welt. So bedarf sie, also auch die 
evangelische Kirche, einer Organisation. Sie bedarf vor allem 
eines Regimentes, einer Leitung, welche in ihrem eigensten Wesen 
wurzelt, einer Erziehung ihrer angehenden Diener in ihrem Geiste. 
Ersteres ist nicht vorhanden, letzteres nicht voll gesichert“ (Evan- 
gelische Kirchenzeitung 1886 S. 805). 

.Es ist das eine Anschauung von Kirche und Staat, die auf 
den Kirchenvater Augustin als ihren Urheber zurückweist: er 
hat die Gleichsetzung der sichtbaren Kirche mit dem Reiche 
Christi, der civitas Dei vollzogen und den Staat für die Orga- 
nisation der sündigen Welt erklärt. Die katholische Kirche hat 
diese Anschauung zu der ihrigen gemacht und begründet darauf 
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den Anspruch ihrer Unabhängigkeit und Ueberlegenheit dem Staate 
gegenüber. Aber auch in der evangelischen Kirche hat sie sich 
eingebürgert und viele unter uns denken heutzutage über Staat 
und Kirche gut augustinisch. Das landeskirchliche Institut mit 
seinen Kirchenbehörden, seinen Kirchenordnungen und seinem 
Kirchenvermögen — das ist ihnen die Kirche Jesu Christi, zu 
der wir Protestanten uns im Glauben bekennen, der die Ver- 
heissung gilt, dass die Pforten der Hölle sie nicht überwältigen 
sollen. Was diese sichtbare, in den Formen des Rechts organi- 
sirte Kirche durch den Mund ihrer Organe, der Synoden, der 
Kirchenzeitungen, der Pastoralkonferenzen beschliesst und fordert, 
das ist die Stimme Gottes, das ist der Wille Christi; wenn aber 
die weltliche Obrigkeit etwas anordnet, so ist das von unten her 
geredet, und vollends wenn sie im Gegensatz zu dem tritt, was 
die „Kirche“ verlangt, so verletzt sie die Ehre des Herrn der 
„Kirche*. 

Protestantisch sind solche Anschauungen und Reden nicht. 
Unseren Reformatoren ist weder die sichtbare Kirche das Reich 
Christi noch der Staat die Form der sündigen Welt. Wohl 
sollen unsere Landeskirchen das Reich Gottes auf Erden bauen 
und thun es auch, wenn das Evangelium darin seine Stätte hat, 
allein das gilt auch von dem Staate eines christlichen Volkes. 
Wer wolite leugnen, dass unser heutiger Staat auch ein Träger 
christlicher Gedanken ist, dass er, der die Schwachen schützt, 
den Unterdrückten zu ihrem Rechte verhilft, die Notleidenden 
unterstützt, dem Reiche ÜOhristi in seiner Weise so gut dient 
wie die sichtbare Kirche in ihrer Weise? Haben wir nicht das 
Recht, in diesem Sinne von einem christlichen Staate zu sprechen? 
Wird denn Christi Regiment blos in der Predigt des Evangeliums 
sichtbar und nicht auch in allen guten Werken? 

Als Protestanten dürfen wir weder die sichtbare Kirche über- 
schätzen noch den Staat unterschätzen. Jene steht zu der Kirche 
Christi, dem Reiche Gottes in keinem näheren Verhältnis als 
dieser. Das Reich Christi ist überall da wo das Evangelium 
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eine Stätte gefunden hat; eine solche kann aber der Staat eben 
so gut sein wie die Kirche. 

Der Staat und die sichtbare Kirche haben auch darin eine 
Aehnlichkeit, dass sie beide ein Stück Welt sind. Die Landes- 
kirche ist so gut ein sichtbarer Organismus wie der Staat; sie 
hat ihre rechtliche Verfassung wie dieser die seinige hat. Auch 
in dieser Hinsicht also hat die sichtbare Kirche keinen Grund, 
sich gegen den Staat zu überheben. 

Was folgt aber daraus für die Verbindung von Staat und 
Kirche? wenn der Staat nicht minder ein Organ des Reiches 
Gottes sein kann als die Kirche, ist es denn dann ein so grosses 
Unrecht, dass er in die kirchlichen Angelegenheiten eingreift? 
kann man mit gutem (fewissen sagen, dass in diesem Falle eine 
Weltmacht das Reich Gottes vergewaltige, dass dadurch die Ehre 
Christi verletzt werde, und was dergleichen Redensarten sind ? 

Wir dürfen sogar einen Schritt weiter gehen und die Be- 
hauptung aufstellen, dass der Staat schon manchmal die Sache 
des Christentums sogar gegen die Kirche und ihre Organe ver- 
treten hat. Der neueste Biograph Speners macht die richtige 
Bemerkung, dass lange nicht in allen Fällen, in denen die Geist- 
lichkeit des 17. Jahrhunderts über Beeinträchtigung ihrer Rechte 
und Bestrebungen durch die obrigkeitliche Gewalt sich beklagte, 
eine wirkliche Beeinträchtigung des kirchlichen Interesses vorge- 
legen habe; in nicht wenigen Fällen habe vielmehr die weltliche 
Obrigkeit die Stimme der gesunden Vernunft und die wirklichen 
Lebensinteressen der Kirche und der christlichen Gesellschaft 
gegenüber theologischer Anmassung, Verirrung und Uebertreibung 
vertreten (arünberg, Philipp Jakob Spener I, 7). Wenn die 
weltliche Obrigkeit den lutherischen Theologen die endlosen sub- 
tilen dogmatischen Kontroversen und die öde gehässige Polemik 
gegen die Reformirten auf der Kanzel untersagte, so that sie da- 
mit gewiss ein gutes christliches Werk, die Theologen aber be- 
schwerten sich, dass man dem heiligen Geist das Maul stopfen 
wolle. Bekanntlich hat Paul Gerhard lieber auf sein Amt ver- 
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zichtet als auf die Polemik gegen die Reformierten. Der Lübecker 
Superintendent Nikolaus Hunnius fühlte sich gekränkt, als der 
Senat seine Einsprache gegen die ehrenvolle Beerdigung eines 
Calvinisten nicht beachtete (Tholuck, das kirchliche Leben des 
siebzehnten Jahrhunderts I S. 10f.).. Der Aufnahme der ver- 
triebenen Hugenotten machte in den meisten lutherischen Terri- 
torien die Geistlichkkeit grosse Schwierigkeiten; in Bayreuth z. B. 
fanden sie nur den wiederholten Protesten des Konsistoriums zum 
Trotz Aufnahme (Tholuck ebendas. II S. 84). 

Als ım Jahre 1817 Friedrich Wilhelm III. von Preussen 
das dritte Jubelfest der Reformation nicht besser glaubte feiern 
zu können als durch die Anbahnung einer Union zwischen den 
lutherischen und reformierten Gemeinden seines Landes, da fehlte 
es nicht an Stimmen, die diese königliche That für einen Eingriff 
in das innerste Leben der Kirche, für eine Vergewaltigung des 
evangelischen Bekenntnisses erklärten. Mag der König auch 
nicht immer die richtigen Mittel angewandt haben; er hat doch, 
wie wir glauben, ein echt christliches Werk vollbracht, wenn an- 
ders im Sinne Christi handelt, wer die, die auf dem gleichen 
Grunde stehen, zu vereinigen und Unterschiede, die ihre praktische 
Bedeutung verloren haben, aufzuheben statt zu erhalten sucht. 


V.- 

Endlich scheint mir das Staatskirchentum den Bestand eines 
hohen Gutes besser zu gewährleisten als das Freikirchentum, und 
das ist die protestantische Freiheit, die uns unsere Refor- 
matoren in heissem Kampfe errungen haben und die für uns 
heutzutage die Grundbedingung eines gesunden geistigen Lebens 
bildet. 

Es ist zunächst die individuelle Freiheit, die ich im 
Auge habe. 

Die Freikirche umfasst gemäss ihrer Vereinsnatur in der 
Regel nur solche, die schon von Anfang an dasselbe Gepräge 
einer bestimmten religiösen Weltanschauung und Lebensrichtung 
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an sich tragen. Wer diese gemeinsame Richtung nicht teilt, der 
passt nicht zu den übrigen, und wenn er es nicht vorzieht aus- 
zutreten, so bleibt ihm nichts anderes übrig, als seine individuelle 
Ueberzeugung in sich zu verschliessen oder der herrschenden 
unterzuordnen; in beiden Fällen muss er die Freiheit und Selbst- 
ständigkeit seines religiösen Standpunktes opfern. Daher haftet 
allen Freikirchen eine gewisse Enge des Horizonts, eine gewisse 
Unfreiheit und Aengstlichkeit der religiösen Ueberzeugung an. 
Von der Freiheit, mit der der Christ in der Kraft seines Glaubens 
menschlichen Autoritäten und Parteigrössen gegenübersteht, geht 
hier doch ein gutes Stück verloren. Man pflegt in den freien 
(Gemeinden auf die Einheit in der Weltanschauung, den Sitten, 
der Lebensführung mehr Wert zu legen als auf die Freiheit. 
Daher gründen die, denen es in einer Freikirche nicht behagt, 
gerne eine neue, die nach ihrem Geschmack ist; nach einiger 
Zeit zweigt sich auch von dieser wieder eine ab, und so geht es 
fort. Die vom Staat getrennte Kirche ist eine unendlich teil- 
bare Grösse; die lutherischen Freikirchen in Deutschland und 
Nordamerika sind ein lehrreiches Beispiel davon, wie in den 
freien Gemeinden die Herde immer kleiner und der Weideplatz 
immer enger wird. 

Anders die Staatskirchen: sie stehen auf einem viel breiteren 
Grunde. Es kommt ihnen in erster Linie darauf an, das ganze 
Volk in den Kreis ihrer erziehenden Thätigkeit aufzunehmen. 
Daher gewähren sie den einzelnen Gliedern viel mehr Bewegungs- 
freiheit selbst auf die Gefahr hin, dass sie diese Freiheit miss- 
brauchen, nur um sie nicht von sich abzustossen und den Ein- 
fluss auf sie nicht zu verlieren. | 

Damit hängt nun etwas zusammen, was viele für einen 
grossen Schaden und Nachteil des Staatskirchentums halten: der 
Mangel einer strengen Kirchenzucht. Es gilt als ein Ruhm der 
vom Staate unabhängigen Kirchen, dass sie eine stramme Kirchen- 
zucht üben, und wenn man die Entlassung unserer Landeskirchen 
aus der Umklammerung durch den Staat fordert, so begründet 
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man dies gerne damit, dass sie dadurch in den Stand gesetzt 
würden, das zu werden, was ihre Bestimmung sei und was sie 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen nicht seien und nicht sein 
können: wahre Kirchen, Vereinigungen der Kinder Gottes, Ge- 
meinden der Heiligen. 

Man kann heutzutage oft hören und lesen, das sei doch 
eine Schande für unsere evangelische Kirche, dass sie in ihrer 
Mitte soviel gleichgültige, ungläubige, gottlose Mitglieder habe, 
statt sie von ihrer Gemeinschaft auszuschliessen; aber an diesem 
Massenchristentum sei eben der Staat schuldig; wäre die Kirche 
frei von der staatlichen Bevormundung, dann wäre sie Herr in 
ihrem eigenen Hause und könnte auf strenge Hausordnung halten, 
dann wären die Kinder Gottes unter sich und könnten sich zu 
einer wahren Gemeinschaft des Glaubens und der Liebe zu- 
sammenschliessen. 

Ich will nun hier die Frage nicht erörtern, ob dieses Ziel 
auf Erden überhaupt erreicht werden könne, ob es denn eine so 
einfache Sache sei, jene Scheidung von wahren und falschen 
Christen durchzuführen. Nur im Vorbeigehen sei an die ge- 
schichtliche Thatsache erinnert, dass bisher noch in jeder Kirche, 
die über die kleinsten Anfänge hinausgewachsen ist, die Aufgabe 
der Kirchenzucht sich als undurchführbar erwiesen hat, wie auch 
das Beispiel der reformierten Kirchen zeigt, die auf die Uebung 
der Kirchenzucht einen grösseren Wert legen als die lutherischen. 

Viel wichtiger scheint es mir darauf hinzuweisen, dass es gar 
nicht wünschenswert wäre, jenes von manchen so sehnsüchtig be- 
gehrte Ziel zu erreichen. Denn damit würden unsere Kirchen 
recht aristokratische Gemeinschaften, Konventikel auserlesener 
Seelen, und abseits davon, höchstens ein Objekt der Mission, 
stünde der grosse Haufe unseres Volkes. Die Kirche soll aber 
da sein für alle, die es nicht ausdrücklich ablehnen, Christen zu 
sein. Wag würden wir dazu sagen, wenn die Volksschule plötz- 
lich erklärte, sie wolle nur die Begabten aufnehmen oder be- 
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evangelischen Landeskirchen liegt eine falsche Vorstellung von 
der Aufgabe der Kirche zu Grunde. Unsere Landeskirchen sind 
keine Gemeinden der Heiligen — das sollen und können sie 
nicht sein —, sondern Anstalten zur Verkündigung des Evan- 
geliums von Christo, Einrichtungen zur christlichen Erziehung 
unseres Volkes. Diese ihre Bestimmung verfehlen sie aber, wenn 
sie sich mit einer kleinen Schar auserlesener Christen begnügen 
und alle anderen von sich ausschliessen, wenn sie, um einen 
Ausdruck Stahls zu gebrauchen, eine Scheidewand ziehen zwischen 
denen, die an der Brust des Herrn liegen, und denen, die nur 
den Saum seines Kleides berühren. 

Zu der protestantischen Freiheit, die das Staatskirchentum 
in höherem Masse gewährt als das Freikirchentum, rechne ich 
aber auch die Möglichkeit, dass in der Kirche verschiedene 
Richtungen und Parteien neben einander bestehen. Die 
römische Kirche kennt das nicht: seit dem vatikanischen Konzil 
vollends ist jede Mannigfaltigkeit der Richtungen und Tendenzen 
ausgeschlossen; die letzten freier gerichteten Glieder hat diese 
Kirche im Altkatholicismus von sich abgestossen. 

Der Protestantismus hat sich von Anfang an durch einen 
gewissen Reichtum theologischer Schulen und kirchlicher Parteien 
ausgezeichnet. Wir achten dies für ein Zeichen nicht der Schwäche, 
sondern der Stärke unserer Kirche: es offenbart sich darin die 
Fülle des protestantischen Geistes. Eine solche Mannigfaltigkeit 
wächst aber nur auf dem Boden der Freiheit. 

Wie ist es nun aber damit in der freien Kirche beschaffen? 
je unabhängiger eine Kirche ist, je mehr sie nur von inner- 


‚kirchlichen. Faktoren beherrscht und beeinflusst wird, um so 


grösser ist die Gefahr, dass Eine Partei oder Richtung ans 
Ruder gelange und die anderen mundtodt mache. Die Freikirche 
kann ja auf keine andere Weise zu einem Kirchenregiment kommen 
als indem sie durch Wahlen und Majoritätsbeschlüsse aus sich 
selbst heraus Kirchenbehörden bildet, d. h. das Kirchenregiment 
der Freikirche ist der Ausschuss der Majorität, der stärkeren 
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Partei, der es gelungen ist über die Minorität den Sieg davon 
zu tragen, und die sich in der Regel nicht scheut, diesen Sieg 
für sich auszubeuten. | ’ 

Daran ist nichts Auffallendes; denn jede Partei ist ihrer 
Natur nach unduldsam und herrschsüchtig. Es besteht in diesem 
Stücke kein Unterschied zwischen den politischen und den kirch- 
lichen Parteien. Die Alleinherrschaft einer Partei in der Kirche 
ist aber stets vom Uebel, mag es eine liberale oder eine ortho- 
doxe sein. 

In der auf sich selbst gestellten evangelischen Kirche würde 
der Schwerpunkt des Kirchenregiments in die Synoden fallen: 
die Kirchenregimentsbehörden würden sich ın Ausschüsse oder 
jedenfalls Organe der synodalen Körperschaften verwandeln, wir 
bekämen das unerträglichste Parteiregiment in der Kirche, und 
die Abwendung vieler Kreise, insbesondere der Gebildeten von 
ihr wäre die unausbleibliche Folge. Was wir da zu erwarten 
hätten, das hat einer der Hauptvertreter der Selbständigkeits- 
bewegung in der preussischen Landeskirche offen ausgesprochen: 
„Es gilt dem unwürdigen Zustande ein Ende zu machen, dass 
wir in unserer Kirche eine Partei haben, die nicht bauen, sondern 
zerstören will. Wenn wir unabhängig geworden sind und 
diese Partei zum Schweigen gebracht haben, dann sind 
wir stark genug, um Deutschland das evangelische Gepräge zu 
erhalten, das ihm von Gottes- und Geschichtswegen gebührt“ 
(Worte Stöckers nach Beyschlags deutsch-evangelischen Blättern 
Bd. XI, 8. 390). Also dazu soll die ersehnte grössere Freiheit 
der evangelischen Kirche dienen: zur Vergewaltigung der schwä- 
cheren Partei durch die stärkere! 

Darum scheint uns das nicht der geringste Gewinn zu sein, 
den die evangelische Kirche von dem Anschluss an den Staat 
hat, dass sie vor der Herrschaft einer bestimmten Richtung und 
Schule, vor einem Parteiregimente bewahrt wird. Der Staat hat 
bisher noch immer ein heilsames Gegengewicht gegen die Allein- 
herrschaft einseitiger Bestrebungen in der Kirche gebildet und 
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diese vor dem schlimmen Loose durch Synodalmajoritäten regiert 
zu werden behütet. Wenn Minoritäten ein Existenzrecht in der 
Kirche geniessen, so danken sie dies der Weitherzigkeit des 
staatlichen Kirchenregiments. 

Derselbe Spener, der die Abhängigkeit der Kirche vom 
Staate als Cäsareopapie brandmarkte, hat, solange er mit seinen 
Anhängern in der Minderheit war, sich den Schutz der Staats- 
gewalt gegen die leidenschaftlichen Angriffe einer orthodoxen 
Majorität gerne gefallen lassen. Und wenn der württembergische 
Pietismus von Anfang an in der Landeskirche Raum zu einer 
ungestörten Wirksamkeit gefunden hat, so ist dies in erster 
Linie das Verdienst des staatlichen Kirchenregiments, das mit 
ebensoviel Weisheit als Duldsamkeit dieser Richtung, auch als 
sie in der Minderheit war, seinen Schutz hat angedeihen lassen 
und es den meisten Pietisten möglich gemacht hat, innerhalb der 
Landeskirche ihre eigenartige Frömmigkeit zu üben. 

Aber auch die Gegenwart bietet uns, wie ich meine, ein 
hervorragendes Beispiel der Toleranz des staatskirchlichen Re- 
giments. Mit welcher Geduld und Langmut erträgt es die oft 
masslose Hetze gewisser kirchlicher Kreise gegen das landes- 
herrliche Kirchenregiment und die ganze zu Recht bestehende 
Verfassung unserer evangelischen Landeskirchen! Man glaube 
doch nicht, dass ein freikirchliches Regiment sich etwas der- 
artiges gefallen liesse! Aber die Staatskirche gewährt selbst 
ihren Gegnern Raum zu einer Agitation, die in ihrer Art gerade 
so revolutionär ist, wie die Agitation der Sozialdemokratie gegen 
die bestehende staatliche Ordnung. 

Kaum ist es nötig, in diesem Zusammenhang, wo wir vom 
Verdienst des Staatskirchentums um die Erhaltung der protestan- 
tischen Freiheit reden, noch ein Wort von der Freiheit zu sagen, 
die die theologische Wissenschaft dem Staate zu verdanken hat. 
Es ist ja davon schon viel gehandelt worden. Wer wollte leugnen, 
dass die Theologie die Unabhängigkeit, die sie braucht, um eine 
Wissenschaft zu sein, in der Staatskirche eher findet als in der 
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Freikirche? Wenn unsere theologischen Fakultäten Stätten der 
freien Wissenschaft sind, so hängt dies damit zusammen, dass 
sie staatliche, nicht kirchliche Anstalten sind. Die vom Staat 
getrennte Kirche hat naturgemäss ihre eigenen Fakultäten als 
lediglich kirchliche Anstalten. Aber eben der Unstand, dass 
solche Fakultäten in einer unmittelbaren Beziehung zur Kirche 
stehen, pflegt erfahrungsgemäss die Lehrfreiheit ihrer Docenten 
zu beengen. 

Wir stehen am Ende. Ich habe versucht, Ihnen den Zu- 
sammenhang aufzuzeigen, der zwischen dem Protestantismus und 
dem Staatskirchentum in Deutschland stattfindet. Nicht als ob 
dieser Zusammenhang unlöslich wäre in dem Sinne, dass der 
Protestantismus mit dem Staatskirchentum stehen und fallen 
würde. Davon kann keine Rede sein. Das Evangelium ist an 
keine Verfassungsform gebunden; es erträgt, wie die Kirchen- 
geschichte lehrt, auch die Gleichgültigkeit, ja Feindschaft des 
Staates. Aber ohne Bedeutung ist darum die Verfassung für 
die evangelische Kirche nicht: die Eine Verfassung erschwert 
ihr die Erfüllung ihrer Aufgabe, die andere erleichtert sie ihr. 
Vielleicht ist es mir gelungen, in Ihnen den Eindruck hervor- 
zurufen, dass das Staatskirchentum in Deutschland, wenn es auch 
heutzutage von der Gunst der Parteien nicht getragen wird, 
doch unter den gegebenen geschichtlichen Verhältnissen unserer 
evangelischen Kirche eine geeignetere rechtliche Form für ıhr 
Wirken darbietet als das Freikirchentum. 

Von einem eigentlichen Notstande, den die Verbindung mit 
dem Staate in unserem kirchlichen Leben hervorgebracht habe, 
kann man ohne arge Uebertreibung nicht reden. Muss doch 
selbst Stöcker zugestehen, dass es noch keine evangelische 
Staatskirche gebe, in der es nicht erlaubt wäre, das geistliche Amt 
im Glauben zu verwalten (Wach auf deutsches Volk 8. 145). 
Das ist aber doch die Hauptsache, dass die Predigt des Evan- 
geliums frei ist, alles andere kommt daneben nicht in Betracht. 
Mängel, Unvollkommenheiten sind natürlich auch unter den 
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gegenwärtigen Verhältnissen 
aus jeder Kirchenverfassung 


richtung. Eine Verfassung, 


lässt, werden wir nie haben. 


vorhanden, aber sie ergeben sich 
als einer menschlich-irdischen Ein- 
die nichts mehr zu wünschen übrig 


Es mögen ja einmal Verhältnisse eintreten, die es der evan- 
gelischen Kirche wünschenswert machen, ihre Jahrhunderte alte 
Verbindung mit dem Staate gelöst zu sehen, aber bis jetzt sind 
wir noch nicht so weit. Auch wenn der Fall eintreten wird, 
der die evangelischen Kreise Württembergs lebhaft bewegt, ist 
meines Erachtens die Stunde zur Lösung jener Bande, zur se- 
cessio in montem sacrum noch nicht gekommen. Wenn aber 
einmal die Stunde schlagen sollte, da die Wege des Staats und 
der evangelischen Kirche in Deutschland auseinandergehen, dann 
wird die evangelische Kirche, um mit einem Worte Otto Mejers 
zu schliessen, noch ganz anders als bisher erfahren, was es heisse, 


in Knechtsgestalt auf Erden zu sein, aber sie wird darum nicht 
untergehen. 


183 


Ueber die Natur des landesherrlichen Kirchenpatronats 
nach älterem Sächsischen Rechte. 


Die Frage, ob die als „Patronat“ des Landesherrn bezeich- 
neten Beziehungen zu einer evangelisch-lutherischen Kirche nach 
älterem Sächsischen Rechte ihrem inneren Wesen nach in der 
That Patronat gewesen sind oder nicht, ist eine nicht unbe- 
strittene. 

Bei dieser Frage das ältere Recht von dem jetzigen zu son- 
dern, dafür liegt insofern ein innerer Grund vor, als das ältere 
Recht, wie es im Kurfürstenthume und Königreiche Sachsen noch 
in den ersten Jahrzehnten dieses Jahrhunderts gegolten hat, dem 
Patronate über evangelisch-lutherische Kirchen überhaupt (nicht 
blos dem landesherrlichen) mehr Inhalt beilegte als das jetzige 
Recht. Namentlich berief das ältere Sächsische Recht, abwei- 
chend von dem jetzigen, den Kirchenpatron zur Theilnahme an 
den Geschäften der Kircheninspektion, indem es ihm die Befug- 
nisse und Obliegenheiten der sogenannten weltlichen Koinspektion 
übertrug. Auch im landesherrlichen Kirchenpatronat stellten sich 
die inspektionellen Befugnisse und Obliegenheiten als bedeutungs- 
voller Theil des Patronatsinhalts dar. Ihre Zugehörigkeit zu 
diesem lässt es mit dem älteren Sächsischen Rechte schlechthin 
unvereinbar erscheinen, das landesherrliche Kirchenpatronat etwa 
für ein blosses Kollaturrecht des Landesherrn zu erklären. Was 
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aber ist es nach dem älteren Rechte denn seinem inneren Wesen 
nach? Das evangelisch-lutherische Landeskonsistorium zu Dres- 
den hat sich über diese Frage in folgendem Sinne ausgesprochen. 

Von vornherein bleiben diejenigen Fälle ausgeschieden, in 
denen das Patronat des Landesherrn von einem anderen Patron 
im Wege einfacher Rechtsnachfolge hergeleitet oder in denen es 
sonst auf eine Weise begründet ist, welche auch in Privathand 
wirkliches Patronat zur Entstehung gebracht haben würde. Es 
handelt sich vielmehr nur um die Fälle, in denen landesherrliches 
„Patronat* angenommen wird, weil kein anderes Patronat be- 
gründet ist; um die Fälle, die Weber, Systematische Darstellung 
des im Königreich Sachsen geltenden Kirchenrechts, 1. Auflage, 
2. Theil, 8 45, Seite 296; 2. Auflage, 2. Theil, $ 44, Seite 206 
mit den Worten bespricht: „Das den Landesherren — — zu- 
ständige Patronatrecht gründet sich — — theils — — auf den 
Vorbehalt des Kirchenregiments (oder .der Ausübung der kirch- 
lichen Kollegialrechte) überhaupt für den Landesherrn allenthalben, 
wo kein besonderes bereits bestandenes Patronatrecht bei. den 
nach der Kirchenverbesserung veranstalteten Kirchenvisitationen 
erweislich gemacht worden war.“ 

In Ansehung dieser Fälle entsteht nun der Zweifel, ob man 
nicht in dem, was landesherrliches Patronat genannt wird, ledig- 
lich ein Stück Kirchengewalt vor sich hat. Der Zweifel würde 
beseitigt sein, wenn dargethan werden könnte, dass auch in die- 
sen Fällen das Patronat dem Landesherrn nicht in seiner Eigen- 
schaft als Inhaber der Kirchengewalt, sondern in anderer Eigen- 
schaft zugestanden habe. Dann würde auch beim landesherrlichen 
Patronat erfüllt sein, was Friedberg, Kirchenrecht, 3. Auflage, 
$ 119, 8. 307 als Begriffsmerkmal wirklichen Patronatrechts auf- 
führt, dass es nämlich dem Berechtigten aus einem besonderen, 
von seiner Stellung in der Hierarchie unabhängigen 
Rechtsgrunde zustehen müsse. Es ist deshalb vorerst der Frage 
weiter nachzugehen, ob der Laandesherr nicht vielleicht in einer 
anderen Eigenschaft, als in der des summus episcopus, überall 
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da, wo Patronatrechte Anderer nicht begründet waren, nach älte- 
rem Sächsischen Rechte die Stelle des Patrons einnimmt. 

In der ersten Auflage von Webers Kirchenrecht, 1. Theil, 
(v. J. 1818), 8 45, S. 345 sind Angelegenheiten des landesherr- 
lichen Patronats, insbesondere die Ausübung der dessen wichtig- 
sten Bestandtheil bildenden Kollatur, ausdrücklich denjenigen 
„Sachen und Geschäften“ beigezählt, „zu deren ausschliesslichen 
Besorgung der Kirchenrath nicht sowohl vermöge des wesentlichen 
Umfangs der ihm übertragenen und resp. vorbehaltenen Ausübung 
der Staats- und Kirchengewalt im Allgemeinen, als vielmehr kraft 
des willkürlichen besonderen Auftrags, der auch an andere theils 
geistliche theils weltliche Behörden hätte gerichtet werden können, 
oder vermöge verjährten Herkommens autorisirt“ sei. Es schliesst 
sich daran S. 347 eine geschichtliche Betrachtung über die 
Frage, von wem das dem Landesherrn zustehende Patronatrecht 
auszuüben gewesen und ausgeübt worden sei. Alledem liegt an- 
scheinend die Auffassung zu Grunde, dass das Patronat des 
Landesherrn nicht Theil der landesherrlichen Kirchengewalt sei; 
der Landesherr wäre sonach nicht in seiner Eigenschaft als 
summus episcopus Inhaber des landesherrlichen Patronats. In 
welcher anderen Eigenschaft er es aber sei, spricht Weber nicht 
ausdrücklich aus. Ungesucht bietet sich indessen der Gesichts- 
punkt der Lehnsherrlichkeit dar. Unter dem (sesichtspunkte 
des Lehnsverhältnisses erscheint der Grundbesitz etc. der Kirchen 
und geistlichen Stellen auch sonst im Sächsischen Rechte. Wird 
er doch jetzt noch in der Sächsischen Landeskirche als „Kirchen- 
lehn“, „Pfarrlehn“ etc. bezeichnet. Im älteren Rechte aber 
spricht sich der Lehnsgesichtspunkt. noch entschiedener aus. 
Weber’s Kirchenrecht 1. Auflage, 2. Theil, $ 46, S. 301 ff. und 
2. Auflage, 2. Theil, 8 45, 8. 210 ff. lässt ersehen, welche Rolle 
dieser Gesichtspunkt gerade bei patronatrechtlichen Fragen ge- 
spielt hat, und zwar auch in Bezug auf das Verhältniss zwischen 
dem Patron einerseits und der dem Patronate unterliegenden 
Kirche etc. andererseits.. In der Beilage I zum Reskripte vom 
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30. März 1797, die auf eingewandte Appellationen in ecclesiasti- 


cis zu erstattenden Berichte betreffend, Ziffer 3, ist von „Chur- 
fürstlichem Lehn“ die Rede, wo nach dem Zusammenhänge nur 
Kirchen oder geistliche Stellen etc. unter landesherrlichem Patro- 
nate gemeint sein können, ein Beispiel, dem sich noch verschie- 
dene andere anreihen liessen. Auch würde die Auffassung des 
Landesherrn als Lehnsherr derjenigen Kirchen etc., für welche 
kein sonstiges Patronat begründet ist, einer anderen, ebenfalls 
unter dem Einflusse lehnsrechtlicher Anschauungen entstandenen 
Eigenthümlichkeit des älteren Sächsischen Rechts entsprechen, 
welche zwar auf einem anderen Gebiete liegt, aber doch ver- 
wandte Züge hat; es ist gemeint die sogenannte investitura allo- 
dialis sive Saxonica, wonach bei Grundbesitz aller Art, auch bei 
gewöhnlichen Allodialgrundstücken, der Besitzwechsel in der Form 
der gerichtlichen Beleihung vollzogen wurde. Ueberall also 
Behandlung des Grundbesitzes nach lehnsrechtlichen Gedanken: 
wo kein echtes Lehnsverhältniss vorliegt, tritt der Gerichtsherr 
an die Stelle des Lehnsherrn, und in Ermangelung eines sonstigen 
Gerichtsherrn der Landesherr. Damit würde es übereinstimmen, 
den Landesherrn als Lehnsherrn und um dieser Eigenschaft willen 
als Patron aller derjenigen Kirchen etc. im Lande zu betrachten, 
für welche sonst kein Lehnsherr vorhanden und kein Patronat 
begründet ist. Auch der Umstand könnte als dem Lehnsgedan- 
ken entsprechend angesehen werden, dass nach Sächsischem 
Rechte das Patronat durch Verleihung von Seiten des Landes- 
herrn entstehen kann (Weber spricht von „besonderer landesherr- 
licher Lehnsverleihung“; 1. Auflage, 2. Theil, $ 45, 8. 298; 
2. Auflage, 2. Theil, 8 44, S. 207), mag nun dabei der Landes- 
herr als ursprünglicher Lehnsherr oder als Inhaber der unter 


:den Begriff der Lehnshoheit fallenden Machtbefugnisse in Betracht 


gezogen werden. 

Gegen alles dies lassen sich aber sehr gewichtige Einwände 
erheben. Die Verallgemeinerung der lehnsrechtlichen Beziehungen 
im älteren Sächsischen Rechte ist eine meist nur scheinbare, nur 
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formelle ohne den entsprechenden Inhalt. Für das Gebiet des 
Privatrechts bezeugt dies B. @. Schmidt, Vorlesungen über 
das im Königreich Sachsen geltende Privatrecht (Leipzig, 1869, 
b. Gebhardt), Bd. I, S. 209, indem er von der investitura allo- 
dialis sive Saxonica sagt: „Dem Akte lag keineswegs die Präten- 
sion eines dem Gerichtsherrn zuzuschreibenden Obereigenthums an 
den sämmtlichen Liegenschaften seines Bezirks zu Grunde. Viel- 
mehr sollte durch ihn nur der Doppelzweck einer öffentlichen 
Beglaubigung des Erwerbsakts, sowie einer im Interesse des 
Jurisdiktionsinhabers bez. etwaiger Abgabenberechtigter liegenden 
Kontrole über die sich zutragenden Besitzveränderungen erreicht 
werden“. Von der Entstehung des Patronats aus landesherrlichem 
„Privileg“ aber bemerkt Friedberg, Kirchenrecht, 3. Auflage, 
8 129, S. 323, unter Il A. 2: sie sei, entsprechend der aus 
päpstlichem, an sich als rechtlich zulässig anzusehen und im Ge- 
biete der Sächsischen Landeskirche bezeugt. Die Parallele mit dem 
„päpstlichen Privileg“ erscheint bedeutungsvoll. Sie weist auf Ab- 
leitung des vom Landesherrn verliehenen Patronats aus einer kirch- 
lichen Gewalt hin, wie denn auch heute noch in der Sächsischen 
Landeskirche die Verleihung des Patronats nicht vom Könige selbst, 
sondern von den in Evangelicis beauftragten Staatsministern in 
Vertretung des summus episcopus erfolgt. Ist es aber hiernach 
die Kirche, welche das durch landesherrliche Verleihung ent- 
stehende Privat- Patronat schafft, gewissermaassen aus sich 
heraus setzt, so ist es ebenso die Kirche, welche das nicht an 
Andere verliehene, sondern landesherrlich verbleibende Patronat 
ausübt. Denn wie jetzt noch, so sind von Alters her, nach 
Weber, 1. Auflage, 1. Theil, S. 347 mindestens seit 1588, im 
Gebiete des Sächsischen Rechts Kirchenbehörden zur Ausübung 
des landesherrlichen Patronats berufen gewesen. Was bei Weber 
a. a. OÖ. über die „Anmaassung“ einer bezüglichen Befugniss 
seiten der churfürstlichen Civilbeamten vor 1588 berichtet ist, er- 
scheint, zusammengehalten mit der ausdrücklichen Anordnung 
der kirchlichen Zuständigkeit im Jahre 1588, besonders charak- 
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teristisch. Es erhellt sonach, dass das landesherrliche Kirchen- 
patronat in demjenigen Umfange, von welchem hier die Rede ist, 
auf der landesherrlichen Kirchengewalt beruht. 

Es ist aber auch das Weitere zuzugeben, dass das landes- 
herrliche Kirchenpatronat seinem Inhalte nach wesentlich nichts 
Anderes ist, als ein Stück Kirchengewalt. Dass die landesherr- 
liche Kollatur kirchenregimentlichen Charakters ist, bekundet 
schon ihre bekannte Kennzeichnung als libera collatio, die etwas 
der bischöflichen Gewalt Eigenthümliches bezeichnet. Was aber 
die sonst im Patronat enthaltenen Befugnisse und Obliegenheiten 
anlangt, welche nach älterem Sächsischen Rechte die Theilnahme 
des Patrons an den Geschäften der Kircheninspektion begründe- 
ten, so sind diese nach den Ausführungen Webers in der ersten 
Auflage seines Kirchenrechts, 1. Theil, $ 22, S. 151, 156f. den 
Patronen von Seiten des Kirchenregiments überlassen und 
bez. übertragen worden. Weber spricht dabei (S. 151) ausdrück- 
lich von der „Ausübung von Rechten der Kirchengewalt“. Sie 
sind also erst aus der Kirchengewalt in das Patronat gekom- 
men und sonach zum Mindesten im landesherrlichen Patro- 
nate zweifellos kirchenregimentlichen Charakters geblieben. Es 
steht dies in Uebereinstimmung mit dem, was Friedberg, Kirchen- 
recht, 3. Auflage, S. 324 unter II 4 erwähnt, dass nämlich die 
Verbindung mit der Patrimonialjurisdiction und der gutsherrlichen 
Polizeigewalt, welche in der Person der dinglich berechtigten Pa- 
trone eingetreten gewesen, diesen zuweilen auch eine Betheiligung 
am Kirchenregimente gewährt habe. 

Nach alledem wird sich nicht bestreiten lassen, dass das 
landesherrliche Patronat in demjenigen Umfange, von welchem 
hier die Rede ist, nach älterem Sächsischen Rechte zwar seiner 
Bezeichnung und äusseren Erscheinung und seinem thatsächlichen 
Inhalte nach mit den Patronatsrechten Anderer übereinstimmt, 
seinem Ursprung und Wesen nach aber kein wirkliches Patronat, 
sondern ein Stück Kirchengewalt ist. Dass es trotzdem unter 
das Schema des Patronats gebracht worden ist, beruht vielleicht 
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auf derselben Neigung des Sächsischen Rechtslebens, welche den 
Rechtsverkehr in Bezug auf Grundstücke aller Art, wie oben be- 
merkt, unter das Lehns-Schema gebracht hat. 

Sollte eingehalten werden, dass schliesslich alle Patronatrechte 
von der Kirchengewalt abgeleitet und ihr Inhalt als kirchenregi- 
mentlich dargestellt werden ‘könne, so würde zu erwidern sein, 
dass den anderen Patronatrechten immerhin die eine Eigenthüm- 
lichkeit verbleibt, welche sie wesentlich von der Kirchengewalt 
unterscheidet: sie stehen dem Berechtigten aus einem besonderen, 
von seiner Stellung in der Hierarchie unabhängigen 
Rechtsgrunde zu (zu vgl. die oben schon angezogene Stelle bei 
Friedberg, Kirchenrecht, 3. Auflage, $ 119, S. 307). 
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Die heutige reichsrechtliche Geltung des kanonischen 
Rechts von der Auflösung des matrimonium non 
consummatum durch päpstlichen Dispens und Eintritt 
in das Kloster '. 


Von 
Dr. jur. et phil. H. Geffecken, 


Privatılozenten der Rechte an der Universität Leipzig. 


mn 


Die eherechtlichen Massgaben des Reichsgesetzes vom 6. Feb. 
1875 über die Beurkundung des Personenstandes und die Ehe- 
schliessung beziehen sich sowohl auf das Ehescheidungs- als auch 
auf das Eheschliessungsrecht. Bezüglich der Ehescheidung ent- 
hält das Gesetz nur zwei Normen: 8 76 hat den geistlichen Ge- 
richten die Befähigung mit bürgerlicher Wirksamkeit zu fungieren 
entzogen, somit sind in Ehescheidungssachen die bürgerlichen Ge- 
richte allein zuständig, 8 77 hat die separatio perpetua quoad 
thorum et mensam beseitigt und bestimmt, dass in allen Fällen, 
wo nach dem bisherigen Rechte auf ständige Trennung von Tisch 
und Bett erkannt werden musste, nunmehr das Urteil auf Schei- 
dung vom Bande zu lauten habe. Reicher als die Bestimmungen 
über das Ehescheidungsrecht sind im Personenstandsgesetz_ die- 
jenigen über das Eheschliessungsrecht. Vorzüglich kommen 88 41 
und 52 in Frage. Ersterer lautet: „Innerhalb des Gebietes des 
Deutschen Reiches kann eine Ehe rechtsgültig nur vor dem 
Standesbeamten geschlossen werden.“ 8& 52 besagt: „Die Ehe- 


! Die Abhandlung ist der Redaktion dieser Zeitschrift vor dem 18. Aug. 1896 
eingeliefert worden und berücksichtigt daher das BGB. noch nicht. 
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schliessung erfolgt in Gegenwart von zwei Zeugen durch die an 
die Verlobten einzeln und nach einander gerichtete Frage des 
Standesbeamten: ob sie erklären, dass sie die Ehe mit einander 
eingehen wollen, durch die bejahende Antwort der Verlobten und 
den hierauf erfolgenden Ausspruch des Standesbeamten, dass er 
sie nun kraft des Gesetzes für rechtmässig verbundene Eheleute 
erkläre.“ 8 41 statuiert demnach die ausschliessliche sachliche 
Zuständigkeit des im Standesbeamten verkörperten Staates zur 
Abschliessung bürgerlich gültiger Ehen, während 8 52 den Modus 
dieser bürgerlichen Eheschliessung beschreibt. Die formalen Vor- 
aussetzungen der bürgerlich gültigen Eheschliessung sind in den 
angeführten Paragraphen des Personenstandsgesetzes erschöpfend 
festgestellt, weitergehende Erfordernisse des früheren Rechts 
haben somit keine bürgerliche Geltung mehr zu beanspruchen. 

Nun enthält das kanonische Recht den positiven Rechtssatz, 
dass ein matrimonium ratum (also eine nach kanonischen Grund- 
sätzen giltige Ehe) solange dasselbe noch nicht durch Beischlaf 
vollzogen sei, aufgelöst werden könne, falls der eine Gatte den 
feierlichen Ordensprofess leiste oder falls der Papst seine beson- 
dere Ermächtigung gebe. Es frägt sich, ob diese Bestimmung 
des kanonischen Rechts noch gegenwärtig, nach Erlass des Per- 
sonenstandsgesetzes, vom Staate zu respektieren ist. 

Diese Frage wird von der Mehrzahl der Autoren, die sich 
mit ihr beschäftigt haben, für den Fall des votum solenne bejaht!, 
während die Befugnis des Papstes durch seine Dispensation die 
' unvollzogene Ehe aufzuheben, bestrittener ist, jedoch von einigen 
Schriftstellern ebenfalls behauptet wird?. Alle diese Autoren 


1 So von Sicherer, Kommentar zu dem Reichsgesetz über die Be- 
urkundung des Personenstandes und die Eheschliessung in Bezold’s Gesetz- 
gebung des Deutschen Reichs mit Erläuterungen I. T. Bd. 1. 1879. S. 589; 
Scheurl, Das gemeine deutsche Eherecht. Bd. 2. 1882. S. 279, 280 u. Krit. 
Vierteljahrsschr. f. Gesetzgeb. u. R’swissensch. Bd. 26. S. 450, 451; Kahl, 
Krit. Vierteljahrsschr. 26. S. 78; Hubrich in dem unten besprochenen 
Buche 8. 15. 

®2 Dagegen: von Sicherer a. a. O. S. 586; Scheurl, Eher. II. S. 285 
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aber, mögen sie nun mit oder ohne Einschränkung für den Fort- 
bestand der Geltung des kanonischen Rechtssatzes eintreten, 
stützen ihre Ansicht auf den von ibnen meist wie selbstverständ- 
lich und daher ohne weiteren Beweis hingestellten Satz, dass es 
sich bei der Aufhebung des matrimonium non consummatum 


durch Ördensprofess oder päpstlichen Dispens um eine Eheschei- 


dung handele!. Sollte sich also erweisen lassen, dass dies nicht 


der Fall ist?, so würde sich ein weiteres Eingehen auf die Mei- 
nungsverschiedenheiten, wie sie im Einzelnen zwischen den Ver- 
teidigern der Fortdauer des kanonischen Rechtssatzes bestehen, 
erübrigen’. | 
Wenn soeben gesagt wurde, dass die Vertreter der hier in 
Frage stehenden Behauptung sich deren Begründung im W esent- 
lichen ersparen, so kann von diesem Vorwurf auch derjenige 
Autor nicht freigesprochen werden, der sich meines Wissens zu- 
letzt ziemlich eingehend mit dem betreffenden Gegenstand be- 
schäftigt hat: Eduard Hubrich. In der Einleitung zu seinem 
Buche über das Recht der Ehescheidung in Deutschland (Berlin 
1891, 8. 1) sagt er, das Institut der Ehe biete, insofern die Auf- 
hebung der Wirkungen des Eheschliessungsaktes bei Lebzeiten 
beider Eheteile in Frage komme, der rechtlichen Betrachtung 


2. f. KR. 17. S. 203; Richter-Dove-Kahl, Lehrb. d. KRs. 8. Aufl. S. 1172; 
— dafür: Rittner in Grünhut’s Zeitschr. VIII. S. 169; Bartels, Ehe u. 
Verlöbnis nach gem. u. partik. Recht in der Provinz Hannover 1871. S. 359; 
Hubrich 8. 29. 

1! Dies nehmen sogar Schulte, Handb. d. kathol. Eherechts 1855. 
S. 217, und von Seel, Blätter f. Rechtsanwendg. 42, 130 an, trotzdem sie 
die gegenwärtige Geltung des kanonischen Rechtssatzes läugnen. (Gerade 
aus diesem Grunde aber hatten ihre Gegner leichtes Spiel, sie zu widerlegen. 

?2 Keine Ehescheidung sehen in der Auflösung des matrimonium 
non consummatum: Weinrich, Zeitschr. f. KR. 20. S. 298f.; Friedberg, 
Lehrb. d. KR’s. 4. Aufl. 1895. S. 434. Anm. 10; Hinschius, Kommentar 
z. Reichsges. v. 6. Feb. 1875. 3. Aufl. 1890. S. 218; vgl. auch Hauser in 
seiner Zeitschr. 3, 211: 


® Hierher gehört z. B. die Frage, ob die päpstliche Dispensation ein 
Akt der richterlichen oder der Regierungsthätigkeit des Papstes ist. 
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die beiden Begriffe der Annullation und der Ehescheidung dar; 
Annullation heisse die Aufhebung dann, wenn sie ihren Grund 
in einem bereits im Augenblick des Eheschliessungsaktes vorhan- 
denen Mangel habe, welcher dem Zustandekommen einer giltigen 
Ehe im Wege stehe, Ehescheidung werde sie genannt, falls ihr 
Grund in einem erst nach giltigem Eheschluss eintretenden Um- 
stande beruhe. Vom Standpunkte des konfessionslosen staatlichen 
Eherechts der Gegenwart aus betrachtet dürfte diese Aufstellung 
einwandsfrei sein. Falsch und unhistorisch aber ist es, wenn H. 
die Geltung obiger Sätze ohne weiteres auch für das kanonische 
Recht behauptet und demgemäss die Ansicht ausspricht, die Auf- 
hebung der Rechtswirkungen des matrimonium ratum non con- 
summatum durch professio religiosa und päpstliche Dispensation 
sei von jeher dem Begriff der Ehescheidung eingegliedert worden!. 
Da Verfasser soeben an den historischen Sinn des Lesers appel- 
liert hat, so erhellt, dass nach seiner Ansicht eine befriedigende 
Erledigung des in Frage stehenden Beweisthemas nur auf dem 
Wege geschichtlicher Untersuchung möglich ist. 

Mit zum ältesten Bestande der Prinzipien, nach welchen die 
katholische Kirche die Verwaltung ihres Kultus geregelt hat, 
gehört der Satz von der absoluten Unauflöslichkeit jeder zwischen 
Christen geschlossenen Ehe?. Bereits die vorkonstantinischen 
Kirchenväter haben gestützt auf Aussprüche Christi und Pauli? 
mit wachsender Konsequenz den rigorosen Satz verfochten, kein 
Christ dürfe sich von seiner christlichen Gattin, keine Christin 
sich von ihrem christlichen Gatten ausser wegen Ehebruchs schei- 


1 Diese Behauptung kann sich auch nicht etwa auf die Thatsache stützen, 
dass Auflösung des matrimonium non consummatum und Ehescheidung in 
den kanonischen Quellen durch dieselben sprachlichen Ausdrücke bezeichnet 
werden. Man braucht nur Hincmars kanonistisches Gutachten „de divor- 
tio Lotharii“ zu lesen, um zu wissen, dass die Kirche, lange bevor sie einen 
besonderen Ausdruck dafür hatte, mit dem Begriff der Annullation operierte. 

?2 Vgl. hierfür und das Folgende: Geffeken, Zur Gesch. d. Eheschei- 
dung vor Gratian. Leipz. 1894. S. 16 ff. 

8 Matth. 19 8-s; 1 Kor. 7 ıo-ı. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 2. 13 
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den, und selbst im Falle der Scheidung wegen Ehebruchs sei 
dem unschuldigen wie dem schuldigen Teil zu Lebzeiten des 
anderen Gatten eine neue Ehe verboten, mit anderen Worten: 
Scheidung sei niemals Auflösung der Ehe dem Bande nach, son- 
dern nur dauernde Trennung des ehelichen Zusammenlebens, se- 
paratio perpetua quoad thorum et mensam. Freilich hat die 
Kirche nach ihrer Anerkennung durch Konstantin nicht vermocht, 
ihre Ehescheidungsdoktrin in der alten Strenge aufrecht zu er- 
halten, Staat und Kirche kamen sich jetzt auf halbem Wege ent- 
gegen, die Gesetzgebung der christlichen Kaiser unternahm es, 
die nahezu völlige Zügellosigkeit der heidnisch-römischen Zeit 
auf dem Gebiete des Ehescheidungsrechtes einzudämmen, während 
es andererseits die Kirche ohne energischeren Protest hinnahm, 
dass in diesen Kaiserkonstitutionen ausser dem Ehebruch noch 
eine grosse Anzahl von anderen Scheidungsgründen erlaubt, und 
dass vor allem in ihnen die Scheidung stets als eine vollständige 
das eheliche Band auflösende und die bisherigen Gatten zu ander- 
weiter Verheiratung berechtigende angesehen wurde. Und als 
dann das weströmische Reich vor dem Sturm der Völkerwande- 
rung dahinsank, und in den auf seinen Trümmern erwachsenden 
Stammesreichen der Germanen das Christentum zur Einführung 
kam, da musste die Kirche ebenfalls noch für lange auf die 
strenge Durchführung ihres Prinzips von der absoluten Unauf- 
löslichkeit des ehelichen Bandes bei Lebzeiten der Gatten ver- 
zichten, denn die Rigorosität des kirchlichen Grundsatzes wider- 
sprach der gesunden Naturkraft des Germanen mindestens ebenso 
sehr, als dies gegenüber der tiefen Sittenverderbnis des Römers 
in den letzten Zeiten des Reichs der Fall gewesen war. Erst 
als die Pippiniden des Frankenreiches jene enge Verbindung des 
Staates mit der Kirche eingingen, welche für die Gestaltung der 
ganzen mittelalterlichen Geschichte von so fundamentaler Be- 
deutung geworden ist, hat auch wieder die Lehre von der Un- 
vereinbarkeit der Scheidung mit den Grundsätzen des Christen- 
tums ihre volle Auferstehung gefeiert, um seitdem je mehr und 
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mehr zu einem der unangefochtensten Prinzipien der katholischen 
Kirche zu werden. Die endgültige Formulierung des längst in 
Jahrhunderte langer Uebung befindlichen, von Einführung der 
geistlichen Ehegerichtsbarkeit bis zur Reformation nie mehr ernst- 
haft angefochtenen Grundsatzes erfolgte durch das Konzil von 
Trient, das in seiner 24. Sitzung den Satz aufstellte: Si quis 
dixerit, ecclesiam errare, quum docuit et docet iuxta evangelicam 
et apostolicam docetrinam, propter adulterium alterius coniugum 
matrimonii vinculum non posse dissolvi; et utrumque, vel etiam 
innocentem, qui causam adulterio non dedit, non posse altero 
coniuge vivente aliud matrimonium contrahere; moecharique eum, 
qui dimissa adultera aliam duxerit, et eam, quae dimisso adultero 
alii nupserit: anathema sit!. oe 
Während somit das katholische Ehescheidungsrecht im Prin- 
zipe bereits seit der ältesten christlichen Zeit feststand und sich 
seither bis zur Gegenwart nicht geändert hat, musste das Ehe- 
schliessungsrecht der katholischen Kirche, bevor es zu seiner 
definitiven Fixierung gelangen konnte, starke Wandlungen durch- 
machen. Die Kirche hatte zweifelsohne in ältester Zeit das rö- 
mische Eheschliessungsrecht anerkannt, das in den Satz zusammen- 
gefasst werden kann: consensus facit nuptias, die Ehe kommt 
durch die übereinstimmende Willenserklärung der Nupturienten, 
sich heiraten zu wollen, zustande”. Auch das germanische Ehe- 
schliessungsrecht, welches in ältester Zeit den Erwerb des Eigen- 
tums an der Frau durch Kauf? oder gewaltsame Aneignung? 
als den ehewirkenden Akt ansah, später dann an Stelle dieser 
rohen Formen den Erwerb der Munt über die Frau setzte, liess 
daneben je mehr und mehr den übereinstimmenden Willen der 


! Concil. Trident. ed. Schulte-Richter S. 215. 

?2 Vgl. Sehling, Die Unterscheidung d. Verlöbnisse im kanonischen 
Recht. Leipz. 1887. S. 24ff. Freisens Kopulatheorie ist von ihm selbst 
wieder aufgegeben worden: Arch. f. kath. KR. Bd. 67, S. 369 ff. 

® Brunner, Rechtsgesch. I, S. 74. 

* Dargun, Mutterrecht u. Raubehe. Breslau 1883. S. 111ff.; Heus- 
ler, Institutionen des deutschen Privatrechts. Leipz. 1885—86. Bd. II, S.277 ff. 
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beiden Kontrahenten über die Herstellung des ehelichen Verhält- 
nisses massgebend werden und näherte sich damit dem römischen 
Eheschliessungsrechte, welchem die Kirche folgte. Erst die An- 
nahme einer neuen Sakramentstheorie in der fränkischen Kirche 
ist es dann gewesen, die den Ausgangspunkt für eine vom rö- 
mischen und vom germanischen Eheschliessungsrecht abweichende 
Rechtsauffassung der Gesammtkirche abgegeben hat!. Während 
man nämlich bisher mit Rücksicht auf die von Paulus behauptete 
Aehnlichkeit der Ehe mit der Verbindung Christi und der Kirche? 
die Ehe zuweilen wohl als Sakrament, aber in nichttechnischem 
Sinne bezeichnet’, jedenfalls aber die Existenz dieses Sakraments 
nie von der Vollziehung des ehelichen Beilagers abhängig gemacht 
hatte*, bildete sich nunmehr auf Grund eines missverstandenen 
Briefes des Papstes Leo I.® die Ansicht aus, dass die copula 
carnalis zum Zustandekommen des Sakraments und demgemäss 
zum Zustandekommen einer wirklichen Ehe erforderlich sei. 
Hieraus ergab sich sodann, dass ein matrimonium ratum (d. h. 
eine eheliche Verbindung, welche den kirchlichen Verschriften 
gemäss geschlossen ist), solange dasselbe noch ein matrimonium 
non consummatum ist (d. h. solange bei ihm eheliche copula 
noch nicht vorliegt) überhaupt gar keine Ehe und daher unter 
‚Umständen noch lösbar sei. Gegen diese Theorie, deren nach- 
weislich erster Vertreter der Erzbischof Hinkmar von Rheims ist® 


! Vgl. für die ganze folgende Entwickelung: Sehling, a. a. 0. S. 40 ff. 
? Eph. 5. v. 23. 
8 Vgl. Ambros. Comment. in epist. ad Ephes. 5, 32 (Migne Patr. lat 


17. S. 399) und die bei Friedberg, Lehrb. d. KR. Leipz. 1895 (4. Aufl.) 
& 138 Anm. 1 angeführte Litteratur. 


* Vgl. Sehling a. a. O. S. 26, 27. 

5 Epist. ad Rusticum Narbonens. episc. 

6 Epist. ad Rodulfum et Frotarium archiepisc. de nuptiis Stephani c. 5 
(ed. Sirmond 2, 656 ff.): ... secundum diffinitionem sancti Leonis Papae et 


traditionem doctorum superius demonstratam dubium non est eam mulierem 


non pertinere ad matrimonium, in qua coniunctione sexuum non docetur 


Christi et Ecclesiae sacramentum, hoc est nuptiale fuisse apenın: Vgl. 
Sehlivug a. a. O. S. 46. Text u. Anm. 2 
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und die von der fränkischen Kirche rezipiert wurde!, hat 
die römische Kirche zunächst noch entschiedenen Widerspruch 
erhoben: zwar sah auch sie jetzt die Ehe als ein Sakrament, 
wenngleich als ein mit den anderen Heilsmitteln der Kirche nicht 
auf gleiche Linie zu stellendes an, aber sie liess das Sakrament | | 
nach wie vor durch blossen Konsens zustande kommen, ohne der | 
copula eine irgendwie ehewirkende Kraft zuzuschreiben? Eine 
dritte, namentlich von französischen Kirchenlehrern vertretene, 
vermittelnde Theorie stellte sodann den Satz auf: consensu con- 
iugium initiatur, copula perficitur®. Während also nach Hink- 
mar die unvollzogene Ehe überhaupt noch gar keine Ehe ist, 
kommt nach dieser Anschauung auch bereits durch den blossen 
Konsens ein matrimonium verum zustande, aber dies matrimonium 
verum ist dennoch, solange keine Kopula vorhanden ist, ein ma- 
trimonium imperfectum, ist noch ‚nicht sakramental und darum 
lösbar. Sowohl die strengere als die vermittelnde Form der Ko- 
pula-Theorie fand sodann eifrige Gegner in Hugo von St. Viktor 
und Petrus Lombardus*, Gratian aber hat in seinem Dekret die 
vermittelnde Ansicht der älteren französischen Schule adoptiert° 
und derselben zufolge seines Einflusses zunächst ın Oberitalien 
allgemeine Geltung verschaftt. Die Schule von Bologna bildete 
diese Lehre insofern fort, als sie in ihren Schriften über das 
Gratianische Dekret diejenigen Fälle fixierte, in welchen die 
Auflösung. einer unvollzogenen Ehe möglich sei. Als solche ‚ 
werden genannt: votum solemne, geschlechtliche Impotenz, Krank- | 
heit, Wahnsinn, geistliche Verwandtschaft, affinitas superveniens, 
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| 1 Ivo Carnot. Pan. 6, 23; Alger. Leod. lib. sentent. c. 61; Anselm. Lau- j 
dun. ad Matth. c. 5 (Migne 162, 1170 ff.). | 
? Vgl. Petri Damian., de tempore celebrandi nuptias c. 1—3 (Migne, ; 
Patr. lat. 145. S. 659 ff.). 
8 Alger. Leod. lib. sent. c. 60: non est perfectum coniugium, ubi non 
sequitur commixtio sexuum — Anselm. Laudun. ennarrat. in Matth. c. 5 

(Migne, Patr. lat. 162, 1298 ff.). 

* Vgl. Sehling a. a. O. S. 60 ff. ö 

5 C. 27. qu. 2. vgl. Sehling a. a. O. S. 81 ff. : 
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Raub, Gefangenschaft, nachfolgende konsummierte Ehe. Von 
diesen Gründen für die Auflösung eines matrimonium non con- 
summatum ist jedoch einzig und allein das Klostergelübde offiziell 
anerkannt worden. Alexander III., der dies in der Dekretale 
Licet praeter solitum! that, verwarf gleichzeitig ausdrücklich den 
Auflösungsgrund der nachfolgenden vollzogenen Ehe, die affinitas 
superveniens wurde sodann später durch Innozenz Ill. beseitigt?. 
Der einzig von der päpstlichen Gesetzgebung rezipierte Auf- 
lösungsgrund des votum solemne aber erhielt um diese Zeit der 
zur Weltherrschaft aufstrebenden Machtfülle des Papstes eine 
weitgehende Ergänzung durch die Einführung des Rechtssatzes, 
dass der Papst befugt sei, jede nicht vollzogene Ehe durch seinen 
Dispens aufzulösen; wenn es auch zweifelhaft bleibt, ob diese 

Neuerung bereits auf Alexander III. selbst zurückführt, und wenn 

dieselbe auch noch bis in’s 15. Jahrhundert nicht ohne Anfech- 

tungen geblieben ist, so ist doch jedenfalls in der Theorie des 

Alanus?, eines Dekretisten aus dem Anfang des 13. Jahrhunderts, 
nach welcher die unvollzogene Ehe nicht auf ius divinum, son- 
dern auf der constitutio ecclesiae beruht, die der Papst jederzeit 
aufheben kann, bereits der Grund für die Ausbildung dieses 
päpstlichen Dispensationsrechtes gelegt. 

Und auf diesem Punkte ist das kanonische Recht von der 
Auflösbarkeit des matrimonium non consummatum bis zur Gegen- 
wart stehen geblieben. Das Konzil von Trient hat ausdrücklich 
bestimmt: Si quis dixerit, matrimonium ratum non consummatum 
per solennem religionis professionem alterius coniugum non dirimi: 
anathema sit* und demnach die Auflösbarkeit der unvollzogenen 
Ehe durch Eintritt in das Kloster für einen Glaubenssatz erklärt. 
Was das päpstliche Dispensationsrecht anbetrifft, so hat dasselbe 


10.3. X. de spons. duor. 4, 4. 

®2 0. 6. 10. X de cogn. leg. 4, 13. 

® Glosse zu c. 7. X. de conv. conc. III. 32: Notavit hic Alanus, quod 
matrimonium non consummatum sortitur naturam ex constitutione ecclesiae: 


ideo circa illud latissime patet Papae potestas. Vgl. Sehling a. a. O. S. 121. 
* Conc. Trid. ed. Schulte-Richter S. 215. 
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zwar keine ausdrückliche Fixierung als ius scriptum gefunden, 
sondern beruht auf Gewohnheitsrecht, welche jedoch so feststeht, 
dass die Congregatio Concilii von ihrem Standpunkte aus befugt 
war, in einem Referat aus dem Jahre 1734. zu sagen: De summi 
pontificis potestate dispensandi super matrimonio rato et non con- 
summato nefas hodie foret quaestionem movere!. 

Wir haben somit genau festgestellt, um was es sich bei der 
ganzen Frage des nach kanonischem Rechte auflösbaren matri- 
monium non consummatum begrifflich handelte Wir haben ge- 
sehen, dass die katholische Kirche unter Scheidung grundsätzlich 
niemals etwas anderes als dauernde Trennung des ehelichen Zu- 
sammenlebens versteht und die Ehe unter Christen dem Bande 
nach für schlechterdings unauflöslich erklärt”. Wenn nun das- 
selbe Konzil von Trient, das in can. 7 seiner 24. Session jenen 
Glaubenssatz aufstellte, in can. 6 derselben Sitzung unter feier- 
licher Verdammung entgegengesetzter Lehre das Ordensgelübde 
für einen hinreichenden Auflösungsgrund des matrimonium ratum 
et non consummatum erklärt, wenn diese Auflösung, wie hier 
ausdrücklich hervorgehoben werden muss, den in der Welt ver- 


bleibenden Gatten zu sofortiger anderweiter Verheiratung be- 


rechtigt®, so folgt hieraus m. E. unweigerlich, dass es sich bei 
Auflösung der unvollzogenen Ehe nach kanonischer Rechtsauf- 
fassung nicht um eine Ehescheidung handelt, und dass das ma- 
trimonium non -consummatum keine Ehe in des Wortes voller 
Bedeutung ist. Allerdings erklärt das Tridentiner Dekret Tametsi: 


1 Referat der Congregatio Concil. Trid. in der causa Barchinon. (ed. 
Schulte-Richter S. 251). 

® Es ist also falsch, wenn Hubrich S. 19 für das kanonische Recht 
neben die Scheidung einer dem Bande nach absolut unauflösbaren Ehe noch 
die Scheidung einer nur principiell unauflösbaren Ehe stellt. Ein Blick auf 
die Rechtswirkungen der Auflösung des matrimonium non consummatum 
hätte ihn eines besseren belehren müssen: sie sind dieselben, wie bei der 


Annullation einer Ehe wegen eines impedimentum dirimens. Vgl. unten 
S. 200 f. 


8 Vgl. Anm. 2. 
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dubitandum non est... . matrimonia libero contrahentium con- 
sensu facta rata et vera esse matrimonia!, allerdings steht im 
Cathechismus ex decreto concilii Tridentini ad parochos zu lesen: 
praeter consensum . . . ut verum matrimonium existat, con- 
cubitum necessario non requiri; nam et primos parentes ante 
peccatum, quo tempore nulla inter eos carnis copula intercesserat, 
ut Patres testantur, vero matrimonio iunctos fuisse plane constat?. 
Aber sprechen diese Stellen, welche das matrimonium non con- 
summatum für ein verum matrimonium erklären, gegen meine 
Behauptung, dass die unvollzogene Ehe nach kanonischem Recht 
nicht als vollgiltige zu betrachten sei? Ist uns ihre Auffassung 

überhaupt etwas neues? Wir sahen ja doch, dass Gratian die 
vermittelnde Theorie der altfranzösischen Kirche rezipierte, wo- 

nach das matrimonium ratum et non consummatum allerdings 

ein matrimonium verum und dennoch ein matrimonium imperfec- 

tum sein soll, und dass die päpstliche Gesetzgebung wiederum 

sich Gratians Theorie zu eigen machte, indem sie zwar die von 

den Bologneser Dekretisten aufgestellten mannichfachen Auf- 

lösungsgründe bis auf einen verwarf, aber das Axiom: „consensu 

connubium initiatur, copula perfiecitur* seinem Wesen nach be- 
stehen liess. Demnach unterscheidet auch heute noch das kano- 
nische Recht zwischen einem matrimonium verum et imperfectum 

d. i. dem matrimonium ratum et non consummatum, und einem 


matrimonium verum et perfectum, d. i. dem matrimonium ratum 


et consummatum. Ersteres kann dem Bande nach aufgelöst, 


aber nicht geschieden, letzteres kann geschieden, aber nicht dem 
Bande nach aufgelöst werden. 


Glaube ich somit auf dem in Fragen des kanonischen Rechtes 


1 Schulte-Richter S. 216. Freisen, Arch. f. kath. KR. Bd. 54. S. 363 ff. 
geht somit allerdings zu weit, wenn er das durch blossen consensus de 
praesenti erzeugte Verhältnis der Nupturienten nicht als Ehe im Sinne 
des kanonischen Rechts bezeichnet wissen will, seine Bedenken entspringen 
aber trotzdem aus an und für sich richtigen Erwägungen. 


2 Catechismus ex decreto Conc. Trid. ad parochos. Coloniae 1567. S. 394. 
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einzig korrekten Wege historischer Untersuchung nachgewiesen 
zu haben, dass die Aufhebung des matrimonium non consum- 
matum keine Ehescheidung sein kann, so ist nunmehr noch in 
Kürze zu erörtern, was sie denn eigentlich begrifflich vorstelle. 
Wir werden gut thun, uns hier vorsichtig auszudrücken. Die 
Auflösung der unvollzogenen Ehe durch Ordensprofess oder päpst- 
lichen Dispens ist die nachträgliche Rückgängigmachung der 
Rechtswirkungen einer nach kanonischer Rechtsauffassung noch 
nicht vollgiltigen Ehe. Diese Rückgängigmachung der Rechts- 
wirkungen eines matrimonium non consummatum ist eine voll- 
ständige, der durch sie hervorgebrachte Rechtszustand ist derselbe, 
als ob überhaupt nie eine Ehe zwischen den Beteiligten bestanden 
hätte. Die Rechtswirkungen der Auflösung des matrimonium 
non consummatum sind also dieselben, wie diejenigen der An- 
nullation. Dennoch wäre es falsch, die Aufhebung der unvoll- 
zogenen Ehe als Annullation zu bezeichnen. Denn was wir heute 
so nennen, muss seinen Grund allerdings, wie Hubrich ganz 
richtig sagt, in einem bereits im Augenblick des Eheschliessungs- 
aktes vorhandenen Mangel haben, der dem Zustandekommen einer 
giltigen Ehe im Wege steht. In unserem Falle aber ist ein der- 
artiger Mangel nicht vorhanden, die Eheschliessung ist in ihrem 
ersten Stadium gemäss dem materiellen kanonischen Rechte zu- 
stande gekommen, nur ihre Vollendung steht noch aus. Es 
bleibt uns also nur die Annahme übrig, dass das Institut der 
Ehe, insofern die Aufhebung der Wirkungen des Eheschliessungs- 
aktes bei Lebzeiten beider Eheteile in Frage kommt, der recht- 
lichen Betrachtung nicht, wie Hubrich meint, zwei, sondern 
vielmehr drei Seiten darbietet: Annullation greift nur der ungil- 
tigen, Ehescheidung nur der vollgiltigen, Rückgängigmachung nur 
dem Bruchstück einer vollgiltigen Ehe, d. h. nur dem matri- 
monium ratum sed non consummatum gegenüber Platz. 

Wie dem nun aber auch sei, jedenfalls gehört die zur Dis- 
kussion stehende Materie nicht dem Ehescheidungs-, sondern dem 
Eheschliessungsrechte an. Denn es handelt sich bei ihr um die 
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Frage: wann ist eine vollgiltige Ehe vorhanden? Wie das ka- 
nonische Recht diese Frage beantwortet, haben wir in ausführ- 
licher Darlegung erörtert, die Antwort des heutigen deutschen 
Reichsrechtes ergibt sich aus & 41 und & 52 des Personenstands- 
gesetzes. Reichsrecht und kanonisches Recht aber stehen in 
dieser Beziehung in unvereinbarem Widerspruche zu einander': 
ersteres kennt den Unterschied zwischen einem matrimonium ini- 
tiatum und einem matrimonium perfectum nicht, es erklärt viel- 
mehr die Ehe für perfekt, sobald der Ehekonsens in formell gil- 
tiger Weise vor dem Standesbeamten verlautbart und von diesem 
durch seine Erklärung mit Rechtskraft versehen ist. Die Distink- 
tion des kanonischen Rechts hat somit für das Gebiet des Deut- 
schen Reiches keine zivilrechtliche Bedeutung mehr, und ebenso- 
wenig können die aus ihr gefolgerten Sätze von der Auflösung 
des matrimonium non consummatum durch päpstlichen Dispens 


und Eintritt in das Kloster Anspruch auf reichsrechtliche Gel- 
tung erheben. 

! Wenn Hubrich a. a. O. S. 17 u. 28 diesen bereits von Friedberg, 
Kirchenr. S. 434 hervorgehobenen unlösbaren Widerspruch läugnet, so geht 
er doch dabei auf F.’s Voraussetzungen gar nicht ein, sondern betrachtet die 


ganze Frage lediglich vom Standpunkte der vorgefassten Meinung aus, dass 
es sich hier um Ehescheidung handele. 
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II. Miscellen. 


Die Anweisungen für die spanische Inquisition 
| vom Jahre 1561. 


Von 
Prof. D. Dr. Hinschius, 


Geh. Justizrath in Berlin. 


(Schluss.) 


Abjuracion. 


42. La abjuracion que hicieren 
los reos, se asiente al pie de la 
sentencia y pronunciamiento de 
ella, refiriendosi ä& la Instruc- 
cion, conforme & la cual abju- 
raron, y si saben firmar los reos 
lo firmarän de sus nombres, 6 
no sabiendo escribir, lo firme 
uno de los inquisidores y No- 
tario. Y porque haciendose en 
auto püblico no se podrä alli 
firmar, debese firmar otro dia 
siguiente en la Sala de la au- 
diencia, sin mas dilacion. 


Abschwörung. 


42. Die Abschwörung, welche 
die Angeschuldigten geleistet 
haben, soll am Fusse des Ur- 
theils und der Verkündung des- 
selben unter Bezugnahme auf 
die Instruktion!, welcher gemäss 
sie abgeschworen haben, beur- 
kundet werden, und wenn die 
Angeschuldigten schreiben kön- 
nen, sollen sie die Beurkundung 
mit ihrem Namen unterschreiben, 
oder wenn sie es nicht können, 
so soll sie einer der Inquisitoren 
und der Notar unterschreiben. 
Und weil die Ünterschrifts- 
leistung dann, wenn ein öffent- 


ı Vgl. die Formel bei Reuss a. a. O. S. 67. 
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Negativo y contumaz. 

43. Quando el reo estuviere 
negativo y le fuere probado le- 
gitimamente el delito de heregia 
de que es acusado 6 estuviere 
herege protervo pertinaz, cosa 
manifiesta es en Derecho que 
puede dejar de ser relajado & 
la curia y brazo seglar. Pero 
en tal caso deben mucho mirar 
los inquisidores su conversion, 
para que al menos muera con 
conocimiento de Dios; en lo 
cual los inquisidores harän 


todo lo que cristianamente pu- 
dieren. | 


Aviso acerca de los que 
confiesan en el tablado. 
44. Muchas veces los inqui- 

sidores sacan al tablado algu- 


nos reos, que por estar nega- 
tivos se determinan de relajar- 
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liches Auto da f&! abgehalten 
wird, dort nicht erfolgen kann, 
so soll sie am folgenden Tag 
ohne weitere Frist in dem Ver- 
hörsaale erfolgen. 


Bestreitung und Hart- 

näckigkeit. 

43. Wenn der Angeschuldigte 
alles bestreitet und gesetzmässig 
des Vergehens der Ketzerei, 
dessen er angeklagt ist, durch 
Beweis überführt worden ist, 
oder wenn er ein halsstarriger 
und hartnäckiger Ketzer ist, so 
ist es offenbaren Rechtens, dass 
er dem weltlichen Gerichtshofe 


und weltlichem Arm überliefert 
werden kann. Aber in einem 
solchen Falle müssen die Inqui- 
sitoren sehr auf seine Bekeh- 
rung sehen, damit er wenigstens 
in der Erkenntniss Gottes sterbe, 
wobei die Inquisitoren alles thun 


sollen, was sie als Christen thun 
können. 


Anweisung in Betreff der- 
jenigen, welche auf dem 
Hinrichtungsgerüst ge- 


stehen. 


44. Oefters lassen die Inqui- 


sitoren einzelne Angeschuldigte, 


ı Mein Kirchenrecht 5, 490 und 6, 380. 
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los; y porque en el tablado 
antes de la sentencia se con- 
vierten y dicen sus culpas, los 
reciben & reconciliacion y so- 
breseen la determinacion de sus 
causas. Y parece cosa muy 
peligrosa y de que se debe sos- 
pechar lo hacen mas con temor 
de la muerte que con verdadero 
arrepentimiento, parece que se 
debe hacer pocas veces y con 
muy particularesconsideraciones. 
Y si alguno, notificändole la 
noche antes del auto que se 
confiese, porque ha de maorir, 
confesase judicialmente sus de- 
litos en todo ö en parte de tal 
manera que parezca conviene 
sobreseer la ejecucion de la 
sentencia que estaba acordada, 
no le saquen al tablado; pues 
su causa no se ha de determi- 
nar. Y de salir al tablado, 
teniendo cömplices en sus deli- 
tos, se siguen muy grandes in- 
convenientes; porque oye las 
sentencias de todos y ve cua- 
les condenados y cuales recon- 
ciliados, y tiene tiempo de com- 
poner su confesion & su volun- 
tad; y & semejantes personas, 
se les debe dar muy poca fe en 


welche sie, weil sie alles be- 
streiten, zur Auslieferung an den 
weltlichen Arm zu verurtheilen 


haben, auf das Hinrichtungs-. 


gerüst hinausführen!. Und weil 
sie auf demselben vor dem Ur- 
theil sich bekehren und ihre 
Schuld bekennen, so nehmen sie 
dieselben zur Rekonziliation an 
und verschieben die Aburthei- 
lung ihrer Sachen. Dies er- 
scheint als eine sehr gefähr- 
liche Sache und eine solche, im 
Hinblick auf welche man den 
Verdacht haben muss, dass sie 
es mehr aus Furcht vor dem 
Tode als aus wahrer Reue thun?. 
Es scheint (daher) angemessen, 
dass dies nur selten und unter 
besonderenUmständen geschieht. 
Und wenn irgend einer, nach- 
dem ihm die Nacht vor dem 
Auto da fe mitgetheilt worden 
ist, dass er beichten solle, weil 
er sterben müsse, seine Ver- 
gehen ganz oder zum Theil vor 
dem Gericht in der Weise ein- 
gesteht, dass es angemessen er- 
scheint, die Vollstreckung des 
Urtheils, welches beschlossen ist, 
auszusetzen, so sollen sie ihn 
nicht zum Hinrichtungsgerüst 


1 Mit den anderen Verurtheilten zum Auto da fe. 
2 D. h. dass die Angeschuldigten Geständnisse ablegen. 
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lo que dijeren contra terceras 
personas, y se debe dudar 
mucho de lo que de si mismos 
confesaren por el grave temor 
de muerte que hubieron. 


El negativo sea puesto & 

cuestion de tormento in 

caput alienum y se declare 
en la sentencia. 

45. Siel reo estuviese nega- 
tivo, y estä testificado de si y 
de otros cömplices, dado caso 
que haya de ser relajado, po- 
dr& ser puesto 4 cuestion de 
tormento in caput alienum; y 
en caso que el tal venza el tor- 


hinausführen lassen. Denn seine 
Sache darf noch nicht abge- 
urtheilt werden, und es ergeben 
sich bei dem Hinausführen zum 
Hinrichtungsgerüste, wenn er 
Mitschuldige hat, sehr grosse 
Nachtheile, weil er die Urtheile 
von allen hört und sieht, wer 
von ihnen verurtheilt und wer 
zur Rekonziliation zugelassen 
worden ist, und Zeit hat, sich 
sein Geständniss nach seinem 
Willen zurechtzulegen. Und 
solchen Personen darf man 
wenig Glauben in dem, was sie 

gegen dritte Personen aussagen, 

schenken, und man muss auch 

sehr an dem zweifeln, was sie 

in Bezug auf sich selbst be- 
kennen, wegen der schweren 
Todesfurcht, in welcher sie sich 
befunden haben. 


Der bestreitende Ange- 
schuldigte soll der Tortur 
in caput alienum unterworfen 
und dies in dem Urtheil 
ausgesprochen werden. 
45. Wenn der Angeschuldigte 
Alles bestreitet und er sowohl 
wie auch die anderen Mitschul- 
digen durch Zeugenbeweis über- 
führt worden sind, so kann, 
wenn der Fall so liegt, dass er 
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mento, pues no se le dä para 
que confiese sus propias culpas 
estando legitimamente probadas, 


no relevarä de la pena de la 


relajacion no confesando y pi- 


diendo misericordia; porque si 


la pide, se ha de guardar lo 
que el Derecho dispone. Deben 
mucho considerarlosinquisidores 
cuando deba darse el dicho 
tormento. Y la sentencia se 
pronunciarä declarando en ella 
la causa del tormento, de tal 
manera que el reo entienda que 
es atormentado como testigo y 
no Como parte. 


Quando no hay plena pro- 
banza, se imponen penas 
pecuniarias y abjuracion. 


46. Quando estä semiplena- 
mente probado el delito, 6 hay 


der weltlichen Obrigkeit ausge- 
liefert werden muss, gegen ihn 
die Folter in caput alienum'!, 
angewendet werden. Und wenn 
ein solcher die Folter übersteht, 
so wird er dadurch, weil diese 
nicht gegen ihn angewendet 
wird, damit er seine eigene, ge- 
setzmässig bewiesene Schuld ein- 
gesteht, nicht von der Strafe der 
Auslieferung an den weltlichen 
Arm frei, falls er nicht gesteht 
und um Mitleid bittet. Thut 
er dies, so muss das beobachtet 
werden, was das Recht vor- 
schreibt. Die Inquisitoren müs- 
sen reiflich erwägen, wann die 
gedachte Art der Folter ange- 
wendet werden soll. Und bei der 
Bekanntmachung des Urtheils 
soll in demselben der Grund der 
Folter in der Weise angegeben 
werden, dass der Angeschuldigte 
erfährt, dass er als Zeuge und 
nicht als Partei gefoltert wird. 


Wenn kein voller Beweis 

erbrachtist, werden Bussen 

in Geld und Abschwörung 
auferlegt. 


46. Wenn das Vergehen halb 


" D. h. als Zeugen gegen den andern Mitschuldigen, also nicht in ca- 


put suum als Angeschuldigten. 
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tales indicios contra el reo que 
no puede ser absuelto de la in- 
stancia, en este caso hay dife- 
rentes remedios en Derecho, 
que es abjuracion de vehementi 
ö de levi, elcual parece reme- 
dio mas para poner temor & 
los reos para adelante que para 
castigo de lo pasado. Y por 
esto & los que abjuran se les 
imponen penitencias pecunia- 
rias; & los cuales se debe ad- 
vertir en el peligro que incur- 
ren de la ficta relapsia si pare- 
ciesen otra vez culpados en el 
delito de la heregia. Y por esto 
deben los que abjuran de vehe- 
menti firmar sus nombres en 
las abjuraciones (aunque fasta 
aqui no ha sido muy usado), y 
se haga con la diligencıa que 
estä dicho en los reconciliados. 


bewiesen ist oder solche Indi- 
zien gegen den Angeschuldigten 
vorliegen, dass er nicht von der 
Instanz frei gesprochen werden 
kann, für diesen Fall giebt es 
im Recht verschiedene Mittel, 
wie die Abschwörung de vehe- 
menti oder de levi!, welche mehr 
als ein Mittel erscheint, um den 
Angeschuldigten für die Zukunft 
Furcht einzuflössen als als Strafe 
für die Vergangenheit. Und 
deshalb legt man denjenigen, 
welche die Abschwörung leisten, 
Bussen in Geld auf. Und sie 
müssen auf die Gefahr aufmerk- 
sam gemacht werden, dass sie 
als fingirt rückfällige betrachtet 
werden, wenn sie zum zweiten 
Mal des Vergehens der Ketzerei 
beschuldigt werden. Und des- 
halb sollen diejenigen, welche 
de vehementi abschwören, ihre 
Namen unter die Abschwörungs- 
formel setzen (obwohl dies bis- 
her nicht viel in Gebrauch war), 
und es soll mit Sorgfalt das 
beobachtet werden, was in Be- 
treff' der Rekonziliirten gesagt 
worden ist?. 


ı S, mein Kirchenrecht 5, 486, 487 und 6, 376. 


2 S. oben Art. 41. 
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Compurgacion. 


47. Otro segundo remedio es 
la compurgacion, la cual se debe 
hacer segun la forma de la 
Instruccion con el nümero de 
personas que & los inquisidores 
ordinarios y consultores pare- 
ciere, ä& cuyo alvedrio se remite. 
En lo cual solo se debe adver- 
tir que por la malicia de los 
hombres en estos tiempos es 
peligroso remedio y no estä 
mucho en uso, y que se debe 
usar de &l con mucho tiento. 


Tormento. 


48. El tercero remedio es el 
tormento, el cual por la diver- 
sidad de las fuerzas corporales 
y animos de los hombres, los 
derechos lo reputan por fragil 
y peligroso y en que no se puede 
dar regla cierta mas de que se 
debe remitir 4 la conciencia 
y arbitrio de los jueces, regu- 
lados segun Derecho, razon y 
buena conciencia. Al pronun- 
ciar de la sentencia de tormento 


Reinigungseid. 

47. Das andere zweite Mittel 
ist der Reinigungseid!, welcher 
in Gemässheit der Formel der 
Instruktion? mit der Zahl von 
Personen ?, welche den Inquisi- 
toren, Ordinarien und Konsul- 
toren, in deren Ermessen dies 
gelegt ist, angemessen erscheint, 
abzuleisten ist. Hierbei ist da- 
rauf aufmerksam zu machen, 
dass er bei der Böswilligkeit der 


Menschen in dieser Zeit ein ge- 


fährliches Mittel und nicht viel 
in Gebrauch ist, und deshalb 
soll man von ihm mit vieler Vor- 
sicht Gebrauch machen. 


Tortur. 


48. Das dritte Mittel ist die 
Folter, welche das Recht we- 
gen der Verschiedenheit der 
Körperkräfte und des Charak- 
ters der Menschen für unzu- 
verlässig und gefährlich erachtet, 
und für welche sich keine siche- 
re Regel geben lässt, welche 
vielmehr der Gewissenhaftigkeit 
und dem Ermessen der Richter, 
welche durch Recht, Vernunft 
und ihr Gewissen in Schranken 


1 S. mein Kirchenrecht 5, 486 und 6, 376. 


2 Reuss a. a. O. S. 66. 
3 D. h. Eidhelfern. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII, 2. 
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se hallen presentes todos los 
inquisidores y Ordinario, y asi- 
mismo & la ejecucion de &l, por 
los casos que pueden suceder 
en ella en que puede ser me- 
nester el parecer y voto de to- 
dos, sin embargo que en las 
instrucciones de Sevilla del aüo 
de 1484 se permita que la 
ejecucion del tormento se pue- 
da subdelegar. Porque esto 
que aqui se ordena parece cosa 
conveniente cuando alguno de 
los dichos jueces no se excusase 
por enfermedad bastante. 


Monicion al reo antes que 
sea puesto al tormento. 
49. Al tiempo que la sen- 

tencia de tormento se pronun- 
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gehalten werden, überlassen blei- 
ben muse. Bei der Bekanıt- 
machung des Urtheils auf Folter 
sollen alle Inquisitoren und der 
Ordinarius gegenwärtig sein und 
ebenso bei der Vornahme der- 
selben wegen der Vorfälle, wel- 
che sich dabei ereignen können, 
wobei die Beschlussfassung und 
die Abstimmung Aller erforder- 
lich sein kann, trotzdem, dass 
in den Anweisungen von Sevilla 
v. 1484! erlaubt wird, dass die 

Vornahme der Folter subdele- 

girt werden darf. Denn das, 

was hier angeordnet wird, scheint 
passend, wenn nicht einer der 
gedachten Richter sich wegen 
erheblicher Erkrankung ent- 
schuldigt. 


Ermahnung des Angeschul- 
digten, ehe er der Folter 


unterworfen wird. 


49. Gleichzeitig mit der Be- 


ciare, el reo sea advertido par- 


kanntmachung des Urtheils auf 
ticularmente de las cosas sobre 


Folter soll dem Angeschuldigten 
| 0 que es puesto & cuestion de speziell über die Sachen Mit- 
| | tormento; pero despues de pro- theilung gemacht werden, wegen 
| | nunciada la sentencia, no se le deren er der Folter unterworfen 
| debe particularizar cosa alguna, werden soll. Denn nach der 
ni nombrärsele persona de los Bekanntmachung des Urtheils 


1 Art. 18, Reuss a. a. O. S. 25 und mein Kirchenrecht 6, 376. 


! 
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que parecieren culpados 6 indi- 
ciados por su proceso, y en 
especial, porque la experiencia 
enseüa que los reos en aquella 
agonia dicen cualquiera Cosa 
que les apunten, de que se sigue 
perjuicio de terceros, y ocasion 
para que revoquen sus confe- 
siones y otros inconvenientes. 


Apelacion de sentencia de 
tormento. 


50. Deben los inquisidores 
mirar mucho que la sentencia 
del tormento sea justificada y 
precediendo legitimos indicios. 
'Y en caso que de esto tengan 
escrüpolo 6 duda, por ser el 
perjuicio irreparable, pues en 
las causas de heregia ha lugar 
apelacion de las interlocutorias, 
otorgarän la apelacion & la 
parte que apelare: en caso que 
esten satisfechos de los legiti- 
mos indicios que del proceso 
resultan, estä justificada la sen- 
tencia del tormento; pues la 


soll ihm nichts mehr speziell 
mitgetheilt noch eine Person 
von denjenigen benannt wer- 
den, welche in Folge des Pro- 
zesses gegen ihn als Beschul- 
digte erscheinen oder gegen 
welche Indizien vorliegen, und 
besonders deshalb, weil die Er- 
fahrung lehrt, dass die Be- 
schuldigten in der Todesangst 
alles Mögliche aussagen, was 
man ihnen andeutet, woraus 
Nachtheil für Dritte entsteht 
und Gelegenheit, ihre Geständ- 
nisse zu widerrufen, und andere 
Missstände. 


Appellation gegen das Ur- 
theil auf Folter. 


50. Die Inquisitoren sollen 
genau darauf achten, dass das 
Urtheil auf Folter gerechtfertigt 
sei, und dass rechtmässige Indi- 
cien vorliegen. Und im Falle, 
dass sie dabei Bedenken oder 
Zweifel haben, haben sie, weil 
es sich um einen nicht wieder 
gutmachenden Nachtheil handelt, 
und weiter in Sachen der Ketze- 
rei die Appellation gegen Zwi- 
schenurtheile stattfindet, die 
Appellation für den Theil, wel- 
cher sie einlegt, zuzulassen. Im 
Falle, dass sie durch die recht- 
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apelacion en tal caso se reputa 
frivola, deben los inquisidores 
proceder & la ejecucion del tor- 
mento sin dilacion alguna. Y 
adviertan que en duda, han de 
otorgar la apelacion. Y asi- 
mismo que no procedan & sen- 
tencia de tormento ni ejecucion 
de ella hasta despues de con- 
clusa la causa, y habiöndose 
recibido las defensas del reo. 


Quando se otorgäre ape- 

lacion en las causas cri- 

minales, envien los proce- 

sosallonsejo sindarnoticia 
a las partes. 


51. E si en algun caso pare- 
ciere & los inquisidores que 
deben otorgar la apelacion en 
las causas criminales de los reos 
que estän presos, deben enviar 
los procesos al Consejo sin dar 
notıcia de ello 4 las partes, y 
sin que persona de fuera de la 
cärcel lo entienda; porque si al 
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mässigen Indicien, welche sich 
aus dem Prozesse ergeben, über- 
zeugt sind, ist das Urtheil auf 
Folter gerechtfertigt. Weil in 
solchem Falle die Appellation 
als frivol betrachtet wird, müssen 
die Inquisitoren ohne jede Zö- 
gerung zur Vornahme der Folter 
schreiten. Und sie sollen be- 
achten, dass sie im zweifelhaften 
Falle die Appellation zuzulassen 
haben. Und ebenso, dass sie 
nicht zum Urtheil auf Folter 
schreiten noch zur Vornahme 
derselben, bis der Schluss der 
Sache stattgefunden hat, und die 
Vertheidigung des Angeschul- 
digten entgegen genommen wor- 
den ist. 


Wenn die Appellation in 
Kriminalsachen zugelassen 
wird, ‘sollen die Prozess- 
akten an den Rath über- 
schickt werden, ohne den 
Parteien Mittheilung davon 

zu machen, | 


51. Und wenn es in einem 
Fall den Inquisitoren scheint, 
dass sie die Appellation in den 
Kriminalsachen der Angeschul- 
digten, welche verhaftet sind, 
annehmen müssen, so sollen 
sie die Prozessakten dem Rath 
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Oonsejo pareciere otra cosa en 
alguna causa particular, lo po- 
drän mandar y proveer. 


Orden que se ha de guardar 
siendo algun Inquisidor re- 
cusado. 


52. Si alguno de los inqui- 
sidores fuere recusado por al- 
gun preso, si tuviere cölega y 
estuviere presente, debese ab- 
stener del conocimiento de 
aquella causa y avisar al Con- 
sejo, y proceda en ella su cö- 
lega, y si no le tuviere, asi- 
mismo avise al Consejo, y en 
tanto no proceda en el negocio 
hasta que vistas las causas de 
sospecha, el Uonsejo provea lo 
que convenga; y lo mismo se 
harä cuando todos los inquisi- 
dores fueren recusados. 


(der General-Inquisition) einsen- 
den, ohne den Parteien da- 
von Mittheilung zu machen, 
und ohne dass Jemand ausser- 
halb des Gefängnisses etwas da- 
von erfährt, damit sie, wenn 
dem Rath in einer beson- 
deren Sache etwas anderes gut 
scheint, es befehlen und machen 
können. 


Verfahren, welches bei der 
Ablehnung eines Ingquisi- 
tors zu beobachten ist. 


52. Wenn einer der Inquisi- 
toren durch einen Inhaftirten 
abgelehnt wird, so muss er, 
falls er einen Kollegen hat und 
dieser gegenwärtig ist, sich der 
Verhandlung jener Sache ent- 
halten und dem Rath berichten. 
Und sein Kollege soll dieselbe 
weiter verhandeln. Und wenn 
er keinen solchen hat, soll er 
ebenfalls an den Rath berichten 
und inzwischen die Sache nicht 
weiter verhandeln, bis der Rath 
nach Prüfung der Gründe des 
Verdachtes das, was ihm er- 
forderlich ist, vorgesehen hat, 
Und dasselbe soll geschehen, 
wenn alle Inquisitoren abgelehnt 
worden sind. 


ha u 7 
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Ratificacion de las confe- 
sıiones hechas en el tor- 
mento. 


53. Pasadas veinte y cuatro 
horas despues del tormento, se 
ha de ratificar el reo en sus 
confesiones; y en caso que las 
revoque usarseha de los reme- 
dios del derecho. E al tiempo 
que el tormento se dä, el No- 
tario debe asentar la hora, y 
asimismo & la ratificion; porque 
si se hiciere en el dia siguiente, 
no venga en duda si es des- 
pues de las veinte y cuatro 
horas 6 antes. Y ratificändose, 
el reo en sus confesiones, y 
satisfechos los inquisidores de 
su buena confesion y conversion, 
podränleadmitir äreconciliacion, 
sin embargo de que haya con- 
fesado en el tormento. Dado 
que en la Instruccion de Sevilla 
del aüo de 1484 en el capitulo 
15 se dispone que el confitente 
en el tormento sea habido por 
convencido, cuya pena es rela- 
jacion; pero lo que aqui se dis- 
pone estä mas en estilo. To- 
davia los deben 
mucho advertir como reciben 


inquisidores 
ä los semejantes & la calidad 


ı Reuss a..a. O0. S. 22. 


Genehmigung der bei der 
Folter gemachten Geständ- 
nisse. 


53. 24 Stunden nach der 
Folter soll der Angeschuldigte 
seine Geständnisse genehmigen, 
und im Falle, dass. er sie 
widerruft, soll man von den 
Mitteln des Rechts Gebrauch 
machen. Zur Zeit der Vor- 
nahme der Folterung muss der 
Notar die Stunde und diese eben- 
so bei der Genehmigung zu Pro- 
tokoll feststellen, damit, wenn 
sie am folgenden Tag erfolgt, 
es nicht in Zweifel gezogen 
werden kann, ob sie nach 24 
Stunden oder vorher erfolgt. 
Und wenn der Beschuldigte seine 
Geständnisse genehmigt hat, und 
die Inquisitoren von seinem 
völligen Geständniss und seiner 
Bekehrung überzeugt sind, so 
können sie ihn, trotzdem dass 
in der Instruktion von Sevilla 
vom Jahre 1484 in Kapitel 151! 
bestimmt ist, dass der bei der 
Tortur Gestehende als über- 
führt gelten soll, dessen Strafe 
die Auslieferung an den welt- 
lichen Arm ist, zur Rekonzi- 
Was hier 


latıon zulassen. 
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de heregias que hubieren con- 
fesado, & si las aprendieron de 
otros, 6 si las han ensenado & 
otros algunos, por el peligro 
que de lo semejante puede re- 
sultar. 


Qu& se ha de hacer ven- 
ciendo el reo el tormento. 


54. Si el reo venciere el tor- 
mento, deben los inquisidores 
arbitrar la calidad de los in- 
dicios y la cantidad y forma 
del tormento, y la disposicion 
y edad del atormentado; y 
cuando todo considerado pare- 
ciere que ha purgado suficien- 
temente los indicios, absolverle- 
han de la instancia; aunque 
cuando por alguna razon les 
parezca, no fue el tormento con 
‘el debido rigor (consideradas 
las dichas calidades), podränle 
imponer abjuracion de levi, ö 
de vehementi, ö alguna pena 
pecuniaria, aunque esto no se 
debe hacer sino con grande 
consideracion y cuando los in- 


festgesetzt wird, entspricht mehr 
der Praxis. Nichtsdestoweniger 
müssen die Inquisitoren genau 
darauf achten, wie sie solche 


(zur Rekonziliation) annehmen 


und auf die Art der Ketzereien, 
welche sie eingestanden haben, 
und ob sie dieselben von andern 
gelernt oder sie die letztern 
andern gelehrt haben, wegen 
der Gefahr, welche sich daraus 
ergeben kann. 


Was zu thun ist, wenn der 
Angeschuldigte die Tortur 
ausgehalten hat. 


54. Wenn der Angeschuldigte 
die Folter ausgehalten hat, so 
sollen die lInquisitoren den 
Charakter der Indizien, die 
Länge und Art der Folter, 
und die Beschaffenheit und das 
Alter des Gefolterten in Be- 
tracht ziehen. Und wenn es 
nach Erwägung alles dieses 
scheint, dass er sich gegenüber 
den Indizien hinlänglich ge- 


reinigt hat, so müssen sie ihn von 


der Instanz freisprechen, ob- 
wohl wenn es ihnen in Anbe- 
tracht der gedachten Umstände 
aus irgend einem Grunde 
scheint, dass die Folter nicht 


mit der erforderlichen Strenge 


win 


tt 
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dicios no se tengan por sufi- 
cientemente purgados, Los in- 
quisidores est&n advertidos que 
cuando algun reo fuere votado 
ä tormento, no se vote lo que 
despues del tormento se ha de 
determinar en la causa, con- 
fesando 6 negando, sino que de 
nuevo se torne & ver por la 
variedad del suceso que en el 
tormento puede haber. 


Quienes se han de hallar 
presentes al tormento, y 
cuidado que se ha de tener 


del reo despues. 


55. Al tormento no se debe 
hallar presente persona alguna 
mas de los jueces y el Notario 
y ministros del tormento. El 
cual pasado, los inquisidores 
mandarän que se tenga mucho 
cuidado de curar al atormen- 
tado si hubiere recibido alguna 


vorgenommen worden ist, sieihm 
die Abschwörung de levi oder 
de vehementi oder eine Geld- 
strafe auferlegen können. Doch 
darf dies nur nach reiflicher Er- 
wägung geschehen, und wenn 
die Indizien nicht als genügend 
widerlegt erachtet werden. Die 
Inquisitoren sollenbeachten, dass 
sie, wenn sie gegen einen Ange- 
schuldigten über die Verur- 
theilung zur Folter abstimmen, 
nicht zugleich darüber abstim- 
men, was nach der Folter in 
der Sache zu entscheiden ist, 
je nachdem er gesteht oder 
läugnet, sondern sie sollen von 
Neuem nach der Verschieden- 
heit des Ausfalles der Folter 
in Berathung treten (und ab- 
stimmen). 


Wer bei der Folterung 
gegenwärtig sein soll und 
die Behandlung des Ange- 


schuldigten nach derselben. 


55. Bei der Folterung darf 
keine andere Person gegen- 
wärtig sein als die Richter, der 
Notar und die Folterknechte. 
Nach der Vornahme derselben 
müssen die Inquisitoren, wenn 
der Angeschuldigte eine Ver- 
letzung seines Körpers erlitten 
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lesion &n su persona, y tener- 
seha mucha advertencia en mirar 
la compafia en que le han de 
meter hasta que se haya rati- 
ficado. 


El Alcaide no trate con 

los reos ni sea su procura- 

dor, ni defensor, ni substi- 
tuto del Fiscal. 


56. Los inquisidores tendrän 
mucho cuidado de mandar al 
Alcaide que en ningun tiempo 
diga ni aconseje & los presos 
cosa tocante ä sus Ccausas sino 
que libremente ellos hagan & su 
voluntad sin persuasion de nadie; 
€ si hallaren que hubiere hecho 
lo contrario, le castiguen. Y 
porque cesen todas las ocasiones 
de sospecha, al Alcaide no se 
le encargue que sea curador, 
ni defensor de ningun menor, 
ni tampoco le substituya el 
Fiscal, para que en su ausencia 
ejercite su oficio: solo se le 
debe dar licencia al Alcaide y 
mandarle que cuando algun preso 
no supiere escribir, le escriba 
sus defensas, asentando de la 


! Im Gefängniss. 


hat, anordnen, dass ausreichende 
Sorge für die Heilung des Ge- 
folterten getragen wird. Auch 
soll genau darauf geachtet wer- 
den, in welche Gesellschaft! 
man ihn bis zur Bestätigung 
(seiner Geständnisse) setzt. 


Der Alcaide soll nicht mit 
den Angeschuldigten ver- 
kehren, weder ihr Vertre- 
ter noch Vertheidiger noch 
Vertreter des Fiskal' sein. 


56. Die Inquisitoren sollen 
ausreichende Sorge tragen, dem 
Alcaiden zu befehlen, dass er 
zu keiner Zeit den Gefangenen 
etwas sage oder anrathe, was 
ihre Person betrifft, sowie auch 
dafür, dass sie frei nach ibrem 
Willen ohne Ueberredung_ sei- 
tens eines anderen handeln. 
Und wenn sie finden, dass er 
(der Alcaide) das Gegentheil 
gethan hat, so sollen sie ihn 
bestrafen. Und damit jede Ge- 
legenheit zum Verdacht fort- 
falle, soll dem Alcaiden weder 
die Stelle eines Kurators noch 
Vertheidigers eines Minderjäh- 
rigen übertragen werden, und 


. ebenso wenig soll ihn der Fis- 
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manera que el preso lo dijere, 
sin decirle, ni poner nada de 
su cabeza. 


Vista del proceso despues 
del tormento. 


57. Pueste el proceso en este 
estado, los inquisidores juntarän 
el Ordinario y consultores, y 
tornaränlo & ver, y se determi- 
narä conforme & justicia, guar- 
dando la örden que estä dicha. 
Y & la vista de los procesos se 
debe hallar presente el Fiscal, 
porque pueda notar los puntos 
que alli se tocan, el cual se 
saldrä al tiempo del votar, como 
arriba estä dicho, 


ı S. Art. 40. 
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kal substituiren, damit er in 
seiner Abwesenheit sein Amt 
ausübe.e Nur die Erlaubniss 
und der Befehl darf dem Alca- 
iden gegeben werden, dass er, 
wenn ein Angeschuldigter nicht 
schreiben kann, die Vertheidi- 
gung für ihn schreibt, indem er 
das aufsetzt, was der Ange- 
schuldigte ihm sagt, und ohne 
diesem selbst etwas zu sagen 
oder etwas aus seinem eigenen 
Kopf hinzuzusetzen. 


Einsichtnahme vom Prozess 
nach der Folter. 


57. Wenn der Prozess ın 
dieses Stadium gelangt ist, sollen 
die Inquisitoren mit dem Ordi- 
narius und den Konsultoren zu- 
sammenkommen und von Neuem 
Einsicht von den Prozessakten 
nehmen, und es soll die Sache 
gemäss der Gerechtigkeit unter 
Wahrung der obigen Ordnung! 
entschieden werden. Und bei 
der Einsichtnahme der Prozess- 
akten hat der Fiskal gegenwär- 
tig zu sein, damit er die Punkte, 
welche dabei berührt - werden, 
sich notiren kann. Wenn aber 
die Abstimmung vorzunehmen 
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Los que salieren de las 
cärceles, y no fueren rela- 
jados, sean preguntados de 
las comunicaciones y avi- 

sos que llevan. 

58. Siempre que los inquisi- 
dores sacaren de la cärcel al- 
gun preso para enviarle fuera 
en cualquiera manera que vaya, 
si no fuere relajado, mediante 
juramento le preguntarän por 
las cosas de la cärcel, si ha 
visto ö entendido, estando en 
ella, comunicaciones 


. 


ü otras per- 


algunas 
entre los presos 
sonas fuera de la cärcel, y co- 
mo ha usado su oficio el Al- 
caide, y si lleva algun aviso de 
algun preso. Y si fuere cosa 
de importancia lo proveerän y 
mandarän, so graves penas, que 
tenga secreto, que no digan co- 
sa de las que han visto pasar 
en la cärcel. Y esta diligencia 
se pondrä por escrito en su pro- 
ceso, y se asentar& como el 
preso lo consiente; y si supiere 
firmar, lo firme, porque tema 
de quebrantarlo. 


ıA.2.0. 
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ist, hat er sich, wie oben! ge- 
sagt ist, zu entfernen. 


Diejenigen, welche aus dem 
Gefängniss entlassen und 
nicht dem weltlichen Arme 
übergeben werden, sollen 
über ihren Verkehr (im Ge- 
fängniss) befragt werden 
und Ermahnungen, welche 
ihnen ertheilt werden. 


58. Immer, wenn die In- 
quisitoren einen Angeschuldig- 
ten aus dem Gefängnisse holen 
lassen, um ihn zu entlassen, 
gleichvriel auf welche Weise, 
aber nicht, wenn er dem welt- 
lichen Arme überliefert wird, 
sollen sie ihn eidlich ın betreff 
der Verhältnisse des Gefäng- 
nisses befragen, ob er während 
seines Aufenthaltes in demselben 
irgend welchen Verkehr zwischen 
den Inhaftirten untereinander 
oder Personen 
ausserhalb desselben gesehen 


mit anderen 


oder wahrgenommen, und wie 
der Alcaide sein Amt verwaltet 
hat, und ob er irgend eine Nach- 
richt von einem Inhaftirten mit 
hinausnimmt. Und wenn die 
Sache von Wichtigkeit ist, so 
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Si muriere elreo prosigase 
el proceso con sus here- 
deros. 


59. Si algun reo muriere en 
la cärcel, no estando su proce- 
so concluso, aunque este confi- 
tente, si su confesion no satis- 
face & lo testificado de tal 
manera que pueda ser recibido 
& reconciliacion, notificarseha & 
sus hijos ö herederos, 6 perso- 
nas & quien pertenezca su de- 
fensa; y si salieren 4 la causa 
& defender el difunto darselesha 
copia de la acusacion y testifi- 
cacion, y admitirseha todo lo 
que en defensa del reo legiti- 
mamente alegaren. 
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sollen sie unter schwerer Strafe 
anordnen und befehlen, dass 
er das Geheimniss wahre und 
nichts über die von ihm im Ge- 
fängniss bemerkten Vorgänge 
sage. Und die Vornahme die- 
ser Massregel ist schriftlich zu 
den Prozessakten zu bekunden, 
und der Vermerk wird so ab- 
gefasst, wie es der Angeschul- 
digte genehmigt. Und wenn er 
schreiben kann, soll er ihn un- 
terschreiben, damit er sich fürch- 
te zu widerrufen. 


Beim Tode des Angeschul- 

digten wird der Prozess 

gegen seing Erben fort- 
gesetzt. 


59. Wenn ein Inhaftirter im 
Gefängniss stirbt, ehe sein Pro- 
zess bis zum Schluss der Sache 
gediehen war, und obwohl er 
geständig ist, sein Geständniss 
doch nicht der Belastung der 
Art entspricht, dass er zur Re- 
konziliation angenommen werden 
konnte, so muss dies seinen 
Kindern oder Erben oder den 
Personen, denen seine Verthei- 
digung zukommt, mitgetheilt wer- 
den,und wenn sie sich behufs der 
Vertheidigung des Verstorbenen 
auf den Prozess einlassen, so 
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Dese Curador ä& los reos 

que perdieren el juicio: 

cömo se ha de recibir lo 

que lös hijos ö deudos de 

los reos alegaren en su 
favor. 


60. Si algun reo, estando 
su causa en el estado suso- 
dicho enloqueciere ö perdiere 
el juicio, proveerseleha de Cu- 
rador 6 Defensor; pero si 
estando en su buen entendi- 
miento, los hijos ö deudos del 
preso quisieren alegar, 6 ale- 
garen alguna cosa en su de- 
fensa, no se les debe recibir, 
como de parte, pues de de- 
recho no.lo son; pero tomar- 
lohan los inquisidores, y fuera 
del proceso hacersehan cerca 
de ello las diligencias que pa- 
reciere convienen para saber 
verdad en la causa, no dando 
de ello noticia ninguna al reo, 
ni & las personas que lo pre- 
sentaron, 
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soll ihnen Abschrift der Anklage 
und der Zeugenaussagen gege- 
ben und Alles, was sie berech- 
tigter Weise zur Vertheidigung 
des Angeschuldigten anführen, 
zugelassen werden. 


Den Angeschuldigten, wel- 
che den Verstand verloren 
haben, soll ein Kurator 
bestellt werden, und wie 
man das entgegennehmen 
soll, was die Kinder oder 
Verwandten der Angeschul- 
digten zu deren Gunsten 
anführen. 


60. Wenn ein Angeschuldig- 
ter, dessen Prozess sich in dem 
oben gedachten Stadium be- 
findet, wahnsinnig wird oder 
den Verstand verliert, so muss 
ihm ein Kurator oder Ver- 
theidiger bestellt werden. Wenn 
aber die Kinder oder Ver- 
wandten eines zurechnungs- 
fähigen Angeschuldigten etwas 
zu seiner Vertheidigung an- 
führen wollen oder anführen, 
so darf dies von ihnen nicht wie 
von einer Partei entgegenge- 
nommen werden, denn sie sind 
dies nach dem Rechte nicht. 
Jedoch müssen die Inquisitoren 
es annehmen und ausserhalb 
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Orden de proceder contra 
la memoria y fama. 


61. Cuando se hubiere de 
proceder contra la memoria y 
fama de algun difunto, habiendo 
la probanza bastante que la 
Instruccion requiere, notificar- 
seha la acusacion del Fiscal & 
los hijos 6 herederos del di- 
funto, y & las otras personas 
que puedan pretender interese, 
sobre lo cual los inquisidores 
hagan diligencia para averiguar 
sı hay descendientes, para que 
sean citados en persona. Y 
allende de esto (porque nin- 
guno pueda pretender igno- 
rancia) serän citados por edicto 
püblico con termino legitimo, 
el cual pasado, si ninguna per- 
sona pareciere ä la defensa, los 
inquisidores proveerän de de- 
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des Prozesses in Betreff des- 
selben die Massregeln, welche 
ihnen erforderlich scheinen, er- 
greifen, um die Wahrheit zu er- 
mitteln, ohne dass davon weder 
dem Angeschuldigten noch den 
Personen, welche die Verthei- 
digung eingereicht haben, Mit- 
theilung gemacht wird. 


Verfahren gegen das An- 
denken und den Ruf. 


An- 
Ruf eines 


61. Wenn gegen das 
denken und den 
Verstorbenen gerichtlich zu ver- 
fahren ist, und der genügende 
Beweis, welchen die Instruktion! 
erfordert, vorliegt, so ist die 
Anklage des Fiskals den Kin- 
dern oder Erben oder den 
anderen Personen, welche ein 
Interesse geltendmachenkönnen, 
mitzutheilen, in welchem Falle 
die Inquisitoren die erforder- 
lichen Schritte zur Feststellung, 


ob Deszendenten vorhanden sind, 


damit diese in Person vorge- 
laden werden, thun sollen. Und 
ausserdem, damit Niemand Un- 
wissenheit vorschützen kann, 
sollen sie durch öffentliche La- 
dung mit einem gesetzmässigen 


1 V, 1484 Art.20, Reuss a. a. O. S. 29. 
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fensor & la causa, y harän el 
proceso legitimamente conforme 
& justicia; y pareciendo alguna 
persona, debe ser recibida ä la 
defensa, y se harä con ella el 
proceso, sin embargo de que 
por ventura el tal defensor 
est& notado del delito de la he- 
regia en los registros del santo 
Oficio de la Inquisicion; porque 
pareciendo & la defensa, se le 
hace agravio en no le admitir; 
y tampoco debe ser excluso, 
aunque estuviese preso en las 
mismas cärceles. El cual debe 
dar poder, si quisiere, ä alguna 
persona que en su nombre 
haga las diligencias, mayormente 
no habiendo defensor; porque 
es posible salir libre de la cärcel, 
y defender al difunto; y en 
tanto que no estä condenado 
el uno ni el otro, no han de 
ser privados de esta defensa, 
pues le va interese tambien en 
defender & su deudo como & 
| Y en se- 
mejantes causas, aunque la pro- 
banza contra el difunto sea 


su propria persona. 


muy bastante y evidente, no se 
ha de hacer secuestro de bienes, 
porque estän en poder de ter- 
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Termin geladen werden. Da- 
rauf haben, wenn Niemand zur 
Vertheidigung erscheint, die In- 
quisitoren für den Prozess einen 
Vertheidiger zu bestellen und 
denselben der Gerechtigkeit ent- 
sprechend zu verhandeln. Und 
wenn Jemand erscheint, so muss 
er zur Vertheidigung zugelassen 
werden und der Prozess mit 
ihm verhandelt werden, trotz- 
dem, dass zufällig ein solcher 
Vertheidiger als verdächtig der 
Ketzerei in den Registern des 
heiligen Amtes vermerkt steht, 
denn wenn er behufs der Ver- 
theidigung erscheint, so fügt 
man ihm durch seine Nichtzu- 
lassung ein Unrecht zu. Und 
ebensowenig darf er ausge- 
schlossen werden, wenn er auch 
in den Gefängnissen des Gerichts 
inhaftirt wäre. Ein solcher soll, 
wenn er es verlangt, einer ande- 
ren Person Vollmacht geben, 
welche in seinem Namen die 
erforderlichen Schritte vor- 
nimmt, namentlich wenn er kei- 
nen Vertheidiger hat!, weil es 
ja möglich ist, dass er aus dem 
Gefängniss entlassen wird und 
dann den Verstorbenen ver- 


ı!D.h. für sich, also namentlich keinen Advokaten. 
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ceros poseedores, lo cuales no 
han de ser desposeidos fasta 
ser el difunto declarado por 
herege y ellos vencidos en 
juicio segun es manifiesto en 
Derecho. 


La sentencia absolutiva se 
ha de leer en auto püblico. 


62. Cuando el defensor de la 
memoria y fama de algun di- 
funto defendiere la causa legi- 
timamente y se hubiere de ab- 
solver de la instancia, su sen- 
tencia se leerä en auto püblico; 
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theidigen kann. Und so lange 
der eine oder der andere! nicht 
verurtheilt ist, darf ihnen das 
Recht zu dieser Vertheidigung 
nicht entzogen werden, denn sie 
haben ein Interesse ihren Ver- 
wandten ebenso wie ihre eigene 
Person zu vertheidigen. Und 
in diesen Prozessen soll, ob- 
wohl der Beweis gegen den 
Verstorbenen vollkommen _ ge- 
nügend und überzeugend ist, 
keine Sequestration des Ver- 
mögens stattfinden, weil sich 
dasselbe in der Gewalt dritter 
Besitzer befindet, welche nicht 
eher des Besitzes entsetzt wer- 
den dürfen, bis der Verstorbene 
für einen Ketzer erklärt, und 
sie im Prozesse? überwunden 
worden sind, wie es klaren 
Rechtes ist. 


Das freisprechende Urtheil 
soll in einem Öffentlichen 
Auto da f& verlesen werden. 


62. Wenn der Vertheidiger 
des Andenkens und des Rufes 
eines Verstorbenen die Sache 
gesetzmässig vertheidigt hat, und 
eine Freisprechung von der In- 


! Damit ist der in den Registern des Offiziums Notirte und der Ver- 


haftete gemeint. 


?2 Auf Herausgabe des betreffenden Vermögens. 
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pues los edictos se publicaron 
contra ella: aunque no se debe 
sacar al auto su estatua, ni 
tampoco se deben relatar en 
particular los errores de que 
fu& acusado; pues no le fueron 
probados: y lo mismo se debe 
hacer con los que personalmente 
fueron presos y acusados, y 
son absueltos de la instancia, 
si por su parte fuere pedido. 


No pareciendo defensor de 
la memoria y fama, dese 
de oficio. 


63. Cuando ninguna persona 
pareciere & la defensa, los in- 
quisidores deben proveer de de- 
fensor persona häbil y suficiente, 
y que no sea Oficial del santo 
Oficio de la inquisicion, al cual 
se le darä la orden que debe 
tener en guardar el secreto, 
comunicando la acusacion ytesti- 
ficacion con los letrados del 
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stanz erfolgen muss, so soll das 
Urtheil 
Auto da f& verlesen werden, 
die Ediktal- Ladungen 
öffentlich verkündet worden sind. 
Allerdings darf seine Statue 
nicht mit zum Auto da fe ge- 
tragen!, und ebensowenig dürfen 
die Irrthümer, deren er ange- 
klagt war, speziell kund gethan 


In einem Öffentlichen 


weil 


. werden, weil sie nicht bewiesen 


worden sind. 

Und dasselbe muss mit den- 
jenigen geschehen, welche in 
Person inhaftirt und angeklagt, 
aber von der Instanz freige- 
sprochen worden sind, wenn sie 
es ihrerseits beantragen. 


Beim Nichterscheinen eines 
Vertheidigers des Anden- 
kens und des Rufes muss 
ein solcher von amtswegen 
bestellt werden. 


63. Wenn Niemand sich der 
Vertheidigung unterzieht, müssen 
die Inquisitoren eine geeignete 
und tüchtige Person zum Ver- 
theidiger bestellen, aber nicht 
einen Angestellten des heiligen 
Amtes und 
dieser soll aufgegeben. werden, 


der Inquisition, 


1 In dem feierlichen Zuge zu dem Platz des Auto da fe, wie dies mit 
den hölzernen Bildnissen der Verurtheilten der Fall ist. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 2. 
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Oficio, y no con otras personas 
sin especial licencia de los in- 
quisidores. 


Guarden las instrucciones 
en los procesos contra 
ausentes. 

64. En el proceso que los 
inquisidores hicieren contra al- 
gun ausente, debese guardar la 


forma que la Instruccion man- 


da; y especialmente deben ad- 
vertir & los terminos del edicto 
que sean largos ö mas abrevia- 
dos, conforme & lo que se 
pudiere entender de la ausencia 
del reo, teniendo atencion que 
sea llamado por tres terminos: 
en fin de cada uno de ellos el 
Fiscal le acuse la rebeldia, sin 
que en esto haya falta, porque 
el proceso vaya bien substan- 
ciado. 


dass sie das Geheimniss bewahrt 
und dass sie sich wegen der 
Anklage und den Zeugen-Aus- 
sagen mit den Advokaten des 
Amtes, aber nicht mit anderen 
Personen ohne spezielle Er- 
laubniss der Inquisitoren be- 
nimmt. 


In den Untersuchungen 
gegen Abwesende müssen 
die (früheren) Anweisungen 

beobachtet werden. 


64. In einem Prozess, welchen 
die Inquisitoren gegen einen 


Abwesenden einleiten, muss die 


Form, welche die Instruktion 
vorschreibt, beobachtet werden. 
Und besonders sollen sie darauf 
Acht haben, dass die Termine 
der öffentlichen Ladung geräu- 
mig oder kürzer angesetzt wer- 
den, je nachdem man etwas von 
der Abwesenheit des Angeschul- 
digten erfahren kann, unter Be- 
rücksichtigung der Vorschrift, 
dass er zu drei Terminen geladen 
wird. Am Ende eines jeden 
hat der Fiskal die Versäumniss- 
beschuldigung zu erheben, ohne 
darin einen Fehler zu machen, 
damit der Prozess unter Be- 
achtung aller wesentlichen Förm- 
lichkeiten vor sich gehe. 
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No se pongan penas cor- 
porales en defecto de las 
pecuniarias. 

65. Muchas veces los inqui- 
sidores proceden contra algu- 
nos culpados por cosas que los 
hacen sospechosos en la Fe, y 
por la calidad del delito y de 
la persona no le juzgau por 
herege, como son los que con- 
traen dos matrimonios, 6 por 
blasphemias calificadas, 6 por 
palabras mal sonantes, ä& los 
cuales imponen diversas penas 
y penitencias, segun la calidad 
de sus delitos, conforme & De- 
recho y ä su legitimo arbitrio. 
Y en estos casos no impondrän 
penitencias ni penas pecuniarias, 
ö personales, como son azotes 
6 galeras, ö penitencias muy 
vergonzosas en defecto de no 
pagar la cantidad de dineros 
en que condenau; porque tienen 


mal sonido, y parece extorsion 


en agravio de la parte y sus 


deudos. Y para evitar esto, 
los inquisidores pronunciarau 
simpliciter 
sin condicion ni alternativa. 


sus sententencias 
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Es sollenkeinekörperlichen 

Strafen bei Nichtentrich- 

tung der Geldbussen aufer- 
legt werden. 

65. Oftmals verfahren die In- 
quisitoren gegen Angeschuldigte, 
wegen Sachen, welche sie in 
Bezug auf ihren Glauben ver- 
dächtig machen und verurtheilen 
sie im Hinblick auf den Cha- 
rakter des Vergehens und der 
Person nicht als Ketzer, wie 
diejenigen, welche zwei Ehen 
schliessen, oder wegen Blasphe- 
mie oder wegen anstössiger 
Reden, welchen sie verschiedene 
Strafen und Bussen nach der 
Art ihrer Vergehen nach Recht 
und gesetzmässigem Ermessen 
auferlegen. Und in solchen 
Fällen sollen sie keine Bussen 
oder Geld- oder körperliche 
Strafen, wie Peitschenhiebe oder 
Galeeren oder schimpfliche Bus- 
sen für den Fall der Nichtent- 
richtung der Geldsumme, zu 
welcher sie verurtheilen, verhän- 
gen. Denn diese haben einen 
schlechten Klang und es er- 
scheint als eine Erpressung zur 
Unbill der Partei und ihrer 
Verwandten. Und um dies zu 
vermeiden, sollen die Inquisito- 
ren ihre Urtheile einfach ohne 

15* 
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Remision al Consejo en 
caso de discordia entre 
los inquisidores ü Ordina- 
rio, pero no de consultores. 
Idem en los casos graves 
aunque no haya discordia. 


66. En todos los casos que 
hubiere discrepancia de votos 
entre los inquisidores y Ordi- 
nario, Ö 
difinicion de la causa ö en cu- 


alguno de ellos, en la 


alquier otro auto ö sentencia 
interlocutoria, se debe remitir 
la causa al Consejo; pero donde 
los susodichos estuvieren con- 
formes, aunque los consultores 
discrepen y sean mayor nümero, 
se ejecute el voto de los inqui- 
sidores y Ordinario, aunque ofre- 
ciendose casos muy graves no 
se deben ejecutar los votos de 
los inquisidores, Ordinario y 
consultores, aunque sean Con- 
formes, sin consultarlo con el 
Consejo, como se acostumbra 
hacer y estä proveido. 


Miscellen. 


Bedingung und nicht alternativ 
aussprechen. 


Verweisungan denRathbei 
Stimmenverschiedenheit 
zwischen den Inquisitoren 
und dem Ordinarius, nicht 
der Consultoren. Dasselbe 
bei wichtigen Fällen ohne 
Verschiedenheit. 


66. In allen Fällen, wo sich 
eine Verschiedenheit der Stim- 
men zwischen den Inquisitoren 
und dem Ordinarius oder einem 
von ihnen bei dem Endurtheil 
oder einer anderen Handlung 
oder einem Zwischenurtheil er- 
giebt, muss die Sache an den 
Rath übersendet werden. Wenn 
aber die oben Genannten einig 
sind, so soll, obwohl die Con- 
sultoren dissentiren und die 
grössere Zahl bilden, doch der 
Beschluss der Inquisitoren und 
des Ordinarius zur Ausführung 


. gebracht werden, obwohl wenn 


sehr wichtige Fälle vorkommen, 
die 
schlüsse der Inquisitoren, des 


selbst einstimmigen Be- 


Ordinarius und der Consultoren 
nicht ausgeführt werden dür- 
fen, ohne dass der Rath darüber 
befragt worden ist, wie es bis- 
her üblich war und bestimmt ist. 
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Saquen las testificaciones 
en los procesos de los reos. 


67. Los notarios del Secreto 
tendrän mucho cuidado de sa- 
car ä los procesos de cada uno 
de los reos todas las testifica- 
ciones que hubiere en los re- 
gistros, y no los pondrän por 
remisiones de unos procesos en 
otros, porque causa gran con- 
fusion & la vista de ellos. Y 
por esta razon estä asi provei- 
do y mandado diversas veces 
que asi se haga, y asi se debe 
cumplir, aunque sea trabajo de 
los notarios. 


Häganse diligencias sobre 
las comunicaciones, y asi- 
entese en el proceso. 


68. Si se halläre ö entiendiere 
que algunos presos se han co- 
municado en las cärceles, los 
inquisidores hagan diligencia en 
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(Die Notare) sollen die 
Zeugen-Aussagen für die 
Prozesse gegen die Ange- 
schuldigten (aus den Re- 

gistern) ausziehen. 


67. Die geheimen Notare 
sollen alle Sorgfalt anwenden, 
um für die Prozesse jedes ein- 
zelnen der Angeschuldigten alle 
(die ihn betreffenden) Zeugen- 
Aussagen, welche sich in den 
Registern! finden (aus diesen) 
auszuziehen und sie sollen (in 
Betreff derselben) nicht Ver- 
weisungen von einem Prozess 
auf den andern machen, weil 
dies grosse Verwirrung bei der 
Einsichtnahme von ihnen verur- 
sacht. Und aus diesem Grun- 
de ist verschiedene Male vor- 
gesehen und angeordnet, dass 
man so verfahren soll und so 
muss es gehalten werden, wenn 
es auch eine Arbeit für die 
Notare ist. 


Es sollen Massregeln we- 

gen des Verkehrs (der Ge- 

fangenen unter einander) 

getroffen und diese zu den 

Prozess-Akten beurkundet 
werden. 


68. Wenn man findet oder 


! Welche bei den Inquisitionstribunalen geführt werden. 
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averiguar quien son, y Si son 
cömplices de unos mismos de- 
litos, y qu& fueron las cosas 
que comunicaron, y todo se 
asentarä en los procesos de cada 
uno de ellos. Y proveerän de 
remediarlo de tal manera que 
cesen las comunicaciones; pPor- 
que habi&ndose comunicado los 
presos en las cärceles, es muy 
sospechoso todo cuanto dijeren 
contra otras personas, y aun 
contra si. 


Acumülese al proceso todo 
lo que sobreviniere al reo. 


69. Cuando hubiere proceso 
contra, alguna persona, deter- 


minado 6 
estuviere sobreseido, aunque no 


sin determinarse, y 


sea de heregia formal, sino 
que por otra razon pertenezca 
al santo Oficio, sobreviniendo 
contra aquella persona nueva 
delitos, 


el proceso 


probanza de nuevos 


debese acumular 
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bemerkt, dass einzelne Inhaftirte 
mit einander im Gefängniss in 
Verkehr getreten sind, so sollen 
die Inquisitioren Massregeln 
treffen, um festzustellen, wer 
diese und ob es Mitschuldige 
bei demselben Vergehen sind 
und was sie sich einander mit- 
getheilt haben und alles soll zu 
den Prozess- Akten eines jeden 
einzelnen von ihnen festgestellt 
werden. Und sie sollen an- 
ordnen, dass der Art Ab- 
hülfe erfolgt, dass der Verkehr 
aufhört, denn, wenn die Inhaf- 
tirten in den Gefängnissen mit 
einander Verkehr gepflogen 
haben, ist alles, was sie gegen 
selbst 
gegen sich ausgesagt haben, 


andere Personen und 


sehr verdächtig. 


Es soll mit dem Prozess 

gegen den Angeschuldigten 

Alles das, was gegen ihn 

später hinzutritt, verbun- 
den werden. 


69. Wenn ein Prozess gegen 
eine Person entschieden oder 
ohne entschieden zu sein auf- 
geschoben ist, so soll, obwohl 
keine formale Ketzerei in Frage 
steht, sondern derselbe wegen 
eines anderen Grundes vor das 
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viejo con el proceso nuevo para 
agravar la culpa, y el Fiscal 
harä mencion de &l en su acu- 
sacion. 


No se muden las cärceles 
sıno con causa de lo cual 
conste en el proceso. 


70. Los presos que una vez 
se pusieren juntos en un apo- 
sento, no se deben mudar & 
otro aposento sino todos juntos, 
porque se excusen las comuni- 
caciones de la carcel; porque 
se entiende que mudändoles de 
una compaäia 4 otra dan cuenta 
unos ä otros de todo lo que 
pasa.. Y cuando sucediere 
causa tan legitima que no se 
pueda excusar, asentarseha en 
el proceso del que asi se mu- 
däre, para que conste de la 
causa legitima de su mudanza; 
porque es muy importante sena- 
ladamente cuando sucedieren 
revocaciones ä alteraciones de 
confesiones. 


! Vgl. oben Art. 27. - 
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heilige Amt gehört, wenn gegen 
diese Person ein neuer Beweis 
wegen neuer Vergehen hinzu- 
kommt, der alte Prozess mit 
dem neuen Prozess verbunden 
werden, um die Schuld zu er- 
höhen und der Fiskal davon 
in seiner Anklage Erwähnung 
thun!. 


Es darf kein Wechsel in 
den Gefängnissen ohne 
Grund vorgenommen wer- 
den, welcher sich aus den 
Prozessakten ergeben soll. 


70. Die Inhaftirten, welche 
einmal in eine Zelle zusammen 
gesetzt worden sind, sollen nur 
alle zusammen in eine andere 
überführt werden, damit der 
Verkehrim Gefängniss vermieden 
werde, denn es versteht sich von 
selbst, dass wenn sie von einer 
Ziellengenossenschaft in eine 
andere versetzt werden, die einen 
den anderen Alles, was vor- 
geht, erzählen. Und wenn ein 
so rechtmässiger Grund ein- 
treten sollte, dass man es nicht 
vermeiden kann, so soll es zu 
den Prozess- Akten desjenigen, 
in betreff dessen ein solcher 
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Los 
dos, deseles confesor si lo 


enfermos sean cura- 


pidieren. 

71. Sı algun preso adeleciere 
en la carcel, allende que los in- 
quisidores son obligados & man- 
darle curar con diligencia, y 
proveer que se d& todo lo ne- 
cesario & su salud, con parecer 
del medico & me&dicos que lo 
curaren; si pidiere Confesor 
se le debe dar persona califi- 
cada y de confianza, al cual 
tomen juramento que tendrä 
secreto, y que si el penitente 
le dijere en confesion alguna 
cosa que de por aviso fuera de 
las cärceles, que no acepte tal 
secreto ni de semejantes avisos. 
Y si fuera de confesion se lo 
hubiere dicho, lo revelarä & los 
inquisidores, y le avisarän y 
instruirän de la forma como se 
ha de haber con el penitente, 


significäandole que pues estä 
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Wechsel stattgefunden hat, fest- 
gestellt werden, dass sich der 
rechtmässige Grund des Wech- 
sels (aus ihnen) ergiebt, denn 
es ist namentlich sehr wichtig, 
wenn später ein Widerruf oder 
eine Aenderung der Geständ- 
nisse erfolgt. 


Die Kranken sollen ärzt- 
lich behandelt und ihnen 
ein Beichtvater 
werden, wenn sie es bean- 


gegeben 


tragen. 


71. Wenn ein Inhaftirter im 
Gefängniss krank wird, so muss 
ihm, abgesehen davon, dass die 
Inquisitoren seine sorgsame 
ärztliche Behandlung befehlen 
und alles für seine Gesundheit 
nöthige nach dem Gutachten 
des oder der behandelnden Aerzte 
anordnen sollen, wenn er es be- 
antragt, als Beichtvater eine ge- 
eignete und vertrauenswürdige 
Person gegeben werden, welchem 
sie den Eid darauf abnehmen 
dass er (über Alles) 
Geheimniss bewahren und dass 
er, wenn ihm der Beichtende 
bei der Beichte etwas sagt, was 
er aus dem Grefängniss heraus 
mittheilen soll, ein solches Ge- 
heimniss nicht annehmen und 


sollen, 
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preso por herege, si no mani- 
fiesta su heregia judicialmente, 
siendo culpado, no pueda ser 
absuelto. Y lo demas se remi- 
tir& ä& la conciencia del Con- 
fesor, el cual sea docto, para 
que entienda lo que en seme- 
jante caso debe hacer. Pero 
si el preso tuviere salud y pi- 
diere Confesor, mas seguro es 
no se le dar, salvo si hubiere 
confesado judicialmente y hubiere 
satisfecho & la testificacion, en 
tal caso parece cosa conveniente 
darle Confesor para que le con- 
suele y esfuercee. Pero como 
no puede absolverle del delito 
de la heregia fasta que sea re- 
conciliado al gremio de la Ig- 
lesia, parece que la confesion 
no tendrä total efecto; salvo 
si estuviese en el ültimo arti- 
culo de la muerte, 6 fuese 
muger preüada y estuviese cer- 
cana al parto, que con los tales 
se guardarä lo que los derechos 
en tal caso disponen. Y cuando 
el reo no pidiese Confesor, y el 
medico desconfiase 6 estuviese 
sospechoso de su salud, pue- 
desele persuadir por todas vias 


que se confiese. E cuando su 


! Der Angeschuldigte. 
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derartige Mittheilungen nicht 
machen werde. Und wenn er 
ihm etwas ausserhalb der Beichte 
gesagt hat, soll er es den In- 
quisitoren offenbaren, und sie 
werden ihm in Betreff der Form, 
wie er sich gegenüber dem 
Beichtenden verhalten soll, Mit- 
theilung machen und Anweisung 
geben, so sie ihm kund thun, 
dass er!, da er wegen Ketzerei 
verhaftet ist, wenn er seine 
Ketzerei nicht vor Gericht ein- 
gesteht, nicht, weil er (des- 
wegen) beschuldigt ist, absolvirt 
werden kann. Das Uebrige ist 
dem Gewissen des Beichtvaters, 
welcher gelehrt sein soll, damit 
er weiss, wie er sich in einem 
solchen Fall zu benehmen hat, 
zu überlassen. 

Wenn aber der Inhaftirte 
gesund ist und um einen Beicht- 
vater nachsucht, ist es sicherer, 
ihm einen solchen nicht zu geben, 
ausser wenn er vor Gericht ein 
Geständniss abgelegt und da- 
mit den Aussagen der Zeugen 
entsprochen hat?. In diesem 
Falle erscheint es angezeigt, 
ihm einen Beichtvater zu geben, 
damit dieser ihn tröste und 


?2 D.h. das Geständniss mit diesen übereinstimmt. 
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confesion judicial hubiese sati- 
fecho & la testificacion, antes 
que muera debe ser reconciliado 
en forma con la abjuracion que 
se requiere. Y absuelto judi- 
cialmente, el Confesor le ab- 
solverä sacramentalmente. E si 
no resultase algun inconveniente, 
se le darä eclesiästica sepultura 
con el mayor secreto que ser 
pueda. 
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stärke. Jedoch, da er ihn nicht 
von dem Vorgehen der Ketzerei 
absolviren kann, bevor er durch 
Rekonziliation dem Schosse der 
Kirche wieder zugeführt worden 
ist!, ergiebt sich, dass seine 
Beichte keine volle Wirkung 
haben kann; ausser, wenn er 
sich in Todesgefahr befände 
oder es sich um eine schwangere, 
der Entbindung nahe Frau han- 
deln sollte, in Betreff welcher 
das beobachtet werden soll, was 
das Recht für diesen Fall vor- 
schreibt. 

Und wenn der Angeschul- 
digte keinen Beichtvater ver- 
langt und der Arzt in Betreff 
seiner Genesung Zweifel oder 
Misstrauen hegt, so kann man 
ihn auf alle Weise überreden, 
seine Beichte abzulegen. Und 
wenn sein gerichtliches Geständ- 
niss den Aussagen der Zeugen 
entspricht, so muss er, ehe er 
stirbt, in der Form der Ab- 
schwörung, welche erfordert 
wird, rekonziliirt werden. Und 
wenn er vom Gerichte losgespro- 
chen worden ist, hat ihm der 
Beichtvater die sakramentale 
Absolution zu ertheilen. Und 
wenn kein Nachtheil daraus ent- 


! Seitens des Inquisitionsgerichtes. 


| 
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No se careen los testigos 
con los reos. 

72. Aunque en los otros jui- 
cios suelen los jueces, para veri- 
ficacion de los delitos, carear 
los testigos con los delincuentes; 
en el juicio de la Inquisicion 
no se debe ni acostumbra ha- 
cer; porque allende de que- 
brantarse en esto el secreto que 
se manda tener acerca de los 
testigos, por experiencia se halla 
que si alguna vez se ha hecho, 
no ha resultado buen efecto, 
antes se han seguido de ellos 
inconvenientes. 


No haya capturas en las 
visıtas sin consulta de cö- 
legas 6 consultores no sien- 
do sospechosos de fuga los 
testificados. 
. 73. Porque las causas tocan- 
tes al santo Oficio de la Inqui- 
sicion se puedan tratar con el 
silencio y autoridad que con- 
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steht, kann ihm im grössten 
Geheimniss ein kirchliches Be- 
gräbniss gewährt werden. 


Die Zeugen sollen nicht mit 
den Angeschuldigten kon- 
frontirt werden. 

72. Obwohl in den anderen 
Gerichten die Richter zur Fest- 
stellung der Vergehen die Zeugen 
mit den Delinquenten zu kon- 
frontiren pflegen, so soll dies 
doch im Inquisitionsgericht nicht 
geschehen, noch ist dies in dem- 
selben üblich, denn abgesehen 
davon, dass dadurch das Ge- 
heimniss, dessen Bewahrung in 
Betreff der Zeugen befohlen ist, 
gebrochen wird, hat die Erfah- 
rung gelehrt, dass, wenn dies 
irgend ein Mal geschehen ist, 
keine gute Wirkung daraus her- 
vorgegangen ist, im Gegentheil 
sich in Folge dessen Unzuträg- 
lichkeiten ergeben haben. 


Verhaftungen sind auf den 
Visitationsreisen (der In- 
quisitoren) ohne Berathung 
mit den Kollegen oder Kon- 
sultatoren nicht zulässig, 
wenn die Bezichtigten nicht 
der Flucht verdächtig sind, 

73. Damit die das heilige 
Amt der Inquisition betreffen- 
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viene, los inquisidores cuando 
visitaren, ofreciendoseles testi- 
ficacion bastante contra alguna 
persona de delito que haya co- 
metido por donde debaser preso, 
no ejecutarän la prision sin con- 
sultarlo con el cölega y con- 
sultores que residen en la cabeza 
del partido; si no fuere en caso 
que el testificado sea sospechoso 
de fuga, que entonces por el 
peligro (con buen acuerdo) el 
Inquisidor & quien esto acon- 
teciere podrä mandar hacer la 
prision. Y con la brevedad que 
el negocio requiere al recaudo 
que estä dicho enviarä el preso y 
la testificacion & las cärceles de 
la Inquisicion, donde se debe 
Y esto no se 
entiende cuanto ä los negocios 


tratar su causa. 


mas ligeros que se suelen de- 
terminar sin captura, como son 
blasfemias hereticales no muy 
calificadas; porque aquello po- 
drä de terminar (como se suelc 
hacer) teniendo para ello poder 
del Ordinario. Pero en ninguna 
manera debe el Inquisidor en 
la visita tener carcel para for- 
mar proceso en delito de here- 
gia nı en otra cosa & ella aneja, 
porque le faltarän oficiales y la 
disposicion de carcel secreta 
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den Angelegenheiten mit Ver- 
schwiegenheit und mit dem er- 
forderlichen Ansehen behandelt 
werden können, so sollen die 
Inquisitoren, wenn sie ihre Vi- 
sitationen abhalten und sich 
eine genügende Belastung durch 
Zeugen gegen eine Person in 
Betreff eines von ihr begange- 
nen Vergehens, wegen dessen 
sie verhaftet werden muss, er- 
giebt, die Verhaftung nicht vor- 
nehmen ohne sich vorher dar- 
über mit dem Kollegen und den 
Konsultatoren, welche in dem 
Hauptort des Bezirks ihren 
Amtssitz haben, zu berathen, 
ausser in dem Falle, dass der 
Belastete der Flucht verdächtig 
sei, denn dann kann der Inqui- 
sitor, welchem ein solcher Fall 
vorkommt, wegen der Gefahr 
(mit reiflicher Ueberlegung) die 
Verhaftung befehlen. Und mit 
der Schnelligkeit, welche das 
Geschäft unter den besagten 
Umständen erfordert, soll er 
den Verhafteten und das Be- 
lastungsmaterial an das Gefäng- 
niss des Inquisitionsgerichtes 
übersenden, bei welchem seine 
Sache verhandelt werden muss. 
Aber dies findet keine Anwen- 
dung auf den leichteren Sachen, 
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que se requiere; y de esto po- 
drän resultar inconvenientes al 
buen suceso de la causa. 


Cömo se ha de hacer la 

declaracion del tiempo que 

ha que el reo comenzö ä& 
ser herege. 


74. Al tiempo que se vieren 
los procesos de los que se hu- 
bieren de declarar por hereges 
con confiscacion de bienes, los 
inquisidores, Ordinario y con- 
sultores harän la declaracion del 
tiempo en que comenzö ä& co- 
meter los delitos de heregia por 
que es declarado por herege, 
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welche ohne Verhaftung abge- 
urtheilt zu werden pflegen, wie 
nicht sehr qualifizirte ketzerische 
Blasphemien, denn dies kann er 
(allein) entscheiden, wenn er 
(was zu geschehen pflegt) dazu 
Vollmacht vom Ordinarius er- 
halten hat. Aber auf keine 
Weise soll der Inquisitor ein 
Gefängniss halten, um einen 
Prozess wegen des Vergehens 
der Ketzerei oder einer damit 
zusammenhängenden Sache ein- 
zuleiten, weil ihm dazu die 
Beamten und die erforderliche 
Einrichtung eines geheimen Ge- 
fängnisses fehlen werden und 
daraus Unzuträglichkeiten für 
einen erspriesslichen Ausgang 
der Sache hervorgehen können. 


Wie die Erklärung der 
Zeit, seit welcher der Ange- 
schuldigte angefangen hat, 
Ketzer zu sein, zu machen 

ist. 

74. Zu der Zeit, zu welcher 
die Prozesse derjenigen, welche 
für Ketzer zu erklären und mit 
der Vermögenskonfiskation zu 
bestrafen sind, zur Entscheidung 
gelangen, haben die Inquisito- 
der Ordinarius und die 
Konsultatoren die Erklärung 
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para que se pueda dar al Re- 
ceptor, si lo pidiere, para pre- 
sentarlo en alguna causa civil. 
Y diräse particularmente si 
consta por confesion de la parte 
6 por testigos ö juntamente por 
confesion y testificacion. E asi 
se darä al Receptor. Y en los 
que no se halläre declarado por 
esta orden harän la declaracion 
cuando el Receptor la pidiere 
por todos los inquisidores hal- 
ländose presentes; y no se hal- 
lando, se llamarän los consul- 
tores pära hacer la dicha de- 
claracion. 


Raciones que se han de dar 
| a los presos. 
75. El mantenimiento que se 
ha de dar ä& los presos por la 
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über die Zeit, zu welcher der 
Angeschuldigte die Vergehen 
der Ketzerei zu begehen ange- 
fangen hat, wegen deren er für 
einen Ketzer erklärt wird, zu 
machen!, damit sie dem Ein- 
nehmer?, wenn er es beantragt, 
zugestellt werden kann, wenn 
er sie in einer Civilsache vor- 
legen muss. Und dabei ist be- 
sonders anzugeben, ob sie auf 
dem Geständniss der Partei oder 
den Zeugen-Aussagen oder auf 
dem Geständniss und den Zeu- 
gen-Aussagen zusammen beruht. 
Und in dieser Form soll_ sie 
dem Einnehmer ausgehändigt 

Und in Betreff desje- 
was nicht nach dieser 
Ordnung erklärt worden ist, 
sollen, wenn es der Einnehmer 


werden. 
nigen, 


verlangt, die anwesenden Inqui- 
sitoren für alle die Erklärung 
machen und wenn keine an- 
wesend sind, sollen die Konsulta- 
toren zusammen berufen werden, 
um dieselbe abzugeben. 


Der Unterhalt, welcher den 
Inhaftirten gegeben 
werden soll. 


75. Der Unterhalt, welcher 


! Weil von diesem Zeitpunkt ab das Vermögen dem Fiskus anheimfällt. 


2 S, Art. 7 u.8 
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Inquisicion se tase conforme al 
tiempo y & la carestia de las 
cosas de comer. Pero si al- 
guna persona de calidad, y que 
tenga bienesen abundancia, fuere 
presa, y quisiere comer y gastar 
mas de la racion ordinaria, de- 
besele dar & su voluntad todo 
lo que pareciere honesto para 
su persona y criado, ö criados 
si los tuviere en la carcel, con 
tanto que el Alcaide ni des- 
pensero no puedan aprovecharse 
de ninguna cosa de lo que hu- 
bieren dado, aunque les sobre, 
sino que se de & los pobres. 


C6mo se han de dar ali- 
mentos ä& la muger 6 hijos 
del'’reo. | 

76. Porque los bienes de los 
presos por la Inquisicion se se- 
cuestran todos, si el tal preso 
tuviere muger 6 hijos, & pidieren 
‚alimentos, comunicarseha con los 
presos, para saber su voluntad 
acerca de ello.e. Y despues de 


[4 


vuelto & su carcel, los inquisi- 
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den Inhaftirten durch das In- 
quisitionsgericht gegeben werden 
muss, soll nach der Zeit und 
den Preisen der Lebensmittel 
taxirt werden. Wenn aber eine 
Person von Stand und von reich- 
lichem Vermögen inhaftirt ist 
und mehr als die gewöhnliche 
Ration essen und verzehren will, 
so soll man ihr nach ihrem 
Willen Alles das, was ange- 
messen für diese Person selbst, 
ihren Diener oder ihre Diener, 
wenn sie solche im Gefängniss 
hat, reichen, mit der Massgabe, 
dass weder der Alcaide noch 
der Speisemeister von irgend 
einer Sache, welche ihnen ge- 
geben worden ist, selbst wenn 
sie übrig geblieben ist, Nutzen 
ziehen können, vielmehr soll man 
diese den Armen geben. 


Wie man der Ehefrau und 
den Kindern des Angeschul- 
digten Alimente geben soll. 


76. Weil das ganze Vermögen 
der Inhaftirten durch das Inqui- 
sitionsgericht sequestrirt wird, 
so soll man, wenn ein solcher 
Inhaftirter Frau oder Kinder 
hat und diese um Alimente 
nachsuchen, mit den Inhaftirten 
darüber verhandeln, um ihren 
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dores llamen al Receptor y al 
Escribano de secuestros, y con- 
forme ä la cantidad de los bienes 
y & la calidad de las personas 
los tasen; y teniendo los hijos 
edad para ganar de comer por 
su trabajo, y siendo de calidad 
que no les sea afrenta, todos 
los que pudieren ganar de comer 
no se les den alimentos; pero 
siendo viejos, 6 ninos, 6 don- 
cellas, ö que por otra causa no 
les sea honesto vivir fuera de 
su casa, sehalärseteshan los ali- 
mentos necesarios que parezca 
bastan para se sustentar, sena- 
lando ä cada persona un tanto 
en dineros, y no en pan, los 
cuales sean moderados, teniendo 
respeto ä& lo que las tales per- 
sonas que han de ser alimen- 
tadas podrän ganar por su in- 
dustria y trabajo. 


IS. Art. 7 uw8. 
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Willen in Betreff dessen zu er- 
fahren. Und nach der Zürück- 
führung (der Inhaftirten) in ihr 
Gefängniss haben die Inquisi- 
toren den Einnehmer und Se- 
questrationsschreiber! zu be- 
rufen und die Alimente mit 
Rücksicht auf den Betrag des 
Vermögens und den Stand der 
Personen festzusetzen. Und wenn 
die Kinder das Alter haben, um 
sich durch Arbeit ihren Lebens- 
unterhalt verdienen zu können, 
und des Standes sind, dass sie 
dies nicht schändet, so dürfen 
allen denjenigen, welche ihren 
Lebensunterhalt verdienen kön- 
nen, keine Alimente gegeben 
werden. Sind sie aber alt oder 
noch klein oder Mädchen oder 
ist es aus irgend einem anderen 
Grunde für sie nicht anständig, 
ausserhalb ihres Hauses zu woh- 
nen, so sollen ihnen die nöthigen 
Alımente, welche für ihren Le- 
bensunterhalt ausreichend er- 
scheinen, angewiesen werden, und 
zwar für jede Person in einer 
Summe Geldes, nicht in Brod, 
ermässigt mit Rücksicht auf 
das, was die zu alimentirenden 
Personen durch ihren Fleiss und 
ihre Arbeit erwerben können. 
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Acuerdöse el dia del auto 
y notifique se & los cabil- 
dos de la Iglesia y Ciudad. 


77. Estando los procesos de 
los presos votados, y las sen- 
tencias ordenadas, los inquisi- 
dores acordarän el dia feriado 
que se debe hacer el auto de 
la fe, el cual se notifique & los 
cabildos de la Iglesia y Ciudad, 
y adonde haya Audiencia, Pre- 
sidente y oidores, los cuales 
sean convidados para que lo 
companen, segun la costumbre 
de cada parte. Y procuren los 
inquisidores que se haga & tal 
hora que la ejecucion de los 
relajados se haga de dia por 
evitar inconvenientes. 


Quien ha de entrar la noche 
antes del Auto. 

78. Y porque de entrar en 

las cärceles personas la noche 
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Es soll der Tag des Auto 
da fe festgesetzt und den 
Kapiteln der Kirche und 
Stadt kund gethan werden. 


77. Wenn die Schlussabstim- 
mung in den Prozessen der In- 
haftirten stattgefunden hat und 
die Urtheile beschlossen sind, 
haben die Inquisitoren den Feier- 
tag zu bestimmen, an welchem 
das Auto da f& gehalten werden 
soll und dieses ist den Kapi- 
teln der Kirche und Stadt und 
wo es einen Gerichtshof, Prä- 
sidenten und Auditoren giebt, 
sollen sie eingeladen werden, 
daran Theil zu nehmen, wie es 
für jeden Theil Gewohnheit ist. 
Und die Inquisitoren haben da- 
für Sorge zu tragen, dass das- 
selbe zu einer solchen Stunde 
abgehalten wird, dass die Exe- 
kution der dem weltlichen Arme 
Ueberlieferten! noch bei Tage 
erfolgen kann, um Unzuträglich- 
keiten zu vermeiden. 


Wer die Nacht vor dem 
Auto da fe das Gefängniss 
betreten soll. 


78. Und weil daraus, dass 


ı D. h. die Verbrennung derselben, nachdem das weltliche Gericht die 
auf vorherige Verständigung durch die Inquisitoren bereit gestellten Todes- 
urtheile noch auf dem Auto da fe verkündet hatte. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 2. 
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del auto se suelen seguir in- 
convenientes, los inquisidores 
proveerän que no entren mas 
de los confesores y & su tiempo 
los familiares; & los cuales se 
encarguarän los presos por es- 
critos ante alguno de los nota- 
rios del Oficio para que los 
vuelvan y den cuenta de ellos, 
si no fuere los relajados que se 
han de entregar & la justicia y 
brazo seglar. Y por el camino 
ni en el tablado no consentirän 
que ninguna persona les hable, 
ni d& aviso de cosa que pase. 


Declärase & losreconcilia- 

dos lo que han de cumplir, 

y entreguense al Alcaide 
de la carcel perpetua. 


79. El dia siguente los in- 
quisidores mandarän sacar de 
la carcel secreta todos los dichos 
reconciliados, y les declararän 
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verschiedene Personen in der 
Nacht vor dem Auto da fe die 
Gefängnisse betreten, sich Unzu- 
träglichkeiten zu ergeben pflegen, 
sollen die Inquisitoren Vorkeh- 
rung treffen, dass Niemand 
anders als die Beichtväter und 
zu ihrer Zeit die Familiaren 
das Gefängniss betreten. Die- 
sen sind die Inhaftirten schrift- 
lich von einem der Notare des 
Amtes zu übergeben, damit sie sie 
wegführen und über sie Rechen- 
schaft abgeben mit Ausnahme 
der zu Ueberliefernden, welche 
der Iustiz und dem weltlichen 
Arm übergeben werden müssen. 
Und sie sollen nicht gestatten, 
dass irgend eine Person auf dem 
Wege! oder auf dem Hinrich- 
tungsgerüst mit ihnen spreche 
noch ihnen über eine Sache, wel- 
che vorgeht, Mittheilung mache. 


Den Rekonziliirten wird 
mitgetheilt, was sie zu er- 
füllen haben und sie wer- 
den dem Alcaiden des ewi- 
gen Gefängnisses über- 

liefert. 


79. Am folgenden Tage? 
haben die Inquisitoren die Vor- 


! Welchen der Zug zum Auto da fe durchmisst. 


2 Nach dem Auto da fe. 
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lo que se les ha mandado por 
sus sentencias, y les adviertan 
de la penas en que incurririan 
no siendo buenos penitentes, y 
habiendolos examinado sobre 
las cosas de la carcel, particular 
y apartadamente, los entregarän 
al Alcaide de la carcel per- 
petua, mandändole tenga cui- 
dado de su guarda; y de que 
cumplan sus penitencias, y que 
les avise de los descuidos si 
algunos hufiere en ellos. Y 
tambien procure que sean pro- 
veidos y ayudados en sus ne- 
cesidades con hacerles traer al- 
gunas cosas de los oficios que 
supieren, con que se ayuden ä& 
sustentar y pasar su miseria. 
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führung aller gedachten Rekon- 
zilirten aus dem geheimen Ge- 
fängniss! anzuordnen und ihnen 
das zu eröffnen, was ihnen durch 
die sie betreffenden Urtheile auf- 
erlegt ist, sowie ihnen die Stra- 
fen kund zu thun, in welche 
sie verfallen, wenn sie nicht 
ihre Busse ordnungsmässig lei- 
sten. Und nachdem sie sie 
über die Verhältnisse des Ge- 
fängnisses besonders und genau 
befragt haben, sollen sie sie dem 
Kerkermeister des ewigen Ge- 
fängnisses? überliefern, indem sie 
ihm befehlen, Sorge in Betreff 
ihrer Bewachung zu tragen und 
dafür, dass sie ihre Bussen 
leisten, sowie dass er ihnen die 
Nachlässigen unter ihnen an- 
zeige. Auch hat er? dafür zu 
sorgen, dass sie mit allem Nö- 
thigen versehen und unter- 
stützt werden, indem er sie 
sich mit etwaigen Sachen des 
Berufes, welchen sie gelernt 
haben, versehen lässt, mit 
denen sie sich helfen können, 
ihr Elend zu erleichtern und 
zu tragen. 


! D. h. dem Untersuchungs-Gefängniss. 


? Des Strafgefängnisses, 
3 Der Alcaide. 


16* 
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Visita de carcel perpetua. 

80. Los inquisidores visitarän 
la carcel perpetua algunas veces 
en el ano, para ver cömo se 
tratan y son tratados, y que 
vida pasan. Porque en muchas 
inquisiciones no hay carcel per- 
petua (y es cosa muy necesariä) 
se deben hacer comprar casas 
para ella; porque no habiendo 
carcel, no se puede entender 
cömo cumplen sus penitencias 
los reconciliados, ni pueden ser 
guardados los que hubieren me- 
nester guarda. 


Dönde y cömo se han de 
renovar los sambenitos. 


81. Manifiesta cosa es que 
todos los sambenitos de los 
condenados vivos y difuntos, 
presentes 6 ausentes, se ponen 
en las iglesias donde fueron 
vecinos y parroquianos altiempo 
de la prision, de su muerte 6 
fuga; y lo mismo se hace en 
los de los reconciliados, des- 
pues que han cumplido sus 
penitencias y se los han qui- 
tado, aunque no los hayan te- 
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Visitation des ewigen Ge- 
fängnisses, 

80. Die Inquisitoren sollen 
das ewige Gefängniss mehrere 
Mal ım Jahre visitiren, um zu 
sehen, wie sie (die Gefangenen) 
mit einander verkehren und wie 
sie behandelt werden. Da es bei 
vielen Inquisitionsgerichten kein 
ewiges Gefängniss giebt (und 
ein solches ist sehr nöthig), so 
soll man dazu Häuser kaufen 
lassen, denn, wenn es kein 
Gefängniss giebt, kann man 
nicht übersehen, wie die Re- 
konzilürten ihre Bussen er- 
füllen und sie können nicht 
bewacht werden, wie es für sie 
nöthig ist. 


o und wie die Sambenitos 
erneuert werden sollen. 


81. Es ist allgemein bekannt, 
dass alle Sambenitos der Ver- 
urtheilten, der Lebenden und 
Todten, der Anwesenden und 
Abwesenden, in den Kirchen, 
wo sie zur Zeit ihrer Verhaf- 
tung, ihres Todes oder ihrer 
Flucht eingesessen oder ein- 
gepfarrt waren, aufgehängt wer- 
den. Und dasselbe geschieht 
mit denjenigen der Rekonzili- 
irten, nachdem sie ihre Busse 
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nido mas de por el tiempo que 
estuvieron en el tablado y les 
fueron leidas sus sentencias, lo 
cual se guarde inviolablemente: 
y nadie tiene comision para 
alterarlo. E siempre se en- 
carga & los inquisidores que los 
pongau y renueven, sefialada- 
mente en los partidos que visi- 
taren porque siempre haya 
memoria de la infamia de los 
hereges y de su descendencia, 
en los cuales se ha de poner 
el tiempo de su condenacion, 
y si fue de judios ö moros su 
delito, ü de las nuevas here- 
gias de Martin Lutero y sus 
secuaces. Pero no se han de 
poner sambenitos de los recon- 
ciliados en tiempo de gracia; 
porque como un capitulo de la 
dicha gracia es que no los pon- 
drian sambenitos, y no los tu- 
vieron al tiempo de su recon- 
ciliacion, no se les deben poner 
en las iglesias, porque seria 
contravenir ä la merzed que se 
les hizo al principio. 


I Die Sambenitos. 
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vollendet und sie! abgelegt ha- 
ben, selbst wenn sie sie nicht 
länger als während der Zeit, wo 
sie auf dem Gerüste standen und 
ihnen ihre Urtheile verlesen 
worden sind, getragen haben. 
Dies soll unverbrüchlich ge- 
halten werden und Niemand hat 
die Ermächtigung, es zu ändern. 
Und immer wird den Inquisi- 
toren aufgetragen, sie aufhän- 
gen und erneuern? zu lassen, 
insbesondere in den Bezirken, 
welche sie visitiren, damit immer 
das Andenken an die Ehrlosig- 
keit der Ketzer und ihrer Des- 
cendenz erhalten bleibe, und 
an ihnen? soll die Zeit ihrer 
Verurtheilung und ob ihr Ver- 
gehen das der Juden oder der 
Mauren? oder das der neueren 
Ketzereien Martin Luthers und 
Jedoch 
sollen die Sambenitos der wäh- 
rend der dGonadenfrist° Re- 
nicht aufgehängt 
Da es ein Theil der 
fraglichen Gnaden 


seiner Anhänger war. 


konziliirten 
werden. 


ist, dass 


? Das letztere, ‘wenn sie so alt und schlecht geworden sind, dass sie 
nicht mehr in der Kirche belassen werden können. 

®? Den Busskleidern, also auf an ihnen angebrachten Tafeln. 

* Also die Apostasie zum Judenthum oder zum Muhamedanismus. 

58. mein Kirchenrecht 5, 481. 382. 
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Los cuales dichos capitulos 
y cada uno de ellos, vos en- 
cargamos y mandamos que 
guardeis y sigais en los ne- 
gocios que en todas las in- 
quisiciones se ofrecieren, sin 
embargo que en alguna de ellas 
haya habido estilo y costumbres 
contrarias; porque asi conviene 
al servicio de Dios nuestro 
sefior, y & la buena administra- 
cion de la justicia. En testi- 
monio de lo cual mandamos 
dar y dimos la presente, fir- 
mada de nuestro nombre y 
sellada con nuestro sello, y re- 
frendada del Secretario de la 
general Inquisicion. Dada en 
Madrid ä& dos dias del mes de 
septiembre ano del nacimiento 
de nuestro Salvador Jesu 
Christo de mil y quinientos y 
sesanta y un afios. = F. His- 
Por mando de su 
Juan 


paleü. = 
Illustrisima Seäoria = 
Martinez de Lasao. 
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ihnen keine Sambenitos ange- 
legt werden und sie dieselben 
zur Zeit ihrer Rekonziliation 
nicht getragen haben, so dür- 
fen sie auch nicht in den 
Kirchen aufgehängt werden, weil 
dies gegen die ihnen anfangs 
gewährte (Ginade verstossen 
würde. 

Wir tragen Euch auf und 
befehlen Euch, dass Ihr alle 
vorstehenden Kapitel und jedes 
einzelne von ihnen in den Ge- 
schäften, welche bei allen In- 
quisitionsgerichten vorkommen, 
beobachtet und befolgt, trotz- 
dem dass bei einem einzelnen 
derselben eine entgegengesetzte 
Praxis und entgegengesetzte Ge- 
wohnheiten bestanden haben, 
denn so ziemt es sich für den 
Dienst Gottes, unseres Herrn 
und für die gute Handhabung 
der Gerechtigkeit. Zur Be- 
glaubigung dieses befehlen wir 
Gegenwärtiges auszufertigen und 
haben wir dasselbe erlassen, 
unterschrieben mit unserem Na- 
men, besiegelt mit unserem 
Siegel und kontrasignirt von 
dem Sekretär der General-In- 
quisition. Gegeben in Madrid 
am 2. Tage des Monats Sep- 
tember im Jahre 1561 nach 
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der Geburt unseres Heilandes 
Jesu Christi. = F. Hispalen!. 
— Auf Befehl seiner erlauchten 
Herrlichkeit Juan Martinez de 
Lasao. 


! Das bedeutet Ferdinandus Hispalensis, Ferdinand (Erzbischof v. Se- 
villa), die. Unterschrift des General-Inquisitors Valdes, s. oben die Ein- 
leitung. 
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Auslegung des Cap. Si quando, 9. in VIto de elect. et 
el. pot. 1,6. 


Von 


Dr. iur. E. Mosler, 
Berlin. 


Idem in eodem 
[i. e Gregorius X in generali concilio Lugdunensi]. 

Si quando contigerit, duabus electionibus celebratis, par- 
tem alteram eligentium duplo maiorem numero inveniri, contra 
electores, qui partem reliquam sic excedunt, ad extenuationem 
zeli, meriti vel auctoritatis ipsorum, reliquis vel electo ab eis 
aliquid opponendi omnem praesenti decreto interdicimus facul- 
tatem. Si quid autem opponere voluerint, quod votum illius, 
cui opponitur, nullum redderet ipso iure: id eis non intelligimus 
interdictum. 

Papst Gregor X. (1268—1276) verordnet auf dem allgemeinen 
Konzil zu Lyon (dem dortigen zweiten) im Jahre 1274 folgendes: 
Zerteilen sich bei einer Wahlhandlung die abgegebenen Stim- 
men auf zwei Kandidaten (duabus electionibus celebratis d. h. 
wo zwei Erwählungen stattgefunden haben) und zwar in der Weise, 
dass der eine Wahlkandidat zwei Drittel! der gültig abgegebenen 


! duplo maiorem numero d. h. an Zahl um das Doppelte grösser (zu 
ergänzen: als der Teil, der für den anderen Kandidaten gestimmt hat). — 
Vergl. Koch, Dissertatio de votis duplo maioribus, Giessen 1776, in Schmidt’s 
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Stimmen, der andere nur ein Drittel auf sich vereinigt, so ist es 
der Minderheit der Wähler und ihrem Kandidaten untersagt, 
gegen die Mehrheit etwas 
ad extenuationem zeli, meriti vel auctoritatis ipsorum 

vorzubringen. Wissen sie jedoch Gründe geltend zu machen, aus 
denen sich ohne weiteres die Ungültigkeit der durch die Mehr- 
heit entschiedenen Wahl! ergeben soll, so ist ihnen das Vor- 
bringen dieser unbenommen. 

Den Thatbestand, welcher zur Anwendung dieser Bestim- 
mung vorzuliegen hat, bildet die zur Besetzung eines erledigten 
höheren Kirchenamts von einem Domkapitel vorgenommene Wahl 
des demnächstigen Inhabers. Diese Wahl hat sich in der üblich- 
sten von den drei nach kanonischem Rechte zulässigen Formen, 
nämlich durch scrutinium vollzogen. Nach allgemeinen Grund- 
sätzen gilt dann als gewählt, wer die absolute Mehrheit der 
gültig abgegebenen Stimmen für sich hat. Verstösse gegen we- 
sentliche Wahlvorschriften ziehen aber die Nichtigkeit der ganzen 
Wahlhandlung nach sich. | 

Der Inhalt der in C. Si quando, 9 getroffenen Bestimmung 
kennzeichnet sich dadurch, dass zu seiner Verwirklichung zwei 
Voraussetzungen neben einander erfüllt sein müssen. 

1. Es muss von der minor pars gegen die maior pars 

aliquid ad extenuationem zeli, meriti vel auctoritatis 
ipsorum, | 
nicht aber etwas, 
quod votum nullum redderet ipso iure 
vorgebracht werden. 


Thesaurus iur. eccl., Heidelberg 1779. Band VII S. 387 ff., a.a. O. VII 89 
S. 3896: ... Duplo maiora i. e. duae tertiae votorum respectu totius 
capituli (praesentis) aut quod idem est in casu duorum (wie hier!) candi- 
datorum alterum tantum votorum respectu concurrentis candidati. 

! Votum illius, cui opponitur bezieht sich auf die Abstimmung der 
Mehrheit: illius partis, cui opponitur, nicht etwa auf die Stimme eines 
Mehrheitsmitgliedes, denn deren Nichtigkeit würde nicht immer die Wahl 
nichtig machen. 
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2. Es muss eine Zweidrittelmehrheit, nicht bloss eine ein- 
fache (absolute) Mehrheit in dem Wahlgange zu Stande 
gekommen sein. 

Welchen Zweck kann es denn aber haben, dass beim Vor- 
handensein einer geringen Mehrheit die Minderheit der Wähler 
die Mehrheit in ihren Absichten und Motiven!, in ihren Ver- 
diensten? und in ihrem Ansehen herabzusetzen sich bemüht? 

Die Antwort auf diese Frage giebt eine Dekretale Gregors IX. 
(1227—1241): C. 57 X. de elect. et el. pot. 1,6: 

Das Domkapitel zu Chälons hatte einen Bischof zu wählen. 
Im Wahlgange stimmten 14 der anwesenden Kanoniker für den 
Kardinalpriester und Kanoniker dieses Kapitels, den Magister 
G., während 18 Stimmen einschliesslich der nachträglich ab- 
gegebenen des Magisters G., welcher bei der Wahlhandlung nicht 
zugegen gewesen war, auf einen Kanoniker des Domkapitels 
in Rheims R. sich vereinigten. R. hatte mithin die absolute 
. Mehrheit für sich und wurde als Gewählter proklamiert. Die 
für G. gestimmt hatten, erhoben aber gegen die Wahl beim 
Papste Widerspruch und liessen vor ihm ausser einer Rüge, 
welche das Wahlverfahren, nämlich die nachträgliche Stimmabgabe 
des nicht anwesenden G. zum Gegenstande hatte, geltend machen, 
dass der Kardinal G. mit seiner gründlichen Gelehrsamkeit dem 
mangelhaft gebildeten R. weitaus vorzuziehen wäre, dass sie 
selbst, die unterlegene Partei, aber auch die Mitglieder der 
Wahlmehrheit an Verdiensten und Ansehen überragten: meritis 
et auctoritate praecellerent, auch stünde fest 

habito praesertim respectu ad personam electam meliorem 
zelum (se ipsos) habuisse. 


1 So giebt Hinschius, System des kath. Kirchenrechts, Berlin 1878 
II $ 131 S. 663 Anm. 7 wohl treffend den Begriff zelum wieder; ebenso auch 
Reiffenstuel, ius can. univ. (1707). I 6 No. 133 S. 290. 

? meritum kann sich in diesem Satze des ©. 9 nur auf die Wähler, 
nicht auf den Erwählten beziehen, da von diesem bisher noch garnicht die 
Rede gewesen ist (ipsorum nimmt auf electores qui excedunt Bezug). 
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Papst Gregor IX. erkennt nach Zurückweisung der das 
Verfahren betreffenden Rüge die Anführungen der Minderheit, 
die sich auf die eigene höhere Urteilsbefähigung bezogen, als 
begründet an und erklärt demgemäss die Wahl des R. für un- 
gültig: 

.. . electionem dicti R. ... electionis vitio, quum maior 
et sanior pars non consenserit in eundem, de fratrum 
nostrorum consilio duximus sententialiter irritandam. 

Hier hat also eine extenuatio zeli, meriti vel auctoritatis 
eligentium von Seiten der Minderheit die Wirkung gehabt, dass 
die vorgenommene Wahl aufgehoben wurde. Dies geschah, weil 
in der Wahl die Mehrheit der Wähler nicht auch zugleich den 
„einsichtsvolleren Teil“ derselben bildete. Dadurch war eine 
wesentliche Vorschrift des kanonischen Rechts, die bei jeder 
Wahl erfordert, dass die maior pars auch mit der sanior pars 
identisch ist, verletzt. | 

Dass es nicht mit blosser Stimmenmehrheit abgethan, sondern 
dass das Wahlergebnis auch auf die Einsicht und Würdigkeit 
der Wähler hin, die dasselbe hervorgebracht haben — was nichts 
anderes bedeutet als: auf seine Zweckdienlichkeit hin — zu prüfen 
sei, wird offenbar in Anlehnung an herrschende Anschauung und 
gemeine Uebung, wie die Worte des can. 14 Dist. LXI: 

Constituatur quem omnis concors congregatio ... sive 

etiam pars congregationis saniori consilio elegerit 
schliessen lassen, ausdrücklich auf der dritten Lateransynode im 
Jahre 1179 ausgespochen: 

C. 1. X de his quae f. a. maior. part. c. 3,11: conse- 
quatur effectum, quod a maiori et saniori parte capituli 

 fuerit constitutum. 

Bei der von Papst Innozenz III. (1198—1216) auf der 
vierten Lateransynode 1215 besorgten genauen Feststellung des 
Wahlverfahrens ist dies Erfordernis denn mit aufgeführt: 

0.42 X h. t. 1,6: ... is eligatur, in quem omnes, vel 
maior. et sanior pars capituli consentit. 
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Auf diese Bestimmung des allgemeinen Konzils in ©. 42 
nimmt die wiedergegebene Entscheidung aus C. 57 besonders Bezug. 

Wenn es nun jedoch auch in der Theorie das Vollkommene 
und Erstrebenswerte sein mag, dass nur der Wille einer Wahl- 
mehrheit zur Verwirklichung gelangt, der von Personen ausgeht, 
welche vermöge ihrer Intelligenz und Würdigkeit zur Findung 
eines sachentsprechenden Urteils befähigt sind, so muss doch 
die getreue Umsetzung dieses Grundsatzes in die Praxis mit er- 
heblichen Schwierigkeiten zu kämpfen haben. Eine Prüfung der 
abgegebenen Stimmen auf ihre Eigenschaft als „saniores“ hin 
durch die drei Skrutatoren! entweder schon bei der Entgegen- 
nahme der einzelnen Stimmen oder bei der Zusammenstellung, 
der collatio, die damit zu einer collatio nicht nur numeri ad 
numerum, sondern auch zeli ad zelum, meriti ad meritum wird 
(©. 55 X h. t.1, 6, ©. 47 81 in VI® h.t.)?, — so wie die 
Feststellung der „Saniorität“ ursprünglich wohl gedacht und ge- 
handhabt worden sein mochte — musste sich jedoch sehr bald 
als unthunlich erweisen, da die Skrutatoren meist doch selbst 
Wähler waren und zur objektiven Entscheidung über die „höhere 
Einsicht* der von ihren Konkanonikern abgegebenen Stimmen 


! Dies geht m. E. aus C. 42 X h. t. hervor: „.. assumantur tres de 
collegio fide digni.... vota cunctorum diligenter exquirant. Vergl 
Neller diss. de sac. elect. proc. in Schmidt’s Thesaurus, Bd. II. 55 S. 716 
No.6.... non solum curiose auscultare, cui detur suffragium, sed etiam 
advertere quo zelo; ebenso Gehring, Die kath. Domkapitel Deutschlands, 
Regensburg 1851, S. 178. 

?2 Während in dem Zusammenhange: collatio zeli ad zelum, meriti ad 
meritum von den meisten Autoren (Hinschius a. a. O. I 8 131 S. 663 
Anm. 7, Glossa ad C.9, VIo). Passerini de Sextula, Tractatus de Electione, 
Köln 1692, C. 32 No. 36 S. 670, Neller a. a. O. II S. 717, Reiffenstuel 
a. a. OÖ. I 6 No. 133 S. 291, nicht jedoch von Phillips Lehrbuch des 
Kirchenrechts. 1. Aufl. S. 381 und Passerini a. a. O. 0.19 No. 7 S. 313) 
das meritum auf den Kanditaten, das zelum auf die Wähler bezogen wird, 
beziehen sich in C. 9 in VIO und in C. 57 X h. t. die drei Worte zelum, 
meritum, auctoritas sämtlich auf die Wähler. Ob hieraus nicht der Schluss 
gezogen werden muss, auch die collatio meriti ad meritum auf die Wähler und 
nicht auf den Kandidaten zu beziehen, mag dahin gestellt bleiben. 
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kaum für berufen erachtet werden konnten. Das hat denn schon 
frühzeitig dazu geführt, dass von einer Prüfung der Mehrheit 
auf ihre „Saniorität“ hin, also von einer collatio zeli ad zelum, 
meriti ad meritum neben der collatio numeri ad numerum zu- 
nächst abgesehen und die blosse Mehrheit für entscheidend er- 
achtet wird. Es bleibt aber stets der bei der Wahl unterlegenen 
Minderheit überlassen, ein Auseinanderfallen der Mehrheit und 
des im Urteile gesünderen Teils zu behaupten und mit dieser 
Bemängelung der Wahl an den Superior des Kapitels zu ap- 
pellieren. Wird der Papst als Oberer angerufen, so entscheidet 
er über den gegen die Wahl eingelegten Einspruch nach münd- 
licher Verhandlung. Hierbei haben sich die anfechtende und die 
angegriffene Wahlpartei in Rom einzufinden oder haben dort 
procuratores zu bestellen und durch diese ihre An- und Aus- 
führungen vorbringen zu lassen: 

C. 22, c.57 X h.t.; C.1X.de hisq.f.a.m.p.c.3,11; 

C. lin VIe h.t.1, 6. 

Damit ist thatsächlich denn bei jeder Wahl eine praesumtio 
iuris für die Identität der maior mit der sanior pars aufgestellt. 
So lautet denn auch in dem oben besprochenen C. 57 X die 
Ausführung der von der unterlegenen Partei angegriffenen Mehr- 
heit: 

. debebat pars sua sanior reputari, quum, ubi maior 
numerus est, zelus melior praesumatur. 

[Nicht ist dies aber zum Inhalte der in ©. 57 ergehenden 
Entscheidung gemacht, wie Ferraris (Prompta bibliotheca canonica. 
Frankfurt 1782. tom. III. ad. v. „electio*, Art. IV, S. 93) und 
Reiffenstuel (Ius can. univ., I, 6, No. 143 S. 292) annehmen.] 

Ausdrücklich sprechen sich für das Bestehen solcher Ver- 
mutung zur Zeit des Ergehens des C. 9 in VI£ aus: 

Glossa ad O.9:... Ubi est maior pars, praesumitur 
quod etiam sit sanior. 

Fagnanus, Ius canonicum seu Commentaria, Köln 1681, 
II, S. 272 ad ©.1X, 3,11: 
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In dubio tamen maior pars censetur etiam sanior, quia 
praesumitur pro pluralitate!, 

Allein der Bestand einer jeden, Wahl, bei der die Wähler 
mehr als einem Kandidaten die Stimmen gegeben haben, muss 
in Frage gestellt sein, wenn die unterlegene Partei durch die 
Behauptung, die siegreiche Gegenpartei habe nicht die für die 
Besetzung des erledigten Kirchenamts geeignetste Persönlichkeit 
gewählt, sich selbst zum nachträglichen Siege zu verhelfen hoffen 
kann. Ob die Mehrheit oder die Minderheit einsichtsvoller 
gestimmt hat, ist ein durchaus relativer Begriff, bei dessen Auf- 
fassung sich die Anschauung der Minderheit beinahe stets mit 
der der Mehrheit begegnen wird?. Der Rechthaberei und Streit- 
lust einer eigensinnigen Minderheit ist Thür und Thor geöffnet. 

Bereits auf dem dritten Laterankonzil 1179 wird das Treiben 
derer mit harten Worten getadelt, die non tam de ratione quam 
de propria voluntate durch ihre Einwendungen die Ordination 
der a pluribus et sanioribus fratribus Erwählten zu hindern sich 
mühten: C.1X de his q. f.a.m.p.c. 3,11. Es wird auch, um 
dem zu begegnen, dort festgesetzt, dass nur allein das Anspruch 
auf Beachtung habe, was a paucioribus et inferioribus rationa- 
biliter obiectum fuerit et ostensum. 

Durch Innocenz IV. (1241—1254) wurde dann auf der 
ersten Lyoner Synode 1245 das Vorbringen derartiger Einwen- 


ı Vergl. Leurenius, Forum ecclesiasticum, Mainz 1717—1729, III 11, 
qu. 130 u. 131; Huller, Die juristische Persönlichkeit der katholischen Dom- 
kapitel in Deutschland, Bamberg 1860, S. 90. Gehring a. a.0. S.178. Hin- 
schius a. a. O. II 883 S. 130. 

2 Was alles zur Bezweiflung der „Saniorität* der Mehrheit hinreichend 
sein soll, erörtern die Kanonisten bis ins einzelne. Vergl. Glosse ad CO. 9 
ad v. si quando, Passerini a. a. O. C. 32 No. 35 S. 670; Reiffenstuel a. a. O. 
IIT 11 No. 20 S. 293 u. I 6 No. 133 S. 290. Ferraris a. a. O. Art. III 
S. 80 sagt: Maior dignitas ad Praelaturas et beneficia ecclesiastica non est 
praecise mesuranda ex maiori scientia vel maiori vitae probitati, sed etiam 
ex prudentia, solertia, dexteritate ad regendum nobilitate et potentia familiae 
ad Ecclesiam defendendam ab inimicis Christi, eiusque iura tuenda et ex 
variis aliis circumstantiis externis....etc.... 
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ungen gegen Wahlen, die zur Besetzung von Bistümern und 
Kapitelstellen dienten, damit erheblich beschränkt, dass zur Ent- 
scheidung über den Einspruch hinfort mündliche Verhandlung in 
Rom angeordnet und mit schweren Strafen die bedroht wurden, 
die für ihre thatsächlichen Bemängelungen beweisfällig blieben: 
C.1in VI£ h. t. 

Gregor X. befahl auch auf dem zweiten Lyoner Konzil 1274, 
dass die Partei, die gegen eine Wahl Einspruch erheben wollte 
(qui electionibus ..... se opponunt, proponendo aliqua contra 
- .. personas eligentium vel electi) ihre Ausstellungen alsbald 
in einer Öffentlichen Beweisurkunde niederzulegen gehalten wäre: 
C.4 in VI2 h.t. | 

Dies Bestreben nach Einschränkung des unzuträglich ge- 
wordenen Rechts der Minderheit, die erfolgte Wahl durch Leug- 
nung der Zweckmässigkeit derselben anzufechten, tritt nun auch 
in ©. Si quando, 9 zu Tage und wird hier mit einer durchgreifen- 
den Bestimmung zum Abschlusse gebracht: Die Minderheit, so 
wird hier verordnet, soll mit ihrer Behauptung, dass die Mehr- 
heit nicht auch die sanior pars darstelle, was sie in dem kon- 
kreten Falle, der zum Erlasse der Dekretale angeregt haben 
mochte, durch Herabsetzung der Beweggründe und Ziele, des 
‘Verdienstes und Ansehens der Mehrheitswähler gethan hat, dann 
nicht gehört werden, wenn die Mehrheit Zweidrittel der gültig 
abgegebenen Stimmen vereinigt. Damit ist die praesumtio iuris, 
dass die maior pars auch die sanior pars ist, bei Vorhandensein 
einer Zweidrittelmehrheit zur praesumtio iuris et de iure, 
d.h. zur Vermutung, gegen die der Gegenbeweis unstatt 
haft ist, erhoben. | 

Daher ist bei einer Zweidrittelmehrheit die collatio zeli ad 
zelum, meriti ad meritum nach c. 9 durch gesetzliche Vorschrift 
ausgeschlossen und die collatio numeri ad numerum bleibt allein 
zulässig !, | 


1 So Schmalzgrüber, Jus ecclesiasticum universum, Ingolstadt 1728, 


256 Miscellen. 


Nicht dieselbe Bedeutung legt diesem Kapitel Phillips ! bei. 
Nach ihm ist „von Bonifazius VIII. die nach älterem Dekretalen- 
recht bis dahin übliche collatio zeli ad zelum, meriti ad meritum 
durch dies Kapitel dergestalt vereinfacht werden, dass es seither 
nur auf die Zahl ankommt und ... die absolute Stimmenmehr- 
heit entscheidet“. 

Zunächst ist demgegenüber darauf hinzuweisen, dass Gre- 
gor X. auf der zweiten Lyoner Synode diese Dekretale erlassen, 
Bonifaz VIII. sie nur in die von ihm veranstaltete Sammlung 
eingereiht hat. Sodann übersieht Phillips gänzlich das Erfordernis 
der Zweidrittelmehrheit, welches an die Spitze der Dekretale in 
einen eigenen Kondizionalsatz gesetzt ist und auf das der Text bei 
Erwähnung der Mehrheit ausdrücklich, um es nochmals in Erinne- 
rung zu bringen (contra electores, qui partem reliquam sic exce- 
dunt) zurückkommt. Damit ist die Zweidrittelmehrheit als noth- 
wendige Bedingung für den Eintritt der festgesetzten Folge ge- 
nügend gekennzeichnet. Phillips thut dies Requisit in der 1. Aufl. 
Anm. 19 mit den Worten ab: „Zunächst (!), wenn die maior pars 
zwei Drittel bildet“, in der 3. Aufl. übergeht er es ganz. Allein 
daran ist festzuhalten: solange eine Zweidrittelmehrheit nicht er- 
reicht ist, steht der Minderheit eine extenuatio zeli, meriti vel 
auctoritatis, also eine Bezweiflung des Mehrheitsbeschlusses bezüg- 
lich seiner Zweckmässigkeit auch nach dem C. Si quando, 9 offen; 
hier ist die durch Uebung geschaffene Vermutung, dass die maior 
pars auch die sanior ist, noch widerlegbar, zur praesumtio iuris et 
de iure wird sie erst bei Zweidrittelmehrheit; da aber auch selbst 
dann, wenn offensichtlich der unterlegene Kandidat eine viel ge- 
eignetere Persönlichkeit zur Besetzung des erledigten Amtes ist, 
wie sein siegreicher Gegner. Dies gegen Neller, der da aus- 
führt (a. a. ©. Bd. II S. 717 No. 12): 


Pars II, tit. 6, No. 48 S. 87; allgemeiner drücken sich aus: Passerini a. a. O. 
C.19 No. 8 S. 313. Reiffenstuel a. a. O0. 16 No. 135 S. 291. 

! Phillips, Lehrhuch des Kirchenrechts. Regensburg 1859., Band 1, 
8 153 8. 381f., dritte Auflage, Regensburg 1891, S. 809. 


u" An eg 
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quodsi ..... evidenter ac notorie multitudo eligentium 
minus sana contra omnem rationem solo numero praevalere 
vellet, minoribus pateret recursus ad Superiorem pro remedio 
tantae impressionis . 
Es hiesse die Tragweite der in ©. 9 getroffenen Bestimmung 
verkennen, wenn man wegen der Worte: duabus electionibus 
celebratis mit Passerini (a. a. OÖ. Nr. 36 S. 670) sagen wollte, 
dass allein dort die Anwendung der Regel erfolgen dürfe, wo nur 
zwei Kandidaten Stimmen auf sich vereinigt haben. Dass das ©. 9 
diese Worte vorausschickt, ist auf den konkreten Fall, der den An- 
stoss zum Erlasse desselben gegeben hat, zurückzuführen. Denn 
nicht das, dass nur zwei Kandidaturen bestehen, ist wesentlich, 
sondern dass eine Zweidrittelmehrheit vorliegt und nur eine 
extenuatio erhoben wird. Deshalb ist anzunehmen, dass auch dann, 
wenn das letzte Stimmendrittel sich auf mehrere Kandidaten ver- 
teilt oder wenn das letzte Drittel der Wähler sich der Abstimmung 
enthalten hat, der Minderheit die Rüge mangelnder höherer Ein- 
sicht versagt ist. 
Die unentkräftbare Vermutung gilt nun aber als solche nach 
C. 9 allein der Minderheit gegenüber; nicht darf sie in einem vor- 
geschriebenen, von Amtswegen einzuleitenden Prüfungsverfahren 
der Wahl auch dem Oberen gegenüber, dem die Bestätigung nach 
vorangegangener Untersuchung obliegt, Anspruch auf Geltung 
machen. In dem der Wahl eines Bischofs durch das Kapitel 
z. B. sich anschliessenden Informativprozesse, der seit dem Aschaf- 
fenburger Konkordate vom Papste angestellt wird, kann also die 
_ Minderheit ihre auf die mangelnde Einsicht gerichteten Bemänge- 
lungen anbringen. Jedoch geschieht dies nur zur Informierung 
des Oberen, also ohne die vorgeschriebenen Förmlichkeiten und 
deshalb hat die widersprechende Minderheit auch nicht wie sonst 
im ordentlichen Verfahren auf Grund mündlicher Verhandlung 
ein Recht auf Bescheidung. Der beauftragte Leiter der Unter- 
suchung kann hier nach Gutdünken über die Angaben der 


Minderheit hinfortgehen. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2. 17 
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Die praesumtio iuris et de iure trägt also einen relativen 
Charakter. 


Dass gerade eine Mehrheit von Zweidritteln zum Anlasse 
für den Eintritt der Unwiderleglichkeit der Vermutung gewählt 
wird, kann nicht befremden. Denn diese Zahl ist es eben, in 
deren Erreichung bei einer Wahlabstimmung das kanonische Recht 
mehrfach eine zuverlässige, die Gewissheit der Stimmeneinhellig- 
keit beinahe erreichende Gewähr für die objektive Zweckmässig- 
keit und Gediegenheit der durch die Wahl getroffenen Entschei- 
dung erblicken zu können glaubt. — Ist doch die Zweidrittel- 
mehrheit durch Papst Alexanders III. bekannte Dekretale (C. 6 
[Licet de vitanda] X h. t.) für die Papstwahl massgebend ge- 
worden: 

... Romanus pontifex habeatur, qui a duabus partibus 
concordantibus electus fuerit. 

Dieselbe Zahl erscheint bei der Bestellung eines Koadjutors 
für den geisteskrank gewordenen Bischof: 

C. un. in VI2 de cler. aegrat. v. deb. III, 5: Bonifa- 
cius VIII; 
sowie bei der Konkurrenz von postulatio und electio in demselben 
Wahlgange, wo der postulabilis nur dann über den eligibilis 
candıdatus obsiegt, wenn er zwei Drittel der Stimmen auf sich 
vereinigt: C. 40 X h. t., Innocentius II. 

Bei der Wahl einer Aebtissin oder Priorin soll das Vor- 
handensein einer Zweidrittelmehrheit die von dem Oberen vor 
Erteilung der Konfirmation vorzunehmende Prüfung vereinfachen : 
C.43 8 1in VI2 h.t,, Bonifacius VIII. 

Eine eigenartige Entscheidung, die mit der des C. Si quando, 9 
Berührungspunkte hat, weil bei ihr die Zweidrittelmehrheit gleich- 
falls eine Rolle spielt, enthält das C. Dudum, 22 X h. t., Inno- 
centius III. 

Bei einer vom Kölner Kapitel vorgenommenen Wahl erhielt 
der Propst von Sankt Aposteln 14, der von Sankt Georgen 24 
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Stimmen. Die Minderheit focht die Wahl des Propstes von 
Sankt Georgen an. Beim Ausbleiben der Mehrheitspartei im 
Termine in Rom wurden Kommissare behufs Fällung der Ent- 
scheidung bestellt und diesen die Anweisung erteilt, falls die An- 
führungen der Minderheit sich wahr erwiesen, deren Kandidaten 
zu bestätigen, andernfalls: 

(alioquin) quum in eum non solum plures, ‘sed duae 
paene partes convenerint, et impedimentis cessantibus ap- 
pareat, quod eum bono zelo elegerint, praepositi sanctorum 
Apostolorum electione (appellatione remota) cassata electionem 
confirmarent ipsius.... 

Es wird hier also in dem Umstande, dass die Mehrheit der 
Stimmen beinahe Zweidrittel erreicht hat, ein bei der angeru- 
fenen Entscheidung höheren Orts schwer ins Gewicht fallendes 
Anzeichen dafür gesehen, dass die von der Mehrheit bei der 
Wahl bethätigte Einsicht untadelhaft ist. 

Dieser Entscheidung des c. 22 entnimmt Reiffenstuel (a. 

a. O. I, 6 No. 144 S. 292) den Grundsatz, dass die Vermutung 
der höheren Einsicht | 

eo fortior sei, quo maior est eligentium numerus magis- 
que ultra medietatem excedens. 

Allein die Aufstellung dieses Prinzips entbehrt jedes prak- 
tischen Werts. 

Den Unterschied dieses Falls des ©. 22 und des dem C, Si- 
quando, 9 zu Grunde liegenden, wo die Zweidrittelmehrheit er- 
reicht ist, während in C. 22 noch zwei Stimmen daran fehlen, 
übersieht Neller (a. a. OÖ. I. S. 717). Er erblickt in beiden 
Kapiteln denselben Grundsatz, dass die „höhere Einsicht“ dann 
bei der Mehrheit vermutet werde, wenn sie beinahe Zweidrittel 
der Stimmen ausmache. In C. 9 steht davon jedoch nichts. 


Da durch den ersten Satz des C. Si quando, 9 nur eine unent- 
kräftbare Vermutung für das Vorhandensein der erforderlichen 
17* 
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höheren Einsicht, sofern eine Mehrheit von Zweidritteln oder 
mehr sich gefunden hat, aufgestellt wird, so bleibt dadurch die 
Möglichkeit völlig unbeeinflusst, dass die Wahl wegen Verstosses 
gegen eine andere wesentliche Vorschrift sich als ungültig 
erweist. Um aber jedem Missverständnisse und jeder in dieser 
Richtung über das Ziel hinausschiessenden Auslegung der Be- 
stimmung von vornherein zu begegnen, wird in dem zweiten und 
letzten Satze des C. Si quando, 9 noch ausdrücklich ausgesprochen, 
dass es den Mitgliedern der Minderheit unbenommen bleibt auf 
Thatsachen und Umstände hinzuweissen, durch deren Vorhanden- 
sein die geschehene Erwählung wegen Verletzung einer anderen 
wesentlichen Vorschrift sich als ungültig herausstellt. Derartige 
Nichtigkeitsgründe können in der Person des Erwählten beruhen, 
es ist z. B. ein indignus gewählt worden, oder in der Person 
eines oder mehrerer Wähler, z. B. es hat ein Laie mitgestimmt 
(C.56 X. h.t.) oder in dem Wahlverfahren: die Abstimmung war 
z. B. nicht geheim (C. 42 X h. t.). 

Der Unterschied zwischen einer extenuatio zeli, meriti vel 
auctoritatis d.h. der Behauptung, dass die maior pars nicht die 
sanior gewesen sei, und der Geltendmachung der Nichtbeachtung 
einer anderen wesentlichen Bestimmung liegt eben darin, dass 
die erstere die äusserst schwierige Feststellung, welche Partei die 
gesündere Beurteilung der für das erledigte Amt zu wählenden 
Persönlichkeit gefällt habe, also eine Untersuchung und die aus- 
drückliche Aufhebung der Wahl durch den Kirchenoberen er- 
fordert, während eine andere Nichtigkeit gewöhnlich durch den 
blossen Hinweis auf sie für sämtliche Wähler des Kapitels so- 
fort erkennbar wird, so dass sie sich von der Ungültigkeit der 
vorgenommenen Wahl und der Notwendigkeit einer Neuwahl 
ohne weiteres (ipso iure) überzeugen müssen: 

...opponere, quod votum illius, cui opponitur, nullum redde- 

ret ipso iure. 
Aber auch selbst dann, wenn die Mehrheit das Vorliegen 
eines Nichtigkeitsgrundes nicht zugeben will und die Minderheit 
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daher behufs Feststellung der Ungültigkeit der Wahl durch den 
Oberen zu einer förmlichen Anfechtung gemäss CO. 1 und 0.4 
in WVIe h. t. schreiten muss, ist die Frage, ob der benannte 
Nichtigkeitsgrund vorliegt oder ob er nicht vorliegt, doch einfach 
durch Aufdeckung der Wahrheit zu entscheiden, was bei der Be- 
mängelung der Zweckmässigkeit der Wahl, bei einer extenuatio 
nicht möglich ist. 

In dem Schlusssatze des C, Si quando, 9 ist also nicht etwa 
eine neue Bestimmung getroffen, vielmehr wird nur etwas Selbst- 
verständliches wiedergegeben, das als authentische Interpretation 
für den vorher aufgestellten Begriff extenuatio zeli, meriti vel 
auctoritatis dient und zugleich einen Einblick in die gesetzgeberi- 
schen Motive gewährt. 


Cap. Si quando, 9 beansprucht auch heute nicht allein für 
das gemeine Recht, sondern auch für diejenigen Einzelrechte 
Greltung, für welche in den zu Grunde liegenden Konkordaten und 
Sonderregelungen auf die allgemeinen Vorschriften des kanoni- 
schen Rechts über die Wahlhandlung ausdrücklich Bezug ge- 
nommen wird. 
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Gruppenehe, Mutterrecht. Separat-Abdr. aus d. Zeitschr. f. vergl. 
Rechtswissenschaft. Stuttg. 97. Enke, 97. 

Für die Geschichte des heute geltenden kirchlichen und staat- 
lichen Eherechts geben die gelehrten Studien des Verf. kein Material 
und fallen damit aus dem Bereiche dieser Zeitschrift. 

15. Meynial, Le mariage apres les invasions (3). Nouv. Rev. 
Hist. 21, 117. 

16. Geiger, Civilehe u. Civileherecht in Deutschl. 18372 —96. 
A, f. k. K.R. 77, 499. 

17. Geiger, D. legislat. Entwickelung d. deutsch. Civilehe- 
rechts v. ersten Entwurf b. z. gesetzl. Formulirung. A. f.k. K.R. 
77, 283. 

18. Christ, D. gothaische Ehegesetz v. 15. Aug. 1834 in seiner 
heut. Geltung mit bes. Berücksichtigung d. Preuss. Civilrechts so- 
wie d. einschlägigen Bestimmungen d. Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
Bl. f. Rechtspfl. in Thür. 24, 102. 

19. Notaristefani, Bigamia e nullit& di matrim. Giuris- 
prud. ital. 48, 353. 

20. Schneider, Impedim. clandistinitatis. Causa matrimo- 
nialis. A. f. k. K.R. 77, 552. 

21. Hussarek, Ueber den Streit Brentano-Krasnopolski. Z. 
f. Pr. u. öff. R. 24, 207. 

22. Isensee, D. Recht der Wiederverheirathung eines durch 
ausländ. Urtheil beständig von Tisch u. Bett getrennten Ehe- 
gatten. Arch. f. bürg. R. 12, 337. 

23. Feilitzsch, D. öffentl. Interesse u. d. Staatsanwaltschaft 
im Eheprozess. Sächs. Arch. 7, 177. 

24. Keidel, D. internat. Eherecht nach d. bürgerl. Gesetzb. 
f. d. Deutsche Reich u. d. Beschl. d. Instit. de droit internat. u. 
des internat. Kongresses im Haag. Zeitschr. f. internat. Priv.- u. 
ö. Recht 7, 228. 
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25. Baudry-Lacantinerie, Le Courtois et Surville, 
Traite theor. et pratique de droit civil. Du contrat de mariage 
t. 1. Par. 97. 

26. Töth, Internat. Beziehungen d. ungar. Eherechtes. 2. f£. 
ungar. öff. u. Pr.R. 3, 87. | 
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4. Feret, La faculte de theol. de Paris. t. 4. Par. 97. 

5. Braun, Schulbaulast d. Fiskus. Drei Entscheidungen d. 
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14. Leo XIII. Bulle Quod. Romani Pontificis v. XV. Kal. 
Febr. 1896 Wiedererrichtung des Vatikan. Seminars. Le Can. 
Cont. 20, 311. Acta S. Sed. 29, 315. 

15. Leo XIII. Ueber das Verbot und die Censur der Bücher. 
25. Jan. 1897. 


LEO EPISCOPUS SERVUS SERVORUM DEI 
AD PERPETUAM REI MEMORIAM 

Officiorum ac munerum, quae diligentissime sanctissimeque 
servari in hoc apostolico fastigio oportet, hoc caput atque haec 
summa est, assidue vigilare atque omni ope contendere, ut inte- 
gritas fidei morumque christianorum ne quid detrimenti capiat. 
Idque, si unquam alias, maxime est necessarium hoc tempore, cum, 
effrenatis licentia ingeniis ac moribus, omnis fere doctrina, quam 
servator hominum Jesus Christus tuendam Ecclesiae suae ad salu- 
tem generis humani permisit, in quotidianum vocatur certamen 
atque discrimen. Quo in certamine variae profecto atque innume- 
rabiles sunt inimicorum calliditates, artesque nocendi: sed cum 
primis est plena periculorum intemperantia scribendi, disseminandi- 
que in vulgus quae prave scripta sunt. Nihil enim cogitari potest 
perniciosius ad inquinandos animos per contemptum religionis per- 
que illecebras multas peccandi. Quamobrem tanti metuens mali et 
incolumitatis fidei ac morum custos et vindex Ecclesia, maturrime 
intellexit remedia contra ejusmodi pestem esse sumenda: ob eam- 
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que rem id perpetuo studuit, ut homines, quoad in se esset, pra- 
vorum librorum lectione, hoc est pessimo veneno, prohiberet. 
Vehemens hac in re studium beati Pauli viderunt proxima origini- 
bus tempora: similique ratione perspexit sanctorum Patrum vigi- 
lantiam, jussa Episcoporum, Conciliorum decreta, omnis consequens 
aetas. 

Praecipue vero monumenta literarum testantur, quanta cura 
diligentiaque in eo evigilaverint romani Pontifices, ne haereticorum 
scripta, malo publico, impune serperent. Plena est exemplorum 
vetustas. Anastasius I scripta Origenis perniciosiora, Innocentius I 
Pelagii, Leo magnus Manichaeorum opera omnia, gravi edicto dam- 
navere. Cognitae eadem de re sunt litterae decretales de reci- 
piendis et non recipiendis libris, quas Gelasius opportune dedit. Si- 
militer, decursu aetatum, Monotheletarum, Abaelardi, Marsilii Pata- 
vini, Wiclefi et Hussii pestilentes libros, sententia apostolicae 
Sedis confixit. 

Saeculo autem decimo quinto, comperta arte nova libraria, 
non modo in prave scripta animadversum est, quae lucem aspexis- 
sent, sed etiam ne qua ejus generis posthac ederentur, caveri Coep- 
tum. Atque hanc providentiam non levis aliqua causa, sed omnino 
tutela honestatis ac salutis publicae per illud tempus postulabat: 
propterea quod artem per se optimam, maximarum utilitatum pa- 
rentem, christianae gentium humanitati propagandae natam, in in- 
strumentum ingens ruinarum nimis multi celeriter deflexerant. 
Magnum prave scriptorum malum, ipsa vulgandi celeritate majus 
erat ac velocius effectum. Itaque saluberrimo consilio cum Ale- 
xander VI, tum Leo X decessores Nostri, certas tulere leges, uti- 
que congruentes iis temporibus ac moribus, quae officinatores 
librarios in officio continerent. 

Mox graviore exorto turbine, multo vigilantius ac fortius 
oportuit malarum haereseon prohibere contagia. Idcirco idem Leo X, 
posteaque Clemens VII gravissime sanxerunt, ne cui legere, neu 
retinere, Lutheri libros fas esset. Cum vero pro illius aevi infeli- 
citate crevisset praeter modum atque in omnes partes pervasisset 
perniciosorum librorum impura colluvies, ampliore ac praesentiore 
remedio opus esse videbatur. Quod quidem remedium opportune 


primus adhibuit Paulus IV decessor Noster, videlicet elencho pro- 
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posito scriptorum et librorum, a quorum usu cavere fideles opor- 
teret. Non ita multo post Tridentinae Synodi Patres gliscentem 
scribendi legendique licentiam novo consilio coercendam curaverunt. 
Eorum quippe voluntate jussuque lecti ad id praesules et theologi 
non Solum augendo perpoliendoque Indici, quem Paulus IV edi- 
derat, dedere operam, sed Regulas etiam conscripsere, in editione, 
lectione, usuque librorum servandas: quibus Regulis Pius IV apo- 
stolicae auctoritatis robur adjecit. 

Verum salutis publicae ratio, quae Regulas Tridentinas initio 
genuerat, novari aliquid in eis, labentibus aetatibus, eadem jussit. 
Quamobrem romani Pontifices nominatimque Clemens VIII, Ale- 
xander VII, Benedietus XIV, gmari temporum et memores pruden- 
tiae, plura decrevere, quae ad eas explicandas atque accommodandas 
tempori valuerunt. 

Quae res praeclare confirmant, praecipuas romanorum Ponti- 
ficum curas in eo fuisse perpetuo positas, ut opinionum errores 
morumque corruptelaın, geminam hanc civitatum labem ac ruinan, 
pravis libris gigni ac disseminari solitam, a civili hominum societate 
defenderent.. Neque fructus fefellit operam, quamdiu in rebus 
publicis administrandis rationi imperandi ac prohibendi lex aeterna 
praefuit, rectoresque civitatum cum potestate sacra in unum con- 
sensere. 

Quae postea consecuta Ssunt, nemo nescit. Videlicet cum ad- 
junceta rerum atque hominum sensim mutavisset dies, fecit id 
Ecclesia prudenter more suo, quod, perspecta natura temporum, 
magis expedire atque utile esse hominum saluti videtur. Plures 
Regularum Indicis praescriptiones, quae excidisse opportunitate pri- 
stina videbantur, vel decreto ipsa sustulit, vel more usque alicubi 
invalescente antiquari benigne simul ac provide sivit. Recentiore 
memoria, datis ad Archiepiscopos Episcoposque e principatu ponti- 
ficio litteris, Pius IX Regulam X magna ex parte mitigavit. Prae- 
terea, propinquo jam Concilio magno Vaticano, doctis viris, ad 
argumenta paranda delectis, id negotium dedit, ut expenderent at- 
que aestimarent Regulas Indicis universas judiciumque ferrent, 
quid de iis facto opus esset. Illi commutandas, consentientibus 
sententlis, judicavere. Idem se et sentire et petere a Concilio 
plurimi ex Patribus aperte profitebantur. Episcoporum Galliae ex- 
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tant hac de re litterae, quarum sententia est, necesse esse et sine 
eunctatione faciendum, ut illae Regulae et universa res In- 
dicis novo prorsus modo nostrae aetati melius attempe- 
rato et observatu faciliori instaurarentur. Idem eo tem- 
pore judicium fuit Episcoporum Germaniae, plane petentium, ut 
Regulae Indicis... . recenti revisioni et redactioni sub- 
mittantur. Quibus Episcopi concinunt ex Italia aliisque e regio- 
nibus complures. 

Qui quidem omnes, si temporum, si institutorum civilium, si 
morum popularium habeatur ratio, sane aequa postulant et cum 
materna Ecclesiae sanctae caritate convenientia.. Etenim in tam 
celeri ingeniorum cursu, nullus est scientiarum campus, in quo non 
litterae licentius excurrant: inde pestilentissimorum librorum quoti- 
diana colluviess. Quod vero gravius est, in tam grandi malo non 
modo connivent, sed magnam licentiam dant leges publicae. Hinc 
ex una parte, suspensi religione animi plurimorum: ex altera, quid- 
libet legendi impunita copia. 

Hisce igitur incommodis medendum rati, duo facienda duxi- 
mus, ex quibus norma agendi in hoc genere certa et perspicua 
omnibus suppetat. Videlicet librorum improbatae lectionis diligen- 
tissime recognosci Indicem; subinde, maturum cum fuerit, ita reco- 
gnitum vulgari jussimus. Praeterea ad ipsas Regulas mentem 
adjecimus, easque decrevimus, incolumi earum natura, efficere ali- 
quanto molliores, ita plane ut iis obtemperare, dummodo quis in- 
genio malo non sit, grave arduumque esse non possit. In quo non 
modo exempla sequimur decessorum Nostrorum, sed maternum 
Ecclesiae studium imitamur: quae quidem nihil tam expetit, quam 
se impertire benignam, sanandosque ex se natos ita semper curavit, 
curat, ut eorum infirmitati amanter studioseque parcat. 

Itaque matura deliberatione, adhibitisque S. R. E. Cardinalibus 
e sacro Consilio libris notandis, edere Decreta Generalia statui- 
mus, quae infra scripta, unaque cum hac Constitutione conjuncta 
sunt: quibus idem sacrum Consilium posthac utatur unice quibus- 
que catholici homines toto orbe religiose pareant. Ea vim legis 
habere sola volumus, abrogatis Regulis sacrosanctae Tridentinae 
Synodi jussu editis, Observationibus, Instructione, Decretis, 
Monitis, et quovis alio decessorum Nostrorum hac de re statuto 


18* 


276 Aktenstücke. 


jussuque, una excepta ÜOonstitutione Benedicti XIV Sollicita et 
provida, quam, sicut adhuc viguit, ita in posterum vigere inte- 
gram volumus. 
DECRETA GENERALIA 
DE PROHIBITIONE ET CENSURA LIBRORUM. 
TITULUS 1. 
De Prohibitione Librorum. 
Capurt 1. 
De prohibitis apostatarum, haereticorum, schismati- 
corum, aliorumque scriptorum libris. 

1. Libri omnes, quos ante annum MDC aut Summi Pontifices, 
aut Concilia oecumenica damnarunt, et qui in novo Indice non re- 
censentur, eodem modo damnati habeantur, sicut olim damnati 
fuerunt: iis exceptis, qui per haec Decreta Generalia permittuntur. 

2. Libri apostatarum, haereticorum, schismaticorum et quo- 
rumcumque scriptorum haeresim vel schisma propugnantes, aut 
ipsa religionis fundamenta utcumque evertentes, omnino prohi- 
bentur. 

3. Item prohibentur acatholicorum libri, qui ex professo de 
religione tractant, nisi constet nihil in eis contra fidem catholicam 
continer!i. 

4. Libri eorumdem auctorum, qui ex professo de religione non 
tractant sed obiter tantum fidei veritates attingunt, jure ecclesia- 
stico prohibiti non habeantur, donec speciali decreto proscripti 


haud fuerint. 
Capur LI. 


De editionibus textus originalis et versionum non vul- 
garium Sacrae Scripturae. 

5. Editiones textus originalis et antiquarum versionum catholi- 
carum Sacrae Scripturae, etiam Ecclesiae Orientalis, ab acatholicis 
quibuscumque publicatae, etsi fideliter et integre editae appareant, 
iis dumtaxat, qui studiis theologicis vel biblicis dant operam, dum- 
modo tamen non impugnentur in prolegomenis aut adnotationibus 
catholicae fidei dogmata, permittuntur. 

6. Eadem ratione, et sub iisdem conditionibus, permittuntur 
aliae versiones Sacrorum Bibliorum sive latina, sive alia lingua non 
vulgari ab acatholicis editae. 
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CaApur III. 


De versionibus vernaculis Sacrae Scripturae. 

7. Cum experimento manifestum sit, si Sacra Biblia vulgari 
lingua passim sine discrimine permittantur, plus inde, ob hominum 
temeritatem, detrimenti, quam utilitatis oriri; versiones omnes in 
lingua vernacula, etiam a viris catholicis confectae, omnino prohi- 
bentur, nisi fuerint ab Apostolica Sede approbatae, aut editae sub 
vigilantia Episcoporum cum adnotationibus desumptis ex Sanctis 
Ecclesiae Patribus, atque ex doctis catholicisque scriptoribus. 

8. Interdicuntur versiones omnes Sacrorum Bibliorum, quavis 
vulgari lingua ab acatholicis quibuscumque confectae, atque illae 
praesertim, quae per Societates Biblicas, a Romanis Pontificibus 
non semel damnatas, divulgantur, cum in iis saluberrimae Ecclesiae 
leges de divinis libris edendis funditus posthabeantur. 

Hae nihilominus versiones iis, qui studiis theologicis vel bi- 
blicis dant operam, permittuntur; iis servatis, quae supra (n. 5) 
statuta sunt. 

CApur IV. 
De libris obscenis. 

9. Libri, qui res lascivas seu obscenas ex professo tractant, 
narrant, aut docent, cum non solum fidei, sed et morum, qui 
hujusmodi librorum lectione facile corrumpi solent, ratio habenda 
sit, omnino prohibentur. 

10. Libri auctorum, sive antiquorum, sive recentiorum, quos 
classicos vocant, si hac ipsa turpitudinis labe infecti sunt, propter 
sermonis elegantiam et proprietatem, iis tantum permittuntur quos 
officii aut magisterii ratio excusat: nulla tamen ratione pueris vel 
adolescentibus, nisi solerti cura expurgati, tradendi aut praelegendi 
erunt. 

CAPUT V. 
De quibusdam specialis argumenti libris. 

11. Damnantur libri, in quibus Deo aut DBeatae Virgini 
Mariae, vel Sanctis aut ÜOatholicae Ecclesiae ejusque Cultui, vel 
Sacramentis, aut Apostolicae Sedi detrahitur. Eidem reprobationis 
judicio subjacent ea opera in quibus inspirationis Sacrae Scripturae 
conceptus pervertitur, aut ejus extensio nimis coarctatur. Prohi- 
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bentur quoque libri, qui data opera ecclesiasticam hierarchiam, aut 
statum clericalem vel religiosum probris afficiunt. 

12. Nefas esto libros edere, legere aut retinere in quibus sor- 
tilegia, divinatio, magia, evocatio spirituum, aliaeque hujus generis 
superstitiones docentur, vel commendantur. 

13. Libri aut scripta, quae narrant novas apparitiones, revela- 
tiones, visiones, prophetias, miracula vel quae novas inducunt de- 
votiones, etiam sub praetextu quod sint privatae, si publicentur 
absque legitima Superiorum Ecclesiae licentia, proscribuntur. 

14. Prohibentur pariter libri, qui duellum, suicidium, vel di- 
vortium lieita statuunt, qui de sectis massonicis, vel aliis ejusdem 
generis societatibus agunt, easque utiles et non perniciosas Eccle- 
siae et civili societati esse contendunt, et qui errores ab Apostolica 
Sede proscriptos tuentur. 

Capur VI. 
De Sacris Imaginibus et Indulgentiis. 

15. Imagines quomodocumque impressae Domini Nostri Jesu 
Christi, Beatae Mariae Virginis, Angelorum atque Sanctorum, vel 
aliorum servorum Dei ab Ecclesiae sensu et decretis difformes, 
omnino vetantur. Novae vero, sive preces habeant adnexas, sive 
absque illis edantur, sine Ecclesiasticae potestatis licentia non pu- 
blicentur. 

16. Universis interdicitur indulgentias apocryphas, et a Sancta 
Sede Apostolica proscriptas vel revocatas quomodocumque divul- 
gare. Quae divulgatae jam fuerint, de manibus fidelium auferantur. 

17. Indulgentiarum libri omnes, summaria, libelli, folia, etc., 
in quibus earum concessiones contifentur, non publicentur absque 
competentis auctoritatis licentia. 


Carpurt VI. 
De libris liturgicis et precatoriis. 

18. In authenticis editionibus Missalis, Breviari, Ritualis, 
Caeremonialis Episcorum, Pontificalis romani aliorumque librorum 
liturgicorum a Sancta Sede Apostolica approbatorum, nemo quid- 
quam immutare praesumat: si secus factum fuerit, hae novae edi- 
tiones prohibentur. 

19. Litaniae omnes, praeter antiquissimas et communes, quae 
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Breviariis, Missalibus, Pontificalibus ac Ritualibus continentur, et 
praeter Litanias de Beata Virgine, quae in sacra Aede Lauretana 
decantari solent et litanias Sanctissimi Nominis Jesu jam a Sancta 
Sede approbatas, non edantur sine revisione et approbatione Or- 
dinarii. 

20. Libros, aut libellos precum, devotionis, vel doctrinae in- 
stitutionisque religiosae, moralis, asceticae, mysticae, aliosque hujus- 
modi, quamvis ad fovendam populi christiani pietatem conducere 
videantur, nemo praeter legitimae auctoritatis licentiam publicet: 
secus prohibiti habeantur. 

CapurT VII. 
De Diariis, foliis et libellis periodicis. 

21. Diaria, folia et libelli periodici, qui religionem aut bonos 
mores data opera impetunt, non solum naturali, sed etiam eccle- 
siastico jure proscripti habeantur. 

Curent autem ÖOrdinarü, ubi opus sit, de hujusmodi lectionis 
periculo et damno fideles opportune monere. 

22. Nemo e catholicis, praesertim e viris ecclesiasticis, in 
hujusmodi diariis, vel foliis, vol libellis periodicis, quidquam, nisi 
suadente justa et rationabili causa, publicet. 


CAPpUur IX. 
De facultate legendi et retinendi libros prohibitos. 

23. Libros sive specialibus, sive hisce Generalibus Decretis 
proscriptos, ii tantum legere et retinere poterunt, qui a Sede Apo- 
stolica, aut ab illis, quibus vices suas delegavit, opportunas fuerint 
consecuti facultates. 

24. Concedendis licentiis legendi et retinendi libros quoscun- 
que prohibitos Romani Pontifices Sacram Indicis Congregationem 
praeposuere. Eadem nihilominus potestate gaudent, tum Suprema 
Sancti Officii Congregatio, tum Sacra Congregatio de Propaganda 
Fide pro regionibus suo regimini subjectis. Pro Urbe tantum haec 
facultas competit etiam Sacri Palatii Apostolici Magistro. 

25. Episcopi aliique Praelati jurisdictione quasi episcopali pol- 
lentes, pro singularibus libris, atque in casibus tantum urgentibus, 
licentiam concedere valeant. Quod si iidem generalem a Sede Apo- 
stolica impetraverint facultatem, ut fidelibus libros proscriptos 
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legendi retinendique licentiam impertiri valeant, eam nonnisi cum 
delectu et ex justa et rationabili causa concedant. 

26. Omnes qui facultatem apostolicam consecuti sunt legendi 
et retinendi libros prohibitos, nequeunt ideo legere et retinere 
libros quoslibet, aut ephemerides ab Ordinariis locorum proscriptas, 
nisi eis in apostolico indulto expressa facta fuerit potestas legendi 
et retinendi libros a quibuscumque damnatos. Meminerint insuper 
qui licentiam legendi libros prohibitos obtinuerunt, gravi se prae- 
cepto teneri hujusmodi libros ita custodire, ut ad aliorum manus 
non perveniant. 

CArurT X. 
De denunciatione pravorum librorum. 

27. Quamvis catholicorum omnium sit, maxime eorum, qui 
doctrina praevalent, perniciosos libros Episcopis, aut Apostolicae 
Sedi denunciare; id tamen speciali titulo pertinet ad Nuntios, De- 
legatos Apostolicos, locorum Ordinarios, atque Rectores Universi- 
tatum doctrinae laude florentium. | 

28. Expedit ut in pravorum librorum denunciatione non so- 
lum libri titulus indicetur, sed etiam, quoad fieri potest, causae 
exponantur ob quas liber censura dignus existimatur. lis autem ad 
quos denunciatio defertur, sanctum erit, denunciantium nomina se- 
creta servare. | 

29. Ordinarii, etiam tamquam Delegati Sedis Apostolicae, libros, 
aliaque scripta noxia in sua Dioecesi edita vel diffusa proscribere, 
et e manibus fidelium auferre studeant. Ad Apostolicum judicium 
ea deferant opera vel scripta, quae subtilius examen exigunt, vel 
in quibus ad salutarem effectum consequendum, supremae auctori- 
tatis sententia requiri videatur. 


TITULUS I. 
De censura librorum. 
CAPUT 1. 
De Praelatis librorum censurae praepositis. 
30. Penes quos potestas sit sacrorum bibliorum editiones et 


versiones adprobare vel permittere ex iis liquet, quae supra (n. 7) 
statuta Sunt. 
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31. Libros ab Apostolica Sede proscriptos nemo audeat iterum 
in lucem edere: quod si ex gravi et rationabili causa, singularis 
aliqua exceptio hac in re admittenda videatur, id nunquam fiet, 
nisi obtenta prius sacrae Indicis Congregationis licentia, servatis- 
que conditionibus ab ea praescriptis. 

32. Quae ad causas Beatificationum et Canonizationum Servo- 
rum Dei utcumque pertinent, absque beneplacito Congregationis 
Sacris Ritibus tuendis praepositae publicari nequeunt. 

33. Idem dicendum de Collectionibus Decretorum singularum 
Romanarum Congregationum: hae nimirum Collectiones edi ne- 
queant, nisi obtenta prius licentia, et servatis conditionibus a mo- 
deratoribus uniuscujusque Congregationis praescriptis. 

34. Vicarii et Missionarii Apostolici Decreta sacrae Congre- 
gationis Propagandae Fidei praepositae de libris edendis fideliter 
servent. 

35. Approbatio librorum, quorum censura praesentium Decre- 
torum vi Apostolicae Sedi vel Romanis Congregationibus non reser- 
vatur, pertinet ad Ordinarium loci in quo publici juris fiunt. 

36. Regulares, praeter Episcopi licentiam, meminerint teneri 
se, sacri Concilii Tridentini decreto, operis in lucem edendi facul- 
tatem a Praelato, cui subjacent, obtinere. Utrague autem concessio 
in principio vel in fine operis imprimatur. 

37. Si Auctor Romae degens librum non in Urbe sed alibi 
imprimere velit, praeter approbationem Cardinalis Urbis Vicarii et 
Magistri Sacri Palatii Apostolici, alia non requiritur. 


CAapur 1. 

D.e censorum officio in praevio librorum examine. 

38. Curent Episcopi, quorum muneris est facultatem libros 
imprimendi concedere, ut eis examinandis spectatae pietatis et doc- 
trinae viros adhibeant, de quorum fide et integritate sibi polliceri 
queant, nihil eos gratiae daturos, nihil odio, sed omni humano 
affectu posthabito Dei dumtaxat gloriam spectaturos et fidelis po- 
puli utilitatem. 

39. De variis opinionibus atque sententiis (juxta Benedicti XIV 
praeceptum) animo a praejudiciis omnibus vacuo, judicandum sibi 
esse censores sciant. Itaque nationis, familiae, scholae, instituti 
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affectum excutiant, studia partium seponant. Ecclesiae sanctae 
dogmata, et communem catholicorum doctrinam, quae Conciliorum 
generalium decretis, Romanorum Pontificum Constitutionibus, atque 
Doctorum consensu continentur, unice prae oculis habeant. 

40. Absoluto examine, si nihil publicationi libri obstare vide- 
bitur, Ordinarius, in scriptis et omnino gratis, illius publicandi 
licentiam, in principio vel in fine operis imprimendam, auctori 
concedat. 

Capur 11. 
De libris praeviae censurae subjiciendis. 

41. Omnes fideles tenentur praeviae censurae ecclesiasticae eos 
saltem subjicere libros qui divinas Scripturas, Sacram Theologiam, 
Historiam ecclesiasticam, Jus Canonicum, Theologiam naturalem, 
Ethicen, aliasve hujusmodi religiosas aut morales disciplinas respi- 
ciunt, ac generaliter scripta omnia, in quibus religiosis et morum 
honestati specialiter intersit. 

42. Viri e clero saeculari ne libros quidem, qui de artibus 
scientiisque mere naturalibus tractant, inconsultis suis Ordinariis 
publicent, ut obsequentis animi erga illos exemplum praebeant. 

Iidem prohibentur quominus, absque praevia Ordinariorum 
venia, diaria vel folia periodica moderanda suscipiant. 


Captr IV. 
De Typographis et Editoribus librorum. 

43. Nullus liber censurae ecclesiasticae subjectus excudatur, 
nisi in principio nomen et cognomen tum auctoris, tum editoris 
praeferat, locum insuper et annum impressionis atque editionis. 
Quod si aliquo in casu, justas ob causas, nomen auctoris tacendum 
videatur, id permittendi penes Ordinarium potestas sit. 

44. Noverint Typographi et Editores librorum novas ejusdem 
operis approbati editiones, novam approbationem exigere, hanc in- 
super textui originali tributam, ejus in aliud idioma versioni non 
suffragari. 

45. Libri ab Apostolica Sede dammati ubique gentium prohi- 
biti censeantur, et in quodcumque vertantur idioma. 

46. Quicumque librorum venditores, praecipue qui catholico 
nomine gloriantur, libros de obscenis ex professo tractantes neque 
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vendant, neque commodent, neque retineant: ceteros prohibitos 
venales non habeant, nisi a Sacra Indicis Congregatione veniam 
per Ordinarium impetraverint, nec cuiquam vendant nisi prudenter 
existimare possint, ab emptore legitime peti. 


CAPUT V. 


De poenis in Decretorum Generalium transgressores 
statutis. 

47. Omnes et singuli scienter legentes, sine auctoritate Sedis 
Apostolicae, libros apostatarum et haereticorum haeresim propu- 
gnantes, nec non libros cujusvis auctoris per Apostolicas Literas 
nominatim prohibitos, eosdemque libros retinentes, imprimentes et 
quomodolibet defendentes, excommunicationem ipso facto incurrunt, 
Romano Pontifici speciali modo reservatam. 

48. Qui sine Ordinarii approbatione Sacrarum Scripturarum 
libros vel earundem adnotationes vel commentarios imprimunt, aut 
imprimi faciunt, incidunt ipso facto in excommunicationem nemini 
reservatam. 

49. Qui vero cetera transgressi fuerint, quae his Decretis 
Generalibus praecipiuntur, pro diversa reatus gravitate serio ab 
Episcopo moneantur; et, si opportunum videbitur, canonicis etiam 
poenis coerceantur. 

Praesentes vero litteras et quaecumque in ipsis habentur nullo 
ungquam tempore de subreptionis aut obreptionis sive intentionis 
Nostrae vitio aliove quovis defectu notari vel impugnari posse; 
sed semper validas et in suo robore fore et esse, atque ab omni- 
bus cujusvis gradus et praeeminentiae inviolabiliter in judicio et 
extra observari debere, decernimus: irritum quoque et inane si 
secus super his a quoquam, quavis auctoritate vel praetextu, 
scienter vel ignoranter contigerit attentari declarantes, contraris 
non obstantibus quibuscumque. 

Volumus autem ut harum litterarum exemplis, etiam impressis, 
manu tamen Notarii subscriptis et per constitutum in ecclesiastica 
dignitate virum sigillo munitis, eadem habeatur fides quae Nostrae 
voluntatis significationi his praesentibus ostensis haberetur. 

Nulli ergo hominum liceat hanc paginam Nostrae constitutionis, 
ordinationis, limitationis, derogationis, voluntatis infringere, vel ei 
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ausu temerario contraire. — Si quis autem hoc attentare prae- 
sumpserit, indignationem omnipotentis Dei et beatorum Petri et 
Pauli apostolorum ejus se noverit incursurum. 

Datum Romae, apud Sanctum Petrum, anno Incarnationis Do- 
minicae millesimo octingentesimo nonagesimo sexto, VIII Kal. 
Februarias, Pontificatus Nostri decimo nono. 

A. Card. MaccnHiı, 
A. Panıcı, Subdatarius. 


Visa. — De Curia I. De AquıLa e Vicecomitibus. 
Reg. in Secret. Brevium. 
L. r Plumbi. I. GUGNONIUS. 


16. Leo XIIL, Breve v. 18. April 1897. De privilegiis Ame- 


ricae latinae. 
LEO PP. XII. 


AD FUTURAM REI MEMORIAM. 

Trans Oceanum Atlanticum ad alteram orbis partem divinae 
providentiae benigna dispositione per Christophorum Columbum 
aperto itinere, Ecclesia Dei multa ibi mortalium millia reperit, quos, 
ut suum munus atque opus erat, a latebris et fero cultu ad huma- 
nitatem et mansuetudinem traduceret, ab errore et superstitione 
ad communionem bonorum omnium, quae per Jesum Christum parta 
sunt, ab interitu ad vitam revocaret. Quod quidem salutare munus, 
ipso vivente adhuc repertore Columbo, ab Alexandro VI Pontifice 
Maximo decessore Nostro inchoatum perpetuo caritatis tenore ita 
Ecclesia insistere perrexit, pergit, ut temporibus nostris ad extre- 
mam usque Patagoniam sacras suas expeditiones auspicato protu- 
lerit. Campus enim spatio interminatus, cessatione ipsa atque otio 
ferax, si diligenter subigatur et colatur, fructus edit laetos atque 
uberes, cultorumque laboribus atque industriae optime respondet. 

Quamobrem Romani Pontifices decessores Nostri nullo non 
tempore destiterunt ad Americae culturam novos operarios sum- 
mittere, quos ut acrius elaborarent praestantioresque ab opere suo 
fructus demeterent, singularibus facultatibus et privilegiis auxerunt, 
atque extraordinaria auctoritate et potestate corroborarunt. Quibus 
freti Missionarii, lumine religionis catholicae per Americae regiones 
longe lateque diffuso, brevi interjecto annorum spatio, in lis prae- 
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sertim locis ubi novi incolae ab Europa commigrantes, nominatim 
Hispani domicilium sıbi sedumque stabilem collocaverant, templa 
excitarunt, monasteria condiderunt, paroecias, scholas aperuerunt, 
dioveceses ex potestate Summorum Pontificum constituerunt. Ex 
quo factum est ut Americae magna pars ab avita religione novo- 
rum incolarum et ab origine eorum linguae haberi et dici possit 
America Latina. 

At illud proprium est humanarum institutionum et legum, ut 
nihil sit in eis tam sanctum et salutare quod vel consuetudo non 
demutet, vel tempora non invertant, vel mores non corrumpant. 
Sic in Ecclesia Dei, in qua cum absoluta immutabilite doctrinae 
varietas disciplinae conjungitur, non raro evenit, ut quae olim apta 
erant atque idonea, ea labens aetas faciat vel inepta, vel inutilia, 
vel etiam contraria. 

Quare antiquis privilegiis temporis decursu vel ex parte abro- 
gatis, vel alias ut plurimum insufficientibus, singulari Maximorum 
Pontificum largitione, aliae adjectae sunt facultates sub determina- 
tis formulis, vel singulis Americae Latinae Episcopis deinceps de- 
legari solitae, vel pro extraordinariis quibusdam casibus et deter- 
minatis regionibus concessae, quarum series si antiqua privilegia 
numero et extensione superat, difficultates tamen quae sunt circa 
naturam, vigorem et numerum eorumdem e medio non tollit. Ad 
haec amovenda incommoda decessor Noster sanctae memoriae Pius IX. 
datis ad id similibus litteris die I. octobris anni MDCCCLXVII 
plura ex antiquis privilegiis pro Republica Aequatoris ad triginta 
annorum spatium confirmavit, seu quatenus opus fuerat denuo con- 
cessit. 

Quum vero ex monumentis ecclesiasticis Americam Latinam 
respicientibus, quae magna peritorum diligentia collecta atque in- 
vestigata sunt, probe constet multa ex privilegiis Indiae Occiden- 
tali concessis partim haud vigere, partim in dubium esse revocanda; 
Nos qui Americanas gentes egregie de Ecclesia Romana meritas 
singulari amore prosequimur, ad tollendas in re tanti momenti per- 
plexitates et angustias animi, quae Episcopos illarum dioecesium 
aliosque, yuorum interest, non raro exagitant, totum dictorum pri- 
vilegiorum negotium deferri jussimus speciali Congregationi Venera- 
bilium Fratrum Nostrorum S. R. E. Cardinalium; qui post maturam 


286 Aktenstücke. 


deliberationem novorum privilegiorum catalogum, exclusis catalogis, 
summarlis et recensionibus in conciliis provincialibus vel aliter editis, 
conficiendum censuerunt, confectumque Apostolica auctoritate pro- 
bandum. 

Nos igitur, re mature perpensa, pro ea, quam gerimus, de 
omnibus Ecclesiis sollicitudine, eorumdem Venerabilium Fratrum 
Nostrorum S. R. E. Cardinalium, ne Olerus et populus illarum re- 
gionum anteactorum privilegiorum memoria et usu penitus privati 
maneant, sententiam tenuimus et quae infra recensentur privilegia 
pro omnibus Americae Latinae singulisque dioecesibus et ditlioni- 
bus, de Apostolicae potestatis plenitudine, ad proximum triginta 
annorum spatium hisce litteris ipsis concedimus. Quare, quod bo- 
num, felix, faustunque sit et universae Americae Latinae Ecclesiae 
benevertat, mandamus, edicimus: 

I. Ut electi Episcopi in Americae Latinae ditionibus commo- 
rantes, postquam promotionis litteras Apostolicas acceperint, nisi 
aliter in praefatis litteris praescriptum sit, a quocumque maluerint 
catholico Antistite, gratiam et communionem Apostolicae Sedis ha- 
bente, accitis et assistentibus, si alii Episcopi assistentes absque 
gravi incommodo reperiri nequeant, duobus vel tribus presbyteris 
in ecclesiastica dignitate constitutis, vel Cathedralis Ecclesiae Ca- 
nonicis, consecrationis munus accipere valeant. 

II. Ut Concilii Provincialis celebratio ad duodecim annos dif- 
ferri possit, reservato Metropolitae jure illud frequentius, prout 
necessitas postulaverit, celebrandi, nisi aliter per Sedem Apostoli- 
cam postea ordinatum fuerit. 

III. Ut Episcopi Sacrum Chrisma, quod ex indico etiam, vero 
tamen balsami liquore fieri potest, et Olea Sacra conficere possint 
iis sacerdotibus adstantibus qui adstare potuerint, et urgente neces- 
sitate, extra diem Coenae Domini. 

IV. Ut adhiberi possint Sacra Olea etiam antiqua, non tamen 
ultra quatuor annos, dummodo corrupta ne sint, et peracta omni 
diligentia, nova vel recentioria Sacra Olea haberi nequeant. 

V. Ut pro omnibus et solis regionibus seu locis, in quibus 
magnae distantiae causa vel ob aliud grave impedimentum perdiffi- 
cile sit Parochis vel Missionariis ad Baptismum conferendum aquam 
Sabbato Sancto et Pentecoste benedictam ex fontibus baptismalibus 
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ubi asservatur, desumere et secum circumferre, Ordinarii, nomine 
Sanctae hujus Sedis, concedere possint Parochis et Missionariis 
supra dictis facultatem benedicendi aquam baptismalem ea breviori 
formula, qua Missionariis in Peruvia apud Indos Summus Pontifex 
Paulus III uti concessit, quaeque in appendice ad Rituale Roma- 
num legitur. 

VI. Ut si propter defectum temporis, improbamque defatiga- 
tionem, aliisque gravibus de causis perdifficile sit omnes adhibere 
caeremonias pro Baptismo adultorum praescriptas, Parochi et Mis- 
sionarii, de praevio Ordinarii consensu, uti possint solis ritibus, 
qui in Constitutione Pauli III »Altitudo« diei I Juni MDXXXVII 
designantur. Insuper ut in jisdem rerum adjunctis Ordinarii no- 
mine Sanctae Sedis concedere valeant Parochis et Missionariis usum 
ordinis Baptismi parvulorum, onerata in usu hujusmodi facultatis 
eorumdem ÖOrdinariorum conscientia super existentia gravis neces- 
sitatis. | 

VII. Ut in omnibus et singulis ditionibus Americae Latinae, 
nulla excepta, omnes sacerdotes tam saeculares quam regulares, 
quamdiu in praefatis ditionibus moram duxerint, et non alias, sin- 
gulis annis die secunda Novembris seu die sequenti, juxta rubricas 
Missalis Romani, qua nempe commemoratio omnium fidelium de- 
functorum ab Ecclesia universali recolitur, tres Missas singuli cele- 
brare possint et valeant, ita tamen ut unam tantum eleemosynam 
accipiant, videlicet pro prima Missa duntaxat, et in ea quantitate 
tantum, quae a Synodalibus Constitutionibus seu a loci consuetu- 
dine regulariter praefinita fuerit; fructum autem medium secundae 
et tertiae Missae non peculiari quidem defuncto, sed in suffragium 
omnium fidelium defunctorum omnino applicent, ad normam Üon- 
stitutionis Benedicti XIV Pontificis Maximi »Quod expensis« diei 
XXVI Augusti MDCCXLVII. 

VIII. Ut omnes fideles annuae Confessionis et Communionis 
praecepto satisfacere possint a dominica Septuagesimae usque ad 
octavam diem sollemnitatis Corporis Christi inclusive. 

IX. Ut omnes fideles lucrari possint indulgentias et jubilaea, 
quae requirunt Confessionem, communionem et jejunium, dummodo. 
‚servato jejunio, si loco inhabitent, ubi impossibile prorsus vel dif- 
ficile admodum sit Confessarii copiam habere, corde saltem contriti 
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sint cum proposito firmo confitendi admissa quam primum poterunt, 
vel ad minus intra unum mensem. 

X. Ut Indi et Nigritae intra tertium et quartum tam consan- 
guinitatis quam affinitatis gradum matrimonia contrahere possint. 

XI. Ut Indi et Nigritae quocumque anni tempore nuptiarum 
benedictionem accipere possint, dummodo iis temporibus, quibus 
ab Ecclesia prohibentur nuptiae, pompae apparatum non adhibeant. 

XIH. Ne Indi et Nigritae jejunare teneantur praetergquam in 
feriis sextis Quadragesimae, in Sabbato Sancto, et in pervigilio 
Natalis D. N. J. C. 

XII. Ut praeterea Indi et Negritae absque ullo onere, seu 
solutione eleimosynae uti possint indulto, quod Quadragesimale di- 
citur, et quo fideles respectivae dioecesis seu regionis ab Aposto- 
lica Sede donantur; ideoque carnibus, ovis et lacticiniis vesci possint 
omnibus diebus ab Ecclesia vetitis, exceptis quoad carnes .diebus 
in superiori paragrapho XII notatis. | 

XIV. Ut quandocumque in causis tam criminalibus, quam aliis 
quibuscumque forum ecclesiasticum concernentibus a sententiis pro. 
tempore latis appellari contigerit, si prima sententia ab Episcopo 
lata fuerit, ad Metropolitanum; si vero prima sententia lata sit ab 
ipso Metropolitano, ad Ordinarium viciniorem absque alio Sedis 
Apostolicae rescripto appelletur: et si secunda sententia primae 
conformis fuerit, vim rei judicatae obtineat, et executioni per eum, 
qui eam tulerit, demandetur, quacumque appellatione non obstante; 
si vero illae duae sive ab Ordinario et Metropolitano, sive a Me- 
tropolitano et Ordinario viciniore latae, conformes non fuerint, tunc 
ad alterum Metropolitanum vel Episcopum ei, a quo primo fuit 
lata sententia, viciniorem ejusdem provinciae appelletur, et duas 
ex ipsis tribus sententias conformes, quas vim rei judicatae habere 
volumus, is, qui postremo loco judicaverit, exequatur, quacumque 
appellatione non obstante.. Cum autem recursus ad Apostolicam 
Sedem etiam omisso medio, sive ante sive post sententias judicum 
inferiorum semper integer manere debeat, ad normam juris, in usu 
hujus privilegii omnino servandae erunt sequendes conditiones: 
1° Ut in singulis causis salva maneat cuique litiganti facultas ad 
hanc Apostolicam Sedem etiam post primam sententiam recurrendi; 
2° Ut in singulis actibus expressa fiat Apostolicae delegationis mentio; 
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3° Ut causae majores sint eidem Apostolicae Sedi. reservatae ad 
normam Sacri Concilii Tridentini; 4° Et quoad causas matrimoniales 
ea custodiantur quae in Constitutione Benedicti XIV, cujus initium 
»Dei miseratione«, praestituta sunt. 

Abrogatis deletisque Auctoritate Nostra Apostolica omnibus 
et singulis Indiarum Occidentalium privilegiis quocumque nomine 
vel forma ab hac Sancta Sede prius concessis. 

Contrariis quibuscumque etiam speciali et individua mentione 
dignis non obstantibus. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum sub annulo Piscatoris 
die solemni Paschae XVII Aprilis MDCCCLXXXXVLH, Pontificatus 
Nostri Anno Vigesimo. A. Card. Maccui. 

17. Congreg. Studiorum: Erricht. e. theol. Fakultät im Se- 
minar zu Padua, 25. Sept. 1894, 25. Sept. 1895. Le Can. cont. 20, 174. 

18. Congreg. Stud.: Errichtung einer pontificia facultas 
juris canonici in collegio S. Thomae Aquinatis Romae sub patrum 
ordinis Praedicatorum erecta, 10. Juli 1896. Acta d. Sed. 29, 371. 

19. Dokumente betr. die Erricht. e. Fakultät d. Theologie u. 
des kanon. Rechts am Seminar zu Mexico. Le Can. cont. 20, 178. 

20. Antwort d. engl. Erzbischöfe auf die Bulle Leo’s XIII. 
wegen der anglikan. Ordinationen. Le Can. cont. 20, 257. 

21. Deer. Cong. Concilii quoad taxas fori ecclesiastici in 
rebus non contentiosis. 10. Juni 1896. 

Ut norma haberetur uniformis in exactionibus pro variis acti- 
bus jurisdietionis ecclesiasticae non contentiosae, ac immodicarum 
taxarum onus, pluriumque controversiarum occasio tolleretur, Inno- 
centius PP. XI legem tulit, quae, Innocentiana vulgo appellata, 
hujusmodi exactionum rationem apte moderabatur. 

Sed cum haec lex italico idiomate esset exarata, et ideirco 
communiori Doctorum sententia eam nonnisi Italiae et adjacentium 
insularum dioeceses proprie afficere traderetur, ceteris autem con- 
gruentem dumtaxat agendi regulam praebere; haud universim vide- 
batur consultum incommodis, quibus amovendis lex illa prodierat. 

Praeterea post tria ferme saecula a legis promulgatione, pecu- 
niae valore et aestimatione mutatis, et in novis diversisque adjunctis 
societate versante, plena Innocentianae legis observantia in ipsis 


Italiae dioecesibus difficilis evasit, et quandoque etiam incongrua: 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 2. 19 


290 Aktenstücke. 


unde Ordinarii majori in dies numero postulare coeperunt, ut novae 
peculiaresque exactiones ab Innocentiana diversae, probarentur aut 
tolerarentur. 

His mature perpensis, et per officium S. C. Concilii Archi- 
episcopis nedum Italiae sed et aliarum regionum de sententia rogatis, 
SSmus D. N. Leo PP. XIII particularem Commissionem penes $. 
Concilii Congregationem constituit, eique in mandatis dedit, ut de 
hac re cognosceret suanıque sententiam emitteret. 

Jamvero in conventibus semel atque iterum ab ea habitis, tria 
quae sequuntur dubia, quibus universa quaestio comprehendi visa 
est, ad examen revocata sunt, nimirum: 

I. An et quae taxae imponi possint juxta prudentiae et ju- 
stitiae regulas in materia sacramentali, ac speciatim in matrimoniali, 
itemque in materia beneficiaria. 

II. An generabilus quibusdam editis normis, specifica prae- 
finitio taxarum in singulis dioecesibus Ordinariorum arbitrio sit 
relinquenda; an potius praescribendum, ut hac de re agatur in 
synodis provincialibus et quatenus synodi haberi nequeant, in con- 
ventibus Episcoporum in singulis provinciis, et in Italia in singulis 
regionibus, ad hunc effectum peculiariter habendis, sub lege nempe ut 
uniformis taxa in singulis provinciis seu regionibus quoad fieri possit 
statuatur, Sacrae Concilii Congregationi pro approbatione subjicienda. 

Ill. An et quaenam aliae provisiones hac de re sint adhi- 
bendae«. 

Quibus Emi Patres, praevio Consultorum voto, respondendum 
censuerunt: 

»Ad I: Affirmative, ita tamen ut quoad actus qui directe re- 
spiciunt sacramentorum administrationem servetur dispositio cap. 
42 Decret. De simonia, scilicet ut libere conferantur ecclesiastica 
sacramenta et piae consuetudines observentur. 

»Quod vero ad reliquos actus, qui directe non respiciunt ad- 
ministrationem sacramentorum, uti sunt dispensatio a denunciatio- 
nibus matrimonii, venia conferendi baptisma in privatis domibus, 
et cetera hujusmodi, 

»1° Servandas laudabiles consuetudines, et rationem prudenter 
habendam locorum, temporum ac personarum; 

»2° Vere pauperes eximendos a quibusvis expensis; 
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»3° Taxas non adeo graves esse debere, ut arceant fideles & 
receptione sacramentörum; 

»4° Quoad matrimonium in specie, remittendas ipsas taxas esse in 
casibus in quibus adsit periculum, ne fideles in concubinatum proruant; 

»5° Tandem quoad beneficia ecclesiastica, taxas esse non de- 
bere proportionaliter inadaequatas reditibus beneficiorum. 

»Ad II: Negative ad primam partem, affırmative ad secundam. 

»Ad III: Affirmative, et taxarum descriptionem seu notulam 
modo et normis superius expositis confectam, quamprimum trans- 
mittendam ad S. Concilii Congregationem pro approbatione; quae 
tantum concedenda erit ad instar experimenti, pro dioecesibus 
Europae ad quinquennium, pro reliquis vero ad decennium«. 

Facta exinde de his omnibus relatione SSmo Domino Nostro 
per infrascriptum S. C. Concilii Praefectum, Sanctitas Sua dignata 
est resolutionem Em. patrum plene approbare et confirmare: simul- 
que mandavit ut ab omnibus ad quos spectat sedulo atque integre 
‚ servetur, contrariis quibuscumque minime obstantibus. 
Datum Romae ex aedibus S. C. Concilii die 10 junii 1896. 

A. Card. DI PIETRO, 

S. C. Concilii Praefectus. 
BENJAMINUS, Archiepiscopus Nazianzenus, 
Pro-Secretarius. 
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9. E. d. R.Ger. IV. Strafsen. 12./1. 1897. Versteht $ 133 
St.G.B.’s unter „amtlicher Uebergabe“ nur eine Uebergabe kraft 
eines Staats- oder öffentlichen Amtes? 

Das Landgericht hat den Thatbestand des $ 133 St.G.B.’s ver- 
neint, weil das von der Angeklagten beiseite geschaffte Presbyterial- 
protokollbuch der reformirten Kirchengemeinde N. dem Boten 
H. vom Pfarrer L. nicht in Ausübung irgend welcher staatlicher Funk- 
tionen, sondern nur in Ausübung seines kirchlichen Amtes übergeben 
worden sei, und der Pfarrer daher nicht als Inhaber eines Staats- 
amtes und nicht „amtlich“ im Sinne des Gesetzes gehandelt habe. 

Diese Feststellung bekämpft die Revision der Staatsanwalt- 
schaft als rechtsirrig mit der Ausführung, der Begriff der „amt- 
lichen Uebergabe* in $ 133 setze nicht voraus, dass die Ueber- 

19* 
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gabe kraft eines Öffentlichen Amtes geschehen sei, er dürfe nicht 
ausschliesslich aus & 359 St.G.B.’s erläutert werden, habe vielmehr 
eine weitere Bedeutung, indem er, wie vom vormaligen Ober- 
tribunale!, anerkannt worden sei, den durch die Gesetze bestimmten 
Wirkungskreis öffentlicher Korporationen mit umfasse. 

Das Rechtsmittel erscheint begründet; die rechtliche Grund- 
lage, auf welcher die angefochtene Entscheidung ruht, befindet sich 
mit dem Gesetze nicht im Einklange. 

Thatsächlich steht fest, dass das Presbyterialprotokollbuch von 
dem Pfarrer L. als Pfarrer und Vorsitzenden des Presbyteriums zu 
verwahren war und verwahrt wurde, dass dasselbe zu Zwecken der 
gegen diesen Pfarrer vom Konsistorium zu K. eingeleiteten Dis- 
ziplinaruntersuchung eingefordert war, und dass der Pfarrer, dieser 
Weisung seiner vorgesetzten Behörde entsprechend, das Buch einem 
Boten zur Uebermittelung dahin übergeben hatte. 

Diese Uebergabe stellt sich als eine „amtliche“ im Sinne des 
S 133 St.G.B.’s dar. 

Unzutreffend ist es zunächst, wenn die Vorinstanz argumen- 
tirt: Da es sich um ein rein kirchliches Buch handelt, so ist die 
Uebergabe ein Ausfluss des kirchlichen Amtes des Pfarrers, nicht 
irgend welcher staatsamtlichen Funktionen desselben. Der Inhalt 
des Buches würde so wenig wie der Charakter seiner Führung es 
ausschliessen, dass dasselbe Gegenstand einer amtlichen Uebergabe 
zu sein vermöchte; es kann nur darauf ankommen, ob diese Ueber- 
gabe den Charakter einer Verfügung trägt, welche in den Kreis ir- 
gend welcher „Amts“-Geschäfte des Pfarrers im Sinne des $ 133 fällt. 

Zu Zweifeln giebt aber auch die Auffassung über den Cha- 
rakter des Protokollbuches als eines „rein kirchlichen* Anlass. Wie 
das Landgericht selbst zutreffend annimmt, ist das Buch bestimmt, 
die Protokolle über die Sitzungen des Presbyteriums aufzunehmen. 
Wäre aber dieses Presbyterium mit der Verwaltung von staat- 
lichen Funktionen betraut, so würden nicht nur die Protokolle über 
dessen Verhandlungen einen über „rein kirchliche“ Angelegenheiten 
hinausgehenden Inhalt haben, sondern auch vom Pfarrer selbst 
würde gesagt werden können, dass er als Vorsitzender des Pres- 


! Oppenhoff, Rechtsprechung Bd. 18 S. 13. 


Gerichtssprüche. 293 


byteriums (8S 6, 9 der Presbyterial- und Synodalordnung für die 
evangelischen Kirchengemeinden im Bezirke des Konsistoriums zu 
Kassel vom 16. Dezember 1885) staatliche Geschäfte verwalte. 

Wie allerdings im Königreich Preussen die Geistlichen aner- 
kanntermassen insoweit nicht als Beamte im Sinne des 8 359 
St.G.B.’s zu betrachten sind, als ihnen die Verwaltung der Sakra- 
mente, die Predigt des göttlichen Wortes und die sonstigen Hand- 
lungen des geistlichen Ministeriums obliegen, ebenso ist der Wir- 
kungskreis des Presbyteriums in Hinsicht auf Handhabung der 
Kirchenzucht, Fürsorge für den Gottesdienst und Förderung der 
christlichen Gesinnung ein rein kirchlicher. Hiermit sind aber die 
Funktionen des Presbyteriums nicht erschöpft. Ihm ist insbeson- 
dere nach 88 14 No. 12, 16ff. der angezogenen Presbyterial- und 
Synodalordnung die Verwaltung des Kirchenvermögens, und zwar 
nach $ 18 daselbst und nach Art. 2, 17, 18 des Gesetzes, betref- 
fend die Kirchenverfassung der evangelischen Kirche im oben- 
bezeichneten Bezirke, vom 19. März 1886 unter Aufsicht und Mit- 
wirkung der Staatsbehörden übertragen. Das Verhältniss zwischen 
Staat und Kirche in Bezug auf die kirchliche Vermögensverwaltung 
ist demnach für den Konsistorialbezirk Kassel in gleicher Weise 
geordnet, wie durch die Kirchenverfassungsgesetze und Kirchen- 
gemeinden- und Synodalordnungen für die alten Provinzen der 
preussischen Monarchie. Für letztere hat das Reichsgericht! an- 
erkannt, dass die in den Diensten der Kirchengemeinde stehen- 
den Beamten, soweit sie mit der Verwaltung des kirchlichen Ver- 
mögens befasst sind, auch staatlichen Zwecken dienen, und daher 
insoweit zugleich als im mittelbaren Dienste des Staates angestellt 
zu erachten sind. Bei Gleichheit der Verhältnisse könnte man die 
gleichen Grundsätze auch hier anwenden, und den Pfarrer L. in 
seiner Eigenschaft als Vorsitzenden des mit der Vermögensverwal- 
tung betrauten Presbyteriums den mittelbaren Staatsbeamten im 
Sinne des $ 359 St.G.B.’s zuzählen. 

Indess einer Entscheidung dieser Frage bedarf es für den vor- 
liegenden Fall nicht. Denn was weiter den Begriff der „amtlichen“ 


! Entsch. des R.G.'s in Strafs. Bd. 14 S. 130, verglichen mit Bd. 3 S. 258, 
Bd. 13 S. 432; Rechtspr. des R.G.'s in Strafs. Bd. 6 S. 418. 
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Handlung im Sinne des $ 133 St.G.B.’s anlangt, so fordert das 
Gesetz nicht einmal, dass die Aufbewahrung oder die Uebergabe 
von einem Beamten oder kraft eines öffentlichen Amtes in 
dem Sinne geschehe, wie solcher durch $& 31 Abs. 2 für das Straf- 
gesetzbuch festgelegt ist. Die Begriffe „Amt“ und „Beamter“ 
decken sich nicht dermassen, dass der Inhaber eines Amtes stets 
Beamter sein müsste, oder dass ein Beamter ohne Amt nicht ge- 
dacht werden könnte. Im Gegensatze zu & 132, wo die unbefugte 
Ausübung eines öffentlichen Amtes mit Strafe bedroht wird, 
spricht 8 133 von amtlichen Handlungen schlechthin. Es ist 
kein Grund ersichtlich, aus welchem man genöthigt wäre, dem Be- 
griffe des „Amtes“ einen engeren Sinn beizulegen, als denjenigen, 
welchen der Sprachgebrauch wie das Öffentliche Recht mit dem 
Worte „Amt“ im Allgemeinen verbindet. Nach diesem unterfällt 
ihm die Verwaltung eines Kreises gewisser das öffentliche Interesse 
angehende Geschäfte unter der Autorität des Staates oder diesem 
in dem Sinne untergeordneter Korporationen, wie ihn für sein Herr- 
schaftsgebiet 8 69 A.L.R. II, 10 im Auge hat. Unter derlei Aemtern 
sind die Kirchenämter der vom Staate aufgenommenen Kirchen- 
gesellschaften einbegriffen, von ihnen sind die Aemter der Organe 
der Selbstverwaltung keineswegs ausgeschlossen. Selbst in seiner 
Eigenschaft als Religionsdiener fungirt aus diesem Grunde der 
Pfarrer „amtlich“ im Sinne des $ 123. Und so wenig sich aus 
dem Wortlaute dieses Gesetzes eine Einschränkung des Begriffes 
der Amtshandlung auf Handlungen kraft eines Staats- oder „öffent- 
lichen“ Amtes ergiebt, so wenig spricht hierfür der gesetzgeberi- 
sche Zweck der Strafnorm. Es handelt sich hier nicht wie im 
& 132 St.G.B.’s um die persönliche Ausübung gewisser Öffent- 
licher Amtsfunktionen; $ 133 soll gewissen Gegenständen im 
Interesse der öffentlichen Ordnung — worauf schon die Einreihung 
der Norm in Abschn. 7 des 2. Theiles des Strafgesetzbuches hin- 
weist — einen besonderen rechtlichen Schutz gewähren, dessen sie 
im Interesse eben dieser öffentlichen Ordnung bedürfen. Dieser 
Zweck erheischt eine Ausdehnung der Norm zu Gunsten aller 
Zweige der öffentlichen Geschäfte. Im Ergebnisse ist daher der 
Entscheidung des vormaligen Obertribunales, welche die Revisions- 
begründung heranzieht, nur beizutreten. .. . 
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10. E. d. R.Ger. II. Strafsen. 12./l. 97. Unter welchen 
Voraussetzungen kann bei begangenem beschimpfenden Unfug an- 
genommen werden, dass derselbe in einem zu religiösen Versamm- 
lungen bestimmten Orte verübt sei? St.G.B. 88 166, 167. Preuss. 
Strafgesetzbuch vom 14. April 1851 8 135. 

Gelegentlich einer zu B. auf einem unbebauten Platze zwischen 
städtischen Strassen abgehaltenen religiösen Versammlung der 
„St. Michaels-Vereinigung“ hat der Angeklagte, etwa fünf Meter 
vom Kreise der Versammelten entfernt stehend, Aeusserungen in 
Beziehung auf die Versammelten gethan und Handlungen vor- 

genommen, in welchen seitens der Vorinstanz eine Verübung be- 
schimpfenden Unfuges im Sinne des $ 166 St.G.B.’s erblickt ist. 
Der fragliche Platz wurde dabei als ein zu religiösen Versamm- 
lungen bestimmter Ort deshalb angesehen , weil die genannte reli- 
giöse Gemeinschaft dort ihre regelmässigen Versammlungen zu fest- 
gesetzten Zeiten mit polizeilicher Genehmigung abhielt. Auf die 
Revision des Angeklagten ist das Urtheil erster Instanz aufgehoben 
worden aus folgenden 

Gründen: 

. . . Zu rechtlichen Bedenken giebt die Annahme Anlass, dass 
der Ort der Verübung des beschimpfenden Unfuges ein zu reli- 
giösen Versammlungen bestimmter gewesen sei. 

Bei Feststellung dieses Thatbestandsmerkmales geht der Vorder- 
richter von der Auffassung aus, dass es im Sinne des Gesetzes 
gleichbedeutend sei, ob der beschimpfende Unfug in oder an einem 
zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte verübt werde. Denn 
er stellt nur das letztere fest, während das Gesetz das erstere 
erfordert. Als rechtsirrthümlich kann aber jene Auffassung nicht 
bezeichnet werden, wenngleich das Strafgesetzbuch an anderen 
Stellen (z. B. 88 39 No. 1, 184, 292, 366 No. 5, 367 No. 6, 8, 12, 
insbesondere aber $ 130a Abs. 1) in derselben Wortverbindung mit 
„Orten* sich des gebräuchlicheren „an“ bedient. Dass das Gesetz 
das „in“ nicht im strengen Wortsinne gemeint hat, ist von der 
Rechtsprechung des Reichsgerichtes bereits insofern anerkannt, als 
der in den entscheidenden Worten gleichlautende $ 167 St.G.B.’s 
auf Fälle für anwendbar erachtet ist, in welchen die Störung des 
Gottesdienstes nicht innerhalb der zu religiösen Versammlungen 
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bestimmten Oertlichkeit selbst verübt war, jedoch ihre Wirkungen 
auf letztere erstreckt hatte!. 

Der Gebrauch des Wortes „in* bietet aber auch keinen aus- 
reichenden Anhalt für die Annahme, dass damit der Kreis der zu reli- 
giösen Versammlungen bestimmten Orte in Ansehung der Beschaffen- 
heit des Raumes habe beschränkt werden sollen. Den Vorschriften 
des 8 166 St.G.B.’s liegen diejenigen des $ 135 preuss. St.G.B.’s 
vom 14. April 1851 zu Grunde. Während aber der im Juli 1869 
veröffentlichte (erste) Entwurf eines Strafgesetzbuches für den 
Norddeutschen Bund in wörtlicher Uebereinstimmung mit 8 135 
a. a. OÖ. den „in Kirchen oder anderen religiösen Versammlungs- 
orten* verübten beschimpfenden Unfug an Gegenständen, welche 
dem Gottesdienste gewidmet sind, unter Strafe stellen wollte ($ 144 
im Schlusssatz), wurde der Thatbestand des Deliktes in dem dem 
Reichstage des Norddeutschen Bundes unter dem 14. Februar 1870 
vorgelegten (zweiten) Entwurfe dahin geändert, dass man die bis- 
her festgehaltene Beziehung des Unfuges auf die vorbezeichneten 
Gegenstände aufgab. In dieser Gestalt ist die Vorschrift in das 
geltende Strafgesetz übergegangen, ohne dass die Aenderung in 
den dem Entwurfe beigefügten Motiven (vgl. S. 96, 97 das.) oder 
in den Berathungen des Reichstages zum Gegenstande der Erörte- 
rung gemacht wurde. Der Unterschied gegenüber der früheren 
Fassung besteht hiernach offensichtlich darin, dass nicht mehr die 
dem Gottesdienste gewidmeten Gegenstände, sondern schon die 
der Gottesverehrung gewidmeten Oertlichkeiten als solche — 
wegen dieser ihnen gegebenen Bestimmung — gegen beschim- 
pfenden Unfug geschützt werden ?. Für diesen Schutz der Oert- 
lichkeit als solcher ist aber die äussere Beschaffenheit des Raumes 
bedeutungslos und es kann mithin auch aus dem Gebrauche des 
Wortes „in“ nicht gefolgert werden, dass nur umgrenzte oder 
umschlossene Räume den Schutz des Gesetzes geniessen. 

Als zu religiösen Versammlungen bestimmt ist aber ein Ort. 
nicht schon desshalb anzusehen, weil er zu solchen Versammlungen 
thatsächlich benutzt wird. Wohl kann die regelmässige Art der 

ı Vgl. Entsch. d. R.G.’s in Strafs. Bd. 3 S. 397, Bd. 5 S. 258; Rechtspr. 


d. R.G.'s in Strafs, Bd. 7 S. 55. 
®2 Vgl. Entsch. des R.G.’s in Strafs. Bd. 23 S. 104—105. 


Gerichtssprüche. 297 


Benutzung geeignet sein, als Mittel zur Erkenntniss der Bestim- 
mung zu dienen; in erster Linie aber charakterisirt sich die letztere 
durch den Verwendungszweck, welchem die Oertlichkeit wenigstens 
für eine gewisse Zeitdauer gewidmet ist. Eine bloss vorüber- 
gehende, aus zufälliger Veranlassung erfolgende Benutzung eines 
Ortes zu einer einzelnen religiösen Versammlung, wie sie z. B. bei 
Abhaltung kirchlicher Akte (Taufen, Trauungen, Begräbnissfeiern) 
in Privaträumen stattfindet, vermag desshalb noch nicht dem Orte 
auch nur für die Dauer solcher Benutzung die Eigenschaft eines zu 
religiösen Versammlungen bestimmten Ortes zu geben!. Aber 
auch die regelmässige Wiederholung derartiger Versammlungen an 
demselben Orte kann diese Wirkung nur insoweit herbeiführen, 
als sie mit einer Aenderung des profanen Verwendungszweckes des 
Ortes verbunden ist. Ein zwischen städtischen Strassenzügen be- 
legener unbebauter Platz ist an sich sowenig wie die Räume einer 
Privatwohnung dazu bestimmt, religiöse Versammlungen aufzuneh- 
men, seine Bestimmung bleibt vielmehr nach wie vor eine profane, 
auch wenn die sonstige Benutzung durch ausschliessliche Ueber- 
lassung der Oertlichkeit an die Versammlung während der Dauer 
der letzteren eine von der zuständigen Stelle genehmigte thatsäch- 
liche Unterbrechung erfährt. 

Im vorliegenden Falle ist aber nicht einmal erkennbar, ob der 
fragliche Platz der St.-Michaels-Vereinigung zu ihren sonntäglichen 
Versammlungen ausschliesslich oder nur dergestalt überlassen war, 
dass die sonstige Benutzung unbeeinträchtigt blieb. Bei mehr- 
facher Benutzungsfähigkeit eines Ortes ist allerdings auch eine 
Theilung der Bestimmung desselben dergestalt denkbar, dass der 
Ort zeitweise religiösen Versammlungen und zeitweise profanen 
Zwecken dient; eine solche gemischte Bestimmung wird aber 
einem an sich profanen Orte nicht schon dadurch zu Theil, dass der 
Verfügungsberechtigte die zeitweilige Benutzung des Ortes zu reli- 
giösen Versammlungen gestattet, während eine Aenderung des Ver- 
wendungszweckes sonst nirgends zu Tage tritt. 

Der Vorderrichter geht hiernach von unrichtiger Auffassung 


ı Vgl. das Urtheil des vormaligen preuss. Obertribunals in Golt- 
dammer’s Archiv Bd. 3 S. 565. D. E. 
® Vgl. Entsch. des R.G.'s in Strafs. Bd. 28 S. 303804. 
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des Gesetzes aus, wenn er den von der St. Michaels-Vereinigung 
benutzten unbebauten Platz schon wegen der Regelmässigkeit der 
darauf zu festgesetzten Zeiten abgehaltenen religiösen Versamm- 
lungen in Verbindung mit der polizeilichen Genehmigung als einen 
zu solchen Versammlungen bestimmten Ort ansieht und den sub- 
jektiven Thatbestand schon mit der Kenntniss des Angeklagten 
von diesen Thatsachen als erfüllt erachtet. Das angefochtene Ur- 
theil unterliegt desshalb der Aufhebung. Nach Lage der Sache ist 
auch nicht anzunehmen, dass die erneute Verhandlung die Voraus- 
setzungen der Strafbarkeit des Angeklagten aus dem Schlusssatze 
des $ 166 St.G.B.’s ergeben wird. Gleichwohl konnte nicht seitens 
des Revisionsgerichtes auf Freisprechung erkannt werden, da zu 
prüfen bleibt, ob, wenn nicht die Voraussetzungen der Gottesläste- 
rung im Sinne des $ 166 a. a. O., so doch diejenigen des groben 
Unfuges nach $ 360 Ziff. 11 St.G.B.’s gegeben erscheinen. ... . 


11. E. d. R.Ger. I Strafsen. 14./1. 97 
Vergehen gegen $ 166 Strafgesetzbuchs. 


Gründe: 

Der Vorderrichter giebt dem in No. 182 der Rheinischen Zei- 
tung vom 8. August 1896 vorfindlichen Pressartikel, in welchem 
auf „den evangelischen Humbug von der Macht des neuen Glaubens, 
seiner sittigenden Kraft und seiner geistbefreienden Wirkung“ hin- 
gewiesen wird, die Deutung, „dass, wenn man dem evangelischen 
Glauben eine besondere Macht, sittigende Kraft und geistbefreiende 
Wirkung beilegt, so sei dies Humbug*“. Es wird angenommen, dass 
in dem Ausdrucke „Humbug“ eine Beschimpfung zu finden sei, auch, 
dass das Thatbestandsmerkmal der Oeffentlichkeit vorliege, es wird 
aber aus $ 166 Strafgesetzbuchs auf Freisprechung erkannt, weil 
„in der Beilegung jener besonderen Wirkungen des evangelischen 
Glaubens weder eine „Einrichtung“ noch ein „Gebrauch“ der christ- 
lichen Kirche im Sinne des Gesetzes ersehen werden könne und 
ebensowenig sich die Bezeichnung als Humbug auf die evangelische 
Kirche als solche, auf die Gemeinschaft der Angehörigen des neuen 
Glaubens beziehe“. Dieser letzteren Annahme, in der eine un- 
mittelbare Beziehung auf die evangelische Kirche verneint worden, 
wird im Urtheile eine weitere Erörterung darüber angeschlossen, 
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ob nicht etwa eine Lehre oder ein Dogma der evangelischen Kirche 
mit jenem abfälligen Urtheile hat getroffen werden sollen und ob, 
wenn dies der Fall, nicht wenigstens mittelbar die Beschimpfung 
der Lehre gleichzeitig eine Beschimpfung der evangelischen Kirche 
involvire. Das Urtheil erklärt indess, in der Beilegung jener be- 
sonderen Wirkungen des evangelischen Glaubens sei auch nicht 
einmal eine Lehre, ein Dogma des evangelischen Glaubens zu er- 
kennen, vielmehr nur eine Lobpreisung des Glaubens, ein Urtheil 
über dessen besondere Wirkungen. Der Vorderrichter hat sich 
daher mit der weiteren Frage, ob eine mittelbare Beschimpfung der 
evangelischen Kirche vorliegt, nicht beschäftigt. 

Diese Ausführungen werden von der rechtsirrthümlichen Auf- 
fassung beherrscht, dass eine Beschimpfung der Macht, Kraft und 
Wirkungen einer Lehre, eines Dogmas nicht auch die Beschimpfung 
der Lehre, des Dogmas selbst enthalten kann. Die Macht, die 
sittigende Kraft, die geistbefreiende Wirkung des evangelischen 
Glaubens sind indess Eigenschaften des letzteren, die demselben 
nach der Lehre der Kirche innewohnen und von demselben un- 
trennbar sind. Ebenso wie beleidigende oder beschimpfende Aeusse- 
rungen über die Eigenschaften einer bestimmten Persönlichkeit, 
über die von ihr ausgehenden Handlungen und deren Wirkungen 
die Persönlichkeit selbst treffen, ebensowenig kann ein Urtheil, sei 
es ein günstiges oder ungünstiges, über einen sonstigen Gegen- 
stand des materiellen oder geistigen Lebens ohne Weiteres von 
dem Urtheilsobjekte derart getrennt werden, dass letzteres von 
ersterem nicht berührt wird. Die vom Urtheile als Lobpreisung 
bezeichnete Macht, sittigende Kraft, geistbefreiende Wirkung des 
evangelischen Glaubens wurde daher zu einer Beschimpfung des- 
selben Glaubens, als jene Eigenschaften als Humbug bezeichnet 
wurden. 

Muss hiervon ausgegangen werden, so wird aus diesem Ge- 
sichtspunkte, dass nämlich mit der Beschimpfung der Eigenschaften 
des evangelischen Glaubens letzterer selbst beschimpft worden, die 
im Urtheile verneinend beantwortete Frage, ob mit dem Angriffe 
gegen den evangelischen Glauben nicht gleichzeitig die evangelische 
Kirche als solche getroffen ist und getroffen werden sollte, einer 
nochmaligen Erwägung bedürfen. | 
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Aus der erstrichterlichen Nichtbeachtung des Gesichtspunkts, 
dass der Angriff auf die sittigende Kraft, die geistbefreiende Wir- 
kung des evangelischen Glaubens auch einen Angriff auf letzteren in 
sich schliesst, folgt aber weiter die Nothwendigkeit, auch die Frage 
einer nochmaligen Erörterung zu unterwerfen, ob auf der Basis sol- 
cher Auffassung eine Lehre der evangelischen Kirche beschimpft wor- 
den. Hiebei wird zu berücksichtigen sein, dass der Glaube an die 
sittigende Kraft, die geistbefreiende Wirkung die gesammte evange- 
lische Glaubenslehre durchdringt und daher, mag derselbe auch in 
einem einzelnen bestimmten Lehrsatze oder Dogma nicht ausdrücklich 
ausgesprochen sein, doch die Grundlage und das eigentliche Grundwe- 
sen der christlichen Lehre, insbesondere der evangelischen Lehre bildet. 

Ob dann ferner mit der Annahme der Beschimpfung der evan- 
gelischen Glaubenslehre die evangelische Kirche als solche beschimpft 
worden, wird endlicher Erwägung anheimfallen. 

12. E. d. R.Ger. IV. Civilsen. 7./12. 96. Ist nach d. 
preuss. KonsO. v. 1573 oder nach A.L.R. II, 11, 584 die politische 
Gemeinde verpflichtet, der Kirchengemeinde behufs Ausführung von 
Kirchen- oder Pfarrhausbauten die Bauplätze herzugeben? Kann 
eine Feststellungsklage (C.P.O. 8 231) auf Leistung von Beiträgen zu 
solchen Bauten von der. Kirchengemeinde erst dann angestrengt 
werden, wenn die Nothwendigkeit des Baues von den geistlichen 
Oberen festgestellt ist? - Beitr. z. Erl. d. deutsch. Rechts 41, 404. 

13. O.L.G. Jena 4./12. 95. Kann ein Ehegatte wegen Ehebruchs 
des andern Gatten statt auf Ehescheidung auf zeitweise Trennung 
von Tisch und Bett klagen? (Altenb. E.O. u. gem. R.). ja! 

14. E. R.Ger. VI. Civilsen. 24./9. 96. Der Begriff des 
Ehebruches als Ehescheidungsgrund unterscheidet sich nicht von 
dem kriminalistischen. Seuffert Arch. 52, 293. no. 163. 

15. E..d. Bayer. O.L.G.R. 24./4. 96. In Ehescheidungsprozes- 
sen kann eine Partei ein Rechtsmittel einlegen, auch wenn voll- 
ständig nach ihrem Antrage erkannt ist. Seuffert Bl. 15 Erg.B. 76. 

Bayer. 0.L.G.R. E. 21./2. 96. Unüberwindliche Abneigung 
Ehescheidungsgrund, wenn durch grobe Vergehen des anderen Theiles 
hervorgerufen, und alle Mittel, den ehelichen Frieden wiederherzu- 
stellen — einschliesslich der zeitweisen Trennung von Tisch und 
Bett — erfolglos versucht worden sind. Seuffert Bl. 62, 34. 
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Ueber das Fortbestehen von Wittwenkassen für die 
Geistlichen einzelner Bezirke. 


Von 
Konsistorialrath Dr. Caspar in Magdeburg. 


Die Fürsorge für die Wittwen und Weisen der Geistlichen 
ist in der Preussischen evangelischen Landeskirche durch Ge- 
setze vom 15. Juli 1889, 30. März 1892 und 31. März 1895 in 
der Weise geregelt, dass die erforderlichen Geldmittel zum Theil 
durch laufende Beiträge von 2 (anfangs 3) Prozent der Pfarr- 
einkünfte beschafft werden. 

Vorher war für Hinterbliebene von evangelischen Geistlichen 

1. in einzelnen Kirchenordnungen seit der Reformationszeit 

auf eine Versorgung durch die einzelne Kirchengemeinde, 
deren Pfarrer der Geistliche zuletzt gewesen war, hin- 
gewirkt, 

2. hie und da aus Legaten und dgl. etwas bereitgestellt, 

endlich aber | 

3. durch Zusammenfassung der Geistlichen in einer Diözese 

(Kirchen-Inspektion) oder sonst einem Bezirk zum Ver- 
bande einer Predigerwittwen- und Waisen-Kasse die Grund- 
lage geschaffen. (Den Zusatz „und Waisen“ lassen wir 


Kürze halber ferner unausgesprochen.) 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VD. 8. 20 
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Solche Kassen sind seit dem letzten Jahrzehnt des 17. Jahr- 
hunderts bis gegen Mitte des neunzehnten vielfach durch obrig- 
keitliche Genehmigung ihrer Satzungen obligatorisch errichtet 
worden, d. h. mit Verpflichtung zum Beitritt für jeden Geist- 
lichen, der in eine der betheiligten Stellen berufen würde. Wegen 
dieser Vorschrift, sowie wegen gewisser anderer, in den Statuten 
angeordneter Ansprüche der Verbandspfarrwittwenkassen gegen 
Dritte wird wieder und wieder seit dem Inkrafttreten der zuerst 
erwähnten Kirchengesetze die Frage aufgeworfen, ob die Satz- 
ungen der Verbandspfarrwittwenkassen ferner aufrecht zu erhalten 
seien. Es besteht daher ein Bedürfniss, die rechtlichen Grund- 
lagen sowohl des obligatorischen, die Inhaber gewisser Aemter 
zur Theilnahme verpflichtenden Charakters solcher Kassen, als 
auch des statutenmäsigen Anspruches der Kassen auf Leistungen 
anderer Personen als der Mitglieder klarzustellen. 

Die Wahrnehmung, dass die Inhaber bestimmter Pfarrstellen 
als solche verpflichtet sind, Mitglieder einer bestimmten Wittwen- 
kasse zu werden und zu bleiben, d. h. die statutenmässigen Pflich- 
ten der Mitglieder zu erfüllen, legt nach heutigen Rechtsan- 
schauungen und Verfassungszuständen die Erwartung nahe, dass 
gesetzliche Vorschriften bestehen, welche es ermöglichen, solche 
Verpflichtungen den künftigen Stelleninhabern rechtsverbindlich 
aufzuerlegen, und welche das zulässige Maass dafür abgrenzen. 
Ebenso würde heutzutage das Bestehen gesetzlicher Grundlagen 
Voraussetzung dafür sein, Bestimmungen in die Statuten auf- 
nehmen zu lassen und zu genehmigen, durch welche für die Kasse 
Ansprüche auf Leistungen Dritter oder auf Kollekten TECHLENET: 
bindlich begründet werden sollen. 

Zu der Zeit aber, in welcher die erwähnten Berechtigungen 
den betreffenden Pfarrwittwenkassen ertheilt wurden — bis zur 
ersten Hälfte dieses Jahrhunderts — dürften die Behörden hierzu 
keine besondere Ermächtigung für erforderlich gehalten haben. 
Es mag an dieser Stelle auf sich beruhen, ob die Genehmigung 
der Satzungen durch Aufsichtsbehörden des einzelnen Landes- 
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theils oder durch die Zentralinstanz oder durch den Landesherrn 
selbst erfolgte. Anscheinend ist dies bei verschiedenen Kassen, 
bezw. zu verschiedenen Zeiten gehandhabt worden; auch ergingen 
damals gewisse Verfügungen, selbst provinzieller Behörden, in 
der Form persönlicher Willenserklärungen des Herrschers; jeden- 
falls ist, wenn ein Statut von einer Behörde genehmigt wurde, 
dies im Sinne der Ausübung einer von dem Landesherrn em- 
pfangenen Vollmacht geschehen. 

Die Verpflichtung für alle Inhaber bestimmter Pfarrstellen, 
an der Verbands-Pfarrwittwenkasse theilzunehmen, ist, soviel be- 
kannt, überall nur auf Grund einstimmigen Antrages der da- 
maligen Amtsinhaber erfolgt. Es kamen also iura quaesita der 
Geistlichen ihr gegenüber nicht in Betracht. War sie dann vom 
König oder seinen von ihm berufenen Vertretern bestätigt, so 
konnte nach damaliger, absolutmonarchischer Verfassung (in 
Staat und Kirche) ihre Rechtsverbindlichkeit für alle später be- 
rufenen Geistlichen wohl nicht bezweifelt werden. 

Zu den Verpflichtungen der Mitglieder gehört selbstverständ- 
lich die Leistung eines jährlichen Beitrages, nur bei wenigen, 
reichgewordenen Kassen ist diese Verpflichtung später aufgehoben 
worden. Bei der neuen Gesetzgebung war zunächst in $ 16 des 
Gesetzes vom 15. Juli 1889, Kirchl. Ges.- u. V.-Blatt, 1889, S. 37, 
eine Einrichtung nach der Seite hin getroffen, dass die obliga- 
torischen Beiträge nicht ein Maass erreichten, dessen Erträglich- 
keit vorher gar nicht erwogen werden könnte. Der $ 16 (An- 
rechnung der Verbandsversorgung auf die landeskirchlichen Pfarr- 
beiträge) beruhte auf $ 9 (Anrechnung der ersteren auf das 
landeskirchliche Wittwengeld) und wurde mit diesem zusammen 
im Jahre 1892 aufgehoben. Man kann nun zugeben, dass der 
8 9 nach der einen Seite zu weit ging; gewiss ist nach der ent- 
gegengesetzten Seite noch viel mehr zu weit gegangen worden 
durch seine völlige Aufhebung, einstweilen ohne jeden Ersatz. 
Man muss auch einräumen, dass die Einzelheiten des $ 16 nicht 
zweckmässig waren (die damals viel beschrieene Fünftel-Theilung, 

20* 
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der gegenüber von Klaunig, „Das Pfarrreliktengesetz und die 
milden Stiftungen“, mathematisch nachgewiesen wurde, wie viel 
einfacher die Sache ohne diese Abrundung zu machen war, s. a. 
Kirchliche Monatsschrift IX, 1890, S. 956—958, Magdeburg, 
Baensch): die von einigen Kreisen s. Z. betriebene Asgitation 
gegen beide Paragraphen war aber nicht maassvoll. Der Erfolg 
des Gesetzes vom 30. März 1892 ist nun, da man nicht zugleich 
den Zwangscharakter der Verbands-Pfarrwittwenkassen aufzuheben 
Bedacht genommen hat, dass beiderlei Beiträge nebeneinander 
obligatorisch sind. Es ist aber anzunehmen, dass die ledigen 
oder verwittweten Pfarrer nicht über das Maass der gesetzlichen, 
landeskirchlichen Pfarrbeiträge hinaus zu Gunsten der Wittwen 
ihrer Amtsbrüder in Anspruch genommen werden sollten, über- 
haupt dass Geistlichen mit geringem Einkommen oder in sonst 
beschränkten Verhältnissen nicht zwangweise weitere Aufwendungen 
für die Reliktenversorgung neben den gesetzlichen 3 Prozent, 
jetzt 2 Prozent des Diensteinkommens auferlegt werden sollten. 
Der Uebelstand wird bei einigen Kassen noch empfindlicher da- 
durch, dass diese von ihren neu eintretenden Mitgliedern noch 
erhebliche Nachzahlungen für frühere Dienstjahre erheben. 
Unter den Ansprüchen auf Leistungen von Dritten, welche 
den Pfarrwittwenkassen laut ihrer Satzungen zugestanden werden, 
ist in rechtlicher Hinsicht zu unterscheiden. Die eine Art solcher 
Ansprüche geht auf die Pfarrvakanzüberschüsse, indem diese ent- 
gegen dem $ 852 Allg. Land-Rechts II, Tit. 11 der Pfarrwitt- 
wenkasse überwiesen werden. Zuweilen ist dabei die Erledigung 
der Pfarrstelle so bezeichnet, dass dem Wortlaut nach nicht alle 
Vakanzfälle getroffen werden (Tod des Pfarrers ohne gnadenzeit- 
berechtigte Erben, Supervakanz über die Gnadenzeit hinaus, 
Versetzung, Amtsentsetzung; nach neuerem Rechte ausserdem 
Emeritirung, welche früher durch Berufung eines Adjunktus ohne 
Stellenerledigung erfolgte). Auf diesen Unterschied kommt hier 
nichts an, er ist vielleicht hie und da ohne Absicht durch die 
Wahl des Ausdrucks eingeführt worden. In den Satzungen 
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einiger Diözesan-Pfarrwittwenkassen ist aber auch noch unter- 
schieden zwischen Pfarrstellen Königlichen Patronats, deren Va- 
kanzüberschüsse der Pfarrwittwenkasse unbedingt zugesprochen 
werden, und solchen privaten Patronats, bei denen die Einwilli- 
gung des Patrons vorbehalten bleibt. Als Ursprung hiervon hat 
sich gefunden, dass in einem :Berichte des Konsistoriums der 
Provinz Sachsen an den Etats- und Kriegs-Minister vom 3, No- 
vember 1774 der Antrag des Inspektors (Superintendenten) und 
der Pfarrer in der dritten Inspektion (Diözese) des Saalkreises 
vorgetragen und befürwortet wird, bei Revision des Statuts der 
Prediger- Wittwen-etc.-Kasse ihr die Pfarrvakanzeinkünfte bei Pfarr- 
stellen Königlichen Patronats überweisen zu dürfen, und dass dar- 
auf der Minister unterm 5. Januar 1775 das Konsistorium er- 
mächtigt hat, zu genehmigen, dass der Prediger-Wittwen-etc.-Kasse 
der dritten Inspektion des Saalkreises jene Ueberschüsse bei König- 
lichen Patronatsstellen überwiesen würden und dass bei den Privat- 
patronen die gleiche Ueberweisung jedesmal nachgesucht werden 
dürfte. In diesem Sinne muss dann eine allgemeine Verfügung, 
d. d. Magdeburg, 26. Januar 1775, ergangen sein, auf welche in 
späteren Wittwenkassenstatuten anderer Bezirke als auf ein an- 
gebliches Reskript Königs Friedrichs II. Bezug genommen wird 
(so Ziesar 1812 und Burg-Altenplathow 1837). Hieraus geht 
wohl zur Genüge hervor, dass als Rechtsgrundlage der Be- 
willigung von Vakanzkassenüberschüssen das Patronatsrecht 
angesehen wurde. Von wann ab später die Behörden des Kirchen- 
regiments und landesherrlichen Patronats sich für befugt gehalten 
haben, darüber hinaus Ansprüche der Pfarrwittwenkasse durch 
Statutengenehmigung festzusetzen, und inwieweit sie dies aus 
eigener Machtvollkommenheit oder nur nach einer, ein für alle 
mal ertheilten Zustimmung aller betheiligten Patronate und etwa 
auch der „Vorsteher“ (Allg. Land-Recht II, 11, 8 624) gethan 
baben, ist bisher nicht ermittelt. Der mehrfache Zuständig- 
keitswechsel zwischen den Behörden mag dabei mitgewirkt 
haben. 
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Seit die landeskirchliche Fürsorge für Wittwen und Waisen 
der Geistlichen gesetzlich geregelt ist, haben einige Kirchenge- 
meinden mit Recht den Anspruch erhoben, dass die Abgabe ihrer 
Pfarrvakanzüberschüsse an die Wittwenkasse jedesmal vom Be- 
schlusse ihrer kirchlichen Gemeindeorgane abhänge (ausserdem, 
falls das Patronat als solches Lasten trägt, von dessen Zu- 
stimmung). In einem Falle ist es zum Prozesse gekommen, wobei 
allerdings die Kirchengemeinde Guesen in zwei Instanzen über- 
einstimmend zur Auszahlung des Pfarrvakanzkassenbestandes an 
die Predigerwittwenkasse verurtheilt worden ist (rechtskräftiges 
Urtheil O.-L. Naumburg v. 19. März 1894). Das Gericht erkennt 
aber ausdrücklich an, dass die angebliche Kabinetsordre vom 
Jahre 1775 und der bezügliche Paragraph im Statut der Wittwen- 
kasse den Klageanspruch nicht begründen: „Denn einerseits ist 
dasselbe nur ein die Mitglieder der Korporation bindender Ge- 
sellschaftsvertrag, welcher Rechte und Pflichten dritter Personen 
nicht fixiren kann. Diese Wirkung konnte selbst die landesherr- 
liche Bestätigung nicht haben ...“ Es wird dann aber die 
Zulässigkeit und das Vorhandensein einer Observanz bejaht, 
und zwar soll dieselbe durch eine Reihe von Ausübungen dar- 
gethan sein, welche sämmtlich der Zeit nach Emanation des All- 
gemeinen Landrechts angehören. In der ausdrücklichen Be- 
hauptung dieser Zulässigkeit gegenüber A. L.-R. II, 11, 8 852 ist 
eine Begründung nicht zu finden; auch ist dabei nicht erörtert, 
dass es sich hierbei nicht um reines Privatrecht handelt, sondern 
um ein Verhältniss gemischten, privaten und öffentlichrechtlichen 
Charakters. Hinsichtlich des Nachweises der Observanz sind die 
Bedenken dagegen, dass die Unterbrechung verneint wurde, hier 
ohne Interesse, weil sie nur den Einzelfall betreffen. Ferner kann, 
entgegen den Ausführungen des Erkenntnisses, wohl angenommen 
werden, dass die vorgekommenen Leistungen auf der Meinung 
beruhten, das Statut und die darin erwähnten älteren Vorschriften 
seien rechtsverbindlich, und nicht auf dem Bewusstsein einer davon 
unabhängigen Observanz. Für die gegenwärtige theoretische Be- 
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sprechung ist aber allein erheblich aus dem Erkenntnisse der in 
Anführungstrichen mitgetheilte Satz, welchem wir zustimmen. 

Ganz dasselbe wie von den Pfarrvakanzkassenüberschüssen 
gilt von den Beiträgen der Kirchenkassen, nur ist eine gericht- 
liche Entscheidung hierüber nicht bekannt geworden. 

Eine andere Art von Leistungen dritter Personen, auf welche 
in Pfarrwittwenkassenstatuten Anspruch erhoben wird, sind Ge- 
bühren von Eingepfarrten z. B. für Dispensation vom tempus 
clausum und besonders häufig für Zulassung einer Ueberzahl von 
Taufpathen über eine vorgeschriebene Höchstzahl hinaus, sog. 
Mehrgevattergelder. Diese Einkünfte erschienen als ein nutzbarer 
Ausfluss des Kirchenhoheitsrechtes und nach damaliger Rechts- 
anschauung hatte die Abtretung dieser Einnahmequelle für einen 
bestimmten Bezirk an eine Korporation oder an eine Privatperson 
bezw., wie hier, Sozietät nichts Befremdendes, so dass ihre Rechts- 
verbindlichkeit — wenigstens soweit die unentgeltliche Zuwendung 
nicht etwa seitens des Kirchenregiments widerrufen wurde — 
nicht anzufechten war. Es liegt aber im Wesen der Sache, dass 
die Instanz, welche eine solche Berechtigung den Wittwenkassen 
durch ihre spontane Entschliessung geben konnte, auch ebenso 
gut befugt ist, diesen Entschluss zurückzuziehen, nachdem die 
Veranlassung fortgefallen ist. 

Endlich enthalten die Satzungen mancher Diözesanpfarr- 
wittwenkassen Bestimmungen über Einsammlung bestimmter all- 
jährlicher Kollekten für die Kasse. Die Genehmigung hierzu 
stellt sich als Ausübung der Polizeigewalt dar, in allen anderen 
Beziehungen steht es hiermit ebenso wie mit den Mehrgevatter- 
geldern. | 
Die allgemeine Veranlassung zu all diesen früheren Begünsti- 
gungen der Verbands-Predigerwittwenkassen ist durch die Eingangs 
erwähnten neuen Kirchengesetze abgethan. Soll demgemäss Jetzt 
die Beseitigung des Veralteten in Angriff genommen werden (vgl. 
auch v. Weber, Kirchenrecht im Königreich Sachsen, Bd. 2, $ 72), 
so ist wünschenswerth, dass jeder einzelne Fall zuvor geprüft und 
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auf die völlige Aufrechterhaltung aller wohlerworbenen Rechte 
der vorhandenen Stelleninhaber Bedacht genommen werde, aber 
eine Beschränkung der qu. Reformbestrebung auf die Fälle der 
Statutenerneuerung erscheint allzu weitaussehend und zufällig. 
Unbedenklich dürften alle Geistlichen, welche fortan in eine der 
betheiligten Stellen berufen werden, zu verpflichten sein, dass sie 
sich die erforderliche Abänderung der Statuten von demjenigen 
Zeitpunkte ab gefallen lassen müssen, wo alle Mitglieder der be- 
treffenden Kasse entweder einverstanden oder zur Einwilligung 
verpflichtet sein werden. 
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Das cap. 11 X de consuetudine (1, 4). 
Ein Auslegungsversuch. 


Von 
Dr. jur. Redlich in Berlin. 


..—— 


Gregorius IX. 

Quum tanto sint graviora peccata, quanto diutius infelicem 
animam detinent alligatam, nemo sanae mentis intelligit, naturali 
juri, cujus transgressio periculum salutis indueit, quacungue con- 
suetudine, quae dicenda est verius in hac parte corruptela, posse 
aliquatenus derogari. 

Licet etiam longaevae consuetudinis non sit vilis auctoritas, 
non tamen est usque adeo valitura, ut vel juri positivo debeat 
praejudicium generare, nisi fuerit rationabilis et legitime sit 
praescripta!. | 

Die vorstehende Stelle bildet den Schlussstein der in den 4., 
de consuetudine überschriebenen, Titel des 1. Buches der Grego- 
rianischen Kompilation eingefügten Dekretalen. Sie stammt vom 
Papste Gregor IX., von welchem jene Sammlung herrührt, selbst, 
— ein Moment, welches für die Würdigung ihres. Inhaltes von 


! Der Text ist in fast allen Ausgaben übereinstimmend. Nur eine von 
J. H. Böhmer, Corpus juris canonici, Halle-Magdeburg 1747, benutzte, aus 
dem 14. Jahrhundert stammende Sammlung (Kgl. Bibliothek zu Berlin) 
liest statt „intelligit“: „ignorat“. 
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Wichtigkeit sein wird. Das Jahr ihrer Abfassung ist 1229'. 
Das Datum lässt sich nicht näher bestimmen’, 

Ueber die Veranlassung, aus welcher die Verordnung her- 
vorgegangen ist, lässt uns Gregor IX. im Unklaren. Sie ent- 
hält nicht die Entscheidung eines speziellen Falles, auch 
keine Adresse an irgend eine Persönlichkeit. Man? vermuthet 
desshalb, sie sei anlässlich der neuen Redaktion „als eine wohl 
längst als nothwendig gefühlte allgemeine Entscheidung über 
das Verhältniss der derogatorischen Gewohnheit zu den Ge- 
setzen von Gregor IX. erlassen worden“. Zum Beweise, dass 
ein solches Bedürfniss bestand, beruft man sich auf cap. 8X 
de sent. et re judic. (2, 27)* von Alexander III. und cap. 8X 
de judic. (2, 1)° von Lucius II., in welchen beiden Dekre- 
talen dem Gewohnheitsrechte gegenüber dem göttlichen und 
geschriebenen Rechte jegliche derogatorische Kraft abgespro- 
chen wird®. In der That hat diese Annahme viel Wahrschein- 
lichkeit für sich, wenn man erwägt, dass unsere Dekretale 
nicht im Anschluss an einen konkreten Fall entstanden, 
sondern eigens behufs Aufnahme in die geplante Sammlung 
in letzter Stunde vor deren Anfertigung abgefasst zu sein 
scheint. | 

Die Stelle zerfällt in zwei Äbschartte,, Der erste handelt 
von dem Verhältnisse der consuetudo zu dem jus naturale, der 
zweite von ihrer Kraft gegenüber dem jus positivum. 

Die Abgrenzung zwischen dem Gebiete des jus naturale und 
dem des jus positivum bildet nun die erste Schwierigkeit. 


ı Vgl. J. H. Böhmer ad h. c. 

2 Potthast, Regesta pontificum Romanorum, Berlin 1874, No. 953% 

® Phillips, Kirchenrecht, 3. Band, Regensburg 1850, S. 728 ff. 

*,... licet usus vel consuetudinis non minima sit auctoritas, nunquam 
tamen veritati aut legi praejudicat. 
5 non debet in hac parte canonibus ex aliqua consuetudine PERS a um 
| generari. 

% Vgl. Friedberg, Lehrbuch des Sischentecltl, 4. Aufl., Leipzig 1895, 
843 Anm.3. 
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. Gratian! bestimmt den Begriff des jus naturale dahin: „Na- 
turale quidem jus inter omnia primatum obtinet tempore et dig- 
nitate, coepit enim ab exordio rationalis creaturae, nec variatur 
tempore, sed immutabile permanet.“ In ähnlicher, formeller Weise 
bezeichnet Bernhard de Botone? das jus als naturale, welches 
immobile perseverat (immutabile est), und fügt hinzu, dass dies 
zutrifft bei den Geboten oder Verboten, welche „moralia® ent- 
halten. Ä 

Ueber die Quelle des jus naturale findet‘ sich in diesen Be- 
griffsbestimmungen keine Andeutung; Umfang und Inhalt des Be- 
griffes der Rationabilität und der Moralität bleiben unbestimmt. 

Von den Ansichten späterer Schriftsteller über die Be- 
deutung des jus naturale in unserer Stelle sei hier der Erklärung 
von E. Gonzalez Tellez? gedacht. Er findet dessen Quelle 
in der divina providentia, bezeichnet als seinen Inhalt die 
principia moralia, und schreibt ihm die Kraft zu, dass es in 
conscientia obligat, und seine Verletzung eine Sünde sei. Die 
lex naturalis verbinde, weil sie ratio sei, selbst dann, wenn sie 
und die Folgen ihrer Uebertretung nicht ausdrücklich aus- 
gesprochen seien: „ad incurrendum enim alicujus poenae reatum 
non necesse, quod transgressor legis cognoscat poenam debitam, 
sed satis est, quod faciat actum tali poena dignum.“ Aehnlich 
bezeichnet von modernen Schriftstellern Savigny* als jus na- 
turale das „von Gott den Menschen eingepflanzte Recht“. 

Mag man auch in der divina providentia den Urquell ge- 
wisser Gebote und Verbote finden, so werden diese zu Rechts- 
sätzen doch erst, wenn sie sich dem Menschen in der Gestalt 
offenbaren, in welcher er sein Recht zu empfangen und sich zu 


! Dicta ad c. 1D1. (Vgl. Kreutzwald: De canonica juris consuetu- 
dinarii praescriptione, Diss. Berlin 1873, S. 52.) 

2 In der Glosse ad h. c. „naturali jure“. 

8 Commentaria perpetua in libr. V Decretalium, Lugduni 1715, Note 
„naturali“ ad h. c. 

* System des heutigen Römischen Rechts, 1. Band, Berlin 1840, s 427. 
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bilden pflegt, also als Gesetzes- oder ($ewohnheitsrecht. Die 
hauptsächliche Quelle des jus naturale bleibt das „geschriebene 
Recht“. Zu diesem gehört nach kirchlicher Anschauung. auch 
das im Evangelium enthaltene Recht. Nach dieser Auffassung 
ist jus naturale das „unwandelbare, göttliche Recht, welches in 
Gesetz und Evangelium enthalten ist“!. 

Diese lex kann aus Gründen, die in ihr selbst liegen, nicht 
ungiltig werden?. Dazu gehören z. B. die Rechtssätze über Lehre 
und Verfassung der katholischen Kirche? und ausserhalb des Ge- 
bietes des kanonischen Rechts die Normen des Dekalogs. Sie 
sind ewige Wahrheit*. In späterer Zeit hat sich in der Auf- 
fassung des Begriffes des jus naturale eine Veränderung voll- 
zogen. Denn „seit Thomas von Aquino wird das jus naturale 
aufgefasst als der Inbegriff der Normen, welche auf den von 
Gott in die Menschennatur gelegten Prinzipien beruhen, während 
das jus divinum im engeren Sinne (jus positivum) die von Gott 
oder Christus direkt gegebenen und durch die Heilige Schrift oder 
die Tradition überlieferten Normen umfasst“®, 

Als Gegensatz des jus naturale wird von Gregor IX. in 
unserer Verordnung das jus positivum hingestellt. Das letztere 
umfasst das ganze übrige Rechtsgebiet, soweit es nicht dem jus 
naturale angehört. Es ist nicht die ewige, unvergängliche Norm, 
sondern es wird hervorgerufen durch die nach Ort und Zeit 
wandelbaren Bedürfnisse des Menschengeschlechts. Es führt seine 
Kraft nicht auf direkte göttliche Anordnung, sondern auf den Befehl 
der von Gott eingesetzten Obrigkeit, oder aber auf die ratio zurück, 


i Dicta Gratiani, in princ. D. 1 und ad c. 1D.5. (Decretales Gregorii, 
cum glossa, Venetiis 1795.) Kreutzwald a. a. O. 8. 52; vgl. Phillips 
a. a. O. S. 574, Richter, Lehrbuch des Kirchenrechts, herausgegeben von 
Dove u. Kahl, Leipzig 1886, S. 279. 

%2 Gonzalez Tellez ad h. c.: nec potest reddi injusta et irrationabilis 
(sc. lex naturalis). 

8 Puchta, Das Gewohnheitsrecht, Erlangen 1828/87, Bd. II S. 292. 

*S. cap. 8X. de sent. et re judic. (2,97), oben Note 5. 

5 Friedberg a. a. 0. $43 Anm.5. 
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‚welche sich in dem durch fortgesetzte Uebung der Menschen sich 
bildenden Rechtssatze kundthut. Jus positivum in diesem Sinne 
ist also einmal „das gemeine, von dem verfassungsmässigen Organ 
ausgehende Recht der Kirche, welches einer Abänderung unter- 
liegt“!; dann aber ist es auch die in der Gewohnheit liegende 
Rechtsnorm. | 

Als Gewohnheit, consuetudo, bezeichnen die Quellen des 
kanonischen Rechts das „jus quoddam moribus institutum, quod 
pro lege suscipitur, cum deficit lex. Nec differt, an scriptura an 
ratione consistat, quoniam et legem ratio commendat“? Die 
Gewohnheit, heisst es hier, kann allemal praeter legem entstehen, 
wenn sie sich nur auf die ratio stützt; denn durch die ratio wird 
auch das Gesetz empfohlen. Unter dem Gesetze wird hier offen- 
bar die lex positiva verstanden. Denn die lex naturalis kann 
nicht durch die ratio empfohlen werden, weil sie von Gott her 
rührt, und ihr Inhalt stets ratio ist?®. 

Was verstanden die Quellen des kanonischen Rechts unter 
ratio? Ratio bedeutet nach dem allgemeinen Sprachgebrauche 
die Vernunft. Nach der Anschauung der Kirche stammt aber 
die Vernunft von Gott. Diese göttliche Vernunft ist „eines mit 
dem in den göttlichen Gesetzen zu den Menschen ausgesproche- 
nen Willen Gottes“*. Der Begriff der ratio nach kanonischem 
Rechte lässt sich also nur formell bestimmen. Sie ist einmal der 
Inhalt der auf Gottes Anordnungen („die höheren Prinzipien“ >) 
direkt zurückzuführenden Normen, d.h. des jus naturale in dem 
bereits angedeuteten Sinne; sie umfasst auch alle dem göttlichen 
Worte entsprechenden und darauf zurückzuführenden Wahr- 
heiten, mögen diese auch nur in Form des Gesetzes oder der 
Gewohnheit Eingang in das Rechtsleben der Völker gewonnen 
haben, — jus positivum. | 


1 Puchta a. a. O. S. 285. 20.5D.1l. 

8 Gonzalez Tellez a..a. O. ad h..c., s. v. „naturali“. 
* Phillips a. a. O. S. 742. | 

5 Puchta a. a. O. IL S. 290. 
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Dementsprechend bezeichnet das Cap. 3 X h. t. als irratio- 
nabilis, d. h. der ratio widersprechend, diejenige Gewohnheit, 
„quae obviat canonicis institutis“; denn Einrichtung und Lehre der 
Kirche ist göttliches Recht. Aehnlich bezeichnet die Glosse des 
Bernhard zu dieser Stelle! als irrationabel alles dasjenige, was 
contra nervum ecclesiasticae disciplinae ist. 

Späterhin versuchte man — meist ohne glückliche Erfolge — 
den Inhalt des Begriffes der ratio näher zu bestimmen, vor allen 
Dingen um dadurch einen Anhaltspunkt für die Lösung der 
Frage zu gewinnen, wann eine (sewohnheit als rationabel, d. h. 
der ratio entsprechend angesehen werden kann. | 

Odofredus?z.B. stellt folgende Erfordernisse für die Rationa- 
bilität der consuetudo auf: „si non est juri naturali contraria et 
non contra regulas et nervum ecclesiasticae disciplinae et non 
contra utilitatem publicam et jus fiscale, vel si non absorbet jus 
alterius in totum et si non est specialiter a legibus reprobata.“ 

Auch die Ansicht, dass alles, was contra legem sei, 
contra rationem sei, ist vertreten®. Von diesem Grundsatze, 
dass der Inhalt eines Gesetzes stets ratio sei, gelangt man zu 
dem anderen, dass die Rationabilität einer derogirenden Gewohn- 
heit darin liege, dass ihr Inhalt auch zum Gegenstande eines 
derogirenden Gesetzes gemacht werden könne. 

Von neueren Schriftstellern fasst Savigny alle diejenigen 
Grundsätze als rationabel auf, welche „gut und zweckmässig“ 
(natürlich auf dem Gebiete des Rechts) erscheinen. Phillips® 
führt aus, dass rationabel sei, was der Natur der Sache, also im 
kirchlichen Rechte der Natur, dem Geiste und dem Zwecke der 
Kirche entspreche. Auch er huldigt der Anschauung, dass jede 
Gewohnheit gegen ein kirchliches Gesetz irrationabel sei. Etwas 


18, v. „rationabilis“. 

2 Lectura ad 1.2 C.h.t. Vgl. Puchtaa. a. O. S. 53 Anm. 63. 
3 Vgl. Gonzalez Tellez na. a. O.adh. c. 

*A.2.0.1S.154. 

5A.2.0. 
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anders fasst Richter!, den Begriff der Rationabilität auf, indem 
er nicht nur darauf abstellt, was dem Geiste. und Wesen der 
Kirche, sondern auch darauf, was gen Wesen des zu Denen 
Instituts entspricht. 

Brinckmann? nennt rationabilis diejenige consuetudo, welche 
der „ratio juris“ gemäss sei, d. h. welche auf einem Rechtssatze 
beruhe. 

Puchta?, welcher sich sehr eingehend mit unserer Frage 
beschäftigt, bezeichnet, sowohl innerhalb als auch ausserhalb 
des kirchlichen Rechtes, als irrationabel Gewohnheiten, welche 
1. mit göttlichen Vorschriften, 2. mit den guten Sitten, 3. mit 
höheren Rechtsprinzipien in Widerspruch stehen. Das Erforder- 
niss der Rationabilität der Gewohnheit präzisirt? er, ähnlich wie 
Richter, dahin, dass „die Gewohnheit der Natur des Verhält- 
nisses, welches durch sie bestimmt werden soll, und dessen 
wesentliche Beschaffenheit durch die Rechtsquelle, deren Organ 
jene Gewohnheit ist, nicht abgeändert werden kann, nicht wider- 
spreche“, da „der in einer Gewohnheit enthaltene Satz nicht 
einem höheren Prinzip zuwider sein darf, welches er zu beseitigen 
nicht die Kraft hat“. 

- Anders, als die Quellen des kanonischen Rechtes, fassen die 
römischen Gesetzgeber die ratio auf. Sie hatten nicht die ideale 
Anschauung der Kirche, welche als Urquell der ratio ein höheres 
Wesen suchte und fand. Ihnen erschien als ratio dasjenige, was 
den menschlichen Bedürfnissen im sozialen und individuellen 
Leeben als entsprechend erkannt wird. Diese ratio ist kein fester, 
unwandelbarer Typus, sondern veränderlich nach Ort und Zeit. 
Sie kann durch jede Rechtsquelle, durch Gesetz und Gewohnheit, 
ihren Weg in das Rechtsleben der Völker finden. 


1 A. a. O0. 8.280. 

2 Das Gewohnbeitsrecht im Gemeinen Civilrechte und Civilprozesse, 
Heidelberg 1847, S. 14. 
.8A.2.0. 1 S.61. * II S. 290. 

: JIS.291 a. E. 
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Bemerkenswerth in dieser Hinsicht ist die 1. 2 C. Just. quae 
sit longa consuet. 8, 52! von Konstantin. Bekanntlich fassten die 
Römer der Kaiserzeit die lex als ratio scripta auf. Wenn nun 
in der vorliegenden Stelle lex und ratio gegenübergestellt sind, 
so kann unter der letzteren nur der durch eine beliebige Rechts- 
quelle ausser der lex eingeführte Rechtsgrundsatz? verstanden 
werden. — Zu eng fasst Savigny? den Begriff der ratio im 
Sinne des römischen Rechts, wenn er sie als „das durch ein 
Staatsgesetz geschützte Staatsinteresse“ bezeichnet. 

Was den Inhalt unserer Dekretale anbetrifft, so stellt 
Gregor IX. in ihrem ersten Abschnitte den Satz auf, dass 
unter keinen Umständen irgend eine Gewohnheit dem jus 
naturale derogiren könne, und begründet ihn damit, dass ein 
Zuwiderhandeln gegen das jus naturale das Seelenheil gefährde 
und eine um so grössere Sünde sei, je länger es fortgesetzt 
werde. Wenn wir auf den von uns festgestellten Sinn des jus 
naturale zurückgreifen, so erklärt sich diese Entscheidung Gregor’s 
von selbst. Das jus naturale, das göttliche Gebot, ist das Recht. 
Was ihm zuwider geschieht, ist daher nicht nur Nicht-Recht, sondern 
sogar Sünde. Insofern konnte Gregor füglich auch das Zuwider- 
handeln gegen dieses göttliche Recht ohne Unterschied für eine 
corruptela erklären, weil dieses Recht die Wahrheit ist, und es 
nur eine Wahrheit giebt. Dagegen kann sich kein Gewohnheits- 
recht einbürgern®. Dieser Gedanke ist, wenn auch nicht ex 
professo, so doch beiläufig, schon vor Gregor IX. von Alexander II. 
und Lucius III. in den oben S. 310 zitirten beiden Dekretalen aus- 
gesprochen worden. 


ı Consuetudinis ususque longaevi non vilis auctoritas est, verum non 
usque adeo sui valitura momento, ut aut rationem vincat aut legem. — 
Brissonius lässt uns bei der Erklärung des Wortes ratio im Stich. | 

® Brinckmanna.a. 0.8.13. Hoelder, Pandekten, Freiburg 1891, $ 6. 

8 A. a. O0. IS. 424. | 

* Vgl. Gonzalez Tellez, Comment. ad h. c.: Jus naturale vocatur, 
quod bonum et aequum est: necessario quod illi adversatur, debet esse ini- 
quum et injustum: sed consuetudo iniquitatem continens nulla est. 
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Unser Ausspruch Gregor’s hat aber noch eine besondere 
Spitze. Es scheint nämlich sich zu jener Zeit, im Anschluss an 
römische Rechtssätze, die Auffassung geltend gemacht zu haben, 
dass der in der Ueberschreitung irgend eines, auch eines gött- 
lichen Gebotes, liegende Fehler durch Fortsetzung jener Ueber- 
schreitung heile oder wenigstens gemindert werde. Man dachte 
dabei an die Theorie des römischen Rechtes von der Verjährung! 
und an einige Bestimmungen des römischen Strafrechts. Mode- 
stinus? in 1.25 D de poenis 48, 19 führt nämlich aus, dass die Strafe 
dessen, welcher lange Zeit hindurch „in reatu“ gewesen sei, milder 
zu bemessen sei. Im Anschlusse hieran nahm man an, dass die 
„diuturnitas temporis peccatum non auget, sed minuit aut tollit“3. 
Nun bedeutet aber, wie Gonzalez Tellez a.a. O. richtig er- 
kennt, „in reatu esse“ das Verweilen in dem Anklagezustande, 
die Freiheitsentziehung und die sonstige traurige Lage des An- 
geklagten in dieser Zeit, nicht aber das durare in peccato, die 
Fortsetzung eines Verbrechens. Man kann also nicht, wie dies 
auch Gonzalez Telez thut, aus dieser Stelle des Modestinus 
herauslesen, dass nach römischem Rechte die Fortsetzung eines 
Verbrechens lange Zeit hindurch dessen Strafbarkeit vermin- 
dere. Es ist daher den Päpsten gar nicht zu verargen, dass 
sie gegen das sich fälschlich auf das römische Recht berufende 
Theorem von der Heilung eines Verbrechens (ein solches ist nach 
kanonischem Recht die transgressio des jus naturale) durch Zeit- 
ablauf Stellung nahmen. Es geschah dies schon auf dem 3. La- 
teranischen Konzil im Jahre 1179, wo der Satz aufgestellt wurde, 
dass, je länger eine (fewohnheit gegen den ausgesprochenen In- 
halt des jus naturale geübt .würde, desto strafwürdiger die Sünde 
wäre, welche in der Verletzung der göttlichen Vorschrift läge. 


! Vgl. Glück, Pandekten, Erlangen 1790, I S. 451. 

2 Si duitino tempore aliquis in reatu fuerit, aliquatenus poena ejus sub- 
levanda erit: sic etiam constitutum est non eo modo puniendos esse, qui 
lonpgo tempore in reatu agunt, quam eos, qui in recenti sententiam recipiunt. 

® Gonzalez Tellez a. a. O. Nota l. | 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 3. 91 


318 Abhandlungen. 


Dies ıst der Inhalt des Cap. 9 X de simonia (5, s3)!. Gregor IX. 
hat ihn ziemlich wortgetreu in unsere Dekretale übernommen. 

Ueber die Auffassung des ersten Theiles des Cap. 11 herrscht 
im Allgemeinen von der Glosse? bis auf die Gegenwart Ueber- 
einstimmung. Es giebt nur einige später zu erörternde Auf- 
fassungen, welche behufs Bewältigung gewisser in dem zweiten 
Theile der Stelle liegenden Schwierigkeiten in den ersten Abschnitt 
einen von der communis opinio abweichenden Sinn hereintragen. 

Es bedarf hier nur noch des Hinweises auf zwei Stellen der 
Gregorianischen Kompilation, welche beide von Innocenz III. her- 
rühren, nämlich das Cap. 32 X de decimis (3,0) und das 
Cap. 42 X de simonia (5,s). 

In der ersteren Stelle heisst es: Illae quippe decimae 
necessario solvendae sunt, quae debentur ex lege divina vel loci 
consuetudine approbata.. Was sich hier der Papst unter einer 
loci consuetudo approbata gedacht haben mag, mag dahin- 
gestellt bleiben. Auffallend bleibt auf den ersten Blick, dass er 
die lex divina und die consuetudo locı als gleichberechtigt neben 
einander stellt. 

Es lässt sich dies nur so erklären, dass es sich hier nicht 
um die Verpflichtung gewisser Personen zur Zahlung von Zehnten 
überhaupt, welche nach kirchlichem Rechte auf dem jus naturale 
beruht, sondern nur um Art und Höhe der Zehnten handelt, 
welche durch das jus positivum bestimmt wird®. Lex divina 
wird also hier bereits, wie in späterer Zeit*, im Sinne von lex 
positiva gebraucht. 

In dem Cap. 42 X cit. schreibt Innocenz der löblichen 
Gewohnheit (consuetudo laudabilis), dass den Geistlichen pro 


1... attendentes, quod tanto graviora sunt crimina, quanto diutius in- 
felicem animam tenuerunt alligatam. Vgl. cap. 8 eod. 

®2 Casus: In prima parte dicitur, quod quanto amplius quis in peccato 
perseverat, tanto gravius peccat. Unde contra jus naturale nulla consuetudo 
excusat. 

S Vgl. Gonzalez Tellez ad h. c. 

* Vgl. oben S. 312 Anm. 4. 
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sacramentorum administratione eine Remuneration gewährt wird, 
bindende Kraft zu. Es liegt auch hierin dem Anschein nach 
eine Anomalie. Allen, wenn man diese Remuneration nicht 
unter den Gesichtspunkt des Entgelts, sondern der milden Gabe 
für fromme Zwecke bringt, so kann man in jenem gebilligten Ge- 
wohnheitsrecht nur eine consuetudo praeter, nicht aber contra 
legem divinam erblicken. 

Die eigentlichen Schwierigkeiten, welche dem Cap. 11 X de 
consuet. zu seiner Berühmtheit verholfen haben, beginnen erst bei 
seinem zweiten Abschnitte. Dieser handelt von der Macht 
des Gewohnheitsrechts gegenüber dem jus positivum. Er beginnt 
mit einem der 1. 2 C. quae sit longa consuet. 8,52! entnommenen 
Satze, in welchem die longaeva consuetudo an sich als eine Rechts- 
quelle non vilis auctoritatis hingestellt wird. Dieser Passus der 
l. 2 C. cit. schien den kirchlichen Gesetzgebern jener Zeit sehr 
geläufig gewesen zu sein; wir finden ihn u. A. auch in c. 7 
D. 12 vor. 

Die Bedeutung der l. 2 C. cit. ist bekanntlich in der ge- 
meinrechtlichen Litteratur bestritten, vor allen Dingen, weil die 
Stelle mit 1. 32 81 D. de leg. 1,3? von Julian in Widerspruch 
steht. Auf diese Kontroverse ist jedoch hier nicht einzugehen. 
Sie interessirt uns nur insoweit, als die mannigfachen Versuche, 
die Codexstelle mit dem als richtiger erkannten Prinzipe des 
Julian durch Unterscheidungen u. s. w. in Einklang zu bringen, 
auch auf unsere Dekretale, welche, wie man glaubte, den Inhalt 
jener Konstitution nur mit unbedeutenden Modifikationen wieder- 
giebt, ausgedehnt wurden. 

Wir denken hier besonders an den schon von den (Glossa- 
‘toren gemachten Versuch, die 1. 2 C. eit. durch die Annahme 
zu erklären, dass Konstantin in ihr nur dem partikulären Ge- 


ı S. oben 8. 316 Annm.]. 

® J. f.... quare rectissime etiam illud receptum est, ut leges non solum 
suffragio legislatoris, sed etiam tacito consensu omnium per desuetudinem 
abrogentur. 
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wohnheitsrechte die Kraft abspreche, einem allgemeinen Ge- 
setze zu derogiren. Die gleiche Deutung finden wir in der 
Glosse des Bernhard zu unserer Dekretale!. Von neueren 
Schriftstellern halten diese Unterscheidung, welche in dem Texte 
unserer Stelle selbst keine Grundlage hat, bezüglich der 1. 2 C. cit. 
noch aufrecht Savigny?, Hölder? u. A. m. Darüber, dass 
dieser Erklärungsversuch verfehlt ist, vgl. Dernburg*. In dem 
cap. 11 würde er zudem die Schwierigkeiten noch vermehren. 
Denn Gregor lässt ja ausdrücklich die Aufhebung des jJus posi- 
tivum durch eine longaeva consuetudo zu, vorausgesetzt, dass sie 
rationabilis und legitime praescripta ist. 

Das Erforderniss der legitima praescriptio des Gewohnheits- 
rechts ist der Brennpunkt der Kontroversen, welche sich an 
unsere Stelle knüpfen. Es findet sich übrigens auch in anderen 
Papstbriefen die legitima oder canonica praescriptio des Ge- 
wohnheitsrechts ausdrücklich vorgeschrieben, z. B. in cap. 8X 
h. t., cap. 50 X de electione (1, 6), cap. 3 in VIt°h. t., cap. 25 X 
de verb. sign. (5,20) u. A. m. 

In der Zeit Gregor’s und seiner unmittelbaren Nachfolger 
fasste man die consuetudo und die aus dem Römischen Rechte 
stammende praescriptio als Institute ähnlichen Charakters auf?. 
Bezeichnend hierfür ist, dass die Glosse zu unserer Stelle, unter 
Zurückweisung anderer Ansichten, den einzigen Unterschied 
zwischen der consuetudo und praescriptio darin findet, dass die 
„consuetudo debet esse obtenta in contradictorio judicio populi, 
praescriptio vero non“, bzw. dass „major pars populi utatur illa“, 
was bei der praescriptio nicht erfordert wird. Aus diesem 


!...et ideo sic debet intelligi lex illa: quamvis particularis consue- 
tudo non est vilis, non tamen praejudicat juri positivo, nisi fuerit ratione- 
bilis et praescripta. 

2 A.a.0. I S.153. 

2A.2.0.86. 

* Pandekten, 4. Aufl., Berlin 1894, $ 28 Anm. 5. 

5 Kreutzwald a.a.O. setzt die Zeit des Entstehens des Gedankens 
einer praescriptio consuetudinis in das letzte Jahrzehnt des 12. Jahrhunderts. 


| 
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Grunde soll die consuetudo gegenüber der praescriptio eine 
„non vilis auctoritas® besitzen!. 

Der juristische Gedanke, von welchem aus die Päpste die 
praescriptio des Gewohnheitsrechts erforderten, war, wie Kreutz- 
wald a. a. O. ausführt, der, dass man die consuetudo als eine 
einem bestimmten Menschenkreise durch Ersitzung erwachsende 
Berechtigung, sei es als eine immunitas gegenüber dem Gesetze, 
sei es als eine dem jus humanum, als dessen quasidominus der 
(Gresetzgeber galt, aufzuerlegende Servitut auffasste.e. Man suchte 
daher die von der Römischen Rechtswissenschaft aufgestellten 
Erfordernisse der praescriptio (acquisitiva) analog auf die con- 
suetudo zu übertragen. Man sah z. B. bei der letzteren den con- 
sensus usu patefactus als quasi-possessio, die opinio necessitatis 
als bona fides an?. Das Erforderniss des justus titulus wurde, 
als unerfüllbar, bei Seite geschoben. 

Diese von den Glossatoren und Postglossatoren? weiter ent- 
wickelte Lehre wurde späterhin aufgegeben. Es wurden in 
neuerer Zeit* — zur Beseitigung der Disharmonie zwischen 
Römischem und Kanonischem Rechte — Erklärungsversuche auf 
anderer Grundlage angestellt. Besonders verbreitet wurde die 
Meinung, dass unsere — am meisten angegriffene — Dekretale 
von dem Erwerbe eines subjektiven Rechts gegen das jus posi- 
tivum, nicht von der Einführung objektiven Gewohnheitsrechts 
handelte. Man führte hierfür das cap. 26 X de V.S. (5, 40) 
in’s Feld, um zu beweisen ‚ dass die Kanonischen Rechtsbücher 
die consuetudo auch „als die Ausübung einer rechtlichen Be- 
fugniss“® bezeichneten. 


! Item quia in consuetudine requiritur, quod major pars populi utatur 
illa, in praescriptionibus non requiritur. Sic ergo intellige quod consuetu- 
dinis non est vilis auctoritas. (Glosse: „legitime sit praescripta“.) 

®? Vgl. dazu Kreutzwald a.a.0. S. 70f. 

8 Ders. S. 46 ff. * Puchta a.a.0.II S. 99 ff. 

® Puchta a. a. O. U S. 279. Die unvordenkliche Zeit wird in dem 
cap. 26 cit. als eine consuetudo a tempore, cujus non exstat memoria, be- 
zeichnet. 
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Und zwar nahm man entweder an, dass Gregor IX. sowohl 
im ersten, als auch im zweiten Theile unserer Stelle von dem 
Erwerbe einer subjektiven Berechtigung durch Zeitablauf spreche. 
Dies hat besonders Hochstetter in seiner Monographie: De 
praescriptione consuetudinis ad cap. ult. X de consuet., Stutt- 
‚gart 1776, ausgeführt. Ihm folgt in allen Stücken Glück!, 
welchem „die Fabel von der Präscription der Gewohnheitsrechte 
schon von anderen aus so bündigen Gründen verworfen“ dünkt, 
„dass sie unter den neueren Rechtslehrern wohl nicht mehr 
leicht einen Vertheidiger finden möchte“. Auf demselben Stand- 
punkte steht Meurer?, weniger bestimmt Brinckmann u. A.m. 

Oder aber man ist, wie z. B. Schulte, der Ansicht, dass 
zwar im ersten Theile der Dekretale von der Entstehung ob- 
jektiven Rechts, im zweiten dagegen von dem Erwerb eines sub- 
jektiven Rechts, einer sog. langen Uebung, gehandelt wird. Man 
schliesst dies besonders daraus, dass am Anfange des zweiten 
Abschnittes die Partikel „etiam“ steht, was darauf hindeuten soll, 
dass in diesem ein neuer selbständiger Gedanke, in Koordination 
neben dem im ersten Abschnitt enthaltenen, Platz finden soll. 

Dieser letzte Erklärungsversuch ist neuerdings mit Recht 
verlassen worden‘. Seine Begründung ist verfehlt; denn bei 
näherer Betrachtung findet man, dass die Partikel „etiam“ sich 
nicht auf den ganzen durch „licet“ eingeleiteten Bedingungssatz 
bezieht, sondern als Adverb zu dem darauf folgenden Worte 
„longaeva“ gehört. Denn der zweite Theil der Stelle handelt nicht 
wie der erste, von der consuetudo schlechthin, sondern nur von 
der longaeva consuetudo°; und es ist natürlich, dass der Papst 
diesen Zusatz, welcher für die ganze Entscheidung von Bedeutung 
ist, mit besonderem Nachdrucke betonte. 


ı A.a.0.S.453f. 

2 Juristische Abhandlungen, Leipzig 1780, No.5. 

3 Kirchenrecht, 1. Bd., Giessen 1860, S. 238, 240 ff. 
* Kreutzwald a.a. 0. 8.9£. 

5 Kreutzwald a.a. O0. S. 42. 
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Von weiteren Versuchen gemeinrechtlicher Schriftsteller, 
die unbequeme Forderung der Praescription des Gewohnheits- 
rechtes zu erklären, sei hier der Ansicht von Stryk! gedacht. 
Er glaubt, dass der Ausdruck: „praescripta® hier nur im Sinne 
von: „introducta® gebraucht sei, so dass also weiter nichts gesagt 
sei, als dass der Richter, wie nach Römischem Rechte, im ein- 
zelnen Falle zu prüfen habe, ob ein Gewohnheitsrecht vorliege 
oder nicht. Nur wo sich nach Partikularrechten eine bestimmte 
Dauer der Uebung, z. B. nach Sächsischem Rechte von 31 Jahren, 
6 Wochen und 3 Tagen, für das Gewohnheitsrecht festgestellt 
habe, habe es dabei sein Bewenden. Eine ähnliche Argumen- 
tation soll sich in einer mir nicht zugänglich gewordenen Schrift 
von Kloetzer? finden, welcher den Ausdruck: praescripta an- 
geblich mit: „vorgeschrieben“ übersetzt. 

Die Ansicht, dass trotz der Bestimmung unserer Dekretale 
und anderer Verordnungen der Päpste doch nach Kanonischem 
Rechte die Bildung des Gewohnheitsrechtes contra jus positivum 
an einen bestimmten Zeitablauf nicht gebunden sei, finden wir 
u. A. von Savigny?’, Gesterding* vertreten. 

Man behauptet ferner häufig, dass die Forderung der Prä- 
scription des Gewohnheitsrechtes sich nur auf kirchliche Ver- 
hältnisse beziehe, und insoweit noch heute geltenden Rechtes sei. 
Dies ist z. B. die Ansicht von Puchta°, Holzschuher-Kuntze, 
Richter®. Auch ein Erkenntniss des Preussischen Obertri- 
bunals vom 19. Juni 18487 führt aus, dass „das Kanonische Recht 
einen der Präscription entsprechenden Zeitraum fordert, wenn 
dadurch Rechtsverhältnisse zu Gunsten gewisser Personen oder 


1 Usus modernus Pandectarum, Halle 1723, Lib. XI Disp. 27 cap. 1 
No. 49 ff. 

2 Versuch eines Beytrags zur Revision der Theorie vom Gewohnheits- 
recht, Jena 1813. Ä 

3 A.a.0.1IS. 154. 

* Archiv für die civilistische Praxis, III S. 274 ff. 

5 A.a. 0. II S. 99 und 284. 6 A. a. 8. 279. 

? Seuffert’s Archiv III No. 292. 
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gegen Kirchen in kirchlichen Kreisen begründet werden sollen“. 
Hieraus zieht man bisweilen den Schluss, dass die ganze Lehre 
von der Präscription des Gewohnheitsrechts, weil nicht privat- 
rechtlicher Natur, nicht rezipirt sei!. 

Alle diese Annahmen sind mehr oder weniger willkürlich. 
Man hat, besonders in neuerer Zeit, eingesehen, dass jene Ver- 
ordnungen der Päpste, welche von einer legitima oder canonica 
praescriptio des Gewohnheitsrechtes reden, ohne Zwang nicht 
wohl anders verstanden werden können, als dass hier allgemein 
der Ablauf der Verjährungszeit zur Bildung von Gewohnheitsrecht 
bei allen, auch den privatrechtlichen, der Gesetzgebung der Kirche 
unterliegenden Rechtsinstituten erfordert werde. Man geht aber 
andererseits „nicht zu weit, wenn man jene Bestimmungen des 
kanonischen Rechtes als durch die Praxis beseitigt ansieht“ ?. 
Gregor IX. bestimmt ferner in unserer Dekretale, dass eine 
Gewohnheit, um gegen das jus positivum Recht zu bilden, ratio- 
nabilis sein muss. Was nach kanonischem Rechte unter Rationa- 
bilität zu verstehen ist, ist bereits früher dargelegt°. 

Es bleibt nur noch zu erörtern, warum der Papst in seiner 
Verordnung nur die beiden Erfordernisse der Rationabilität und 
der legitima praescriptio aufführt, und nicht auch die anderen 
Erfordernisse, welche, wie wir wissen, die damalige Theorie und 
Praxis zur Bildung des Gewohnheitsrechtes forderte. Deren führt 
z. B. Bernhard in der Glosse: „legitime praescripta® im Ganzen 
sieben an, nämlich, dass die consuetudo.... ex certa scientia et 
non per errorem sit inducta, et sciente illo, qui potest jus con- 
dere, et quod sit tale jus, quod possit praescribi, et quod non 
sit contra jus naturale, quod sit obtenta in contradictorio judicio, 
quod contendas, te jus habere et ut in posterum facias, quod 
major pars populi usa sit ea consuetudine. 


! Vgl. dagegen Windscheid, Pandekten, Frankfurt 1891, $ 16 
Ann. 1. | 

2 A.a.0. Vgl. Puchta II S. 101. 

® Vgl. oben S. 312 ff. 


Redlich, Das cap. 11 X de consuetudine (1, 4). 325 


Wollte nun Gregor, wie dieselbe Glosse! annimmt, in un- 
serem Falle durch seine Vorschrift alle diese unausgesprochenen 
Voraussetzungen beseitigen, oder wollte er nur die beiden ge- 
dachten Eigenschaften einer derogatorischen Gewohnheit .hervor- 
heben, ohne die anderen irgendwie zu berühren? Wir sind der 
letzteren Ansicht, und zwar aus folgenden Gründen. 

Was zunächst die besondere Erwähnung der Rationabilität 
anbetrifft, so wollte Gregor, nachdem er im ersten Abschnitte 
der Dekretale ein Gewohnheitsrecht gegen das jus naturale schlecht- 
hin verworfen hatte, auch im zweiten Theile, um Missdeutungen 
vorzubeugen, noch besonders betonen, dass ein Gewohnheitsrecht, 
selbst wenn es sich nur gegen bestehendes jus positivum richtete, 
doch seinerseits dem jus naturale nicht widersprechen dürfte. Er 
wollte also das naheliegende argumentum a contrario abschneiden, 
dass das Gewohnheitsrecht, welches den Bestimmungen des jus 
positivum entgegenläuft, nicht den Prinzipien des jus naturale zu 
entsprechen brauchte. 

Durch die Hervorhebung der legitima praescriptio aber wollte 
Gregor den damals wahrscheinlich noch nicht allgemein anerkann- 
ten Grundsatz sanktioniren, dass ein Gewohnheitsrecht gegen das 
von der Kirche ausgehende Recht, soweit es überhaupt zulässig 
ist, ebenso wie eine gegen die Kirche laufende Verjährung, der 
schon nach römischem Rechte durch Privilegien der Kirche zu- 
erkannten längeren Präscriptionszeit bedürfte?. Es ist also be- 
sonderer Nachdruck auf das Wort: „legitime“ zu legen. 


! Sed secundum hanc decretalem satis sufficere videtur, si consuetudo 
solummodo sit rationabilis et legitime praescripta. 

2 Vgl. die Glosse: „legitime praescripta“: spatio XL annorum. — Jason 
de Mayno (ad ]. de quibus $& 44) äussert sich wie folgt: si inducatur con- 
suetudo praeter jus, sufficit tempus X annorum, si autem inducatur consue- 
tudo contra jus canonicum, opus est, quod consuetudo sit praescripta XL 
annis. — Vgl. endlich Lauterbach, Collegium Pandectarum theoretico- 
practicum, Tübingen 1784, ad. Dig. 1,s, welcher ausführt, dass eine Gewohn- 
heit nach kanonischem Rechte praeter jus 10 Jahre und contra jus 40 Jahre 
bedürfe, nach Zivilrecht dagegen Ablauf des longum tempus. 
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Das Postulat, dass eine Gewohnheit, um Recht zu erzeugen, 
eine bestimmte Zeit lang fortgesetzt werden müsste, war nämlich, 
wie Puchta! ausführt, nicht auf dem Boden des kanonischen 
Rechtes erwachsen, sondern entsprach den allgemeinen juristischen 
Anschauungen jenes Zeitalters. Man interpretirte damals _ die 
Stellen des römischen Rechtes, welche von einer longa bezw. 
longaeva consuetudo sprechen, dahin, dass sie zur Entstehung 
eines Gewohnheitsrechtes ein longum tempus verlangten. Es 
wurde die römisch-rechtliche Verjährungszeit von zehn bezw. 
zwanzig Jahren als analoges Erforderniss des Gewohnheitsrechtes 
hingestellt; ja man gebrauchte auch hier die Unterscheidung, 
welche jenen beiden Zeitläufen zu Grunde lag. 

Wenn daher das kanonische Recht diesen Standpunkt gleich- 
falls zu dem seinigen machte, so war es natürlich, dass es für 
die Kirche auch die Privilegien, welche ihr nach römischem Rechte 
zustanden, in Anspruch nahm und für eine Gewohnheit gegen das 
Recht der Kirche, wie für eine Verjährung gegen sie, eine 
Zeit von vierzig Jahren forderte. Daher erklärt sich die häufige 
Wiederholung der Redewendung „legitima praescriptio“ in den 
päpstlichen Dekretalen der damaligen Zeit. Dieser Umstand ist 
gewöhnlich verkannt worden. Meistens verstand man unter der 
legitima praescriptio die gewöhnliche Verjährungszeit von zehn 
oder zwanzig Jahren?, oder man verlangte eine Zeit von dreissig 
Jahren. 

Die Dekretale würde sich folgendermaassen frei in’s Deutsche 
übertragen lassen: 

„Da die Sünde um so grösser wird, je länger sie die be- 
thörte Seele gefangen hält, so kann dem göttlichen Rechte, 
dessen Uebertretung das Seelenheil gefährdet, auch nicht im 
Geringsten durch irgend welche Gewohnheit dagegen, oder — 


! A.a.0.II S. 98. 

?2 So: Donellus, Comment. jur. civ. Lib. 1 cap. 10 (Opera omnia, 
Lucae 1762). Vgl. ferner die oben Anm. 66 citirte Entsch. d. O.Tr. 

® 2.B. Wesenbeck, Commentariü, Lugduni 1649, ad Dig. 1,s Nr. 9. 
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wie man besser sagen müsste — Verunstaltung Eintrag ge- 
schehen. | 

Gewichtig zwar ist die Macht der Gewohnheit, zumal, 
wenn sie die Weihe der Zeit für sich hat. Aber auch dann 
ist ihre Kraft nicht einmal so gross, dass sie das bestehende 
menschliche Recht abändern darf, ausser wenn sie dem gött- 
lichen Recht nicht zuwider und den kanonischen Rechten ge- 
mäss verjährt ist.“ 
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Ueber den Plan zu einer Ausgabe der Evangelischen 
Kirchenordnungen. 


| Von 
Emil Sehling. 


Seit einer Reihe von Jahren bin ich mit den Vorarbeiten zu 
einer Ausgabe der evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahr- 
hunderts beschäftigt. Mit dem Drucke des ersten Bandes, welcher 
Sachsen und Thüringen umfassen wird, soll demnächst begonnen 
werden. Zuvor jedoch möchte ich die Gesichtspunkte, welche 
mich bei der Ausgabe leiten sollen, der gelehrten Welt darlegen, 
und ich verbinde damit die herzliche Bitte um Prüfung und 
gütige Mittheilung abweichender Ansichten. 


I. 

Die evangelische Kirche legt auf das Recht geringeren Werth 
als die vorreformatorische Kirche; ihren Schwerpunkt findet sie 
im Evangelium. Nichts wäre aber irriger als hieraus und aus den 
Aeusserungen Luthers gegen das kanonische Recht und die Juristen 
den Schluss ziehen zu wollen, dass die Reformatoren der Meinung 
gewesen seien, die Kirche könne einer festen Ordnung, eines eigenen 
Rechtes entbehren. Es war ihnen wohl bekannt, welches Gewicht 
die heilige Schrift auf die Ordnung in der Gemeinde legt (I Kor 
143340, Kol 25, IKor 11 11sı 122, Tit 15), und die Mahnung 
des Apostels: „Lasset alles ehrlich und ordentlich zugehen* 
(I Kor 1440) steht nicht ohne Grund als Leitwort an der Spitze 
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so vieler Kirchenordnungen. Die sichtbare Kirche bedarf der 
Rechtsordnung. Ohne sie ist die eörafie, wie Melanchton in den 
Loci theol. sich wiederholt ausdrückt, nicht denkbar (vgl. A. C. 
Art. 28; Apol. Art. 14; Melanchton, Loci theol. [zweite Bearbei- 
tung] Corp. Ref. XXI, S. 555). Die Ausbildung dieser Rechts- 
ordnung in der evangelischen Kirche hängt auf das Engste mit 
der Entwicklung der evangelischen Kirche überhaupt zusammen. 
Die zunächst nur gegen einzelne Punkte des herrschenden Systems 
gerichtete Bewegung vertiefte sich allmählich. Luther geht mit 
der Abfassung von reformatorischen Ordnungen voran. Seine 
Arbeit erstreckt sich hierbei zunächst nur auf den öffentlichen 
Gottesdienst und die Sakramentsverwaltung. Dabei lag dem Re- 
formator nichts ferner, als etwa wie ein Gesetzgeber allgemein 
bindende Vorschriften zu erlassen. „Es ist nicht meyne meynunge 
| das gantze deutsche Land so eben müste unser Wittenbergische 
Ordnung annemen | Ists doch auch bisher nie geschehen | 
das die Stiffte, Klöster und Pfarhen ynn allen Stücken gleych 
weren gewesen | sondern feyn were es ! wo ynn eyner izlichen 
Herrschaft der Gottesdienst auff eynerly Weyse gienge | und die 
umbliegende Stedlin und Dörffer mit eyner Stadt gleych bardeten | 
ob die ynn anderen Herrschaften dieselbigen auch hielten | oder 
was besonders dazu thetten | soll frey und ungestrafit seyn.“ (Vor- 
rede zur deutschen Messe von 1526). Wie sich Luther die Ent- 
 stehung der ersten Ordnungen dachte, zeigt er in einem Schreiben 
an Landgraf Philipp von Hessen (mit Bezug auf den Reformations- 
entwurf der Synode von Homburg 1527). Hier spricht er den 
Gedanken aus, dass die Pfarrherrn (und zwar zunächst bloss einige) 
eine einträchtige Weise in einzelnen Stücken verfolgten, diese in’s 
Werk setzten, und damit fortführen, auch andere Pfarrer gewönnen, 
und ihre Ordnung auf andere Punkte ausdehnten — „und dann 
könnte man’s in’s Büchlein fassen“. Als Nickolaus Hausmann seine 
Ordnung für Dessau verfasst hatte, widerrieth Luther die öffent- 
liche Herausgabe, um der Ordnung nicht einen gesetzlichen Charakter 
zu geben; sie sollte sich allmählich in den Gemeinden einleben. 
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Die Befugniss, Ordnungen aufzustellen, schreiben die Bekennt- 
nissschriften dem bischöflichen (= Pfarr) Amte, dem Lehramte zu. 
(A. C. Art. 28; Apol. 14; Melanchton, Loci theol. [zweite Be- 
arbeitung] Corp. Ref. XXI, S. 503; Köhler, Deutsche Z. f. Kirchenr, 
6,162ff.; Sohm, Kirchenrecht [Leipzig 1892] S.579. Ordinationes, 
caeremoniae, traditiones nennen sie die Bekenntnissschriften [A.C. 
Art. 7. 28] Melanchton, Loc. theol. Corp. Ref. XXI, S. 511ff.) 
In der That finden wir in der ersten Zeit der Reformation viele 
solcher Privatarbeiten der Pfarrer, vom Lehramte ausgehende 
Ordnungen, als erste Grundlage der Reformen. Sie werden viel- 
fach dann auch in anderen Gemeinden zu Grunde gelegt, und 
dienen als Ordnungen, ohne dass eine eigentlich rechtschaffende 
Autorität sie mit gesetzlicher Kraft begabt hätte. Um von den 
: Schöpfungen einer Autorität wie Luther ganz abzusehen, denke 
man z. B. für Nürnberg an die Ordnung der Pröbste Pessler 
und Pömer, an die Messe von Döber, für Nördlingen an die 
Messe von Kantz, für Regensburg an die Ordnung von 
Hieronymus Noppus, für Wertheim an die Ordnung von Franz 
Kolb u. s. w. Welche Verbreitung und Geltung fand nicht Veit 
Dietrich’s Agendbüchlein für die Pfarrherrn auf dem Lande? 
Zu den Kirchen-Ordnungen, welche vom Lehramte ausgingen, 
zähle ich nicht, wie das Sohm thut (S. 579) die Ordnungen der 
preussischen Bischöfe von Samland und Pomesanien. Diese 
beiden Reformmandate wurden zwar von den Bischöfen ganz 
selbständig erlassen, aber doch Kraft ihrer Autorität als Bischöfe, 
als iudices ordinarii in katholischem Sinne; diese Mandate liegen 
zeitlich vor der Abtretung der weltlichen Regierung an den Hoch- 
meister Albrecht. Die nach dieser Zeit in Preussen ergangenen 
Ordnungen sind als landesherrliche, staatliche zu charakterisiren. 

Solche vom Lehramte ausgehende Ordnungen finden wir auch 
noch in späterer Zeit. Werden sie nicht ausdrücklich von einer 
rechtschaffenden Instanz anerkannt, so gewinnen sie ihre recht- 
liche Geltung durch thatsächliche Uebung. (Ueberhaupt verfuhren 
die Pfarrer bei der Auswahl ihrer Agenden mit der grössten 
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Freiheit. Selbst in späterer Zeit und selbst bei Vorhandensein 
‚eigener Landes-Kirchen-Ordnungen bestand die grösste Mannig- 
faltigkeit der Ordnungen. So in Kursachsen (man vgl. die Klagen 
der Kirchenordnung von 1580 im Abschnitte „Von der Kirchen- 
agsende“.) Erst recht natürlich, wo strenge Gesetze fehlten oder 
nicht gehandhabt wurden (z. B. stellte sich 1613/14 bei der Visi- 
tation im Sachsen-Koburgischen heraus, dass hinsichtlich der 
. Zeremonien und Bräuche beinahe in jedem Dorf eine andere Ord- 
nung galt). | 

Diese Privatarbeiten dürfen in einer Sammlung von Kirchen- 
ordnungen nicht fehlen. Hierhin gehören aber auch private Gut- 
achten von Geistlichen — wenn sie der Reformirung einer Ge- 
meinde zu Grunde gelegt wurden, und die rechtliche Grund- 
lage einer Organisation gebildet haben. So z. B. die Artikel von 
Lüneburg, nicht dagegen z. B. Opstel der Lüneburger Predicanten 
für Ostfriesland 1534. 

Wenn die Bekenntnissschriften dem Lehramte die Befugniss 
zur Ausarbeitung der Ordnungen ertheilen, und wenn sich solcher 
Ordnungen namentlich in der ersten Zeit auch nicht wenige finden, 
so wird doch diese Quelle kirchlicher Ordnung frühzeitig voll- 
kommen in den Schatten gestellt durch die obrigkeitliche Rechts- 
setzung. Die Gründe brauchen hier nicht auseinandergesetzt zu 
werden. Sie stehen im engsten Zusammenhange mit der bekannten 
Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung. 

Die freiheitliche Entwickelung der Dinge, wie sie Luther 
ursprünglich als Ideal vorschwebte, erwies sich als undurchführbar. 
Wenn der „Unterricht der Visitatoren an die Pfarherrn im Our- 
fürstenthum Sachsen“ von seinen eigenen Sätzen bemerkt: „Und 
wie wol wir solches nicht als strenge gebot konnen lassen ausgehen, 
auff das wir nicht newe Bepstliche Decretales auffwerfen, sondern 
als eine historien odder geschicht, dazu als ein zeugniss und be- 
kenntniss unsers glaubens“, so spricht er doch gleichzeitig die 
Hoffnung aus, „dass alle frume fridsame Pfarher, welchen das 
Evangelium mit ernst gefallet und lust haben, einmütiglich und 
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gleich mit uns zu halten“, enthält weiter aber auch den Grund- 
satz, dass diejenigen, welche „von Grund ein sonderlichs wolten 
machen® wie die Spreu vom Weizen gesondert werden müssen 
und zwar mit Hülfe des hierzu angerufenen Landesherrn als des 
Wahrers von Eintracht und Frieden. Im Drange der Noth und 
von den Reformatoren gerufen, nehmen Fürsten und Städte die 
Reformirung als eine ihnen von Gott in ihrem Lande zugewiesene 
Aufgabe in die Hand. Die Zeitverhältnisse, die Zerrüttung der 
kirchlichen Dinge, das Sektenwesen, Bauern-Unruhen u. s. w. 
gaben den Obrigkeiten selbst den Anlass, nicht mehr unthätig 
zu bleiben, sondern entscheidend einzugreifen, wie es ja schon 
die vorreformatorischen Landesherrn gethan hatten, wenn die 
Kirche ihrerseits versagte. Auch waren die Fragen der Organi- 
sation der Kirche, welche jetzt, nachdem die Rechtsformen der 
alten Kirche sich nicht mehr übertragen liessen, in den Vorder- 
grund traten, nicht auf dem Wege von Ordnungen einzelner 
Pfarrer lösbar. 

Die Landesherren führen die Reformation durch: Sie ordnen 
die Visitationen an, sie erlassen die dazu nöthigen Instruktionen, 
und als die Visitationen zu dauernden Institutionen führen, er- 
lassen sie die nöthigen Ordnungen. Die Ordnungen für die 
Kirche werden obrigkeitliche, d. h. landesherrliche oder städtische. 
Diese erstrecken sich auf alle Zweige des äusseren und inneren 
kirchlichen Lebens und bilden den Hauptbestandtheil einer 
Sammlung der ev. Kirchenordnungen. | 

Den Rechtscharakter dieser Ordnungen, insbesondere auf der 
Grundlage der damaligen theoretischen Anschauungen über das Ver- 
hältniss von Staat und Kirche zu untersuchen, ist hier so wenig der 
Platz, wie etwa auf gewisse in früherer Zeit von der Litteratur mit 
Vorliebe behandelte Fragen näher einzugehen. Das war nämlich 
einmal die staatsrechtliche Frage, ob und inwieweit die Landes- 
herren zum Erlasse von Kirchenordnungen kompetent seien, ferner 
die kirchenrechtliche Frage nach der verbindenden Kraft der Ord- 
nungen. Man vergleiche in ersterer Beziehung: Schmidius, Dissert. 
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historico-theologica De Agendis sive ordinationibus ecclesiasticis, 
Helmstädt 1718, p. 26ff., 34. Böhmer, Ius ecclesiast. prote- 
stant., lib. I, lit. 2, 8. 149 ff., 168ff. In letzterer Beziehung wird 
mit Vorliebe ein Satz von Spener citirt: „Es sind die Kirchen- 
Ordnungen von den lieben Alten .aus hertzlicher Meynung und 
zu gutem Nutzen verfasset, und eingeführet, sie verbinden uns 
auch, dass wir denselben, weil sie nichts wider Gottes Gebot 
setzen, Gehorsam leisten sollen, als Ordnungen der Kirchen, 
deren Kinder und Glieder wir uns bekennen, und da allezeit die 
Autorität der hohen Obrigkeit, so sie unter ihrem Namen ge- 
meiniglich publiciren lässet, dazu kömmt: und würde derjenige 
unrecht thun, welcher solche brechen, und darwider thun wolte.“ 
Dass bei dem Erlass der Ordnungen die Fürsten sich mehr oder 
weniger durch ihre Theologen beeinflussen liessen, liegt auf der 
Hand. Eine eigentliche rechtlich-konstruirbare Schranke war das 
nicht. Eine wahre Schranke bestand vielfach in den Ständen, 
und diese haben in der That auch häufig bei der Abfassung mitge- 
wirkt. Aber auch diese Schranke fiel im Laufe des 16. Jahrhunderts. 
Dass in den republikanisch organisirten Städten die ganze Gemeinde 
durch ihre Repräsentation an der Rechtsbildung betheiligt war, liegt 
auf der Hand. Interessant ist dabei die Rechtslage der land- 
sässigen Städte. Diese gehen vielfach ohne Zustimmung des 
Landesherrn mit Rechtsbildung vor und zwar nicht nur die- 
jenigen Städte, welche sich einer gewissen Selbständigkeit er- 
freuen (ohne eigentliche Reichsstädte zu sein), sondern auch die 
völlig unterworfenen. In jenen Zeiten der Umwälzung der be- 
stehenden Dinge wurde nach der Kompetenz nicht gefragt, diese 
Ordnungen fanden ihre Geltung durch thatsächliche Uebung, und 
die Theorie lehrt sogar, dass diese abhängigen Städte das Ge- 
setzgebungsrecht in kirchlichen Dingen durch unvordenkliche Ver- 
jährung erworben haben (Böhmer, Ius ecclesiast. protest. I, lit. 2, 
S. 154). 

Im Einzelnen waren die Vorgänge bei dieser kirchlichen Rechts- 
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Gesetz direkt wie die übrigen landesherrlichen Gesetze, oder er beauf- 
tragte dritte Personen in seinem Namen Verordnungen zu erlassen, 
2. B. die Visitationskommissionen, oder wie in Jever den Rentant- 
mann; deren Verordnungen sind ihrem Wesen nach ebenfalls 
landesherrliche Verordnungen. Oder der Landesherr beauftragte 
die Behörden in eigenem Namen Ordnungen zu schaffen, z. B. Herzog 
Albrecht von Preussen die beiden Bischöfe (Ehemandate). Oder 
eine kirchliche Versammlung (Synode) beschloss und der Landes- 
herr genehmigte den Beschluss. Dass Synodalbeschlüsse ohne 
landesherrliche Genehmigung bindend seien, entspricht nicht der 
lutherischen, sondern der reformirten Rechtsübung. Hier tritt 
neben die landesherrliche (oder von der städtischen Obrigkeit) 
ausgehende Rechtsbildung die von Selbstverwaltungskörpern geübte. 

Seltener sind Verträge die Grundlage des neuen Kirchen- 
wesens, z. B. Uebereinkommen zwischen Fürst und Stadt; so der 
„Verdracht unser g. f. und Herrn (sc. zu Anhalt) und des ehr- 
baren Rats zu Üerwest (Zerbst) der Eheleute halben“. Alle 
diese Urkunden, soweit sie das kirchliche Wesen regeln, sind als 
Kirchenordnungen im weiteren Sinne zu bezeichnen. 

Die Zahl dieser Kirchenordnungen ist ungemein gross. Der 
Werdegang der Reformation und die Zersplitterung des deutschen 
Staatswesens geben hierfür die einfache Erklärung. Es liegt in 
der Natur der Dinge, dass diese Ordnungen alle Zweige des 
kirchlichen Lebens erfassten. Wenn gewöhnlich zwei grosse 
Theile unterschieden werden, die auf die Lehre bezüglichen Sätze 
„Credenda“® und die Agenda, so hat man dabei „Agenda“ im 
weitesten Sinne zu verstehen: Ordnung des Gottesdienstes, pasto- 
rale Anweisungen, Verfassung, Disziplin, Zucht, Ehe, Schule, 
Kranken- und Armen-Wesen, Vermögensrecht u.’s. w. Der Aus- 
druck „Agenda“ findet sich identisch neben Kirchenordnung als 
Titel für die ganze Ordnung. Die Herzog Heinrichs Agenda 
nennt sich in ihren beiden ersten Ausgaben (1539 und 1539-—— 1540): 
„Kirchenordnung“*, von der dritten Auflage an: Agenda das ist 
Kirchenordnung. „Agenda das ist Kirchenordnung“ sagt noch 
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die Kirchenordnung Kurfürsts August von 1580. Viele Kirchen- 
Ordnungen enthalten sogar den Katechismus. 


1. 

Sammlungen von Kirchenordnungen wurden naturgemäss viel- 
fach veranstaltet. Aber nur eine solche verdient besondere Er- 
wähnung und ist durch Publikation des Kataloges bekannt ge- 
worden. Es ist die umfangreiche Sammlung von Kirchenordnungen, 
welche am Anfang des vorigen Jahrhunderts der Superintendent 
Christian Julius Bokelmann zusammengebracht hatte. 

Schon im Jahre 1714 machte kein Geringerer als Justus Hen- 
ning Böhmer („Ius protestantium“, lib. 1, tit. 2, p. 158 ff.) auf die 
Sammlung Bokelmanns aufmerksam und bemerkte, dass er selbst 
zu seinem grossen Bedauern nur wenige Ordnungen habe einsehen 
können. In den späteren Auflagen (so z. B. der fünften: 1756) 
macht er auf die Kataloge aufmerksam, welche inzwischen Schmi- 
dius und König von dieser Sammlung publizirt hatten. 

Schmidius gab 1718 am Schlusse seiner Helmstädter Disser- 
tation „De agendis sive ordinationibus ecclesiasticis* einen Katalog 
der bis dahin von Bokelmann gesammelten Schriften heraus; er 
zählt 14 in Folio, 106. in Quart, 24 in Oktav; als gesucht 
erwähnt er 4 Ordnungen in Folio, 48 in Quart, 9 in Oktav, 6 
in Duodez. Gesammtzahl der vorhandenen: 144, Zahl der ge- 
suchten: 67 (allerdings sind hier die Ordnungen des 17. und 
18. Jahrhunderts mitgezählt). 

Der rege Sammlerfleiss Bokelmann’s brachte aber im Laufe 
der Zeit noch mehr Ordnungen zusammen, so dass 1721 die Zahl 
der Ordnungen von 144 auf 246 gestiegen war. Ein neuer Katalog 
war nothwendig. Ein solcher wurde sowohl in der 1721 unter dem 
Präsidium des Dr. Kahler zu Rintelen herausgegebenen Disser- 
tation „De obligatione ordinationum Ecclesiasticorum* abgedruckt 
(Kortgesetzte Sammlung von alten und neuen theologischen Sachen, 
1724, S. 342 ff.), als auch besonders für sich unter dem Titel 
„Apparatus agendorum Bokelmannius“ publizirt. 

22* 
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Die weiteren Vermehrungen der Sammlung wurden in der 
Fortgesetzten Sammlung von alten und neuen theologischen 
Sachen, 1724, S. 342 ff. angezeigt. 

Der dort abgedruckte Katalog ist grösstentheils dem Appa- 
ratus Bokelmannius entnommen. Endlich liess Hermann Caspar 
König (Celle 1726) einen ausführlichen Katalog der Bokelmann’- 
schen Sammlung (die sich inzwischen auf 351 Nummern erhöht 
hatte) erscheinen unter dem Titel: „Bibliotheca Agendorum, 
bestehend aus einem vollständigen Oatalogo derer Kirchen-Ord- 
nungen, Agenden und anderer dergleichen Schrifiten, welche Ihro 
Hoch-Ehrwürden Herr Christian Julius Bokelmann, Archidiaconus 
Ecclesiae Cellensis et Consistorialis durch mehr als dreyssig-jähri- 
ges Bemühen gesammlet; und aus Einem Anhange einiger Schrifften 
von solcher Gattung welche man bissher nicht erhalten können“. 
(Die Zahl der letzteren ist 69. Eine Besprechung der König’. 
schen Sammlung steht in „Auserlesene Theologische Bibliothek * 
Th. 13—24. Leipzig 1725—1727. S. 807 ff.) 

Die König’sche Ausgabe hat ihren Werth einmal in der 
grossen Zahl der genannten Ordnungen, sodann aber auch darin, 
dass er den meisten Ordnungen einige litterär-geschichtliche No- 
tizen beifügt. 

Zu der grossen Zahl von 351 ist zu bemerken, dass die 
Sammlung Bokelmann’s die Ordnungen bis zu seiner Zeit um- 
fasst, einige nicht evangelische Ordnungen und auch einige nicht 
zu den Ordnungen oder Agenden zählende Urkunden enthält 
(Gesangbücher, Streitschriften). Doch treten diese gegenüber den 
Ordnungen weit zurück. Dem 16. Jahrhundert gehören 162 
Nummern an. 

Gleichzeitig mit Bokelmann waren auch Andere mit einer 
Sammlung von Ordnungen beschäftigt. König (Vorrede) nennt 
‚den Domprobst Gottfried Kohlreiff zu Ratzeburg und den Super- 
intendenten Schumann zu Schwerin. Ersterer hatte seinen ge- 
schriebenen Katalog 1721 an Bokelmann geschickt, so dass König 
denselben bei seinem Drucke benutzen konnte. 
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Die Bokelmann’sche Sammlung bildet heute den Kern der 
Kirchen-Ministerialbibliothek zu Celle, von welcher jetzt ein Ka- 
talog (durch Herrn cand. rev. min. A. Brauns) ausgearbeitet wird. 

Schon 1752 erschien eine neue „Bibliothek“ — wie der im 
18. Jahrhundert beliebte Ausdruck war. Jacob Wilhelm Feuerlin 
gab 1752 eine „Bibliotheca Symbolica evangelica Lutherana“ zu Göt- 
tingen heraus. Sie enthält vorwiegend symbolische und liturgische 
Schriften und nur solche der lutherischen Konfession; ein Anhang 
bringt: Ordinationes et Agenda, ein zweiter die Catechesmi nostra- 
tium. Nach Feuerlin’s Tode besorgte Riederer eine neue Auf- 
lage (Nürnberg 1768). Von 8. 259—352 werden hier unter 
352 Nummern vorwiegend Kirchenordnungen (bis in das 18. Jahr- 
hundert), aber auch Gesangbücher, theologische Schriften u. s. w. 
aufgezählt. Die Sammlung bietet eine nicht unwichtige Ergän- 
zung zu König. 

Masch (in Beiträgen zur Geschichte merkwürdiger Bücher, 
Bützow und Wismar 1769, 8, zweites Stück, S. 96 ff.) bespricht 
nur wenige Ordnungen, insbesondere meklenburgische. Der Plan 
einer umfassenden „Bibliothek“ protestantischer Kirchenordnungen 
wird behandelt vom Hofprediger Cramer ın Henkes Magazin 
für Religionsphilosophie, Exegese und Kirchengeschichte 7, 427 ff. 
(1798). Cramer wollte neben litterar-geschichtlichen Notizen jeder 
Kirchenordnung eine ausführliche Inhaltsangabe hinzufügen. Hier- 
durch unterscheidet sich sein Plan von den Arbeiten seiner Vor- 
gänger. Es ist zu bedauern, dass es bei diesem Plane und einer 
einzigen Probe geblieben ist. 

Damit ist, soviel ich weiss, die Reihe der gedruckten Zu- 
sammenstellungen erschöpft. Es sind Kataloge. Sie geben den 
Titel der Kirchenordnung, Druckort, Druckjahr; seltener enthalten 
sie Notizen über Verfasser, Publikation, neue Ausgaben u. s. w., 
noch seltener geben sie eine kurze Inhaltsübersicht, nie dagegen 
den eigentlichen Text. Die erste Sammlung von Textabdrücken 
findet sich schon aus dem Jahre 1565. In diesem Jahre erschienen 
in Frankfurt a. M. vier besonders verbreitete Ordnungen zu- 
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sammengestellt im Druck. Der erste, welcher eine ausführlichere 
Sammlung auch von Texten erscheinen liess, war der fleissige 
Sammler J. J. Moser: Corpus iuris Evangelicorum ecclesiastıcı, 
Züllichau 1737/38, 2 Bände. Aber seine Sammlung enthält nur 
wenige Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, kommt also hier 
nicht in Frage, wie seiner auch — auffallender Weise — weder 
bei Feuerlin (1752 bezw. 1768), noch Böhmer (1756), noch 
Masch (1769), noch Cramer (1798) Erwähnung gethan wird. 

Es ist nicht uninteressant, den Zielen nachzuforschen, welche 
die Sammler verfolgten, und welche die Zeitgenossen, insonderheit 
die Editoren der Kataloge, durch derartige Sammlungen ermög- 
licht oder gefördert sehen wollten. Bokelmann wollte eine „Hi- 
storia Agendorum“ sammt der „Harmonia et disharmonia rituum“ 
zusammentragen. Schmidius a. a. ©. 8. 31 betrachtet dieses 
„von so vielen Gebildeten gewünschte“ Ziel als die erstrebens- 
werthe Frucht der Sammlung. Er selbst hatte schon 1710 eine 
Geschichte der braunschweigischen Kirchenordnungen heraus- 
gegeben („Recensio ordinationum Ecclesiasticorum Brunsvico- 
Guelpherbytanarum“). Aehnliches erwarten von einer solchen 
Sammlung Schützius „Comm. de vita Dav. Cytraei 2, 110; 
Unschuldige Nachrichten, 1719, S. 581; Fortgesetzte Sammlung, 
1723, 8. 371; 1724, S. 342 ff.; auch König a. a. O. Vorrede S. 2: 
„So haben einige gelehrte Männer sich daher eine grosse Anmuth 
versprochen, wenn Jemand die Ordnungen sonderlich unser 
evangelischen Kirche vor sich nehmen, deren Unterschied und 
Uebereinstimmung sammt derselben Historie merken und der ge- 
lehrten Welt eine Historiam agendorum, mit der Harmonia et 
disharmonia rituum et jurium Ecclesiae Evangelicae mittheilen 
würde.“ Aehnlich Masch, a. a. 0. S. 96. 

Auch Böhmer a. a. 0.1, 2.8. 158ff. betrachtet als den Haupt- 
zweck einer umfassenden Sammlung die Möglichkeit, eine „har- 
monia iurium ecclesiasticorum in foris protestantium usitatorum, 
ex tot ordinationibus ecclesiasticis* herzustellen „ut uno quasi 
intuitu con- et disconvenientia horum iurium haberi posset“. Aehn- 
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lich, wie es für die bürgerlichen Rechte Henrikus Giesebertus 
in seinem „Justinianus Harmonicus“ versucht habe. In gleicher 
Weise würden dann auch die iura canonica und die Einrichtungen 
der evangelischen Kirche verglichen werden können, „quod, quantum 
fieri potuit, in hoc tractatu tentavi, sed ob defectum tot ordinatio- 
num ecclesiasticarum ea, qua debeat, ubertate praestare, non 
potui“. Aber auch eine Geschichte der Kirchenordnungen sei 
durchaus erstrebenswerth, „qua opera id efficeretur, ut in quantum 
res ecclesiasticae in melius formatae, mutatae, vel aliquando deterio- 
ratae essent, inde constaret“. 

Feuerlin sammelte vorwiegend symbolische und liturgische 
Schriften, und Cramer beschäftigte sich mit der Geschichte des 
Enntstehens und der Veränderungen der Liturgie. Dies brachte 
ihn auf den Gedanken, zunächst das Material zu sammeln. Moser 
verfolgte wesentlich praktische Zwecke: die Kirchenordnungen 
abzudrucken, weil sie selten seien, schwer erhältlich und doch von 
Gelehrten und von rechtsprechenden Collegien (insbesondere 
Spruchfakultäten) häufig benutzt werden müssten. Vgl. seine 
langathmigen Vorreden zu den beiden Bänden, insbesondere die- 
jenigen zu Band 2, in welcher, er sich gegen einen Rezensenten 
vertheidigt, der die Ueberflüssigkeit des Abdruckes behauptet hatte. 

In unserem Jahrhundert traten die Verfassungsfragen in den 
Vordergrund des Interesses. Aufgabe der Wissenschaft war es» 
die historischen Grundlagen darzulegen und daraus die praktischen 
Konsequenzen für die Gegenwart zu ziehen. Diesem Streben 
entsprechen die Arbeiten Aemil. Ludwig Richter’s: seine bahn- 
brechende Schrift über die Geschichte der evangelischen Kirchen- 
verfassung (Leipzig 1851), und die Grundlage für diese Geschichte, 
die Sammlung der Evangelischen Kirchenordnungen, von welcher 
der erste Band 1845 das Licht erblickte. 

Dies ist zugleich die erste, wirklich nennenswerthe Sammlung 
der Kirchenordnungen. Als die einzige, welche den Text der 
wichtigsten Ordnungen dem gelehrten Publikum zugängig machte, 
hat sie überaus anregend und fruchtbringend für alle Gebiete der 
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kirchenrechtlichen und kirchenhistorischen Forschung gewirkt. 
Es sei daher ferne von mir, das Verdienst jenes grossen Mannes 
irgendwie schmälern zu wollen. Es unterliegt aber heute keinem 
Zweifel mehr, dass die Arbeit Richters den modernen wissen- 
schaftlichen Anforderungen nicht mehr entspricht. Ein näheres 
Eingehen auf die Mängel der Richter’schen Sammlung wird 
uns zugleich die Grundsätze zeigen, welche bei einer Ausgabe zu 
beachten sind. 

Vor allen Dingen ist hier zu nennen die Beschränkung, 
welche Richter sich selbst auferlegte, indem er im Wesentlichen 
nur die verfassungsrechtlichen Bestimmungen zum Abdruck brachte. 
Für alle auf anderen Gebieten des kirchlichen Lebens, wie Lehre, 
Kultus, Liturgie, Zucht, Schule, Armenwesen, Krankenwesen 
Arbeitenden ist Richter nutzlos; sie sind nach wie vor auf die 
ungefügige Masse der überall zerstreuten Ordnungen angewiesen. 
Aber selbst für Diejenigen, welche auf dem Gebiete des eigent- 
lichen Kirchenrechts, insbesondere des Verfassungsrechtes thätig 
sind, ist Richters Sammlung ein wissenschaftlich keineswegs 
mehr ausreichenrdes Hilfsmittel. 

Seit Richters Sammlung sind neue Urkunden gefunden 
neue Hilfsmittel zur Auffindung und Erforschung der Kirchen- 
ordnungen geschaffen worden. Ist doch die historische For- 
schung für das Zeitalter der Reformation gerade in unseren Tagen 
kräftiger denn je aufgeblüht; ich brauche kaum daran zu er- 
innern, welch’ reichen Segen für die Lokalgeschichte (und damit 
auch für die Ordnungen) die Anregung des Luther-Jubiläums 
gebracht hat. 

Aber selbst wenn dieses nicht der Fall wäre, würde Richter 
heute keineswegs genügen. 

Richter hat überhaupt nur die (für seine Pläne!) wichtigsten 
Ordnungen ganz abgedruckt, andere nur im Auszuge, von anderen 
nur den Titel. Selbst bei den für ihn wichtigsten finden sich 
überall Auslassungen und Verweisungen auf andere Kirchenord- 
nungen, mit denen wörtliche Uebereinstimmung vorliegen soll; 
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vollständig ist kaum eine einzige Ordnung abgedruckt. Wo 
Richter von einem erschöpfenden Abdruck spricht, ist derselbe 
doch recht lückenhaft. Man vgl. z. B. über die so wichtige 
Braunschweiger Kirchenordnung die Ausgabe von Hänselmann, 
S. LXX. Diese Auslassungen finden sich nicht nur bei den- 
Jenigen Partieen, welche Richter prinzipiell ausschliesst, sondern 
auch mitten in Abschnitten, welche die kirchliche Organi- 
sation behandeln. Da wird vielfach lediglich eine Kapitel-Ueber- 
schrift abgedruckt. Die für die kirchliche Verfassungsentwicklung 
weniger wichtigen Ordnungen kommen natürlich noch schlechter 
fort; viele werden, wie gesagt, nur zitirt. Richter hat dies Alles 
aus naheliegenden Gründen gethan. Um nicht an äusseren Schwierig- 
keiten das ganze Werk scheitern zu sehen, hat er sich mit dem Er- 
reichbaren begnügt. Wer will ihm daraus einen Vorwurf machen. 
Andererseits liegt auf der Hand, dass der Werth seiner Samm- 
lung dadurch bedeutend verringert ist. Ueber diese Beschrän- 
kung ist schon wiederholt von den verschiedensten Seiten 
Klage geführt worden. Vgl. z. B. Herzog, Encyklop., unter 
Kirchenordnung; Koldewey, in Theolog. Studien und Kritiken, 
1888, S. 549 Anm. 2, Kawerau, in Z. £. kirchl. Wissensch. und 
kirchl. Leben 10, 423 bezüglich der Taufrituale.. Und mit Recht. 

1. Die Kirchenordnungen sind nicht nur für die Verfassung 
von Bedeutung. Richter reflektirt im Wesentlichen nur auf 
die Juristen. Aber die Kirchenordnungen bieten auch eine un- 
schätzbare Fundgrube für die dogmatische und Jiturgische 
Forschung, für die Historiker u. s. w. Theologen und Historiker 
haben ein gleiches Anrecht darauf, diesen überreichen Schatz zur 
Ausbeutung zur Verfügung gestellt zu sehen, wie die Kirchen- 
rechtler. 

2.. Die Ordnungen müssen vollständig gebracht werden. Die 
Auslassungen, welche Richter auch mitten in den die Verfassung 
betreffenden Theilen vorgenommen hat, sind unzulässig. Die auf 
solche Weise zerstückelten Ordnungen gewähren dem Forscher 
nur eine höchst unsichere Grundlage — so dass er doch auf 
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das Original zurückzugehen gezwungen sein wird —, oder sie 
lassen ihn gerade bei den für ihn wichtigen Partieen im Stich. 
Man vergleiche nur z. B. die so wichtige Hamburger Kirchen- 
ordnung von 1529 in der Richter’schen Ausgabe. 

Auch ist es nicht zu billigen, dass Richter die Einleitungen, 
Publikationsurkunden u. s. w. fast regelmässig fortlässt. Sie sind 
für das Verständniss der Ordnung oft unentbehrlich. 

3. Verweisungen auf andere Ordnungen sind der Raum- 
ersparniss wegen wohl gestattet, aber doch nur dann, wenn die 
Uebereinstimmung eine wörtliche ist. (Solche Verweisungen 
machen zwar die Lektüre nicht gerade zu einer bequemen, aber 
diese Rücksicht muss Erwägungen äusserer Natur weichen.) 
Richter hat hiervon den weitesten Gebrauch gemacht. Er ver- 
weist auf andere Ordnungen mit dem Vermerk: „Entnommen der 
Kirchenordnung“ —, oder „Aehnlich u. s. w.“. Mit solchen un- 
bestimmten Verweisen ist selbstverständlich nichts anzufangen, 
und kein ernster Forscher wird sich daran genügen lassen. Die 
Benutzung einer Ordnung durch eine andere ist nie eine rein 
schematische gewesen. Bugenhagen hat z. B. seine Ordnungen 
stets von Neuem gründlich durchgearbeitet und gefeilt, selbst 
wo die Verschiedenheit der lokalen Verhältnisse dies nicht be- 
dingt haben würde, man vergleiche z. B. die Lübecker Ordnung 
im Verhältniss zur Hamburger Ordnung z. B. in dem Abschnitt 
„von den festen“. Anders scheint es zu liegen, wenn Richter 
„wörtliche Uebereinstimmung“ anzeigt. Hier kann aber Richter 
der Vorwurf nicht erspart bleiben, dass diese Behauptung 
keineswegs immer den Thatsachen entspricht. Man vergleiche 
z. B. seinen Abdruck der Hamburger Kirchenordnung 1, 128. 
Nach der Vorbemerkung sollen die meisten ausgelassenen Stücke 
wörtlich der Braunschweiger Kirchenordnung folgen. Sieht man 
genauer zu, so findet man statt dessen z. B. folgendes: Art. VII 
ist aus der Braunschweiger Kirchenordnung entnommen, Art. VIII 
nicht. Art. XIII ist aus mehreren Stücken der Braunschweiger 
zusammengesetzt. Art. XVII stimmt nur stellenweise mit der 
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Braunschweiger überein, Art. XXII weicht vollständig von der 
Braunschweiger ab. Oder wenn Richter in der Lübecker Kirchen- 
ordnung von 1531 die wörtliche Uebereinstimmung mit der Ham- 
burger behauptet, so stimmen z. B. die Abschnitte „des Sontages 
vnd Festprediken“, oder „de werkeldages prediken, fro morghen“ 
nicht nur nicht mit der Lübecker überein, sondern sind grund- 
verschieden von dieser. Wenn in der Brandenburg-Nürnberger 
Kirchenordnung von 1533 beim Abschnitt „Vom Freyen Willen“ 
Richter den Vermerk setzt „aus dem Sächsischen Unterrichte 
der Visitatoren, oben No. XXI“, so muss der Leser Ueber- 
einstimmung annehmen, in Wahrheit aber finden sich nicht un- 
wesentliche Verschiedenheiten. Ungenau ist es mit Richter die 
Uebereinstimmung der Ansbacher Ordnung von 1552 mit der 
Brandenburger von 1533 zu behaupten. Diese Beispiele mögen 
genügen. Auch von anderer Seite sind Richter solche Ungenauig- 
keiten nachgewiesen worden, z. B. von Koldewey in Theolog. 
Studien u. Kritiken 1888, 8. 553, Anm. 4 bezüglich der Be- 
hauptung, dass die Lüneburger Kirchenordnung von 1598 mit 
derjenigen von 1564 wörtlich übereinstimme. Verweisungen 
sind also nur bei wörtlicher Uebereinstimmung erlaubt. Aehn- 
lichkeit berechtigt noch nicht dazu, denn auf den ersten Blick 
oder für den Nicht-Spezialisten unwesentlich erscheinende Ab- 
weichungen können für den Spezialforscher von grosser Wichtig- 
keit sein. Und dass dies auf theologischem Gebiete besonders 
der Fall ist, bedarf kaum der Erwähnung. 

Die wörtliche Uebereinstimmung braucht nun nicht gerade 
sklavisch verstanden zu sein. Rein sprachliche Abweichungen, 
die am Sinne nichts ändern, sind nicht hervorzuheben. Wenn 
die Lübecker Kirchenordnung in der Mehrzahl „mann“, die Ham- 
burger dagegen „lüde“ sagt, so kann dies ja für den Philologen 
recht interessant sein, bedarf jedoch in einer Sammlung von 
Kirchenordnungen nicht der Erwähnung. 

4. Richter hat nur die „wichtigeren* Kirchenordnungen 
abgedruckt (in der vorhin besprochenen Zerstückelung), von den 
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weniger wichtigen bringt er entweder nur ganz kurze Auszüge 
(z. B. 1—2 Seiten Text) oder nur den Titel. Ist es berechtigt, 
wichtigere und unwichtigere Ordnungen so zu unterscheiden? 
Zunächst werden die Ansichten über das, was wichtig ist, ge- 
wiss nicht immer übereinstimmen. Ferner. Eine Ordnung, welche 
für die Entwickelung der Verfassung gleichgültig ist, kann viel- 
leicht für einen anderen Punkt des Kirchenwesens von grosser 
Bedeutung sein. Eine Ordnung, die für die allgemeine Ent- 
wickelung von untergeordneter Tragweite ist, kann für die 
Lokalentwickelung einen hohen Werth besessen haben. Eine 
allen Forderungen der Kritik entsprechende Scheidung hiesse 
bei dem Herausgeber Kenntnisse voraussetzen, wie sie nur 
die grosse Zahl der Spezialforscher, jeder für sein eigenes Ge- 
biet, besitzen kann. 

Wollte man etwa die für die kleineren Gebiete geltenden Ord- 
nungen ausschliessen, so würde man unter Umständen die inter- 
essantesten zurückstellen. Man denke an die Kastenordnung von 
Leisnig, an die Kirchenordnung von Reutlingen, an die Kirchen- 
ordnung für die Stadt Braunschweig u. s. w. 

Aehnlich würde es stehen, wenn man von der Sammlung 
eine Ordnung ausschliessen wollte, weil sie vielleicht nur vorüber- 
gehende Bedeutung besessen hat. Gerade aus einer solchen 
Ordnung kann bisweilen der Werdegang des Rechtes erst er- 
kannt und damit der richtige Standpunkt für das Verständniss 
des Definitiven gewonnen werden. 

Wollte man aber schliesslich überhaupt nur dasjenige ab- 
drucken, was für das Verständniss der Gegenwart unumgänglich 
nothwendig wäre, so würde der Herausgeber wieder vor eine 
kaum lösbare Aufgabe gestellt sein. 

Oder wollte man etwa eine Beschränkung auf diejenigen Ord- 
nungen gutheissen, welche noch in der Gegenwart Geltung be- 
anspruchen? (vgl. Jacobson, in Zeitschr. f. d. Recht 19, 1 ft. 
Wie verschieden übrigens darüber die Meinungen sein können, 
vgl. z. B. bezüglich der Kalenberger Kirchenordnung von 
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1569 v. Böttcher, in Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht 
6, 212 ff.). 
IH. 

Aus dem Vorstehenden gewinnen wir folgende Grundsätze 
für eine neue Ausgabe der Kirchenordnungen: 

Dieselbe muss enthalten: Möglichst sämmtliche evangelische 
Kirchenordnungen und diese wiederum möglichst vollständig d. h. 
ohne Abkürzungen und ohne (im obigen Sinne) unzulässige Ver- 
weisungen. | 

1. Was unter Kirchenordnung zu verstehen, ist oben aus- 
geführt. Ausgeschlossen bleiben alle Urkunden, welche sich aus- 
schliesslich mit der Lehre befassen, also vor allen Dingen die 
Symbole, die Corpora doctrinae und Aehnliches. Hierfür sind ja 
auch zumeist genügende Sammlungen vorhanden. Dagegen sollen 
zum Abdruck gelangen alle Kirchenordnungen, welche zum 
Gegenstande haben: Kultus, Liturgie, Verfassung, Disziplin 
und Zucht, Eherecht, Schulwesen, Krankenwesen, Armenwesen, 
Vermögensrecht. Aber auch die Lehre als Bestandtheil solcher 
Ordnungen (Uredenda) soll mit abgedruckt werden. Einmal ver- 
langt der Leser die Kirchenordnung vollständig. Weiter bildet gerade 
die Lehre häufig die Grundlage für die Ordnung, z. B. die Lehre 
von der Stellung der Obrigkeit. Auch Richter hat daher seinen 
Gedanken, die Lehre auszuschliessen, nicht konsequent durch- 
führen können; so druckt er z. B. die 16 Artikel der Strass- 
burger Synode von 1533 (1, 231) ab... Die Strassburger Synode 
hatte keine gesetzgebende Autorität. Ihre Ansicht über das 
Abendmahl war Privatansicht der dort versammelten Prediger und 
verdient aiso eigentlich hier nicht mehr Aufnahme als irgend eine 
Schrift des 16. Jahrhunderts über diesen Gegenstand. Aber ein- 
mal giebt sie die in Strassburg thatsächlich geltenden Grundsätze 
wieder, zum Andern wurde sie die Grundlage des gewohnheits- 
mässigen oder gesetzlich sich bildenden Rechts. Ich will daher 
diese Privatäusserung in der Einleitung in kleinem Drucke geben, 
damit die Grundlage der eigentlichen Kirchenordnungen für den 
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Leser erhellt. Aehnlich soll auch an anderen Stellen verfahren 
werden. 

Es sollen abgedruckt werden alle Urkunden, welche die 
Grundlage des evangelischen Kirchenwesens gebildet haben. Die 
Visitations-Instruktionen, namentlich die sächsischen, dürfen da- 
her nicht fehlen. Auf der Grundlage derselben wurde das neue 
Kirchenwesen organisirt. Nur diejenigen Ordnungen, welche dau- 
ernde Institutionen herbeigeführt haben, gehören in die Samm- 
lung. Auf die Länge der Dauer dieser Einrichtungen kommt es 
natürlich dabei nicht an. 

Nicht aufgenommen sollen werden Kirchenordnungen, welche 
nie Geltung erlangt haben, sei es, dass sie nur Entwurf geblieben 
sind, oder dass sie zwar auch durch Publikation Gesetz geworden, 
aber durch irgend welche Umstände nicht in’s Leben getreten sind. 

Ferner werden nur die wahrhaft evangelischen Kirchenord- 
nungen gebracht werden. Ausgenommen sind die halben Maass- 
regeln, wie sie schwankende Obrigkeiten zur Beschwichtigung der 
Gemüther, oder wohl auch im Bestreben, Reformen einzuführen, 
getroffen haben, ohne dass es jedoch eigentlich evangelische Ord- 
nungen geworden wären. 

Insonderheit gedenke ich nicht abzudrucken die Interims- 
Kirchenordnungen. Ferner will ich nur drucken die die Rechts- 
sätze enthaltenden Urkunden selbst nebst den unmittelbar dazu 
gehörigen Aktenstücken, wie Publikations-, Vollzugs-Urkunden, 
Vorreden und dergleichen. Nicht also Nachrichten, Berichte der 
Zeitgenossen u. 8. w. 

Ganz streng lassen sich diese Grundsätze jedoch nicht durch- 
führen. Wenn nicht an manchen Stellen Ausnahmen gemacht 
werden, so würde der Leser Mancherlei vermissen. So müssen 
auch einige besonders charakteristische Entwürfe mitgetheilt wer- 
den, z. B. die Beschlüsse der Homberger Synode. So können 
auch gewisse Kirchenordnungen nicht fehlen, welche wesentlich 
vermittelnd sind, wie z. B. die Kölner Reformation des Erz- 
bischofs Hermann. 
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In Ermangelung der Ordnungen selbst und als einzige Er- 
kenntnissquelle für dieselben müssen manches Mal Berichte über die- 
selben gegeben werden, so z. B. die Renovatio Nordlingiacensis 
(welche auch Richter 1, 18ff. bringt), so bei Wertheim der 
Brief von Kolb an Luther, so der Bericht von Emden (kordte 
Bekenntniss), oder wie bei der Synode von Honnefeld der dar- 
über erstattete Bericht. So durften die Berichte, welche die 
Pfarrer über die von ihnen eingehaltene Ordnung, namentlich des 
Kultus, bei den Visitationen schriftlich erstatteten, und welche viel. 
fach auch äusserlich die Form von Ordnungen besitzen — ich 
habe hier insonderheit Sachsen im Auge — nicht gänzlich aus- 
geschlossen werden. In welchem Umfange sonst Privatarbeiten 
zum Abdrucke gelangen, ist oben erörtert. (Vgl. auch unten.) 

Inwieweit sind die Schulordnungen aufzunehmen? Natürlich 
nur solche, welche zur Reformation direkt in enger Beziehung 
stehen. Da wir hier schon Sammlungen besitzen (z. B. Vorm- 
baum), so will ich mich mit dem Abdruck der einen Bestand- 
theil einer eigentlichen Kirchenordnung bildenden Schulordnungen 
begnügen. 

Wie steht es mit den Zucht- und Polizeiordnungen? Die 
strengen Verordnungen, welche evangelische Fürsten und städti- 
sche Obrigkeiten erliessen, haben alle mehr oder weniger Be- 
rührung mit der Reformation und sind durch reformatorische 
Gedanken beeinflusst. Es vermischen sich hier kirchliche und 
weltlich-polizeiliche Gesichtspunkte (modern gesprochen), und es 
ist bisweilen schwer zu sagen, welchem von beiden (modern ge- 
schiedenen) Gebieten die Ordnungen zuzusprechen sind. Viele 
solcher Ordnungen will ich gar nicht bringen, bei anderen nur 
Auszüge (die das Kirchenwesen direkt betreffenden Punkte), an- 
dere endlich ganz. Es muss hier dem Ermessen des Heraus- 
gebers ein gewisser Spielraum belassen werden. 

Aehnlich steht es mit Armenordnungen. So weit die Kasten- 
ordnungen kirchlichen Charakter tragen, sind sie meiner Ansicht 
nach abzudrucken. 
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Das Material, welches hiernach in die Sammlung aufgenommen 
werden soll, ist ein ungeheuer grosses. Die Zahl der auf Grund 
fremder und meiner eigenen Forschungen zum Druck bereit lie- 
genden Ordnungen übertrifft die der Richter’schen Sammlung ganz 
ausserordentlich. Wie Richter beschränke ich mich auf das 
16. Jahrhundert. Die ursprünglich gestaltende Kraft der evan- 
gelischen Kirche fällt in das 16. Jahrhundert. Schon in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts verlieren die Kirchenordnun- 
gen an innerem Werthe. Die Zeit der theologischen Streithändel 
beeinflusst auch die Gesetzgebung. Lange dogmatische Erörte- 
rungen treten an die Stelle der einfachen, klaren und grund- 
legenden Sätze. Es hätte sogar die Frage aufgeworfen werden 
können, ob nicht innerhalb des 16. Jahrhunderts ein Abschluss 
zu finden wäre. Denn es lässt sich nicht leugnen, dass die Ab- 
grenzung auf das Jahr 1599 rein äusserlich ist. Man hätte viel- 
leicht mit dem Todesjahr Luther’s abschliessen können. Doch würde 
dieser Termin ebenso wie irgend ein anderer innerhalb des 16. Jahr- 
hunderts den Zwecken dieser Sammlung kaum entsprochen haben: 
die Landeskirchen erhalten ihren rechtlichen Abschluss erst in 
der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts. 

Aus äusseren Gründen will ich mich zunächst auf den 
Umfang des gegenwärtigen Deutschen Reiches beschränken. Die- 
jenigen fremden Ordnungen jedoch, welche mit den deutschen 
entweder im engen historischen Zusammenhange stehen, oder die 
deutsche Entwickelung direkt beeinflusst haben, sollen folgen. 
Erst wenn alle diese in ähnlicher Weise abgedruckt sind, wird 
unsere Sammlung ihren Titel: „Die evangelischen Kirchenord- 
nungen des 16. Jahrhunderts“ mit Recht tragen dürfen. 

Wenn dieses Ziel erreicht werden sollte, so wäre das nicht 
zum Geringsten der Munifizenz des Verlegers zuzuschreiben. 

Dass aber selbst bei weitester Ausdehnung meines Planes 
noch manche Ordnungen, die ich trotz grosser Mühe nicht habe 
auffinden können, oder die mir unbekannt geblieben, in Zukunft 
aufgefunden und zum Drucke gebracht werden, und dass die 
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Durchführung meiner Aufgabe noch überhaupt Vieles zu wünschen 
übrig lassen wird, — dessen bin ich mir vollbewusst. Sollte ich 
aber aus diesen Gründen den Druck noch länger hinausschieben? 
Auch so, wie sie jetzt ausfallen wird, wird die Sammlung — wie 
ich hoffe — für die Wissenschaft nicht ohne Nutzen sein. 


| IV. 

Ich komme zu einem schwierigen Punkte. Wie weit soll 
sich der wissenschaftliche Apparat erstrecken, der den einzelnen 
Ordnungen beizugeben ist? Richter hat es sich in dieser Be- 
ziehung sehr leicht gemacht. Seine Vorbemerkungen zu den 
Ordnungen sind knapp gehalten. Damit möchte ich mich nicht 
begnügen. Ich möchte dem Leser überall den historischen 
Rahmen geben, von welchem sich die betreffende Ordnung ab- 
hebt, und ich gedenke daher stets ausreichende, wenn auch kurze 
Notizen über die politischen Verhältnisse und die Reformations- 
geschichte des betreffenden Territoriums zu bringen. Entstehungs- 
geschichte, Verfasser, die weiteren Schicksale der Ordnungen, 
die Texte, bezw. die Handschriften, aus denen die Ordnung zum 
Abdrucke gelangt, sollen ausführlich behandelt werden. [Richter 
unterlässt vielfach, bei handschriftlichen Quellen den Fundort 
zu nennen.] 

Handelt es sich um Drucke, so gebe ich nur dann die 
Bibliothek an, in welcher sich der betrefiende Druck 'befindet, 
wenn die Bücher sehr selten sind. Auch will ich versuchen, die 
Litteratur zur betreffenden Ordnung möglichst reichhaltig zu- 
sammenzustellen. | 

Dass diese meine Vorbemerkungen nicht immer erschöpfend 
sein werden, wird mir wohl kein billig Denkender vorwerfen. 
Wie häufig fehlten grundlegende Arbeiten und war ich auf 
Archivstudien angewiesen. Dass ich mich aber mit allen Ord- 
nungen nicht gleich eindringlich beschäftigen kann, liegt auf der 
Hand. Wollte ich auf alle Ordnungen die gleiche Sorgfalt ver- 


wenden, wie der Spezialforscher auf die von ihm bearbeitete 
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Ordnung, so würde ich die Vollendung des Werkes wohl nicht 
mehr erleben. Es kann daher weder bei den Einleitungen, noch 
auch bei den Textausgaben selbst mein Bestreben sein, die vor- 
trefflichen Separatausgaben zu ersetzen, oder gar etwa zu über- 
treffen, wie sie hochverdiente Spezialforscher in jüngster Zeit ge- 
leistet haben (ich erinnere nur an die ausgezeichneten Sonder- 
ausgaben der Bugenhagen’schen Ordnungen) und gewiss auch 
in Zukunft noch leisten werden. Der Werth meiner Sammlung 
soll in der Vollständigkeit des Materials bestehen. Ueberall 
suche ich die besten Textgestaltungen, zumeist die Originale, 
d. h. die als Gesetze publizirten Drucke, oder die Originalaus- 
fertigungen (bezw. die diesen gleichwerthigen Abschriften), dem 
Drucke zu Grunde zu legen. Wo verschiedene Ausgaben aus 
der Entstehungszeit vorliegen und verschiedene Lesarten er- 
geben (ich habe auch die Originalausfertigungen vielfach mit den 
ersten Drucken verglichen), gedenke ich diese in den An- 
merkungen hervorzuheben; desgleichen die Veränderungen, welche 
spätere Gesetze des 16. Jahrhunderts am Texte der ursprüng- 
lichen Ordnung vorgenommen haben, blosse Abweichungen in den 
Wortformen, insbesondere mundartliche dagegen nur ganz aus- 
nahmsweise. ÖOffenbare Druckfehler werden annotirt. 

Ein schwieriger Punkt ist die Textgestaltung im Einzel- 
nen, Orthographie, Interpunktion. Feste Grundsätze bestehen 
hierüber in der Wissenschaft immer noch nicht. Man vergleiche 
z. B. das Vorwort zu Band 12 der Weimarer Lutherausgabe 
S. VI, oder Smend, Die evangelischen deutschen Messen bis zu 
Luther’s deutscher Messe, Göttingen 1896, Vorwort, S. VII. Ich 
will im Allgemeinen nach denjenigen Grundsätzen verfahren, 
welche Weizsäcker, im Vorwort zu seiner Ausgabe der deutschen 
Reichstagsacten, aufgestellt hat. 

Einen Nachweis aller im Text vorkommenden Oitate (fast 
nur aus der Bibel) halte ich für überflüssig, — der Leser wird 
sie leicht ermitteln können. Befinden sie sich dagegen in den 
Ordnungen selbst schon am Rande angegeben, so sollen sie 


® 


Sehling, Ueber den Plan zu einer Ausgabe der Ev. Kirchenordnungen. 351 


als Anmerkungen unter dem Texte abgedruckt werden. Einen 
Nachweis der im Text erwähnten Persönlichkeiten, Orte oder 
besonderen z. B. lokalen Vorgänge (übrigens recht selten, wie 
2. B. die Bezugnahme in der Braunschweiger Kirchenordnung 
auf tumultuarische Vorgänge bei einer Hinrichtung) halte ich nur so 
weit für nöthig, als er zum Verständniss der Ordnung selbst 
unbedingt erforderlich ist. Lokale Färbung findet sich wohl 
gar bei Lehrauseinandersetzungen, wie z. B. in der Hamburger 
ein grosser Aufsatz über Marienverehrung steht. 


V. 

Nicht ohne Schwierigkeit ist bei einem so reichhaltigen 
Material die Anordnung. 

König ordnet nach dem Format und innerhalb desselben 
Formates chronologisch. 

Feuerlin und Richter haben die dhsönoloeikche Anordnung 
gewählt. Diese Anordnung ist jedenfalls für den Autor die bequemste. 
Für den Leser schliesst sie den grossen Nachtheil in sich, dass er sich 
über die Rechtsentwickelung eines Territoriums im Zusammenhange 
nur schwer orientiren kann; er muss aus den Registern zunächst 
die verschiedenen Ordnungen ermitteln und diese dann an den 
verschiedensten Stellen zusammensuchen und durchforschen. Dabei 
sind die späteren Ordnungen vielfach nur Fortbildungen, Um- 
gestaltungen der früheren. Auch für die einleitenden Notizen, 
wie wir sie im Sinne haben, ist diese rein äusserliche Anordnung 
nicht recht geeignet. 

Undurchführbar ist bei dem ausserordentlich verschiedenen 
Inhalt der Ordnungen eine systematische Vertheilung nach den Ma- 
terien. Niemand würde dann ein richtiges Bild auch nur von 
einer einzigen Ordnung erhalten, oder jedenfalls nur unter grosser 
Erschwerung. Die Vortheile der systematischen Gliederung sollen 
durch Materien-Register geboten werden. 

Ebensowenig empfehlenswerth ist die Eintheilung nach Fa- - 
miliengruppen. Es lassen sich ja in der That solche Familien- 
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gruppen aussondern (vgl. Richter, Gesch. der Kirchenverf,, 
S. 100ff.; Richter, K.-O. Register; Herzog, Encyklopädie s. v. 
Kirchenordnungen). Dagegen spricht Folgendes. Zunächst ist der 
Begriff Familiengruppe sehr dehnbar. Viele Ordnungen würden 
verschiedenen Familiengruppen zuzutheilen sein, bei manchen Ord- 
nungen sind sogar viele Familien als Grundlage zu nennen. Für 
andere Ordnungen würde dieser systematische Gesichtspunkt über- 
haupt nicht zutreffen. Die Zugehörigkeit zu den Familiengruppen 
ist vielfach eine rein zufällige; es würden auf solche Weise die 
verschiedensten, entferntesten Territorien, deren Rechtsentwickelung 
sonst nicht die geringsten Berührungspunkte zeigte, neben 
einander gestellt werden. ‚Ja es müssten die Ordnungen desselben 
Territoriums an verschiedenen Stellen untergebracht werden, da 
ja die spätere Rechtsbildung vielfach ganz andere Wege ein- 
schlägt, oder auf ganz andern Ordnungen fusst. 

Aehnlich steht es mit der Idee von Masch (Beiträge zur 
Geschichte merkwürdiger Bücher, Bützow und Wismar 1769), die 
Ordnungen nach den Verfassern einzutheilen in: „Lutherische, 
Ösiandrische, Melanchthonische u. s. w.* Diese Idee hat schon 
Cramer a.a. O.S. 432 als undurchführbar zurückgewiesen. Man 
denke auch nur daran, wie gross oft die Zahl der „Verfasser“ ist, 
wie unsicher der Antheil des einzelnen nachzuweisen, wie zweifel- 
haft manches Mal der Verfasser überhaupt. 

Das Richtige scheint mir die Gruppirung nach Territorien zu 
sein. Die kirchliche Rechtsbildung vollzog sich in den einzelnen 
Territorien — dies allein rechtfertigt schon diese Gruppirung. 
Für die ganze evangelische Kirche, oder für eine grössere Mehr- 
heit von Gebieten geltende Ordnungen besitzen wir ausser den von 
den Reformatoren (namentlich Luther) herrührenden, und vielfach 
rezipirten Privatarbeiten nicht. Dieselben sollen daher auch an 
die Spitze gestellt werden. Sämmtliche selbständigen Gebiete 
(auch die politisch unselbständigen Gebiete, welche kirchlich selb- 
ständig vorgehen) sollen ihren eigenen Abschnitt erhalten, in 
welchem dann die gesammte Rechtsentwickelung des 16. Jahr- 
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hunderts zusammenhängend enthalten sein wird. Die Vorzüge 
dieses Systems liegen auf der Hand. Insbesondere würden auch 
die Vorbemerkungen dadurch ein geschlossenes Bild der Ent- 
wickelung geben können, Wiederholungen werden vermieden werden. 
Erschwerend wirkt natürlich die grosse Zersplitterung der deut- 
schen Territorien, denn selbstverständlich konnte nur der Terri- 
torialstand des 16. Jahrhunderts maassgebend sein. DBesitz- 
verschiebungen finden nicht selten statt. Manche Gebiete 
waren gemeinschaftlich. Diesen Nachtheil müssen Register aus- 
gleichen. 

Eine andere, und wohl die schwierigste Frage ist nun abeı 
die, wie die Territorien untereinander zu ordnen seien. Hier 
wäre scheinbar das Nächstliegende gewesen, das Alphabet ent- 
scheiden zu lassen, wie es auch Cramer vorschlägt. Eine solche 
Gruppirung würde aber die in den verschiedensten Theilen Deutsch- 
lands gelegenen, den verschiedensten Richtungen angehörigen Ord- 
nungen an einander reihen. Schwierigkeiten wären dadurch auch 
keineswegs vermieden. Wohin solien z. B. die abhängigen Herr- 
schaften, wie die landsässigen Städte gestellt werden, welche doch 
vielfach eigene Ordnungen produzirt haben? Um diesen Schwierig- 
keiten zu begegnen, gedenke ich im Grundgedanken nach der 
geographischen Lage zu ordnen. Ich werde mit Sachsen, dem 
Mittelpunkt der kirchlichen Bewegung beginnen, sodann den Osten, 
Norden, Westen und Süden Deutschlands behandeln, so dass also 
nach dem Stande heutiger Territorien etwa aufeinander folgen 
würden: 

Sachsen und Thüringen, Schlesien, Polen, Preussen, Pommern, 
Brandenburg, Mecklenburg, Hamburg, Bremen, Lübeck, Schleswig- 
Holstein, Braunschweig und Hannover, Oldenburg, Ostfriesland, 
Westphalen, die beiden Lippe, Waldeck, Rheinland, Nassau, Hessen, 
Rheinpfalz, Elsass-Lothringen, Baden, Württemberg, Bayern. 

Ob die einzelnen Bände gerade in der vorstehenden Reihen- 
folge zur Ausgabe gelangen werden, darauf kommt meiner Ansicht 
nichts an und ich will mich in dieser Hinsicht keineswegs binden. 
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Bei der (sruppirung der unzähligen Gebiete im Einzelnen 
will ich entscheiden lassen die politische und kirchliche Zusammen- 
gehörigkeit. 

Die politische Zusammengehörigkeit fällt bei der Entwickelung 
der evangelischen Kirche häufig zusammen mit der kirchlichen. 
Vielfach aber musste der kirchliche Zusammenhang entscheiden, 
wo von einem politischen nicht gesprochen werden kann. So sollen 
z. B. die Reichsstädte Dortmund, Aachen, Köln, sowie mehrere 
kleinere Herrschaften in Westfalen und Rheinland hinter Cleve ge- 
stellt werden; sie neigen theils kirchlich theils politisch zu dieser Vor- 
macht des Westens. Nicht dagegen deckt sich immer bei der 
Zersplitterung der Territorien dieser Zusammenhang mit der geo- 
graphischen Lage. So müssen z. B. Cleve, Berg, Jülich, Mark, 
Ravensberg zusammen behandelt werden. Die Grafschaft Siegen 
(in der preuss. Provinz Westfalen) ist verbunden mit Nassau, 
ebenso steht die Grafschaft Saarwenden (Lothringen) mit Nassau 
im Zusammenhange. Andererseits wird aber die geographische 
Reihenfolge zumeist innegehalten werden können, da sich die um- 
liegenden kleineren Gebiete doch meist kirchlich nach den grösseren 
richteten, wie z. B. Dortmund, Essen nach Cleve. Die modernen 
Verwaltungsbezirks-Grenzen, z. B. Rheinprovinz, Westfalen können 
nicht maassgebend sein. So erscheint das System äusserlich zwar 
komplizirt. Innere Berechtigung lässt sich ihm aber wohl nicht 
abstreiten. Register werden den Gebrauch erleichtern. 

Als Beispiel diene die Reihenfolge folgender Gebiete in 
Rheinland und Westfalen, und angrenzenden Bezirken: 

1. Oleve, Jülich, Berg, Mark, Ravensberg (mit den Land- 
städten wie Wesel, Lippstadt, Neuenrade, den selbstän- 
digen, aber der Hoheit Cleves unterworfenen Städten 
Herford und Soest). 
a) Die vom Landesherrn ausgehende Reformation; 
b) die lutherischen Gemeinden; 
c) die reformirten Gemeinden. 

2. Die Unterherrschaften. 
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3. 


4. 


15. 


Die Grafschaften Blankenhain, Manderscheid, Schleiden, 
Gerolstein, Kronenburg, Kerpen-Lommersum, Virneburg. 
Die anderen reichsunmittelbaren Herrschaften (nament- 
lich Hörstgen). 


. Grafschaft Mörs. 6. Herzogthum Geldern. 7. Grafschaft 


Tecklenburg. 8. Herrschaft Rheda. 9. Grafschaft Hohen- 
limburg. 10. Grafschaft Lingen. 11. Reichsherrschaft 
Gehmen. 


. Die Reichsstädte Aachen, Köln, Dortmund. 
. Die Reichsabteien Essen (mit Rellinghausen, Breisig), 


Werden. 


. Bisthümer Trier, Köln (dazu das Herzogthum Westfalen), 


Münster, Paderborn, Osnabrück, Minden, Abtei Corvey 
mit der Stadt Höxter. 

Fürstenthum Siegen (im Zusammenhange mit Nassau). 
16. Grafschaften Wittgenstein. 17. Grafschaft Sayn. 
18. Grafschaft Wied. 19. Grafschaften Solms. 20. Graf- 
schaften Nassau. 21. Wild- und Rheingrafschaften. 
22. Grafschaft Nieder-Katzenellenbogen. 23. Grafschaft 
Königstein. 


Als weiteres Beispiel diene Sachsen und Thüringen. Hier 
sollen behandelt werden: 


1; 
2. 


Sodann 


nn ©: 9 a 


Das ernestinische Sachsen. 
Das albertinische Sachsen. 


. Die Sondergebiete: Freiberg und Wolkenstein, Roch- 


litz. 


. Die vier Stifter Meissen, Wurzen, Merseburg, Naumburg- 


Zieitz, 


. Die Landstädte, alphabetisch geordnet. 

. Amt Stolpen (mit Bischofswerda). 

. Stadt und Herrschaft Plauen. 

. Die Herrschaft Ronneberg. 

. Die Schutzgebiete: im thüring. Kreise, Schwarzburg; im 
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erzgebirgischen Kreise, Schönburg; im Vogtlande, Reuss; 
im Harz, Stolberg, Hohenstein. 

10. Grafschaft Henneberg. 11. Grafschaften Mansfeld. 

12. Fürstenthum Anhalt. 

13. Das Eichsfeld (Mainzische Besitzungen mit Erfurt). 

14. Die Reichsstädte Mühlhausen und Nordhausen. 

15. Magdeburg-Halberstadt. 

Bei jedem Gebiete die landsässigen Städte mit eigenen 
Ordnungen. 

Die Privatarbeiten, welche durch Uebung oder stillschweigende 
bezw. ausdrückliche Anerkennung seitens einer gesetzgeberischen 
Autorität den Charakter von Kirchenordnungen angenommen 
haben, will ich, soweit sie von Hause aus für eine Mehrheit von 
Kirchen oder gar etwa als Typen für die gesammte Kirche be- 
stimmt waren, in der Sammlung an die Spitze stellen. Beziehen : 
sie sich dagegen nur auf bestimmte Gemeinden, so sollen sie 
bei dem betreffenden Territorium eingereiht werden, selbst wena 
sie nachher auch in anderen Gremeinden angenommen worden 
sind oder Vorbilder für andere Kirchen abgegeben haben. 

Also z. B. Döber’s Messe wird stehen unter Nürnberg, Kantz 
unter Nördlingen, Müntzer’s evangelische Messe unter Alstedt 
(Sachsen), Melanchthon’s Unterricht der Visitatoren unter Sachsen, 
das weitverbreitete Agendbüchlein von Veit Dietrich unter Nürn- 
berg, Calvin’s und Zwingli’s grundlegende Schriften werden an 
den entsprechenden Orten der Schweiz abgedruckt. 

Unter diesem Gesichtspunkt kommen für den Abdruck an der 
Spitze des Werkes nur wenige Schriften Luther’s in Frage, nämlich: 

a) Gottesdienstordnungen. 

&) Von der Ordnung des Gottesdienstes in der Gemeinde; 
ß) formula missae et communionis; 
y) Deutsche Messe und Ordnung des Gottesdienstes. 

b) Taufordnungen. 

a) Wie man recht und verständig einen Menschen zum 
Christenglauben taufen soll; 
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ß) Taufbüchlein 1523; 
x) Taufbüchlein 1526. 

c) Traubüchlein. 

d) Ordinations-Form. 

Andere Privatarbeiten gehören nicht hierher, weil sie keine 
eigentliche Ordnungen sind. So Bugenhagen’s, Van mennigerleie 
Christliken saken tröstlick lere, genamen uth der Lübecker, 
Hamborger vnd der Brunswiker Ordeninge. 1531 in 8. 266 Blatt, 
— ein Auszug, welchen Bugenhagen aus den von ihm ver- 
fassten, drei Kirchenordnungen veranstaltet hat. Ebenso wenig 
gehört hierher z.B. Oecolampad’s Testament Jesu Christi 1522, 
welches Röhrich „die erste der evangelischen Kirchenordnungen“ 
nennt, nach den Ausführungen von Smend, Die evangelischen 
deutschen Messen bis zu Luthers deutscher Messe, 1896, 8. 68, 70. 

Ich gedenke endlich sämmtlichen damaligen Gebieten des 
Deutschen Reiches, so weit sie überhaupt für die Reformation in 
Frage kommen, je einen eigenen Abschnitt zu widmen, selbst 
wenn sie keine eigene Ordnung ausgebildet, sondern nur eine 
bekannte Kirchen-Ordnung angenommen haben. Auf diese Weise 
soll die beabsichtigte Sammlung zugleich ein annähernd voll- 
ständiges Bild über den Rechtszustand in der evangelischen 
Kirche Deutschlands während des 16. Jahrhunderts geben. 
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II. Miscellen. 


Die Gültigkeit der sog. Kalenberger Kirchenordnung 
de 1569. 


Von 
Pastor von Bötticher-Echte (Hannover). 


Die Kalenberger Kirchenordnung bestimmt im Kap. „Immu- 
nitates und Freyheiten der Kirchendiener“ bei Ebhardt, I S. 121 
(zuletzt gedruckt Göttingen 1739, 8. 244): 

„Weil auch zur Förderung des Ministeriüi nicht unzeitlich 
bedacht wird, wenn die armen Pastores verstorben, dass ihre 
nachgelassen Witwen und Kinder unter Dach sein und eine 
Behausung haben mögen, so wollen wir aus gnädigem väter- 
lichen Willen, damit wir den Pastoribus zugetan, hiermit be- 
fohlen haben, dass eine jede Stadt und Kirchspiel in unserm 
Fürstentumb eine Wonung, wo es am gelegensten sein wird, 
mit Rat unserer Beamten oder des Rats in Städten förderlich 
sollen bauen, darinnen sollen der Pastorn verlassen \Vitwen 
die Zeit ihres Lebens die freie Wonung haben, auch schatz- 
frei sitzen und nicht desto weniger der gemeinen Hut und 
Weide, Mastung und notdürftiger Feurung wie andere zu ge- 
niessen haben. 
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Und sollen unsere Beamten hiermit Befehl haben, wo 
sonst die Leute kein Holz zu obberürter Notdurft hätten, aus 
unsern Hölzern dazu notdürftig Holz zu weisen. 

Da aber zwo Witwen vorhanden sein würden, so soll die 
junge Witwe so lang verziehen, bis die alte gestorben und 
nach ihrem Tode die Wonung auch haben. 

Und sollen solche Häuser von den Städten und Pfarr- 
leuten in Bau und Besserung gehalten. 

Und wenn keine Witwe vorhanden, die Wonung verheuret 
werden und der Zins dem Bau des Hauses und der Kirchen 
zum Besten kommen.“ 

Diese und andere Vorschriften der obigen Kirchenordnung, 
betreffend Anteil der geistlichen Stellen an der Gemeinheit, können 
nach dem Erkenntnis des Oberlandesgerichts Celle d. d. 18. Sep- 
tember 1895 (D. Zeitschr. f. K.R. VI, Heft 2, S. 207) „als eine 
unmittelbare Grundlage“ für dingliche Ansprüche, wodurch „eine 
dingliche Berechtigung unmittelbar zur Entstehung gelangt sei“, 
nicht anerkannt werden. 

Aber dieses Urteil widerspricht sowohl der ausdrücklichen 
Verordnung des Herzog Julius d. d. 28. September 1594 (Schlegel, 
K.-R. V, Anlage 82, 8. 670), dem Urteile des Hofgerichts Han- 
nover d.d. 11. April 1804 (Schlegel, K.-R. V S. 673) als auch 
den zu Gunsten der Pfarrwitwen in Echte erlassenen Ent- 
scheidungen. 

Die erste Pfarrwitwe in Echte ist die des im Jahre 1624 
verstorbenen Paul Hagemann. 

Die Gemeine in Echte bittet d. d. 30. Dezember 1624 das 
Konsistorium, ihr wegen „der teuren Zeit“ den Bau des Pfarr- 
witwenhauses zu erlassen. 

Der Patron Lippoldt von Oldershausen unterstützt dies Ge- 
such d. d, 5. Januar 1625 und empfiehlt, dass die Gemeine 
wegen der vielen „Durchzüge, Lagerungen und Schaden in itzigs 
teuren schweren sorgfältigen Zeiten ihres kundbaren Unvermögens 
halber“ statt des zu erbauenden Hauses der Pfarrwitwe fünf 
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Thaler Mietgeld gebe. Das Konsistorium in Wolfenbüttel empfiehlt 
d. d. 15. Januar 1625 der Witwe, mit diesem Mietgelde zufrieden 
zu sein. Aber auf ein erneutes Bittgesuch der Pfarrwitwe 
d.d. 22. Februar 1625 und auf eine Vorstellung des Superin- 
tendent Sattler zu Seesen d. d. 11. Februar 1625, in denen 
beiden auf die Kirchenordnung hingewiesen wird und dargelegt 
wird, dass die Pfarrwitwe, wenn sie kein Wohnhaus und keine 
Mietwohnung bekäme, auch die Gemeinheitsnutzungen nicht ge- 
niessen könnte, dass der Bau eines Pfarrwitwenhauses nach Ab- 
zug der Hand- und Spanndienste und aller aus der Gemeinheit zu 
entnehmenden Baumaterialien nur 40—50 Thaler koste, verfügt 
das Konsistorium Folgendes: 

U. frl. D. z. Würdiger und wolgelarter auch ehrvester mann- 
hafter und erbar besondere günstige gute Freunde. 
Aus... des Superintendenten anhero getanen Intercession- 

Schrift haben wir verstanden, dass die Pfarrwitwe zu Echte 

mit denen ihr von der Gemeine allda zu geben angebotenen 

fünf Thalern jährliches Mietgeldes anstatt des daselbst man- 
gelnden Pfarrwitwenhauses nicht friedlich sein könne, 

als ihro dann billig dasjenige so die Fürstl. Kirchenord- 
nung ihr zueignet, auch andern ihres gleichen gefolgt wird zu 
gönnen, 

So committieren und befehlen im Namen v. gn. F. u. 
Herren Herzogen Friedrich Ulrichs zu Braunschweig und 
Lüneburg wir Euch kraft dieses, dass Ihr Euch demnächst 
eines gewissen Tags vereinbart an demselben besagte Pfarr- 
witwe neben gedachter Gemeine an einen bequemen Ort er- 
fordert, sie die Gemeine, zu Erbauung eines Pfarrwitwen- 
hauses daselbst, worzu Ihr ihnen Vorschlage tun und dienliche 
Mittel an die Hand geben könnet, ermahnt, unterdessen aber 
gemeldter Pfarrwitwe eine notdürftige, von sonstigen ge- 
meinen oneribus und Schatzung befreyten Wonung zu ver- 
schaffen und sie gemeiner Huet und Weide, Mast und not- 
dürftige Feurung, allermassen vorangezogene Fürstl. Kirchen- 
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ordnung solches vermag und mit sich bringt, geniessen zu 
lassen, anhaltet. | 

Dieses versehen wir uns also gänzlich zu euch, denen 
wir frdl. zu dienen geneigt sein. 


Dat. Wulfenbüttel den 28. Februar 1625. 


Fürstl. Br. Kons. und Kirchenräte. 
gez. 
Commissio an den spec. superint. zu Seesen 
Ehren M. Julium Satlern und Drosten zu Westerhoffe 
Sımon von Alten. 


(Konsistorialarchiv in Hannover.) 


Nochmals haben Gemeine Echte und Lippoldt von Olders- 
hausen im Jahre 1625 wegen der schrecklichen Kriegs- 
nöte um Aufschub des Pfarrwitwenhgusbaues gebeten. Aber die 
unmittelbare Rechtskraft der Kirchenordnung ist von keiner Seite 
angezweifelt. Dagegen scheint der Krieg, welcher von 1625 bis 
1635 die meisten Höfe in Echte mit Einschluss der Pfarre wüste 
gemacht hat, sowie der Tod der Pfarrwitwe den Bau des Pfarr- 
witwenhauses gehindert zu haben. 

Seitdem hat es in Echte bis zum Jahre 1782 keine Pfarr- 
witwe wieder gegeben. Vom 16. April 1782 bis zum 27. De- 
zember 1797 hat hier die Witwe des Pastor Reinmann gelebt. 
Unter Hinweis auf die Kirchenordnung hat Pastor Reinmann 
mit „hohem Befehl“ es durchgesetzt, dass noch bei seinen Leb- 
zeiten in Echte wie in andern Pfarrdörfern ein Witwenhaus von 
der Gemeine im Jahre 1781/82 gebaut ist. (Oldershauser Archiv: 
Kap. XII, No. 23 Bericht der Kirchen-Kommission d.d. 13. April 
1796; Kap. XIII, No. 15 Bericht d. d. 8. Oktober 1798.) Als 
dann die Gemeine Echte der Pastorinwitwe Reinmann den Ge- 
nuss an der Gemeinheit verweigert, wird den Vertretern der 
Gremeine Echte die obige Vorschrift der Kirchenordnung am 
4. Dezember 1782 auf dem Gericht Oldershausen vorgelesen und 
ihnen aufgegeben, der Pfarrwitwe das nötige Brennholz zu geben. 
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In einem folgenden Termine erklärt der Amtmann, dass die 
Einrede der Gemeine, die benachbärten Gemeinen Düderode und 
Willershausen geben ihrer Pfarrwitwe auch keinen Anteil an der 
Gemeinheit, auf Grund der Amtsakten sich als falsch bewiesen 
habe. Mit dieser Entscheidung hat die Gemeine Echte sich zu- 
frieden gegeben und der Pfarrwitwe Reinmann lebenslang, von 
1782—1797, 16 Jahre lang, Mastung, Weide und ein Los Laub- 
holz wie einem Reihemann gegeben. In dem gemäss Ganders- 
heimer Landtagsabschied d. d. 10. Oktober 1601 $ 1 (Ebhardt I. 
S. 176) vom Superintendenten Johann Oldendorp d. d. 5. Ok- 
tober 1729 fidemierten corpus bonorum der Kirche zu Echte hat 
der Amtmann Weppen zu Lebzeiten der Pfarrwitwe Reinmann den 
Nachtrag hinzugefügt, dass obige Gerechtsame jeder Pfarrwitwe 
zustehen. Nach dem Tode der Pastorin Reinmann (7 27. De- 
zember 1797) will die Gemeine Echte das gut reparierte Pfarr- 
witwenhaus verpachten und das Pachtgeld in die Gemeinekasse 
fliessen lassen. Diese Verpachtung kassiert das Gericht Olders- 
hausen auf Veranlassung der Kirchen- Kommission. Auf die 
Beschwerde der Gemeine Echte d. d. 3. Juli 1798 erlässt das 
Konsistorium folgenden End-Bescheid: 

„Wir haben vernommen, was ihr in Gefolg unsers Re- 
skripts vom 19. Juli d. J. auf die von der Gemeine zu Echte 
übergebene Vorstellung wegen der ihr zu gestattenden Ver- 
pachtung des Pfarrwitwenhauses zum erforderten Bericht an- 
hero gelangen lassen. Da’ nun nach ausdrücklichem Inhalt der 
Kirchenordnung, die Gemeine verbunden gewesen ist, ein 
Pfarrwitwenhaus zu erbauen, dessen Aufkünfte aber, wenn 
keine Predigerwitwe vorhanden ist, teils zum Besten der Kirche 
zu berechnen, teils zur baulichen Unterhaltung des Witwen- 
hauses selbst anzuwenden sind, solcher Gestalt auch auf den 
gleichmässigen Antrag der Gemeine zu Imbshausen und Lagers- 
hausen unterm 14. April 1774 erkannt worden, so stehet dem 
Gesuche der Gemeine zu Echte nicht zu deferieren. Indessen 
sind wir geneigt, der gedachten Gemeine zu Vergütung der 
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auf die neuerliche Reparatur des Pfarrwitwenhauses verwen- 
deten Kosten ein Geschenk von 40 Thalern, den Mietgeldern 
desselben zu bewilligen, welche in gewissen Terminen, deren 
Ermässigung wir euch überlassen, von der eingehenden Miete 
an die Gemeine verabfolget, und in dem Kirchenregister 
mit Beziehung auf dieses Reskript ausgeblich berechnet 
werden können. Ihr habt demnach solches der Gemeine zu 
eröffnen. 


Hannover, den 18. Dezember 1798. 


Königl. Grossbrit. u. Kurfürst. Br. Lüneb. wirkl. 
“Geh. Rat und zum Consistorio verordnete Präsident, 
auch Konsistorial- und Kirchenräte. 


An die Kirchen-Kommissarıen von Echte.“ 


Gegen diese Entscheidung appelliert die Gemeine Echte an 
das ÖOberappellationsgericht Zelle d. d. 9. u. 27. März 1799, 
ähnlich wie in der Beschwerde d.d. 3. Juli 1798 mit folgender 
Justifikation. Seit unvordenklicher Zeit, wenigstens seit dem 
30jährigen Kriege, sei in Echte keine Pfarrwitwe und kein 
Pfarrwitwenhaus gewesen. Die Gemeine Echte habe das Pfarr- 
witwenhaus 1781/82 ganz allein aus eigenen Mitteln gebaut und 
in vortrefflichen Stand gesetzt, das Bauholz dazu wie zu den 
andern geistlichen Gebäuden allein aus ihrer Forst genommen, 
ohne, wie es die Kirchenordnung de 1569 vorschreibe, das 
herrschaftliche Holz in Anspruch zu nehmen; der Bau koste 
750 Thaler — nach der Gemeinerechnung 465 Thaler excel. 
Bauholz, Hand- und Spanndienst —; daher beanspruche die 
Gemeine das Mietgeld des Pfarrwitwenhauses wenigstens so 
lange, bis die Gemeine die Bau- und Reparaturkosten ersetzt 
bekommen habe. 
Auf diese Appellation ist folgendes Urteil ergangen: 
„Auf die von der Gemeine Echte, Implorantin, wider ein, 
in Sachen derselben entgegen die Kirche daselbst, Imploratin 
in puncto Verpachtung des Pfarrwitwenhauses von unserm 
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Consistorio zu Hannover unterm 18. Dezember a. pr. erlassenes 
Rescriptum eingewandte Appellation und desfalls am 9. und 
27. März a. c. übergebener Schriften: Introductio und Justi- 
ficatio rubricieret, wird von uns Georg dem. Dritten, von 
Gottes Gnaden Könige von Grossbritannien, Frankreich und 
Irland, Beschützer des Glaubens, Herzog zu Braunschweig und 
Lüneburg, des Heiligen Römischen Reichs Erzschatzmeister 
und Kurfürsten p. p. hiermit zum Bescheide erteilet: dass, 
wenn auch Implorantische contra lapsum fatalium in integrum 
zu restituieren sein dürfte; nachdemmalen jedoch in dem Re- 
scripto a quo enthaltene Entscheidungsgründe nicht elidiert 
worden; so kann dem Gesuche nicht deferiert werden. 


Celle, den 8. Juli 1799. 


Ad mandatum Ser@i etc. PotentMi Regis et Electoris 
L. S. proprium 
gez.: G. F. A. von der Wense, 
gez.: Brandes. 


Gegen dieses Erkenntnis hat die Gemeine Echte d.d. 
23. August 1799 sich mit dem Gesuche um eine interpretatio 
authentica der Kirchenordnung an die Landesregierung gewandt, 
weil die Kirchenordnung nicht festsetze, wann das notdürftige 
Holz aus den herrschaftlichen Forsten zu liefern sei und ob auch 
in dem Falle, wenn das Bauholz zum Pfarrwitwenhausbau allein 
aus dem (emeineholze geliefert sei, die Gemeine im Falle einer 
Predigerwitwenvakanz, das Pachtgeld des Pfarrwitwenhauses in 
die Gemeinekasse zu fliessen habe. Doch auch dies Gesuch ist 
ohne Erfolg geblieben. Nur aus Güte hat das Konsistorium 
d. d. 20. Mai 1800 gestattet, dass die Hälfte des Mietgeldes in 
die Gemeinekasse fliessen dürfe, so lange als die andere Hälfte 
des Mietgeldes zur Erhaltung des Pfarrwitwenhauses hinreiche. 
Durch Vergleich hat die Reihegenossenschaft d. d. 11. Februar 1846 
auch auf diese Hälfte verzichtet, „bis die Kirche wieder zu Ver- 
mögen kommt“. Mit Recht ist dem Gesuche der Gemeine Echte 
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um eine interpretatio authentica nicht Folge gegeben. Unter 
den damaligen Verhältnissen war es selbstverständlich, wann „die 
Leute zu obberührter Notdurft kein Holz hatten“, nämlich dann, 
wann die Gemeinen keine eigene Hölzung, sondern nur servitutische 
Berechtigungen an herrschaftlichen Holzungen hatten. Nur die 
Frage kann strittig sein, ob die Kirchenordnung de 1569 den 
Pfarrwitwen ein Recht an allen Gemeinheitserträgen oder nur 
an den genannten schaffen will. Die subsidiäre Verpflichtung 
der herrschaftlichen Forsten, das „notdürftige Holz zu ob- 
berührter Notdurft“ zu liefern, ist ein Beweis, dass die Kirchen- 
ordnung de 1569 — nach damaligen Verhältnissen selbstverständ- 
lich — in der den Gemeinen auferlegten Verpflichtung ein 
Pfarrwitwenhaus zu bauen die Verpflichtung, das Baumaterial, 
besonders das Bauholz, zum Pfarrwitwenhause aus dem Gemeine- 
holze zu liefern, einschliesst. 

Dann bekundet die Kirchenordnung de 1569 mit ihrer 
ganzen Vorschrift zu Gunsten der Pfarrwitwen, dass diese die 
vier Hauptgerechtsame wie Markgenossen zu geniessen haben und 
an allen Erträgen der Gemeinheit nachbargleich teilnehmen 
sollen (v. Bötticher, Die Ansprüche an die Almend, Hannover 
1894, Abschnitt V), wie es die Schwester der K. Kirchenordnung 
de 1569, d. i. die Lüneburger Kirchenordnung de 1643, Kap. 12 
& 30, und die Tochter der K. Kirchenordnung de 1569, d. i. 
die Braunschweigische Kirchenordnung de 1709 (D. Zitschr. f. 
K.R. VI S. 224) klar vorschreibt. 

(Gedenken wir endlich noch 8 76 des hannov. Verfassungs- 
gesetzes d. d. 6. August 1840 (Ebhardt, I S. 535), welcher die 
„zur Dotation der Pfarrwitwentümer gehörenden Gerechtigkeiten“ 
nur in Rücksicht auf obige einzigartige Vorschrift der K. Kirchen- 
ordnung de 1569 erwähnt, sowie des Gandersheimer Landtags- 
abschieds d. d. 10. Oktober 1601, 8 1 u. $ 18 (Ebhardt, I 
S. 174 ff.) und des Hannoverschen Landtags-Abschieds d. d. 
3. April 1639 (Ebhardt, I S. 180 ff.), so ist bewiesen, dass alle 


Faktoren des kirchenstaatlichen Lebens bis zur Entscheidung des 
Deutsche Zeitschr. £. Kirchenrecht. VII. 3. 94 
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Oberlandesgerichts Celle d. d. 18. September 1895 nie daran ge- 
zweifelt haben, dass die streng gebietende obige Bestimmung der 
K. Kirchenordnung de 1569 — und daher wahrscheinlich sänmt- 
liche vermögensrechtliche Bestimmungen dieser Kirchenordnung 
— ein unmittelbares Recht neu geschaffen, bezw. die alten 
Privat-Rechte der Pfarren und Küstereien für die Zukunft ge- 
währleistet haben. 
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